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B e i l a g e   z u m

A  m  t  s  b  l  a  t  t
d e r  L a n d e s h a u p t s t a d t  L i n z

Folge 1/2016

P R O T O K O L L

über die 4. Sitzung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Linz am Donnerstag, 28. Jänner 2016, 
14 Uhr, im Gemeinderatssaal des Alten Rathauses

Anwesende:
Vorsitzender:
	 SPÖ	 Bürgermeister Klaus Luger

Die VizebürgermeisterInnen:
	 ÖVP	 Mag. Bernhard Baier
	 SPÖ	 Christian Forsterleitner
	 FPÖ	 Detlef Wimmer

Die StadträtInnen:
	 FPÖ	 Markus Hein
	 SPÖ	 Karin Hörzing
	 GRÜNE	Mag.a Eva Schobesberger
	 ÖVP	 KommRin Susanne Wegscheider

Die GemeinderätInnen:
	 FPÖ	 Mia Åkerblom
	 ÖVP	 Ing. Peter Casny
	 SPÖ	 Helga Eilmsteiner
	 GRÜNE	Mag.a Rossitza Ekova-Stoyanova
	 NEOS	 Felix Eypeltauer
	 SPÖ	 Regina Fechter-Richtinger
	 FPÖ	 Manfred Gabriel
	 SPÖ	 Stefan Giegler
	 FPÖ	 Wolfgang Grabmayr
	 SPÖ	 Johannes Greul
	 GRÜNE	Klaus Grininger, MSc
	 KPÖ	 Mag.a Gerlinde Grünn
	 ÖVP	 Josef Hackl
	 SPÖ	 Claudia Hahn
	 ÖVP	 Mag. Martin Hajart
	 GRÜNE	 Mag.a Marie Edwige Hartig
	 FPÖ	 Harald Hennerbichler
	 GRÜNE	 Sophia Hochedlinger
	 SPÖ	 Jakob Huber
	 SPÖ	 Carmen Janko
	 SPÖ	 Erich Kaiser
	 ÖVP	 Waltraud Kaltenhuber
	 FPÖ	 Günther Kleinhanns

	 FPÖ	 Ute Klitsch
	 SPÖ	 Miriam Köck
	 FPÖ	 Markus Krazl
	 FPÖ	 Martina Krendl
	 SPÖ	 Wolfgang Kühn
	 ÖVP	 Doris Lang-Mayerhofer
	 GRÜNE	Mag. Helge Langer, M.A.
	 ÖVP	 Mag.a Veronika Leibetseder
	 SPÖ	 Franz Leidenmühler
	 NEOS	 Elisabeth Leitner-Rauchdobler
	 ÖVP	 Maria Mayr
	 FPÖ	 Anita Neubauer
	 FPÖ	 Werner Pfeffer
	 ÖVP	 Cornelia Polli, Bed
	 NEOS	 Lorenz Potočnik
	 FPÖ	 Manfred Pühringer
	 FPÖ	 Brigitta Riha
	 GRÜNE	Ursula Roschger
	 FPÖ	 Michael Schilchegger
	 GRÜNE	Alexandra Schmid
	 GRÜNE	Bernhard Seeber
	 ÖVP	 Michaela Sommer
	 ÖVP	 Markus Spannring
	 SPÖ	 Bettina Stadlbauer
	 ÖVP	 Wolfgang Steiger
	 SPÖ	 Klaus Strigl
	 FPÖ	 Peter Stumptner
	 GRÜNE	Michael Svoboda
	 SPÖ	 Regina Traunmüller
	 FPÖ	 Susanne Walcher
	 SPÖ	 Tanja Weiss
	 SPÖ	 Gerhard Weixelbaumer
	 SPÖ	 Erika Wundsam

Die Magistratsdirektorin:
	 Dr.in Martina Steininger

Der Abteilungsleiter des Präsidiums:
	 MMag. Andreas Atzgerstorfer
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Tagesordnung

A 	 MITTEILUNGEN DES BÜRGERMEISTERS

B	 ANFRAGEN AN STADTSENATSMITGLIEDER

C 	 ANTRAG NACH § 47 ABS. 5 STATUT DER LANDESHAUPTSTADT LINZ (STL) 1992 
GEGEN NACHTRÄGLICHE GENEHMIGUNG DURCH DEN GEMEINDERAT

C 1. Kreditübertragung von insgesamt 62.000 Euro im Geschäftsbereich Bau- und Bezirksverwaltung

D 	 ANTRAG DES STADTSENATES

D 1. Durchführung des Linz Festes 2016; Grundsatzgenehmigung; maximal 222.000 Euro 

E 	 ANTRÄGE DES AUSSCHUSSES FÜR FINANZEN

E 1. Reorganisation Unternehmensgruppe Stadt Linz; Grundsatzbeschluss

E 2. A 26 Linzer Autobahn (Westring); Grundeinlöse, Grundinanspruchnahme und Einräumung 
von Servituten südlich der Donau

E 3. Neuerlassung der Lustbarkeitsabgabeordnung der Landeshauptstadt Linz

E 4. Abtretung von 1549 Quadratmeter, aus den Grundstück Nr. 1553/12, 1553/17, 
1553/18 und 1553/37 sowie Rückstellung von 276 Quadratmetern aus den Grundstück Nr. 
1553/16, 1553/19 und 2108/1, alle KG Katzbach (Bundesschulzentrum Aufhof) - Leistung 
einer Entschädigung seitens der Stadt Linz in Höhe von 224.200 Euro

F 	 ANTRÄGE DES AUSSCHUSSES FÜR INFRASTRUKTUR, STADTENTWICKLUNG UND 
WOHNBAU

F 1. Änderungsplan Nr. 55 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4, KG Lustenau (Franckstraße 
45)

F 2. Änderungsplan Nr. 61 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4, KG Linz (Prunerstraße 3)

F 3. Neuerfassung (Stammplan) des Bebauungsplanes 16-016-01-00, KG Ufer 
(Moosfelderstraße)

F 4. Bebauungsplanänderung 09-012-01-01, KG Linz (Jägermayrstiege – Vergeinerstraße)

G 	 ANTRAG DES AUSSCHUSSES FÜR SOZIALES, JUGEND, FAMILIE UND INTEGRATION

G 1. Abschluss eines Leistungsvertrages zwischen der Stadt Linz und der Volkshilfe Linz für 
Aufgaben der Daseinsvorsorge im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Demenztageszentrums

H 	 ANTRAG DES AUSSCHUSSES FÜR WIRTSCHAFT, MÄRKTE, STADTGRÜN UND 
STRASSENBETREUUNG

H 1. Verkauf des Grundstücks 1237/15, KG Posch (Südpark Linz) um den Verkaufspreis von 
201.341,10 Euro
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I 	 ANTRAG DES VERWALTUNGSAUSSCHUSSES DES KINDER- UND JUGEND-SERVICES 
LINZ NACH § 7 ABS. 2 DES ORGANISATIONSSTATUTES GEGEN NACHTRÄGLICHE 
GENEHMIGUNG DURCH DEN GEMEINDERAT

I 1. Neuerlassung des Organisationsstatutes für die Unternehmung „Kinder- und Jugend-
Services Linz“

J 	 PRÄSENTATION DES KONTROLLAMTSBERICHTES ZUM RECHNUNGSABSCHLUSS 
2014 DURCH DEN DIREKTOR DES KONTROLLAMTES

K 	 FRAKTIONSANTRÄGE UND FRAKTIONSRESOLUTIONEN NACH § 12 STL 1992

K 1. AUSGLIEDERUNG VON „DIENSTLEISTUNGSBEREICHEN“ AUS DEM KERNMAGISTRAT

K 2. MISSWIRTSCHAFT BEI KULTURFÖRDERUNGEN STOPPEN

K 3. BELEBUNG DES LUNAPLATZES IN DER SOLARCITY

K 4. AUFHEBUNG DER LÄNGEREN PARKGEBÜHRENPFLICHT AM SAMSTAG

K 5. BEGEGNUNGSZONE HAUPTPLATZ

K 6. HOCHHAUSENTWICKLUNGSPLAN

K 7. ERSTELLUNG EINES RADKONZEPTES ZUR ERHÖHUNG DES RADFAHRANTEILS IN 
LINZ

K 8. WIEDERMONTAGE DER SO GENANNTEN „AMPELPÄRCHEN“ (GEMEINSAMER 
ANTRAG GRÜNE UND KPÖ)

K 9. RÜCKANBRINGUNG DER SO GENANNTEN „AMPELPÄRCHEN“ AN DER MOZARTKREUZUNG

K 10. STÄDTEBAULICHER IDEENWETTBEWERB JKU-VIERTEL – AUHOF/DORNACH

K11. EINSATZKRÄFTE-KOOPERATION; TERROR-VORBEREITUNG UND SCHUTZ KRITISCHER 
INFRASTRUKTUR - ANTRAG UND RESOLUTION

K 12. LINZ SOLL PILOTSTADT IM INTEGRATIONSBEREICH WERDEN – RESOLUTION UND 
ANTRAG

K 13. OBERÖSTERREICHISCHER VERKEHRSVERBUND (OÖVV) – OPTIMIERUNG DER 
INFORMATION - RESOLUTION UND ANTRAG

K 14. BEDARFSORIENTIERTE MINDESTSICHERUNG NACH HERKUNFTSLANDPRINZIP - 
RESOLUTION

K 15. TEMPORÄRE AUSSETZUNG DER VIGNETTENPFLICHT - RESOLUTION

K 16. OPTIMIERUNG DES LINZER GASTRONOMIEVERZEICHNISSES – RESOLUTION

K 17. KEINE OSTUMFAHRUNG AUF LINZER STADTGEBIET - KEINE ZERSTÖRUNG VON 
KÜNFTIGEM WOHNGEBIET AM KASERNENAREAL – RESOLUTION
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K 18. VERKAUF DER DENKMALGESCHÜTZTEN SIEDLUNG „SINTSTRASSE“ ZUM 
FIXPREIS, GEKOPPELT AN QUALITATIVE KRITERIEN - RESOLUTION

Beginn der Sitzung: 14.02 Uhr

Bürgermeister Luger eröffnet die 4. Sitzung des Gemeinderates, begrüßt die Anwesenden 
und stellt die ordnungsgemäße Einberufung und die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates 
fest.

Für die heutige Sitzung ist Gemeinderat Benedik, SPÖ, entschuldigt. 
Gemeinderätin Walcher, FPÖ, kommt etwas später in die Sitzung.

Bürgermeister Luger teilt mit, dass drei Dringlichkeitsanträge eingebracht wurden.

1. Dringlichkeitsantrag der ÖVP-Gemeinderatsfraktion betreffend Monitoring für 
bedarfsorientierte Mindestsicherung

2. Dringlichkeitsantrag der ÖVP-Gemeinderatsfraktion betreffend Vorlage eines Zeitplans zur 
Errichtung einer Donaubrücke an Stelle der bestehenden Eisenbahnbrücke

3. Dringlichkeitsantrag der ÖVP-Gemeinderatsfraktion betreffend Verschärfungen bei der 
bedarfsorientierten Mindestsicherung angesichts der gegenwärtigen Zuwanderungsproblematik 
- Resolution

Bürgermeister Luger schlägt vor, den Anträgen die Dringlichkeit zuzuerkennen und sie am 
Ende der Tagesordnung zu behandeln.

Der Vorschlag des Bürgermeisters wird vom Gemeinderat einstimmig angenommen.

Stadtrat Hein zur Tagesordnung:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, ich beantrage die 
Absetzung der Tagesordnungspunkte K 8 und K 9, weil hier die rechtliche Frage bezüglich der 
Zuständigkeit nicht geklärt ist. Mir liegt ein Gutachten vor, das besagt, dass die Veränderung 
von Ampelanlagen nicht im unmittelbaren Wirkungsbereich der Landeshauptstadt Linz oder 
überhaupt im Gemeindebereich liegt.

Eine Anfrage ist bereits bei der Gemeindeaufsicht eingebracht worden. Diese muss die Frage 
jetzt noch klären. Das ist sich bis zum 28. Jänner nicht mehr ausgegangen. Daher ersuche 
ich um Absetzung dieser beiden Anträge, bis diese rechtliche Frage geklärt ist.“

Bürgermeister Luger:
„Ich habe über diesen Antrag aufgrund der Geschäftsordnung natürlich abzustimmen. 
Zur formalen Information: Die Änderung der Tagesordnung bedarf in diesem Fall einer 
Zweidittelmehrheit des Gemeinderates. Mir liegt eine Rechtsauskunft der Magistratsdirektion 
vor, wonach die Causa der Behandlung der Ampelpärchen im eigenen Wirkungsbereich der 
Stadt liegt und diese Anträge damit rechtens auf der Tagesordnung sind. Ich schlage vor, 
darüber abzustimmen.“

Der Antrag der FPÖ auf Absetzung der Tagesordnungspunkte K 8 und K 9 wird bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), ÖVP (12) und NEOS (3) sowie bei 
Gegenstimmen der Grünen-Fraktion (9) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt.
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A	 MITTEILUNGEN DES BÜRGERMEISTERS

Bürgermeister Luger verweist auf die den Mitgliedern des Gemeinderates vorliegenden 
Mitteilungen über jene Stadtsenatsbeschlüsse, mit denen Kreditüberschreitungen und 
Kreditübertragungen bewilligt wurden, und ersucht um Kenntnisnahme.

(1. Kreditüberschreitungen:

Der Stadtsenat hat in der Zeit vom 1. Jänner 2015 bis 13. Jänner 2016 für das Rech
nungsjahr 2015 keine Kreditüberschreitungen genehmigt.

2. Kreditübertragungen:

Der Stadtsenat hat in der Zeit vom 26. November 2015 bis 13. Jänner 2016 für das 
Rechnungsjahr 2015 folgende Kreditübertragungen genehmigt:

In der Zeit vom 1. Jänner 2015 bis 13. Jänner 2016 wurden vom Stadtsenat für das Rechnungsjahr 
2015 Kreditübertragungen in der Höhe von 169.212,13 Euro genehmigt. Davon wurden dem 
Gemeinderat in bereits vorangegangenen Sitzungen 125.800 Euro zur Kenntnis gebracht.

Gemäß § 54 Abs. 2 StL 1992 in Verbindung mit Verordnung des Gemeinderats vom 29. 
November 1979 obliegt die Beschlussfassung der Kreditübertragungen, wenn der Betrag im 
Einzelfall 29.069 Euro nicht übersteigt, und bei Kreditüberschreitungen, wenn der Betrag im 
Einzelfall 50.000 Euro nicht übersteigt, dem Stadtsenat, solange die bereits vom Stadtsenat 
beschlossenen Kreditüberschreitungen nicht die Höhe von insgesamt eins von Hundert der 
gesamten veranschlagten Ausgaben übersteigen. Der maßgebliche Höchstbetrag 2015 für 
Kreditüberschreitungen beträgt somit 8,463.495 Euro und wurde nicht überschritten.

3. Nachtragsvoranschlag:

Für das Rechnungsjahr 2015 haben die vom Gemeinderat und Stadtsenat bis zum 13. Jänner 2016 
genehmigten Kreditüberschreitungen 5,130.000 Euro und die Kreditübertragungen 4,410.712,13 
betragen. Gemäß § 54 Abs. 2 letzter Satz StL 1992 ist ein Nachtragsvoranschlag erforderlich, wenn 
die Kreditüberschreitungen 7,5 Prozent der Einnahmen des ordentlichen Voranschlages, das sind 
46,692.915 Euro, übersteigen. Für Kreditübertragungen gilt das Gleiche.

Diese Grenzen wurden nicht überschritten. Ein Nachtragsvoranschlag für 2015 ist daher nicht 
erforderlich.)

B	 ANFRAGEN AN STADTSENATSMITGLIEDER

Bürgermeister Luger bringt zur Kenntnis, dass neun Anfragen in die heutige Sitzung 
eingebracht wurden; drei an seine Person, zwei an Stadträtin Hörzing, zwei an Stadtrat Hein, 
eine an Vizebürgermeister Baier und eine an Stadträtin Wegscheider.

VASt Bezeichnung anw. berecht.
GB

Beschluss
Datum

Betrag
Euro

1.3200.510100 Bezüge der Vertragsangestellten,
Musiklehrer MSch 17.12.15 18.412,13

5.2800.774004 Kapitaltransfers an sonst. öffentl.
Rechtsträger, Kunstuniversität StK-7 17.12.15 25.000,00

43.412,13
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1. Die Anfrage von Gemeinderätin Leitner-Rauchdobler an Bürgermeister Luger betreffend 
Umsetzung Barcelona-Kriterien hinsichtlich Kinderbetreuungsplätze der unter Dreijährigen 
und aktuelle Situation Kinderbetreuungsplätze der unter Dreijährigen wird entweder schriftlich 
oder in der nächsten Sitzung beantwortet.

2. Die Anfrage von Gemeinderat Eypeltauer an Bürgermeister Luger betreffend demographische 
Daten zum Univiertel wird entweder schriftlich oder in der nächsten Sitzung beantwortet.

3. Die Anfrage von Gemeinderat Potočnik an Bürgermeister Luger betreffend Projekt- und 
Finanzierungsstand Rotes Kreuz, Ortsstelle Linz-Süd wird entweder schriftlich oder in der 
nächsten Sitzung beantwortet.

4. Anfrage von Gemeinderätin Mag.a Grünn an Stadträtin Hörzing:
„Sehr geehrter Frau Stadträtin, veranlasst durch wachsende Kritik wurde vom SPÖ-
Bundesparteitag am 28./29. November 2014 mit großer Mehrheit beschlossen, die 
Unterstützung und Zusammenarbeit mit Organisationen der rechtsextremen türkischen 
‚Grauen Wölfe‘ und deren Mutterpartei MHP einzustellen. Laut Erkenntnissen von Experten 
sind die ‚Grauen Wölfe‘ extrem nationalistisch, antisemitisch und verteidigen bis heute den 
Völkermord von 2015 am armenischen Volk in der Türkei.

Laut diesem Beschluss soll gegen ‚eine Unterstützung oder Zusammenarbeit mit den 
‚Grauen Wölfen‘ auf jeglicher Ebene konsequent‘ vorgegangen werden, sollen die Aktivitäten 
des Vereins Avrasya ‚in zukünftigen Verfassungsschutzberichten wieder enthalten sein‘ 
und es soll ‚keine öffentliche Förderung von Vereinen oder Projekten, die der MHP nahe 
stehen oder in sonst einer Weise rechtsextremes Gedankengut verbreiten‘ geben. Vom SPÖ-
Bundesparteivorstand wurde am 15. Jänner 2016 der Abschlussbericht zu diesem Beschluss 
behandelt. Als Konsequenz soll von jeder Unterstützung und Zusammenarbeit mit dem Verein 
Avrasya wegen dessen Konnex zu den ‚Grauen Wölfen‘ Abstand genommen werden.

Dass der Verein Avrasya in enger Verbindung mit den ‚Grauen Wölfen‘ steht, bestätigen die Fakten 
eindeutig: So ist der derzeitige Avrasya-Vorsitzende Davut Güvenc direkt bei der MHP angestellt. 
Im April 2012 war MHP-Chef Davlet Bahceli in Linz zu Gast und wurde von Avrasya mit größter 
Ehrerbietung empfangen. Im Oktober 2015 fand im Volkshaus Pichling sogar eine Veranstaltung von 
Avrasya mit dem MHP-Abgeordneten Turan Yaldir anlässlich der türkischen Parlamentswahl statt.

Ich stelle daher laut Statut Linz § 12 nachstehende Anfrage:

1. Frau Stadträtin, in welcher Weise wird von Ihnen dem Beschluss des SPÖ-Bundesparteitages nach 
Beendigung der Unterstützung und Zusammenarbeit mit dem Verein Avrasya Rechnung getragen? 

2. Wird die Förderung dieses Vereins durch die Stadt eingestellt? 

3. Werden dem Verein künftig keine städtischen Lokale mehr für Veranstaltungen zur 
Verfügung gestellt? 

4. Wird die Vertretung des Vereins im Linzer Migrationsbeirat annulliert? 

5. Werden künftig keine Mitglieder des Stadtsenats bzw. Gemeinderates mehr an Veranstaltungen 
von Avrasya teilnehmen?“

Stadträtin Hörzing:
„Die Fragen 3., 4. und 5. sind unzulässig, weil sie nicht in meinen Zuständigkeitsbereich 
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fallen. Die Frage 1 zielt auf eine persönliche Beurteilung beziehungsweise Wertung ab, 
insofern werde ich diese auch nicht beantworten. Die Frage 2 ist zulässig.

Zu 2.: Dazu ist festzuhalten, dass der Verein keine Basisförderung der Stadt erhält und dies auch 
nicht vorgesehen ist.

Das ist meine Anfragebeantwortung. Danke.“

5. Die Anfrage von Gemeinderätin Mag.a Grünn an Stadträtin Hörzing betreffend obdachlose 
Flüchtlinge wird entweder schriftlich oder in der nächsten Sitzung beantwortet.

6. Anfrage von Gemeinderätin Mag.a Grünn an Stadtrat Hein:
„Sehr geehrter Herr Stadtrat, die Folgen der Sperre der Eisenbahnbrücke mit Ende Februar 
2016 für alle VerkehrsteilnehmerInnen mit Querungsabsicht über die Donau, stellt auch für 
RadfahrerInnen ein großes Mobilitätshindernis dar. Mitunter gewinnt man in der öffentlichen 
Debatte um die Lösung dieses Mobilitätshindernisses den Eindruck, dass auf nicht motorisierte 
VerkehrsteilnehmerInnen wie RadfahrerInnen und FußgeherInnen vergessen und in erster 
Linie an motorisierte VerkehrsteilnehmerInnen gedacht wird.

Die Stadt Linz bekennt sich zu einer Attraktivierung des Radfahrverkehrs. Die nunmehr als 
Alternativen zur gesperrten Eisenbahnbrücke zur Verfügung stehenden Donauquerungen 
Nibelungenbrücke und Autobahnbrücke stehen schon lange auf Grund ihrer für RadfahrerInnen 
unattraktiven mitunter auch gefährlichen Fahrsituation unter Kritik.

Ich stelle daher laut Statut Linz § 12 nachstehende Anfrage:

1. Herr Stadtrat, welche Maßnahmen werden Sie setzen, um auch für RadfahrerInnen eine 
sichere und attraktive Donauquerung im Stadtgebiet zu ermöglichen? 

2. Wie ist der derzeitige Stand bezüglich des Rad- bzw. Fußwegs über die Nibelungenbrücke? 

3. Ist angesichts des zu erwartenden vermehrten Radverkehrs über die Nibelungenbrücke an 
zusätzliche Maßnahmen, wie etwa die Freimachung einer Fahrspur für RadfahrerInnen gedacht? 

4. Wie stehen Sie zu zusätzlichen Angeboten für RadfahrerInnen, wie etwa die 2006 vom 
ehemaligen Stadtrat Himmelbauer forcierte Fußgeher- und Radfahrbrücke?“

Stadtrat Hein:
„Zu 1. und 2.: Durch die Sperre der Eisenbahnbrücke haben wir im Prinzip zwei 
Brückenüberquerungen. Zum einen ist das die Voest-Brücke und zum anderen die 
Nibelungenbrücke. Was die Nibelungenbrücke im Speziellen betrifft, ist schon seit Jahren 
oder Jahrzehnten bekannt, dass wir diese Situation nicht ohne kostenintensive Maßnahmen 
verbessern können. Es gibt hier mehrere Varianten: Einerseits die Verbreiterung der Brücke, 
andererseits ein zusätzliches Anbringen eines Tragwerkes und die dritte Lösung wäre eine 
Fuß- und Radquerung, welche bis jetzt aber immer an der Finanzierung gescheitert sind.

Weiters planen wir - wir sind bereits mit viadonau im Gespräch - eine Rad- und Fußgängerfähre 
zu installieren. Die Gespräche sind aber noch am Anfang. Es muss rechtlich abgeklärt werden, 
ob vorhandene Anlegestellen benutzt werden können oder ob neue gebaut werden müssen. 

Zu 3.: Nein, daran ist nicht gedacht, das werden wir nicht machen, weil die Nibelungenbrücke 
die einzige noch intakte innerstädtische Brücke ist. Es wäre ein falsches Signal, wenn man 
hier noch eine Fahrspur für den Rad- und Busverkehr freigeben würde.
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Zu 4.: Dieser Fuß- und Radfahrbrücke stehe ich sehr offen gegenüber, sofern sie finanzierbar 
ist.“

7. Anfrage von Gemeinderat Grininger, MSc, an Stadtrat Hein:
„Sehr geehrter Herr Stadtrat, auf den Linzer Brücken herrschen für FußgängerInnen und 
RadfahrerInnen keine optimalen Bedingungen. Durch den Wegfall der Eisenbahnbrücke wird 
es zu einer verstärkten Nutzung der Radwege auf der Nibelungenbrücke und auch auf den 
beiden anderen Donaubrücken kommen.

Gerade auf der Nibelungenbrücke zeigen sich die Versäumnisse der letzten Jahre in drastischer 
Weise. Der nur 80 Zentimeter breite Radweg wäre heute nicht mehr genehmigungsfähig 
und ist nicht nur für Familien mit Kindern unzumutbar. Die Defizite sind nicht nur für eine 
Radtourismusstadt direkt am Donauradweg beschämend, sondern auch für die täglichen 
Nutzer und Nutzerinnen. Eine sichere Nibelungenbrücke ist auch notwendig, um die vom 
Gemeinderat beschlossenen Ziele der ,Charta von Brüssel‘ sowie der internationalen ,Charta 
für das Gehen‘ erreichen zu können.

Daher ersuche ich um Beantwortung folgender Fragen:

1. Sie haben im November 2015 Besprechungen mit Fachleuten betreffend die ver
kehrsrechtlichen und technischen Möglichkeiten zur Neugestaltung angekündigt. Haben die 
Besprechungen mit den Fachleuten bereits stattgefunden? Wenn ja: Was sind die konkreten 
Ergebnisse?

2. Sie haben weiters angekündigt, in weiterer Folge bei der Umsetzung von Maßnahmen zur 
Sicherheit auf der Nibelungenbrücke auch die Vertreterinnen der Rad-Initiativen einzubinden. 
Ist diese Einbindung schon erfolgt? Wenn ja: Welche konkreten Ergebnisse hat die Einbindung 
erzielt?

3. Auf Landesebene wird zurzeit die Möglichkeit eines LED-Warnsystems auf der 
Nibelungenbrücke geprüft. Sind Vertreterinnen des Landes diesbezüglich schon an Sie 
herangetreten?

4. Unterstützen Sie die Implementierung eines LED-Warnsystems zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit auf der Nibelungenbrücke?

5. Gibt es bereits einen Zeitplan zur Umsetzung eines LED-Warnsystems auf der 
Nibelungenbrücke?

6. Welche Gebietskörperschaft ist für Errichtung, Betrieb und Erhaltung des Rad- und 
Gehwegs auf der Nibelungenbrücke zuständig?

7. Welche Gebietskörperschaft ist für die Errichtung, Betrieb und Erhaltung eines allfälligen 
LED-Warnsystems zuständig?

8. Welche Gebietskörperschaft ist für die Ampelschaltungen im Bereich Rudolfstraße 
(B127) -Nibelungenbrücke (B129) - Obere Donaulände(B129) – Römerbergtunnel (B139) 
-Kapuzinerstraße (B139) - Sandgasse (B139) - Waldeggstraße (B139) zuständig?

9. Was ist der aktuelle Umsetzungsstand bei den Planungen einer Radfahrrampe auf die 
Nibelungenbrücke im Zuge des Projekts Donauradweg Linz-Wilhering?



9

10. Durch die Sperre der Eisenbahnbrücke wird es auch für Radfahrerinnen und 
Fußgängerinnen zu Verschlechterungen bei der Donauquerung kommen. Gibt es für die 
Zeit bis zur Fertigstellung der neuen Brücke ein Umleitungskonzept für Radfahrerinnen und 
Fußgängerinnen? Wenn ja: Wie sieht dieses aus?

Dazu Stadtrat Hein:
Zu 1: Die Gespräche haben natürlich schon stattgefunden. Das konkrete Ergebnis ist, dass der 
Abriss der Eisenbahnbrücke nicht verschoben werden kann. Was die Ausweichmöglichkeiten 
betrifft, bleibt uns hier sehr wenig Spielraum. Wir haben lediglich - wie ich schon in der 
ersten Frage gesagt habe – noch die Donauquerung über die Voest-Brücke und über die 
Nibelungenbrücke, sowie den Versuch, eine Rad- und Fußgängerfähre zu installieren.

Zu 2: Ich bin ständig mit den Radfahrvertetern in Kontakt. Es gibt nicht nur das eine Gespräch, 
es finden laufend und periodisch Gespräche statt. Diese Brückensituation ist nach den bisherigen 
Gesprächen ohne bauliche Maßnahmen nicht lösbar. Alle Ideen, die nicht bauliche Maßnahmen 
umsetzen würden, sind des Öfteren schon durchdiskutiert worden. Wir kommen immer wieder zu 
dem Ergebnis, dass wir ohne bauliche Maßnahmen keine sinnvollen Lösungen umsetzen können, die 
nicht den anderen Verkehrsteilnehmern wesentliche Verkehrsbeeinträchtigungen bringen würden. 

Zu 3: Ich weiß nicht, inwieweit diese Prüfungen auf Landesebene stattgefunden haben. Ich 
habe eine Stellungnahme des Landes Oberösterreichs, dass die Stadt für die Anbringung 
solcher LED-Systeme zuständig wäre. Es ist nicht bekannt, welche Auswirkungen dieses 
System hat. In der Anfrage wird lediglich auf einen Link der Herstellerfirma verwiesen, ohne 
aber konkrete Vergleichsbeispiele zu nennen. Es müsste also noch näher untersucht werden, 
welche Auswirkungen diese LED-Systeme haben. 

Ich gebe auch zu bedenken, dass die Kreuzung bei der Nibelungenbrücke zurzeit schon 
sehr mit Verkehrsanlagen überlastet ist. Es gibt die Fußgängerampel, die Ampel für den 
Individualverkehr sowie eine orange blinkende Ampel. Es kann davon ausgegangen werden, 
dass eine zusätzliche Installation eines LED-Warnsystems zu einer Sinnüberreizung führt 
oder bei den Radfahrern ein falsches Sicherheitsgefühl hervorrufen würde. Damit könnten 
noch gefährlichere Situationen herbeigerufen werden. Wir müssen uns erst einmal ansehen, 
welche Auswirkungen das auch auf den Winterdienst bedeuten.

Zu 4: Ich verweise hier auf die Ergebnisse der Frage 3. Sofern diese Punkte geklärt werden, 
kann man sicher darüber reden.

Zu 5: Ich verweise auf die Argumentation von Frage 3 und 4. 

Zu 6: Diese Anfrage dieser Art, ist nicht die erste. Für die Straßenerhaltung ist das 
Land Oberösterreich zuständig. Den Winterdienst führt die Stadt durch, es gibt eigene 
Vereinbarungen.

Zu 7: Ich verweise auf die Antwort zur Frage 3. Die Stadt ist dafür zuständig. 

Zu 8: Die Stadt Linz ist, vertreten durch den Geschäftsbereich Planung, Technik und Umwelt 
im Einvernehmen mit der Bundespolizei zuständig. Die Ampelschaltungen auf der Landstraße 
im Bereich Linz werden mit dem Land Oberösterreich abgesprochen. 

Zu 9: Im Rahmen der Errichtung des Donauradweges Linz-Wilhering ist angedacht – ähnlich, 
wie an der Ostseite der Nibelungenbrücke –, westseitig einen Steg für Fußgänger zu errichten, 
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der an der Brüstungsmauer befestigt wird. Die derzeit für Fußgänger bestehende Rampe wäre 
dann für den Fahrradverkehr vorgesehen. Derzeit fahren die Radfahrer auf den Radstreifen 
direkt neben der Fahrbahn und queren die Ausfahrt der Tiefgarage. 

Zu 10: Es gibt ein Konzept. Für den Fahrradverkehr wurde bereits ein beschildertes 
Umleitungskonzept ausgearbeitet, welches Umleitungsstrecken über die Nibelungenbrücke 
und die Voest-Brücke vorsieht. Um von Radfahrstreifen von der westseitigen Brückenrampe 
verkehrssicher in Richtung Lentos zu gelangen, soll ein kleines Stück des Radweges unter 
der Nibelungenbrücke als Vorgriff des Radweges Linz-Wilhering noch heuer errichtet werden. 
Zum anderen versuchen wir heuer noch, wie bereits erwähnt, eine Rad- und Fußgängerfähre 
zu installieren.

Damit habe ich die Anfrage der Grünen beantwortet.“

8. Die Anfrage von Gemeinderat Schilchegger an Vizebürgermeister Mag. Baier betreffend 
Misswirtschaft im Kulturbereich wird schriftlich beantwortet.

9. Anfrage von Gemeinderat Hennerbichler an Stadträtin Wegscheider: 
„Sehr geehrte Frau Stadträtin, aufgrund bisher geringen Schneefalls haben Sie Einsparungen 
beim Winterdienst angekündigt (,ein ausgesprochener Sparwinter‘, https://www.linz.at/
presse/2015/201512_81427.asp). Weniger Freude haben damit vor allem betroffene Linzerinnen und 
Linzer, die mit Kritik an uns heran getreten sind. Beispielhaft seien folgende Stellen nicht 
geräumt worden:

4. Jänner 2016, 17 Uhr: Wienerstraße ab Haltestelle Wahringerstraße bis Bulgariplatz (kom
plette Schneefahrbahn); Nebenstraßen Schumannstraße / Prechtlerstraße ebenfalls nicht 
geräumt - hat sich bis 23:45 Uhr nicht geändert.
5. Jänner 2016: noch immer kein Rollsplit in den genannten Straßen, zufällig wurde die 
Schneefahrbahn mangels Schneefall aufgrund fahrender Autos wieder besser befahrbar.
5. Jänner 2016, 10 Uhr: Hauptplatz und Radweg Fadingerstraße sind unzureichend geräumt 
und gestreut.

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir folgende Fragen:

1. Wie ist Ihre Freude über den ,Sparwinter‘ mit nun offenbar kritikwürdiger Umsetzung des 
Winterdienstes vereinbar? Haben Sie sich ,zu früh gefreut‘?

2. Wie viele Beschwerden über den Winterdienst sind seit dem ersten größeren Schneefall 
zum Jahreswechsel eingegangen?

3. Welche konkreten Konsequenzen haben Sie aus den eingelangten Beschwerden oder Ihrer 
eigenen Wahrnehmung gezogen?

4. Wie erklären Sie den mangelnden Winterdienst in den oben konkret genannten Fällen und 
welche Verbesserungsmaßnahmen haben Sie hier eingeleitet?

5. Gibt es seitens der zuständigen Stellen eine Haftpflichtversicherung für etwaige Schäden, 
die aufgrund mangelhaften Winterdienstes entstehen? Wenn ja: Wie hoch sind Prämie und 
Deckungssumme? Wenn nein: Warum nicht?“

Dazu Stadträtin Wegscheider:
„Zu 1: Zum Vorwurf des Sparens ist festzuhalten, dass die bisherigen Einsparungen durch 
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die sehr milde Witterung und kaum Schneefall, was wiederum Einsatzstunden und kaum 
Streumittelverbrauch bedeutet, und nicht durch organisatorische Änderungen begründet. Bei 
der Umsetzung des Winterdienstes wurde gegenüber den letzten Jahren nichts Grundlegendes 
geändert. Im heurigen Jahr wurden an den beiden Spitzentagen am 3. Jänner 100 Tonnen 
Salz bzw. am 23. Jänner 2016 102 Tonnen Salz gestreut. In diesem Winter wurden bisher 
insgesamt 1200 Tonnen Salz gestreut. Mit den zur Verfügung stehenden Mitteln können 
rund 3300 Tonnen Streumittel kostenmäßig abgedeckt werden. Sollte dennoch mehr 
Bedarf gegeben sein, was heuer sehr unwahrscheinlich ist, ist eine finanzielle Bedeckung 
aus allgemeinen Budgetmitteln vereinbart, sodass bei der Winterdienstbetreuung keine 
Einschränkungen und kein interner Spardruck gegeben ist. Dazu ist auf die diesbezügliche 
Presseaussendung zu verweisen. 

Zu 2: Vom 4. Jänner 2016 bis 25. Jänner 2016 sind insgesamt 43 Beschwerden im Teleservice-
Center der Stadt Linz betreffend Winterdienst auf Fahrbahnen, Geh- und Radwegen, für die 
der Geschäftsbereich Stadtgrün und Straßenbetreuung zuständig ist, eingegangen. 

Zu 3: Ich informierte mich über die bestehende Winterdienstorganisation in Bezug auf 
die allfälligen Änderungen in letzter Zeit. Von den Verantwortlichen des betreffenden 
Geschäftsbereiches wurde mir bestätigt, dass die Winterdienstorganisation der Stadt Linz 
jährlich auf Basis bzw. unter Einhaltung der Vorschriften der Richtlinie für Straßen, Schiene 
und Verkehr aufgestellt wird. So auch für diese Wintersaison. Es erfolgen keine grundsätzlichen 
Änderungen. Der Personalbedarf leitet sich dabei aus den definierten Umlaufzeiten, abhängig 
von der Intensität des Schneefalls, ab und ist entsprechend konzipiert. 

Zu 4: Es gab keinen mangelhaften Winterdienst. Die Straßenzüge Wiener Straße, 
Schumannstraße und Prechtlerstraße wurden am 4. Jänner 2016 vormittags und nachmittags 
gemäß Einsatzplan betreut. Das Gleiche gilt für diese Straßenzüge für den 5. Jänner 2016. 
Der Hauptplatz wurde am 5. Jänner 2016 vor 6 Uhr früh erstmalig geräumt und gestreut. Der 
offensichtliche Eindruck, dass diese Straßenzüge und Plätze als nicht geräumt und gestreut 
erscheinen, resultiert aus dem Umstand, dass alle Straßen einer Prioritätenreihung und 
Umlaufzeit unterliegen. Die Umlaufzeit ist jene Zeit, die benötigt wird, um alle Straßen einer 
Route einmal zu räumen und zu streuen. 

Aus den übermittelten Fotos und Wahrnehmungen ist eindeutig zu erkennen, dass das 
gestreute Salz bereits Wirkung zeigt. Wäre nicht gestreut worden, hätte es bei diesen tiefen 
Temperaturen eine Schneefahrbahn gegeben, da das Befahren allein nicht ausreicht, um den 
Schnee zum Tauen zu bringen. In diesem Zusammenhang darf ich wieder daran erinnern, dass 
die Fahrzeuglenker gemäß Straßenverkehrsordnung ihr Fahrverhalten der Straßenverhältnisse 
anzupassen haben. 

Zu 5: Es besteht eine Haftpflichtversicherung der Stadt Linz, die die Thematik des 
Winterdienstes inkludiert. Die Höhe der Prämie dieser Haftpflichtversicherung beträgt jährlich 
57.300 Euro und die Deckungssumme 1,5 Millionen Euro pro Versicherungsfall.“

C 	 ANTRAG NACH § 47 ABS. 5 STL 1992 GEGEN NACHTRÄGLICHE GENEHMIGUNG 
DURCH DEN GEMEINDERAT

Stadtrat Hein berichtet über

C 1 Kreditübertragung von insgesamt 62.000 Euro im Geschäftsbereich Bau- und 
Bezirksverwaltung
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und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden 
Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

„Eine Kreditübertragung in Höhe von 55.000 Euro von der VASt 1.0300.510000 auf die 
VASt 1.0500.510000 sowie in Höhe von 7000 Euro von der VASt 1.0300.510000 auf die 
VASt. 1.0500.728002, wird genehmigt.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

D 	 ANTRAG DES STADTSENATES

Vizebürgermeister Mag. Baier berichtet über

D 1 Durchführung des Linz Festes 2016; Grundsatzgenehmigung; maximal 222.000 Euro

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden 
Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

„1. Grundsatzgenehmigung und Umsetzungsaufträge zur Vergabe:

Folgendes Vorhaben wird mit einem maximalen Kostenrahmen von 222.000 Euro exkl. USt 
grundsätzlich genehmigt: Linz Fest 2016 (14. bis 16. Mai)

Zu erwartende Ausgaben: 222.000 Euro (exkl. USt)

Zu erwartende Mindesteinnahmen: 
Sponsoringeinnahmen Linz Fest 2016: 32.000 Euro (exkl. USt)

Budgetwirksame Ausgaben: 190.000 Euro (exkl. USt)

Die nachstehenden Umsetzungspakete werden nach einer Grobkostenschätzung mit den 
jeweils angeführten Maximalkosten exkl. USt genehmigt.

Behördliche Sicherheitskräfte: 6500 Euro
Bewachung und Security: 7000 Euro
Elektroinstallationen: 18.000 Euro
Hotels und Verpflegung: 10.500 Euro
Infrastruktur: 22.000 Euro
KünsterInnenhonorare, Fahrtkosten und Projekte: 57.900 Euro
Mieten Bühnen: 14.600 Euro
Öffentlichkeitsarbeit: 14.400 Euro
Personal: 35.000 Euro
Kinderfest: 4000 Euro
Ton- und Lichttechnik: 29.700 Euro
Transporte: 2400 Euro
Gesamt: 222.000 Euro



13

2. Die Verrechnung der Kosten in Höhe von 222.000 Euro exkl. USt für das Rechnungsjahr 
2016 erfolgt auf den Voranschlagsstellen des Teilabschnittes 1.3810, Kulturentwicklung.

Die Verwendung von 32.000 Euro exkl. USt aus Sponsoringeinnahmen wird genehmigt. Die 
Verrechnung der Einnahmen für das Rechnungsjahr 2016 erfolgt auf den Voranschlagsstellen 
des Teilabschnittes 2.3810, Kulturentwicklung.

Der budgetwirksame Ausgabenrahmen beläuft sich beim Linz Fest 2016 auf 190.000 Euro 
(exkl. USt).

Die Verwendung von etwaigen zusätzlichen Einnahmen aus Sponsoring, Werbung und 
gastronomischer Versorgung, welche die im Ordentlichen Haushalt budgetierten Einnahmen 
übersteigen, wird für die qualitative Verbesserung des Kunst- und Kulturprogramms genehmigt. 
Die Verrechnung derselbigen erfolgt auf dem Teilabschnitt 2.3810, Kulturentwicklung.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

E	 ANTRÄGE DES AUSSCHUSSES FÜR FINANZEN

Vizebürgermeister Forsterleitner berichtet über

E 1 Reorganisation Unternehmensgruppe Stadt Linz; Grundsatzbeschluss

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, wir haben nach der 
Gemeinderatswahl Gespräche darüber begonnen, wie wir eine Dachgesellschaft für die 
Unternehmen der Unternehmensgruppe Linz schaffen können. Es hat positive Signale von 
den in der Stadtregierung vertretenen Parteien gegeben, was wir im Kernmagistrat begonnen 
haben, auch in der Unternehmensgruppe fortzuführen. Es ist das eine logische Anknüpfung 
an den bisherigen Prozess auch hier zu versuchen eine modernere und bessere Struktur zu 
finden.

Bisher ist die Unternehmensgruppe von unseren 15 Unternehmen mit fast 10.000 Mitarbeitern 
sehr lose koordiniert. Ein Zusammenschluss, der auf freundschaftlicher Koordination und auf 
der Eigentümerschaft der Stadt Linz basiert. Diese Koordination und Zusammenarbeit wollen 
wir verstärken und eine moderne Unternehmensstruktur in Form einer Holding gründen, wie 
das schon andere Länder, aber auch andere Städte in Österreich erfolgreich gemacht haben.

So ein Projekt ist ein großes Projekt, ein Mammutprojekt, das wir gemeinsam angehen 
möchten. Dieser gemeinsame Antrag soll heute die Finanzverwaltung beauftragen, mit externen 
ExpertInnen, aber auch unter der Leitung und der Miteinbindung des Unternehmensgruppe 
Linz-Koordinationsteams betriebswirtschaftliche, rechtliche und andere notwendige 
Grundlagen zu erarbeiten, damit wir hier im Gemeinderat weiter diskutieren können und 
diesen Prozess und diese Arbeit vorantreiben können.

Ich glaube, dass wir in unseren Unternehmen und in der Stadt Linz sehr, sehr gute 
MitarbeiterInnen und ExpertInnen haben, die hervorragende Facharbeit leisten. In meinen 
Augen geht es bei einer Holdingkonstruktion nicht darum, Mitarbeitern zu erklären, wie sie ihre 
Arbeit zu machen haben, sondern eine moderne effiziente finanzoptimale Struktur zu finden 
und diese mit Experten, die wir beiziehen, weiterzuentwickeln. Unser Unternehmensnetzwerk, 
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glaube ich, hat es sich verdient, dass wir diesen Weg einschlagen und so das öffentliche 
Eigentum in Linz behalten und weiterentwickeln.

In diesem Sinne bedanke ich mich für die avisierte Zustimmung und freue mich auf die 
gemeinsame Arbeit an diesem wichtigen Projekt.

Der Gemeinderat beschließe:

,Der Geschäftsbereich Finanzen und Wirtschaft wird beauftragt, unter Beiziehung externer 
Beratungsleistungen und der Leitung des Koordinationsteams der Unternehmensgruppe Linz, 
die betriebswirtschaftlichen und rechtlichen Elemente für die Erarbeitung einer Holding-
Struktur durchzuführen und den zuständigen Organen zur Beschlussfassung vorzulegen.‘“

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich werde mich bei diesem Antrag heute enthalten, weil 
noch kein konkretes Konzept vorliegt, wie diese Struktur dann aussehen soll. Für mich wird 
maßgeblich sein, wie die Frage von zukünftigen Ausgliederungen ist. Natürlich geht es dann 
noch um die Frage der Demokratie, nämlich darum, was im Gemeinderat bleibt. Und natürlich 
stellt sich auch die Frage eventueller Privatisierungen, die damit einhergehen können. Daher 
enthalte ich mich.“

Gemeinderat Mag. Hajart:
„Meine sehr geehrten Damen und Herren, die ÖVP-Linz wird diesem Antrag ihre Zustimmung 
geben. Es geht hier, wie Herr Vizebürgermeister gesagt hat, um Beratungsleistungen und 
die Leitung des Koordinationsteams, die die betriebswirtschaftlichen und rechtlichen 
Beratungsleistungen und Grundlagen liefern sollen. Aus unserer Sicht ist das sehr zu 
begrüßen, weil eine fundierte Grundlage sehr wichtig ist. 

Mir scheint, als ob hier eine transparente Vorgehensweise an den Tag gelegt werden soll. 
Vor diesem Hintergrund werden wir uns gerne einbringen, weil Einsparungen in diesem 
Sinne zu begrüßen sind, aber auch weil aus unserer Sicht ein echtes Beteiligungscontrolling 
sehr wichtig ist. Ich sage aber dazu, ein solches sollte es bisher schon geben. Es wird aber 
zumindest jetzt, was die Holdingstruktur betrifft, in Angriff genommen. Wir begrüßen diesen 
Antrag und geben unsere Zustimmung.“ (Beifall ÖVP)

Bürgermeister Luger:
„Ich bedanke mich dafür schon im Voraus.“

Gemeinderat Eypeltauer:
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, diesen Schritt begrüßen wir grundsätzlich sehr. 
Der Antrag bekommt unsere Zustimmung. Ich möchte aber an dieser Stelle die größtmögliche 
Transparenz gegenüber dem Gemeinderat einmahnen, sowohl was den beginnenden Prozess 
betrifft, als auch was die endgültige Konstruktion betrifft. Die Kontrollrechte und die 
Möglichkeiten durch den Gemeinderat zu kontrollieren und einzusehen, dürfen durch eine 
solche Konstruktion auf keinen Fall beeinträchtigt werden. Außerdem wünscht die NEOS-
Fraktion der Finanzverwaltung viel Erfolg. Danke.“

Bürgermeister Luger:
„Als Chef des inneren Dienstes bedanke ich mich namens der Finanzverwaltung für die 
Glückwünsche.“
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Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Vizebürgermeister Forsterleitner:
„Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielen Dank für die weitgehende avisierte Zu
stimmung. Frau Kollegin Grünn, das Wesen eines Grundsatzantrages bringt sozusagen die 
Dinge einmal auf den Weg. Es ist völlig klar, dass wir hier noch viel Arbeit vor uns und noch 
Diskussionspunkte haben. 

In diesem Punkt ist mir Transparenz und eine gemeinsame Vorgangsweise ein großes Anliegen. 
Immer, wenn es Neuerungen und Punkte gibt, die berichtenswert sind, wird es auch im 
Finanzausschuss entsprechende Berichte und natürlich eine Abstimmung unter den Fraktionen 
geben. 

Wir haben heute schon ein Beteiligungsmanagement. Das aber weiterzuentwickeln, ist 
sicher ein richtiger Punkt. Ich darf hervorheben, dass wir sogar in der Präambel zu dem 
Antrag bereits notiert haben, dass die Kontrollrechte und die Steuerungsmöglichkeit bei 
den demokratisch gewählten Organen der Stadt Linz bleiben sollen. Für mich ist das eine 
Selbstverständlichkeit, die hier mit zu bedenken ist.

In diesem Sinne bedanke ich mich noch einmal und freue mich auf die gemeinsame Arbeit.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung von Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit 
Stimmenmehrheit angenommen.

Gemeinderat Huber berichtet über

E 2 A 26 Linzer Autobahn (Westring); Grundeinlöse, Grundinanspruchnahme und Einräumung 
von Servituten südlich der Donau

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden 
Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

„1. Gemäß dem Grundeinlöseplan A 26 Linzer Autobahn Knoten Linz / Hummelhof 
(A7), Etappe 1 ASt Donau Süd, Einlage 3.2, Rev. B vom 19. Oktober 2015, sowie der 
Grundeinlöseverzeichnisse Etappe 1 ASt Donau Süd, Einlage 3.1 vom 16. Juli 2015, KG Linz 
und KG Waldegg, wird die dauerhafte Grundeinlöse, vorübergehende Grundinanspruchnahme, 
Einräumung von Servituten (Brücken-, Weg-, Tunnel- und Ankerservitut) und die Abgeltung des 
Tunnelausbruchs durch die Republik Österreich (Bund/Bundesstraßenverwaltung), vertreten 
durch die Autobahnen- und Schnellstraßen- Finanzierungs AG (ASFINAG), diese vertreten 
durch die ASFINAG Bau Management GmbH laut nachstehender Tabelle genehmigt:

Inanspruchnahme			        Stadt Linz	       Stadt Linz – 	 ILG
									             öffentliches Gut
Grundeinlöse
Dauerhaft (in Quadratmeter)		   9717 		    127 		 null

Grundinanspruchnahme
Vorübergehend (in Quadratmeter)         51.143 			      15 		 null
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Servitute (in Quadratmeter)	        49.906 		  3351		  326

Gesamtentschädigung in Euro:  1,235.190,43	          5005,20   1256,30

Die angesprochenen Flächen sind im beiliegenden Übereinkommen detailliert beschrieben. 
Auch die weiteren Vereinbarungen des Übereinkommens werden vollinhaltlich genehmigt.

2. Im Rechnungsjahr 2016 werden 90 Prozent der Entschädigungen fällig. Die Fälligkeit 
der Restzahlungen, zuzüglich der vereinbarten Verzinsung, tritt nach Vorliegen der Ver
messungsurkunde (,Schlussvermessung‘) und Feststellung der tatsächlichen Dauer der 
Inanspruchnahme ein.

3. Die Verrechnung der Einnahmen der Stadt Linz 
a) für die Grundeinlöse dauerhaft in Höhe von 668.529,60 Euro erfolgt auf der VASt 
6.8400.001000, Unbebaute Grundstücke – Verkauf und
b) für die Grundinanspruchnahme vorübergehend und die Einräumung der Servitute in Höhe 
von 566.660,83 Euro, erfolgt auf der VASt 6.8400.070000, Verkauf Nutzungsrechte.

4. Die Verrechnung der Einnahmen der Stadt Linz – öffentliches Gut für die Grundeinlöse 
dauerhaft in Höhe von 5005,20 Euro erfolgt auf der VASt 6.8401.001000, Unbebaute 
Grundstücke – Verkauf öffentliches Gut.“

Wortmeldung Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, die ablehnende Haltung der KPÖ zum Westring-Projekt 
ist bekannt und daher werde ich hier nicht zustimmen. Danke.“

Der Antrag wird bei Gegenstimmen der Fraktionen von Die Grünen (9) und NEOS (3) sowie 
Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit angenommen.

Vizebürgermeister Wimmer berichtet über

E 3 Neuerlassung der Lustbarkeitsabgabeordnung der Landeshauptstadt Linz

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, geschätzte Damen und Herren, aufgrund einer 
landesgesetzlichen Änderung ist es erforderlich, dass wir rechtzeitig vor dem 1. März 2016 
eine neue Lustbarkeitsabgabeverordnung in Kraft setzen. Ohne eine solche neue Verordnung 
würde die Stadt Linz im Jahr Einnahmen in der Höhe von rund 1,5 Millionen Euro verlieren. 
Es muss nicht näher erläutert werden, welche negativen Auswirkungen das auf unser Budget 
hätte. Somit führt aus meiner Sicht und hoffentlich aus Sicht eines jeden, der finanzielle 
Ausgewogenheit und Sicherheit im Sinn hat, kein Weg an einer Neuerlassung der Lustbar
keitsabgabe in Form einer reformierten Fassung vorbei. Es ist tatsächlich einiges zu 
reformieren. 

Seit dem Sommer ist in intensiven Gesprächen auf Verwaltungsebene und seit November 
mit Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft und verschiedenen politischen Funktionären 
einiges abgewogen worden. Ich stehe dazu und finde es positiv, dass hier ein lebendiger 
Prozess abgehalten wurde. Hier wird eine Sache nicht einmal festgeschrieben und dann 
sozusagen in Stein gemeißelt. Ich glaube, gerade in so einer Sache ist es wichtig, dass 
aufgrund dieser intensiven Gespräche vom ersten Entwurf an in dem einen oder anderen 
Punkt Abweichungen zustande gekommen sind. Das ist gerade dann wichtig, wenn man 
Dinge reformieren möchte, die teilweise auf das Jahr 1950 oder auf die 1970er-Jahre 
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zurückgehen. Da waren keine zeitgemäßen Bezeichnungen mehr enthalten. Ich glaube, der 
Handlungsbedarf ist nicht nur aus finanzieller, sondern auch aus rechtlicher Sicht dringend 
geboten. Soweit das möglich ist, ist eine Vereinfachung vorzunehmen. Es ist immer wieder 
die Rede von Vereinfachungen, die natürlich ein Terminus in der Politik und in aller Munde 
sind. Jeder möchte alles möglichst einfach haben. 

Ich muss leider zu bedenken geben, dass eine Verordnung natürlich alle Formvorschriften 
enthalten muss, die dazu nötig sind. Das heißt, alle Pläne, wo der eine oder andere gesagt hat, 
man könne das auf ein oder zwei Seiten regeln, sind leider völlig wirklichkeitsfern. Das ginge 
schon alleine deshalb nicht, weil dann bei der Einhebung alle Formvorschriften enthalten 
sein müssten. Somit genügt es nicht, nur ein paar Zeilen zu schreiben. Im Vergleich zur 
bisherigen Regel sind diese in der Formulierung viel einfacher und moderner, somit leichter 
lesbar und leichter anwendbar. Glücklicherweise konnten wir in einigen Bereichen, wo mit 
Betroffenen konstruktive Gespräche geführt wurden, eine Verbesserung erzielen. Wir konnten 
Abänderungen gegenüber dem vorliegenden Entwurf vornehmen und Verhandlungsergebnisse 
erzielen, die hoffentlich für beide Seiten tragbar sind. 

Leider hat es - das möchte ich dem Gemeinderat nicht verhehlen - Punkte gegeben, wo, 
warum auch immer, ein Kompromiss nicht möglich oder nicht einmal ansatzweise erwünscht 
war. Das ist nicht nachvollziehbar. Ein Kompromiss ist sicher besser, als eine Sache, wo man 
sich zu null Prozent durchsetzt. Wer aber am Verhandlungstisch sitzt, müsste dort reden und 
darf nicht aufstehen und den Tisch umwerfen, weil das würde unterm Strich kein sinnvolles 
Ergebnis bringen. Das heißt, es ist Gutes, wie etwas Trauriges dabei und Ergebnisse, die 
eine Verbesserung für die Betroffenen gebracht haben und für uns noch tragbar sind. Was 
die Einnahmen betrifft, geht es nicht um eine Erhöhung, sondern um etwa gleichbleibende 
Einnahmen bei anderer Verteilung. 

Um zum Inhaltlichen zu kommen: Die Wettterminals und Spielapparate werden einen 
deutlichen Beitrag zu diesem neuen Abgabenaufkommen leisten. Ansonsten ist es aber nicht 
möglich, eine generelle Ausnahme festzulegen, weil das mit dem Charakter der Abgabeordnung 
rechtliche, und vor allem vom Gerechtigkeitssinn her zu betrachtende Probleme mit sich brächte. 

Der Gemeinderat beschließe:

,Die beigefügte Verordnung, mit welcher die Lustbarkeitsabgabeordnung der Landes
hauptstadt Linz, kundgemacht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz vom 27. März 1950, 
Sondernummer, idgF, aufgehoben und die Lustbarkeitsabgabeordnung der Landeshauptstadt 
Linz beschlossen wird, wird erlassen. 

Verordnung

des Gemeinderates der Landeshauptstadt Linz vom 28. Jänner 2016, mit der die Lust
barkeitsabgabeordnung der Landeshauptstadt Linz, kundgemacht im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Linz vom 27. März 1950, Sondernummer, idgF, aufgehoben und die 
Lustbarkeitsabgabeordnung der Landeshauptstadt Linz neu erlassen wird.

Aufgrund des § 15 Abs. 3 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem der Finanzausgleich für die 
Jahre 2008 bis 2016 geregelt wird und sonstige finanzausgleichsrechtliche Bestimmungen 
getroffen werden (,Finanzausgleichsgesetz 2008 – FAG 2008‘), BGBl. I Nr. 103/2007 
idgF, sowie aufgrund des Landesgesetzes über eine Gemeindeabgabe für Lustbarkeiten (Oö. 
Lustbarkeitsabgabegesetz 2015 – Oö. LAbgG 2015), LGBl. Nr. 114/2015, wird wie folgt 
verordnet:
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Lustbarkeitsabgabeordnung
der Landeshauptstadt Linz

§ 1
Gegenstand der Abgabe

(1) Der Lustbarkeitsabgabe unterliegen nach Maßgabe dieser Verordnung alle im Ge
meindegebiet der Landeshauptstadt Linz durchgeführten öffentlichen Veranstaltungen und 
Vergnügungen, welche geeignet sind, Teilnehmende zu unterhalten oder sonst wie zu erfreuen, 
sofern ein Eintrittsgeld zu entrichten ist, um zur Lustbarkeit zugelassen zu werden. 

(2) Der Lustbarkeitsabgabe unterliegt auch der Betrieb von Spielapparaten an Orten, die für 
alle Personen frei oder unter den gleichen Bedingungen zugänglich sind, und Wettterminals. 

§ 2
Abgabebefreiungen

(1) Von der Lustbarkeitsabgabe sind folgende Lustbarkeiten (§ 1 Abs. 1) befreit: 
1. Lustbarkeiten, deren überwiegender Zweck in der Aufrechterhaltung oder Förderung der 
Linzer Wirtshauskultur liegt, sofern diese in Wirtshäusern durchgeführt werden;

2. Lustbarkeiten, die überwiegend der außerschulischen Jugenderziehung dienen, sofern weder 
alkoholische Getränke verabreicht werden noch eine Tanzveranstaltung damit verbunden ist;

3. Lustbarkeiten, welche ausschließlich dem Erwerb, der Erweiterung oder der Vertiefung von 
Bildung, Wissen oder Können dienen und bei deren Durchführung die Absicht, Gewinn zu 
erzielen, fehlt  (z.B. Seminarvorträge, Volksbildung, Schulveranstaltungen);

4. Kulturelle Lustbarkeiten: Ausstellungen von Museen, Konzerte, Theater- und Tanz
theatervorführungen, Opern, Operetten, Musicals, Ballette, Kabaretts;

5. Lustbarkeiten, die ausschließlich politischen Zwecken dienen; 

6. Vorträge und Vorlesungen;

7. Schülerbälle;

8. Messen, soweit sie nicht in § 9 ausdrücklich angeführt sind;

9. Vorführung und Ausübung der in § 1 Oö. Sportartenverordnung 2015 (LGBl. Nr. 134/2015) 
genannten Sportarten sowie jegliche Form von Golf (wie Swingolf) und (Musik)Gymnastik wie 
Aerobic, Zumba;

10. Ausspielungen gemäß § 2 Glückspielgesetz (BGBl. Nr. 620/1989, idgF) durch 
Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14 und 21 Glückspiel-gesetz;

11. Zirkusvorführungen. 

(2) Auf Antrag der Veranstalterin/des Veranstalters sind Lustbarkeiten von der Lust
barkeitsabgabe zu befreien, deren Gewinn ausschließlich und unmittelbar für bereits im 
Rahmen der Anmeldung abschließend anzugebende gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 
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Zwecke verwendet wird. Der Nachweis der zweckentsprechenden Gewinnverwendung ist auf 
Grund geordneter Buchführung und/oder ordnungsgemäßer Belege binnen vier Wochen ab 
Durchführung der Lustbarkeit zu erbringen. 

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:

1. ,öffentlich‘: für alle Personen oder alle Personen eines bestimmten Personenkreises frei 
oder unter denselben Bedingungen zugänglich; 

2. ,Veranstalterin/Veranstalter‘: natürliche oder juristische Person, auf deren/dessen Rechnung 
oder in deren/dessen Namen die Lustbarkeit durchgeführt wird. Veranstalterin/Veranstalter 
ist auch, wer sich öffentlich als Veranstalterin/Veranstalter ankündigt oder den Behörden 
gegenüber als Veranstalterin/Veranstalter auftritt; 

3. ,Eintrittsgeld‘: finanzielle Gegenleistung für die Zulassung zur Lustbarkeit; 

4. ,Zulassung‘: der Besuch, die Benützung oder die Teilnahme (an) der Lustbarkeit;

5. ,Teilnehmende‘: Besucherin/Besucher, Benutzerin/Benutzer oder Teilnehmerin/ Teilneh
mer; 

6. ,Messe‘: (Werbe- und/oder Verkaufs)Veranstaltung, in deren Rahmen eine Vielzahl von Ausstellern 
ein umfassendes Angebot eines oder mehrerer Wirtschaftszweige ausstellt und überwiegend nach 
Muster vor allem an gewerbliche Wiederverkäufer, gewerbliche Verbraucher oder Großabnehmer 
oder an Letztverbraucher vertreibt oder zu vertreiben beabsichtigt; unabhängig davon, ob der 
Informationszweck gegenüber der Absicht des Warenvertriebs überwiegt;

7. ,Zirkus‘: eine Einrichtung mit Darbietungen, die unter anderem auf dem Gebiet der 
Reitkunst oder der Tierdressur liegen und akrobatische Vorführungen, ernste und komische 
Schaunummern, Pantomimen sowie Tanz- und Musiknummern einschließen können, sofern 
bloß Imbisse in der Manege verabreicht werden;

8. ,Varieté‘: eine Einrichtung mit Darbietungen, die im Wesentlichen bloß auf Unterhaltung 
abzielt und bei der in abwechselnder Programmnummernfolge musikalische Vorträge, 
artistische Vorführungen, Schaunummern, kurze Possen, Singspiele, oder dergleichen 
veranstaltet werden;

9. ,Schülerball‘: ein mit Genehmigung der Schulleiterin/des Schulleiters (§ 7 Oö. POG 1992, 
LGBl. Nr. 35/1992) durchgeführter (Schüler)Ball, welcher hauptsächlich für Schülerinnen 
und Schüler dieser Schule und deren Angehörige durchgeführt wird;

10. ,Markt‘: Veranstaltung, bei der auf einem örtlich bestimmten Gebiet (Marktplatz, 
Markthalle) Waren und/oder Lustbarkeitsvergnügungen insbesondere an Letztverbraucher 
angeboten und verkauft werden;

11. ,Wirtshaus‘: Gastgewerbestätte mit Ausnahme der Betriebsarten Bar, Pub, Tanzcafé, 
Diskothek, Nachtklub, wenn hierin vor allem Hauptspeisen (nicht bloß Imbisse) konsumiert 
werden und in welcher, wenn überhaupt, in der Regel bloß Hintergrundmusik abgespielt wird;
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12. ,Magistrat‘: Magistrat der Landeshauptstadt Linz;

13. ,Spielapparat‘: Spielapparat iSd § 1 Abs. 1 Z 1 Oö. LAbgG 2015;

14. ,Wettterminal‘: Wettterminal iSd § 1 Abs. 1 Z 2 Oö. LAbgG 2015.

§ 4
Abgabenschuldnerin/Abgabenschuldner,
Haftung

(1) Abgabenschuldnerin/Abgabenschuldner ist die Veranstalterin/der Veranstalter der 
Lustbarkeit.

(2) Für die Entrichtung der Abgabe haften neben der Veranstalterin/dem Veranstalter die
1. Inhaber der für die Lustbarkeit benützten Räume bzw. Grundstücke sowie 
2. Inhaber des Spielapparates bzw. Wettterminals.

(3) Die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht steht der im Rahmen eines Haf­
tungsverfahrens erteilten Auskunft über bereits festgesetzte bzw. entrichtete Steuerbeträge 
an die in Abs. 2 genannten Personen nicht entgegen.

§ 5
Anmeldung

(1) Sämtliche Lustbarkeiten, für deren Zulassung ein Eintrittsgeld zu entrichten ist, sind 
von der Veranstalterin/vom Veranstalter spätestens drei Werktage vor Beginn derselben beim 
Magistrat anzumelden. 

(2) Diese Anmeldung hat unter Verwendung des hierfür vorgesehenen Formulars zu erfolgen 
und sämtliche für die Bemessung bzw. Einhebung der Steuer in Betracht kommenden 
Angaben wie 
1. Datum, Zeitpunkt und Dauer der Lustbarkeit, 
2. Art (Bezeichnung) und Ort der Lustbarkeit, 
3. Anzahl der aufgelegten Eintrittskarten, einschließlich jener, welche automationsunterstützt 
aufgelegt wurden bzw. werden, 
4. die Inhaberin/den Inhaber/die Inhaber im Sinne des § 4 Abs. 2 Z 1, 2 
zu enthalten.

Über die erfolgte Anmeldung ist auf Verlangen eine Bescheinigung auszustellen. 

(3) Die in § 2 Abs. 1 angeführten Lustbarkeiten sind nicht anzumelden. 

(4) Die Veranstalterin/der Veranstalter hat die Inbetriebnahme jedes Spielapparates wie auch 
die Inbetriebnahme jedes Wettterminals im Stadtgebiet Linz spätestens drei Werktage zuvor 
beim Magistrat anzumelden. 

(5) Diese Anmeldung (Abs. 4) hat unter Verwendung des hierfür vorgesehenen Formulars zu 
erfolgen und sämtliche für die Bemessung bzw. Einhebung der Steuer in Betracht kommenden 
Angaben wie 
1. Beginn des Betriebs, 
2. Art (Bezeichnung) des Spielapparats bzw. Wettterminals und Ort der Betriebsstätte der 
Aufstellung, 
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3. Anzahl der in der jeweiligen Betriebsstätte befindlichen Spielapparate und Wettterminals, 
4. die Inhaberin/den Inhaber/die Inhaber im Sinne des § 4 Abs. 2 Z 1, 2 
zu enthalten.

Über die erfolgte Anmeldung ist auf Verlangen eine Bescheinigung auszustellen. 

Ändert sich die Anzahl der Spielapparate und/oder Wettterminals, so hat die Veranstalterin/
der Veranstalter diesen Umstand unverzüglich dem Magistrat anzuzeigen.

(6) Sind zwei oder mehrere Veranstalterinnen/Veranstalter vorhanden, so sind alle zur Anmeldung 
verpflichtet. Diese Verpflichtung erlischt, wenn einer von ihnen die Anmeldung getätigt hat 
und diese/dieser den übrigen die bescheinigte Anmeldung nachweislich zur Kenntnis bringt. 
Die übrigen haben sich davon zu überzeugen, dass eine fristgerechte Anmeldung erfolgt 
ist; unterblieb hingegen die Anmeldung, so haben sämtliche Veranstalterinnen/Veranstalter 
sicherzustellen, dass die nicht angemeldete Lustbarkeit nicht durchgeführt wird. 

(7) Jede Lustbarkeit ist grundsätzlich gesondert anzumelden. Der Magistrat kann jedoch die einmalige 
Anmeldung einer Reihe ständiger oder regelmäßig wiederkehrender, gleichartiger Lustbarkeiten 
derselben Veranstalterin/desselben Veranstalters als ausreichend ansehen. Nach Beendigung der 
Lustbarkeit hat die Veranstalterin/der Veranstalter deren Ende unverzüglich anzuzeigen.

§ 6
Eintrittskarten

(1) Werden Eintrittskarten aufgelegt, so haben diese nachstehend angeführten Kriterien zu 
erfüllen. 

(2) Sämtliche Eintrittskarten, einschließlich der von einem Kartenbüro vertriebenen und der 
automationsunterstützt ausgegebenen Karten (z.B. Online-Tickets, e-tickets), müssen mit 
fortlaufender Nummer versehen sein und haben zu enthalten:
1. Zeit, Ort und Art (Bezeichnung) der Lustbarkeit,
2. Angabe, in wessen Namen und auf wessen Rechnung die Lustbarkeit durchgeführt wird 
und
3. Höhe des Eintrittsgeldes bzw. Hinweis auf die Unentgeltlichkeit.

(3) Die Eintrittskarten sind dem Magistrat bei der Anmeldung zur amtlichen Kennzeichnung 
vorzulegen. Der Magistrat kann Ausnahmen von den Erfordernissen für den Inhalt der 
Eintrittskarten gestatten sowie von der amtlichen Kennzeichnung absehen, sofern dadurch 
die Bemessung der Abgabe nicht erschwert oder gefährdet wird. 

(4) Sofern der Magistrat keine Ausnahme nach Abs. 3 verfügt hat, darf die Veranstalterin/
der Veranstalter die Teilnahme an der Lustbarkeit nur gegen Entwertung der Eintrittskarten 
gestatten. Die entwerteten Eintrittskarten sind den Teilnehmerinnen/Teilnehmern zu belassen 
und von diesen den (Kontroll)Organen des Magistrates auf Verlangen vorzuzeigen.

§ 7
Abgabenabrechnung

(1) Die Veranstalterin/der Veranstalter hat für jede Lustbarkeit iSd § 1 Abs. 1 einen 
fortlaufenden Nachweis über sämtliche vereinnahmten Eintrittsgelder zu führen. Für den 
Fall, dass Eintrittskarten aufgelegt werden, hat die Veranstalterin/der Veranstalter auch über 
die ausgegebenen und nicht ausgegebenen einen Nachweis zu führen. 
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(2) Die Veranstalterin/der Veranstalter hat jede Lustbarkeit iSd § 1 Abs. 1 gesondert abzurechnen 
und, vorbehaltlich der in Abs. 3 bis 5 getroffenen Anordnungen, diese Abrechnung innerhalb 
einer Woche nach Durchführung der Lustbarkeit dem Magistrat vorzulegen.

(3) Eintrittskarten, welche für mehrere Lustbarkeiten Gültigkeit haben, sind binnen einer 
Woche nach Fälligkeit des Abonnementpreises abzurechnen. 

(4) Der Magistrat ist berechtigt, für Abrechnungen über wiederkehrende Lustbarkeiten 
Ausnahmen vom Grundsatz der gesonderten Abrechnung zu bewilligen.  

(5) Die Veranstalterin/der Veranstalter von Filmvorführungen (§ 9 Abs. 3) sind verpflichtet, 
ihre Abrechnungen quartalsweise, jeweils bis zum Monatsletzten des auf das Quartal 
folgenden Kalendermonats (das heißt: 30. April, 31. Juli, 31. Oktober, 31. Jänner) 
vorzulegen. Sämtliche im abgelaufenen Quartal vereinnahmten Eintrittsgelder stellen hierbei 
die Bemessungsgrundlage dar.

(6) Die Abrechnung hat unter Verwendung des hierfür vorgesehenen Formulars zu erfolgen 
und sämtliche für die Bemessung der Steuer in Betracht kommenden Angaben wie 
1. Datum der Lustbarkeit, 
2. Art (Bezeichnung) und Ort der Lustbarkeit, 
3. Zeitpunkt der Anmeldung der Lustbarkeit, 
4. vereinnahmte Eintrittsgelder, 
5. Anzahl der aufgelegten Eintrittskarten, gegliedert nach den verkauften und nicht verkauften 
Eintrittskarten, 
6. Hinweis auf den (allenfalls) in Anspruch genommenen Umsatzsteuersatz sowie 
7. die Inhaberin/den Inhaber/die Inhaber im Sinne des § 4 Abs. 2 Z 1, 2 
zu enthalten.

Für den Fall, dass Eintrittskarten über Kartenbüros und/oder automationsunterstützt angeboten 
und verkauft wurden, hat die Veranstalterin/der Veranstalter ihrer/seiner Abrechnung auch 
einen Nachweis der angebotenen und verkauften Eintrittskarten vom jeweiligen Ticket-
Vertriebssystem anzuschließen.

Über die erfolgte Abrechnung ist auf Antrag eine Bescheinigung auszustellen. 

(7) Der Abrechnung sind die aufgelegten, jedoch nicht verwendeten Eintrittskarten zur 
Überprüfung und Vernichtung anzuschließen. Der Magistrat kann davon Abstand nehmen, 
wenn die Abgabenerhebung hierdurch nicht beeinträchtigt wird; in diesem Fall kann der 
Magistrat verlangen, dass die nicht verwendeten Eintrittskarten zu einem späteren Zeitpunkt 
übergeben werden. 

(8) Eine Berichtigung der Abrechnung ist zulässig, wenn noch kein Bescheid ergangen ist. 

§ 8
Bemessungsgrundlage

(1) Die Lustbarkeitsabgabe wird vom Eintrittsgeld erhoben, sofern für die Zulassung zur 
Lustbarkeit ein Eintrittsgeld, in welcher Form auch immer, vereinnahmt wird. 

(2) Zum Eintrittsgeld im Sinne einer Kartenabgabe zählen:
1. das tatsächlich von den Teilnehmerinnen/Teilnehmern entrichtete Entgelt für den Preis der 
Eintrittskarte,
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2. andere der Höhe nach von vornherein festgelegte Entgelte wie z.B. die ohne Ausgabe von 
Eintrittskarten festgelegten Eintrittsgelder, 
3. Bonusgelder, die geleistet werden, um im Rahmen der Lustbarkeit besondere Begünstigungen 
wie z.B. Tischreservierungen zu erhalten,
4. Entgelte, die aufgrund von entgeltlich abgegebenen Eintrittskarten (Vorteilscards oder 
ähnliche Karten), welche die Teilnahme an zwei oder mehreren Lustbarkeiten ermöglichen, 
vereinnahmt werden und
5. Bonuskarten, Festabzeichen, Stempelabdrucke oder sonstige Kennzeichnungen oder 
Eintrittsausweise, welche als Voraussetzung für die Zulassung zur Lustbarkeit, entgeltlich 
abgegeben werden.

(3) Berechtigt das Eintrittsgeld nicht nur zum Zutritt, sondern auch zum Bezug sonstiger 
Leistungen, wie z.B. Konsumation, Bücher, Damenspende, oder müssen, um zur Lustbarkeit 
zugelassen zu werden, neben der Eintrittskarte auch sonstige Leistungen entgeltlich bezogen werden, 
so gilt die Summe des Gesamtpreises der Eintrittskarte und der sonstigen Leistungen als Eintrittsgeld.

(4) Nicht zur Steuerbemessungsgrundlage zählen:
1. die Lustbarkeitsabgabe, 
2. die Umsatzsteuer und 
3. die vereinnahmten Kosten des Versands der Eintrittskarten. 

Unentgeltlich ausgegebene Karten, wie Gästekarten oder Freikarten, sind abgabefrei, wenn 
sie als solche im Vorhinein kenntlich gemacht werden.

(5) An geeigneter, für die Teilnehmer leicht sichtbaren Stelle wie z.B. bei der Kasse oder 
beim Eingang sind die Eintrittspreise (das Eintrittsgeld) sowie allfällige Voraussetzungen 
anlässlich der Zulassung zur Lustbarkeit anzuschlagen.

§ 9
Abgabensatz bei Kartenabgabe

(1) Die Lustbarkeitsabgabe beträgt grundsätzlich zehn Prozent der Bemessungsgrundlage, 
sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) Für nachstehend angeführte Lustbarkeiten beträgt die Lustbarkeitsabgabe jene Prozentsätze, 
welche im Folgenden ausgewiesen sind, jeweils gerechnet von der Bemessungsgrundlage:
1. Ausstellungen, zwei Prozent
2. Dinnershows mit wesentlicher Verköstigung (Hauptspeisen, Menüs, Buffets, …) udgl., 
zwei Prozent
3. Showveranstaltungen wie Tanz-, und Motorshowvorführungen, vier Prozent
4. Varieté- und Zaubereiveranstaltungen, vier Prozent
5. Jahrmarktveranstaltungen wie Karusselle, Autodrome und sonstige Marktveranstaltungen, 
vier Prozent
6. Schifffahrten mit Musik und/oder Tanz; Themenschifffahrten, acht Prozent
7. Filmvorführungen, soweit sie nicht unter Abs. 3 fallen, zehn Prozent
8. Paintball-, Airsoft- und Archery-Tag-Veranstaltungen udgl.	 , zwölf Prozent
9. Turm- und Grottenbahnen udgl., zwölf Prozent
10. Tanzveranstaltungen wie Bälle, Discos, Clubbings, Kostümfeste, zwölf Prozent
11. Tattoo- und Piercingmessen, Freak- oder Horrorshows  udgl., 15  Prozent 
12. Stripteasevorführungen, Peep-Shows, Table-Dance und ähnliche
erotische Tanzaufführungen und Darbietungen einschließlich 
dergleichen Ausstellungen (z.B. Erotikmessen), 17 Prozent
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(3) Für in Kinos dargebotene Filmvorführungen, welche keine Filme pornografischen Inhalts 
zeigen (Sexkinos), beträgt die Lustbarkeitsabgabe vierteljährlich

für die ersten 200.000 Euro, ein Prozent
für Eintrittsgeldteile über 200.000 Euro bis  500.000 Euro, drei Prozent
für Eintrittsgeldteile über 500.000 Euro bis eine Million Euro, sieben Prozent
für Eintrittsgeldteile über eine Million Euro, acht Prozent 
der Bemessungsgrundlage.  

(4) Die Abgabe für die einzelnen Lustbarkeiten wird auf den vollen Cent-Betrag aufgerundet.

§ 10
Abgabensatz bei Pauschalabgabe

Die Pauschalabgabe beträgt für jeden angefangenen Kalendermonat der Aufstellung  
1. 50 Euro für den Betrieb jedes Spielapparates bzw. 75 Euro für den Betrieb jedes 
Spielapparates in Betriebsstätten mit mehr als acht solchen Apparaten, sowie 
2. 150 Euro für den Betrieb jedes Wettterminals. 

§ 11
Entstehen und Fälligkeit der Abgabenschuld
Abgabenfestsetzung

(1) Die Abgabenschuld entsteht 
1. mit der Entrichtung des Eintrittsgeldes durch die Teilnehmerinnen/Teilnehmer bzw. 
2. mit der Inbetriebnahme der Spielapparate bzw. Wettterminals.

(2) Die (Karten)Abgabe ist nach Einreichen der Abrechnung bzw. nach Abschluss 
der Ermittlungen durch den Magistrat mittels Bescheid festzusetzen (§ 198 BAO). 
Diese Abgabenschuld ist einen Monat nach Zustellung des Abgabenbescheides an die 
Abgabenschuldnerin/den Abgabenschuldner zur Zahlung fällig und von dieser/diesem zu 
entrichten.

(3) Die (Pauschal)Abgabenschuld ist nach erfolgter Anmeldung bzw. nach Abschluss der 
Ermittlungen mittels Bescheid festzusetzen (§ 198 BAO). Diese Abgabenschuld ist am 15. 
jeden Monats zur Zahlung fällig und bis zu diesem Zeitpunkt von der Abgabenschuldnerin/
dem Abgabenschuldner zu entrichten. 

(4) Der Magistrat kann auch kürzere Fristen für die Entrichtung der Abgabe vorschreiben, wenn 
die Abgabenschuldnerin/der Abgabenschuldner die Zahlungsfrist bereits wiederholt versäumt 
hat oder Umstände vorliegen, welche die Entrichtung der Abgabe gefährdet erscheinen lassen 
oder erschweren. 

§ 12
Abgaben in gleichbleibender Höhe
(Dauerbescheid)

(1) Soweit der Abgabenschuldnerin/dem Abgabenschuldner die Lustbarkeitsabgabe in 
regelmäßig gleichbleibender Höhe vorzuschreiben ist, darf die Abgabenbehörde im Interesse 
der Zweckmäßigkeit der Abgabenerhebung im Abgabenbescheid festlegen, dass diese 
Festsetzung auch für die folgenden Abgabenzeiträume gilt. Ein solcher Bescheid ist als 
,Dauerbescheid‘ zu bezeichnen. 
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(2) Ein neuer Abgabenbescheid ist zu erlassen, wenn sich die rechtlichen und/oder tat
sächlichen Voraussetzungen für die Festsetzung ändern. Tatsächliche Änderungen sind dem 
Magistrat unverzüglich und wahrheitsgemäß anzuzeigen (§ 119 BAO). 

§ 13
Sicherheitsleistung

(1) Der Magistrat kann die Leistung einer Sicherheit in der voraussichtlichen Höhe der 
Abgabenschuld verlangen, wenn eine Gefährdung oder wesentliche Erschwerung der 
Einbringung der Abgabe zu befürchten ist; dies ist insbesondere anzunehmen, wenn der 
Unternehmer die Lustbarkeit ohne triftigen Grund nicht anmeldet.

(2) Der Magistrat kann die erstmalige Durchführung wie auch die weitere Durchführung der 
Lustbarkeit untersagen, solange die Sicherheit nicht geleistet ist. 

§ 14
Verwaltungsübertretung

Wer einer in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtung nicht nachkommt, begeht nach 
Maßgabe des Oö. Abgabengesetzes (LGBl. Nr. 102/2009 idgF) eine Verwaltungsübertretung 
und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu bestrafen. 

§ 15
Inkrafttreten und Schlussbestimmung

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. März 2016 in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Lustbarkeitsordnung der Landeshauptstadt 
Linz, kundgemacht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz vom 27. März 1950, Son
dernummer, in der Fassung des ABl. Nr. 19/2001, außer Kraft.

(3) Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, 
findet das bis dahin geltende Recht weiterhin Anwendung.‘

Aufgrund der letzten Gespräche darf ich in Abänderung dieses Antragsentwurfes noch insgesamt 
drei Punkte zur Kenntnis bringen, die in einem Abänderungsantrag von Vizebürgermeister 
Forsterleitner und mir den Fraktionen vorgelegt wurde. 

Ich darf gemeinsam mit Vizebürgermeister Forsterleitner auf drei Dinge hinweisen: Zum Ersten 
geht es um einen Teilbereich der kulturellen Lustbarkeiten, wo es noch zu einer Abänderung 
kommen soll. Und zwar sind derzeit Ausstellungen von Museen enthalten. Damit schneiden 
wir uns ins eigene Fleisch, weil es bekanntlich auch in der Tabakfabrik Linz sehr viele Aus
stellungen gibt, die positive Resonanz erzeugen. Es ist somit sehr unsinnig, wenn wir über die 
Lustbarkeitsabgabe die eigene Tabakfabrik indirekt zur Kasse bitten oder unattraktiv machen. 
Es ist sinnvoller, mehr Mieteinnahmen zu haben und bei geringerem Verwaltungsaufwand 
in diesem Bereich auf die Lustbarkeitsabgabe, wo es uns wirklich unmittelbar trifft, zu 
verzichten. 

Der zweite Punkt - das war ohnehin den Medien bereits zu entnehmen - die Gespräche mit 
den Schaustellern, speziell am Urfahraner Jahrmarkt. Hier hat sich der Berechnungsmodus 
grundsätzlich geändert. Aufgrund der anderen gesetzlichen Voraussetzungen ist es nicht mehr 
möglich, so wie bisher eine Pauschalabgabe für die einzelnen Geräte, die dort aufgestellt 
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sind, zu veranschlagen. Das ist deshalb ein Fortschritt, weil sich immer wieder Schausteller 
beschwert haben, dass z.B. bei schlechtem Wetter nicht umsatzorientiert abgerechnet wurde. 
Es wurde so getan, als wäre das pauschal und völlig vom Wetter unabhängig. 

In der neuen Fassung ist es so, dass jemand, der mehr Umsatz macht, etwas mehr zahlt. 
Jemand, der aufgrund widriger Bedingungen z.B. Ausfall von Personal oder Schlechtwetter 
geringere Umsätze erzielt, muss weniger einzahlen. Hier hat es aufgrund der Gespräche mit 
den Betroffenen noch eine Änderung gegeben, um den Satz gleich zu lassen. Sie haben ihre 
Standpunkte und ihre Situation dargelegt. Bei der Festlegung eines Satzes von vier Prozent 
würde eine rund ein Viertel höhere Belastung stattfinden. Nachdem wir gesagt haben, in 
diesem Bereich soll keine Zusatzbelastung erfolgen, wird hier beantragt, die vier Prozent im 
Bereich der Jahrmarktveranstaltungen auf drei Prozent abzuändern. 

Zu guter Letzt gibt es bei den Kinos den Versuch, einen Kompromiss herzustellen, der dann 
kritisiert wurde. Seitens der Grünen-Gemeinderatsfraktion ist im letzten Finanzausschuss 
kritisiert worden, dass es bei den Eintrittsgeldteilen für die ganz großen Kinos eine Ermäßigung 
gibt, bei den kleinen allerdings zwar einen wesentlich niedrigeren Satz, aber keine völlige 
Befreiung. Dazu ist festzuhalten, eine völlige Befreiung gab es bisher schon nicht. Es ist 
wichtig, dass Kinos im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit bedacht werden. Hier kommt es 
darauf an, einen Kompromiss oder Dinge zu finden, die für die betroffenen Seiten verträglich 
sind. Was die Ermäßigung betrifft, hat es von Seiten der Betroffenen keine positive Resonanz 
gegeben, gleichzeitig aber, wie gesagt, Kritik der grünen Gemeinderatsfraktion, dass es 
außer Ufer laufen würde, wenn die ganz kleinen Kinos besteuert werden und bei den größten 
eine Ermäßigung stattfindet. Deshalb wird zum ursprünglichen Entwurf, zur Erstfassung 
sozusagen, die dem Finanzausschuss vorgelegt wurde, zurückgekehrt. Es wird der Bereich 
der Eintrittsgeldteile über eine Million Euro je Quartal - das heißt, es trifft tatsächlich nur 
die ganz Großen - von acht Prozent wieder auf zehn Prozent abgeändert. Dies dazu, um eine 
Gerechtigkeit herzustellen und der Tatsache Rechnung zu tragen, dass mit acht Prozent keine 
Verbesserung des Eindrucks geschehen ist, was natürlich bedauerlich ist. Ich glaube, dass 
acht Prozent weniger ist, als zehn. Für die Stadt sind natürlich die Einnahmen wichtig. Ein 
Entgegenkommen macht nur dann Sinn, wenn die entsprechenden Institutionen tatsächlich 
einen Vorteil für sich sehen und nicht, wenn man an der Zielgruppe vorbei agieren müsste. 
Das wollen wir natürlich nicht. 

Der Gemeinderat beschließe:

1. bezüglich Abgabenbefreiungen (Anm.: ,von Museen‘ entfällt)

§ 2 (1) Von der Lustbarkeitsabgabe sind folgende Lustbarkeiten (§ 1 Abs. 1) befreit:
(…)

4. Kulturelle Lustbarkeiten: Ausstellungen von Museen, Konzerte, (…) 

2. bezüglich Abgabensatz (Anm.: 1. ,Ausstellungen‘ entfällt; 5. Änderung fett (unten drei 
Prozent statt vier Prozent; (3) Änderung fett (unten zehn Prozent statt acht Prozent)

§ 9 Abgabensatz bei Kartenabgabe

(2) Für nachstehende angeführte Lustbarkeiten beträgt die Lustbarkeitsabgabe jene 
Prozentsätze, welche im Folgenden ausgewiesen sind, jeweils gerechnet von der 
Bemessungsgrundlage:
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1. Ausstellungen zwei Prozent

5. Jahrmarktveranstaltungen wie Karusselle, Autodrome und sonstige Marktveranstaltungen 
vier Prozent drei Prozent

(3) Für in Kinos dargebotene Filmvorführungen, welche keine Filme pornografischen Inhalts 
zeigen (Sexkinos), beträgt die Lustbarkeitsabgabe vierteljährlich

für die ersten 200.000 Euro, ein Prozent
für Eintrittsgeldteile über 200.000 bis 500.000 Euro, drei Prozent
für Eintrittsgeldteile über 500.000 bis einer Million Euro, sieben Prozent
für Eintrittsgeldteile über eine Million Euro, acht Prozent zehn Prozent
der Bemessungsgrundlage.

Ich darf somit zusammenfassen: Es gibt, wie gesagt, einzelne Punkte und Adaptierungen, 
die für uns im Bereich der Abgabenbefreiung Tabakfabrik - ich darf jetzt abkürzen - einen 
Einnahmenentfall mit sich bringen, der aber durch den anderen Bereich der Kinos wieder 
ausgeglichen ist. Somit steht im Vergleich zum vorliegenden Entwurf in Summe eine gewisse 
Verringerung der Einnahmen, die aber nicht sehr eklatant ist. Somit kann in etwa beim 
gleichbleibenden Einkunftsstrom für die Stadt Linz geblieben werden und somit sind auch 
sichere Einnahmen gewährleistet. 

Ein Punkt noch ergänzend. Wir hören, dass es in anderen Städten eine sehr unterschiedliche 
Handhabe gibt. Z.B. gibt es Überlegungen, Höchstsätze auszuschöpfen, die die Stadt Linz 
bei Weitem nicht ausgeschöpft hat. Wir sind der Meinung, dass hier einmal ein möglichst 
moderater Weg gefunden wurde, der von der Verwaltung in intensiver Arbeit festgelegt wurde 
und nach den intensiven politischen Gesprächen und Verhandlungen ein Konvolut vorliegt, 
das sehr gut zur Annahme geeignet ist. 

Eine Sache ergänze ich, natürlich kann es bei so einem komplexen Thema, wie einer völligen 
Neuverordnung der Lustbarkeitsabgabeordnung sein, dass da oder dort Anpassungsbedarf 
herrscht und man im Lauf des Vollzuges Dinge erkennt, die man noch adaptieren muss. Ich 
glaube, es ist sehr wichtig, dass die Politik jetzt nicht Dinge festlegt, die auf Gedeih und 
Verderb so bleiben müssen. Im Lauf der nächsten Monate, der nächsten Jahre kann es natürlich 
neue Erkenntnisse geben. Ich glaube, es soll nicht mehr so wie in der Vergangenheit sein, 
dass eine Lustbarkeitsabgabe über ein halbes Jahrhundert anachronistisch festgeschrieben 
ist. Es kann natürlich Punkte geben, wo konstruktiv und kompromissbereit durch sinnvolle 
Diskussion und konstruktives Miteinander in weiterer Folge etwas ausgebaut oder abgeändert 
werden kann und nicht durch aufhussen und Unwahrheiten, die verbreitet werden. Ich glaube, 
das ist sehr, sehr wichtig, wenn man so eine Festlegung hier und heute trifft. 

Zu guter Letzt, weil immer wieder ganz bewusst mit der Angst gespielt wurde, dass hier jemand 
in seiner Existenz gefährdet sei. Ich darf noch darauf hinweisen, dass es bei solchen Abgaben 
natürlich generell die Ausnahmemöglichkeit gibt, im Rahmen einer Existenzbedrohung eine 
so genannte Nachsicht walten zu lassen. Es möge bitte niemand mehr dazu beitragen, dass 
eine wirklichkeitsfremde Panikmache betrieben wird, die durch nichts begründet ist. In den 
letzten Jahren und Jahrzehnten war es immer so – auch unter anderen Referenten und daran 
möchte ich nichts ändern -, dass in begründeten Einzelfällen, bei einer Existenzgefährdung 
oder Existenzbedrohung Nachsicht geübt wurde. Wer ab sofort davon spricht, dass jemand 
durch die Lustbarkeitsabgabe in seiner Existenz bedroht sei, tut dies wider besseren Wissens. 
Ich ersuche davon Abstand zu nehmen. Im Sinne sicherer und gesunder Finanzen und 
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punktueller Ermäßigungen, zum Beispiel im Bereich der Gastronomie, gibt es unter Ermessen 
einige größere Vorteile. Das ist, glaube ich, sehr wichtig, weil die wirklich schon sehr durch 
einige andere Punkte in Mitleidenschaft gezogen wurden. Ich bitte, diesem Antrag inklusive 
des ausgeteilten Abänderungsantrages die Zustimmung zu erteilen. Vielen Dank.“ (Beifall 
FPÖ)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderat Svoboda:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, geschätzte BesucherInnen 
auf der Galerie, tatsächlich ist schon seit einiger Zeit bekannt, dass diese Neuerlassung der 
Lustbarkeitsabgabe in der Stadt Linz, so wie in anderen oberösterreichischen Gemeinden, 
ansteht. In diesem Sinne haben wir schon im Budget-Gemeinderat im Dezember betont, dass 
es uns sehr wichtig ist, dass die engagierten Kulturinitiativen der Stadt, so wie bisher, durch 
die Lustbarkeitsabgabe nicht zu schwer getroffen werden bzw. möglicherweise in der Durch
führung von Veranstaltungen, Ausstellungen oder ähnlichen Aktivitäten gehindert werden. 
Soweit wir das beurteilen können, ist diesem Kriterium Genüge getan. Soweit ist diese Reform 
also grundsätzlich zur Kenntnis zu nehmen. 

Tatsächlich - Herr Vizebürgermeister Wimmer hat es schon angesprochen - haben wir im 
Bereich der Kinos offensichtlich ein bisschen unterschiedliche Ansichten. Bisher war es so, 
dass es einen Stufentarif mit nur einer Stufe gegeben hat. Wer unter der Umsatzgrenze lag, 
hat bis zu diesem Umsatz keine Lustbarkeitsabgabe entrichtet und erst darüber einen fixen 
Prozentsatz. Aus einem Grund, der für uns nicht logisch nachvollziehbar ist, ist dieser Tarif 
mit insgesamt vier Stufen vorgesehen. Ich bin mir nicht ganz sicher, ob ich mich gegen diese 
Rabattierung im oberen Eintrittsgeldbereich massiv gewehrt hätte. Unserer Ansicht nach 
wäre es so gewesen, wenn man schon oben einen Rabatt gibt – was jetzt wieder umgedreht 
werden soll -, dann wäre es folgerichtig wohl möglich, im unteren Bereich eine entsprechende 
Rabattierung einzuführen, die den großen Kinos genauso zugutekommt. Es ist schließlich ein 
Stufentarif. Das ist vergleichbar, wie bei der Einkommenssteuer. Wenn ich den steuerfreien 
Bereich erhöhe, dann kommt das allen zugute, die ein Einkommen darüber haben und nicht 
nur denen, die ein ganz niedriges haben. 

In diesem Sinne würde ich zur Verwaltungsvereinfachung für die betroffenen Kinos den 
Abänderungsantrag der Grünen-Gemeinderatsfraktion einbringen, der lautet:

Der Gemeinderat beschließe:

‚§ 9 (3) der zu beschließenden Verordnung wird wie folgt abgeändert:

Anstelle der Wortfolge
,für die ersten 200.000 Euro, ein Prozent‘ tritt ,für die ersten 200.000 Euro, null Prozent‘

Ich ersuche um Zustimmung zum Abänderungsantrag.“ (Beifall Die Grünen)

Vizebürgermeister Wimmer:
„Danke, Herr Gemeinderat, für Ihre Wortmeldung. Ich darf kurz auf die Kinoveranstaltungen 
eingehen, die Sie angesprochen haben. Hier geht es darum, dass es offenbar eine kleine 
Ungereimtheit gibt. Natürlich haben die kleineren Kinos bisher eine Lustbarkeitsabgabe 
gezahlt. Das war nur aus einem anderen Titel, aus einer anderen Grundlage heraus und 
nicht aufgrund dieser Umsatzstaffelung. Sie haben das selbst mit der Einkommenssteuer 
verglichen. Es geht genau darum, dass kleinere Umsätze sowie kleinere Einkommen nicht 
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nur absolut, sondern in Relation geringer besteuert werden sollen. Insofern ist dem natürlich 
Rechnung getragen, dass kleinere Kinos und größere, stark kommerziell orientierte Kinos 
nicht in einen Topf geworfen werden, weil ihre Ausgangslage sehr, sehr unterschiedlich ist. 

Zum Zweiten ist zu ergänzen, dass es in diesem Bereich sogar zu einer Ermäßigung für 
die kleineren Kinos kommt. Konkret geht es um das City Kino und Moviemento. Es hat 
zuvor eine Kritik gegeben, die per E-Mail an einzelne politische Funktionäre geschickt wurde. 
Ich darf dem Gemeinderat mitteilen, dass es durch diese Reform der Lustbarkeitsabgabe 
nach den Schätzungen des Geschäftsbereichs Abgaben und Steuern zu einer Reduktion 
für den zusammengefassten Bereich Moviemento und City Kino kommt. Statt bisher rund 
11.000 Euro, wird es in Zukunft im Jahr nur mehr eine Belastung von rund 8500 Euro 
geben, somit eine Ermäßigung über 2000 Euro für den Bereich City Kino und Moviemento 
zusammengefasst. Das heißt, ich bitte Sie um Verständnis, dass wir hier gerne ein Entgegen
kommen machen. Es ist bereits hier festgehalten. 

Ich bitte aber auch um Verständnis, dass eine völlige Ausnahme, eine völlige Ermäßigung bis 
auf null Prozent in anderen Bereichen – Beispiel Jahrmarktveranstaltungen – nicht gemacht 
wurde, obwohl das gewünscht war. Es kann nicht Sinn einer Abgabe sein, wie bei einem 
Dominoeffekt Punkt für Punkt umzufallen, sodass am Ende nichts mehr übrig bleibt. Da 
könnte man es gleich gut sein lassen. Also ein Entgegenkommen ja, dazu stehen wir auch. Das 
ist eine erhebliche Entlastung um über 20 Prozent, was die Sätze und Gebührenschätzungen 
für die Zukunft betrifft. Eine Beibehaltung des bisherigen Standards ist, wie gesagt, aufgrund 
der gesetzlichen Neuregelung, wo die Filme aufgrund ihrer Inhalte mit Prädikaten versehen 
und eingestuft wurden, so nicht mehr möglich. Ich bitte Sie, das zur Kenntnis zu nehmen, 
unsere Bemühungen und unser Entgegenkommen zu honorieren und diesem Vorschlag doch 
zuzustimmen.“

Gemeinderat Mag. Hajart:
„Meine sehr geehrten Damen und Herren, die ÖVP bekennt sich vor dem Hintergrund der 
Novellierung des Landesgesetzes zu einer Lustbarkeitsabgabe, um wichtige Einnahmen für 
die Stadt sicherzustellen. Die Frage, die man sich stellen muss – das ist eine relativ komplexe 
Frage – ist, welche Gruppen besteuert man wie bzw. wie hoch. Ganz kurz zur Einleitung, wie 
sich die ganze Geschichte in der jüngeren Vergangenheit entwickelt hat. 

Nach der Gemeinderatswahl bzw. der Ressortzuteilung kam es zu einem Wechsel von nur einem 
Finanzreferenten auf zwei Finanzreferenten. Wir haben jetzt bei Herrn Vizebürgermeister 
Wimmer das Ressort des Finanzreferenten 2. Manche nennen es den Gebühren- und 
Belastungsreferenten, wo es vor Weihachten zu gewissen Unstimmigkeiten gekommen ist. 
Wie dem auch sei, das kann es natürlich bei so einer Umstellung geben. Das ist absolut 
verständlich. 

Mitte Dezember haben wir Herrn Vizebürgermeister Wimmer darum gebeten, uns die Unterlagen 
zur Lustbarkeitsabgabenänderung vorzulegen. Die kamen dann nach einer gewissen Zeit. Im 
Konkreten haben Frau Stadträtin Wegscheider, als Vertreterin der Wirtschaft und wir mit Brief 
an Herrn Vizebürgermeister Detlef Wimmer vom 22. Dezember 2015 einen Alternativvorschlag 
gemacht. Einen, wie ich zugebe, relativ umfassenden Text mit umfassenden Vorschlägen, wie 
man diese Lustbarkeitsabgabe anders und wesentlich einfacher, mit dem großen Vorteil einer 
unbürokratischen, einfachen Handhabung für die Wirtschaft, gestalten könnte.

Wenn man sich die Lustbarkeitsabgabe jetzt ansieht, dann ist das für die Veranstalter - das 
sind keine Rechtsprofis; sie können es natürlich sein, aber die meisten wohl eher nicht – 
eine total bürokratische, unverständliche Verordnung, die wir hier vor uns liegen haben. 



30

Unser Vorschlag - auf den wir von Ihnen leider nie eine Antwort bekommen haben – war es, 
große Einnahmengruppen festzulegen. Auf die ganzen kleinen Veranstaltungen aber, die kein 
wesentliches Einnahmenpotenzial haben, sollte man unserer Ansicht nach im Sinne einer 
Entbürokratisierung verzichten. Konkret wären das 183.000 Euro. Ein klares Bekenntnis, 
wie gesagt, von Seiten der ÖVP ist auch in unserem Konzept zu den Einnahmen von 1,35 
Millionen Euro. Das ist der Stand, den wir im Jahr 2013 an Einnahmen hatten. Wie ist die 
Situation derzeit? 

Aus unserer Sicht ist die Vorlage rechtlich kompliziert und nicht gerade ein neuer Entwurf, 
wie es jetzt möglich gewesen wäre. Der heutige Entwurf oder der Beschluss zeigt wesentliche 
Schwächen auf. In den letzten Wochen gab es sehr kontroverse Diskussionen. Viele 
Wirtschaftstreibende, viele Veranstalter haben sich kritisch zu Wort gemeldet, weil in dieser 
Verordnung Fehler und Unschärfen sind. Diese Unschärfen - das haben jetzt gerade alle 
gesehen - haben sich bis zuletzt dargestellt. Wir haben jetzt vor diesem Tagesordnungspunkt 
noch einen Abänderungsantrag eingebracht. Auch von der FPÖ wurde ein Abänderungsantrag 
eingebracht. Das sollte einem schon zu denken geben. (Zwischenrufe) Ja, wir haben auch 
einen ausgeteilt. Wir haben im Dezember 2015 einen kompletten Entwurf an Sie geschickt, 
auf den Sie nicht geantwortet haben. (Zwischenrufe, Unruhe) Wir haben diesen Brief am 22. 
Dezember 2015 an Sie geschickt, das können Sie dann gerne bei mir nachlesen. (Zwischenruf) 
Es ist ein dreiseitiger Brief mit unserem Konzept. Wie dem auch sei. 

Wir hätten eine grundsätzlich andere Vorgehensweise gewählt, nehmen aber zur Kenntnis, dass 
eine solche nicht möglich war. Wir haben aber in Bezug auf die nun vorliegende Verordnung 
ganz konkrete Anregungen, die wir noch einmal per Abänderungsantrag einbringen werden. 
Der lautet:

Der Gemeinderat beschließe:

1. In § 9 Abs. 2 Ziffer 12 wird nach der Bezeichnung ,Peepshows‘ die Wortfolge ,Video-
Peepshows, Erotik-Filmvorführungen, Sexkinos‘ eingefügt.
(Anm.: Damit sind diese mit 17 Prozent besteuert)

2. In § 9 Abs. 3 erster Teilsatz wird um die fettgedruckte Wortfolge ergänzt und lautet: ,Für 
in Kinos dargebotene Filmvorführungen, Filmfestivals und sonstige Filmvorführungen,…‘.
§ 9 Abs. 2 Ziffer 7 (Filmvorführungen,..) entfällt.
(Anm.: Damit sind auch diese bis 200.000 Euro mit nur einem Prozent besteuert.)

3. § 9 Abs. 2 Ziffer 11 wird ergänzt um ,Pokerabende, Spielkartenturniere udgl.‘

4. In § 2 Abs. 1 Ziffer 7 wird ergänzt um ,DebütantInnenbälle von Tanzschulen‘.
(Anm.: Damit werden diese wie Schülerbälle von der Abgabe befreit.)

5. Das für Abgaben zuständige Mitglied des Linzer Stadtsenats wird ersucht, mit 
Veranstalterinnen/Veranstaltern im Sinne des § 9 Abs. 3 Gespräche aufzunehmen und 
eine Vereinfachung der in § 7 Abs. 5 angeführten Abrechnungsmodalitäten im Sinne einer 
Entbürokratisierung zu erarbeiten.‘

Das ist unsere Ansicht, sehr geehrte Damen und Herren. Dem Vorschlag der Linzer-Grünen, dass 
man insbesondere bei den kleinen Kinos mit der Belastung heruntergeht, stehen wir positiv 
gegenüber. Von Ihnen, sehr geehrter Herr Wimmer, kam heute einen Tagesordnungspunkt 
zuvor noch die Änderung, man solle bei den größeren Kinos hinaufgehen. Ich bitte um 
Verständnis, dass wir hier nicht mitgehen können. 
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Die ÖVP hat ihre Standpunkte klar dargelegt. Ich nehme zur Kenntnis, dass es eine SPÖ-/
FPÖ-Mehrheit gibt, die diese Lustbarkeitsabgabenordnung heute beschließen wird. Wir 
können beim besten Willen nicht mitgehen.“ (Beifall ÖVP) 

Gemeinderätin Leitner-Rauchdobler: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Besucherinnen 
und liebe Besucher auf der Galerie, in einem muss ich Herrn Vizebürgermeister Wimmer 
zustimmen, auch wir sind für eine Vereinfachung, wir sind strikt gegen die Wiedereinführung 
der Lustbarkeitsabgabe in Linz. Uns ist schon klar, dass die Linzer Finanzen darniederliegen. 
Die Unterhaltung aber teuer zu machen, kann nicht die Lösung sein. Wir finden, das Land 
hat durch die Abschaffung der Lustbarkeitsabgabe einen notwendigen Schritt in Richtung 
Bürokratieabbau gesetzt. Auch wenn die Gastronomie von der neuen Steuer befreit ist, 
so trifft das beispielsweise über die Kinos und über die Schausteller am Ende doch die 
Konsumentinnen und Konsumenten. Damit werden wir hier nicht zustimmen. Danke.“ 

Gemeinderat Svoboda: 
„Herr Vizebürgermeister Wimmer, ich bedanke mich für Ihre Ausführungen. Die sind 
insofern interessant, weil es für mich als kleinen Gemeinderat nicht genau nachvollziehbar 
ist, wie hoch die Abgabenschuld einzelner Betriebe bzw. Abgabenschuldner im Bereich der 
Lustbarkeitsabgabe ist. Ich glaube Ihnen natürlich, dass die Abgabe im Bereich bestimmter 
Kinos insgesamt gleich bleibt, vielleicht ein wenig sinkt oder ein wenig steigt, wie Sie 
ausgeführt haben. So genau wird man das nicht vorhersagen können. 

Es ist aber nicht ganz richtig, dass es keine Null-Prozent-Abgaben gibt. Der § 2 der 
Lustbarkeitsabgabeordnung ist voll von Abgabebefreiungen, wo unabhängig vom Umsatz keine 
Lustbarkeitsabgabe fällig wird. Das bedeutet natürlich einerseits finanzielle Ersparnisse für 
die Betroffenen und andererseits senkt das in diesen Bereichen natürlich den administrativen 
Aufwand. Genau darum wäre es uns bei unserem Abänderungsantrag gegangen. Ich nehme 
zur Kenntnis, dass der möglicherweise heute keine Mehrheit finden wird. Ich finde es schade, 
weil es nicht um viel Geld geht, sondern um einen administrativen Aufwand, den man den 
Betroffenen hätte ersparen können. Es wird heute möglicherweise nicht so sein. Das nehme 
ich zur Kenntnis. Vielleicht kann man es sich doch noch einmal überlegen, dem Antrag 
zuzustimmen. Danke.“ (Beifall Die Grünen) 

Gemeinderat Huber: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, die Lustbarkeitsabgabe 
bedeutet 1,5 Millionen Euro für das Budget. Das ist jetzt nicht die Welt. Es ist aber andererseits 
eine von ganz, ganz wenigen Abgaben, die direkt die Stadt Linz selbst beeinflussen kann, im 
Gegensatz beispielsweise zu den Bundesabgabenertragsanteilen und den Transferleistungen 
mit dem Land Oberösterreich. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns damit auseinander setzen. 

Aus gesamtbudgetärer Sicht ist klar, dass wir diese Einnahmen brauchen. Daher muss diese 
Novelle soweit es geht, aufkommensneutral sein. Wenn wir aufkommensneutral sagen, ist damit 
verbunden, dass wir, wenn wir in einem Bereich weniger einnehmen, in einem anderen Bereich 
oder in mehreren Bereichen mehr einnehmen müssen. Der vorliegende Entwurf entlastet, 
fördert oder stärkt die Gastronomie, die Schülerbälle. Das ist, glaube ich, ein wichtiges Zeichen. 
Dasselbe kann man für den Bereich der Messen und der Ausstellungen sagen, wodurch der 
Gemeinderat ein Signal sendet, dass diese Bereiche in Linz sehr erwünscht sind. 

Was ich auch sehr positiv finde ist, dass einige Bagatellfälle der Vergangenheit angehören, 
z.B. wenn ein Verein irgendwo Lautsprecher an der Wand hängen hat. Ein deutliches Signal 
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dieses Entwurfes ist, dass die Bereiche Glücksspiel und Wetten stärker herangezogen 
werden. Auch das ist, glaube ich, ein gesellschaftspolitisch richtiges Signal, das wir mit dem 
Beschluss hier aussenden. Klar ist, manche zahlen mehr, damit wird es an so einer Regelung 
immer Kritiker geben. Ich bin aber sehr zuversichtlich, dass diese Regelung niemanden 
überfordert. In diesem Sinne halte ich es für eine ausgewogene Regelung. Wenn man sich 
die vorherige Lustbarkeitsabgabenordnung anschaut, glaube ich, dass diese Regelung eine 
tatsächliche Verwaltungsvereinfachung mit sich bringt und ein Beitrag zu einer Hebung 
der Steuerehrlichkeit ist. Diese Pauschalen haben immer ein bisschen einen schalen 
Beigeschmack. 

Zu den Argumenten von dir, Michael Svoboda: Ich finde, dass vier Stufen gerechter sind, 
als eine Stufe. Ich glaube nicht, dass es Aufgabe der Steuerpolitik, der Abgabenpolitik ist 
festzustellen, wie hoch die kulturelle Qualität von bestimmten Dienstleistungen ist. Objektiv 
ist es so, dass es kommerziell erfolgreiche Filme im Cineplexx, Moviemento und City Kino 
gibt, genauso wie das Cineplexx kommerziell nicht erfolgreiche Filme darstellt. In diesem 
Sinn finde ich die Stufenregelung gerecht und zumutbar.

Noch ein letzter Satz zur Kollegin der NEOS. Sie sagen, schaffen wir insgesamt die 
Lustbarkeitsabgabe ab, weil es am Ende des Tages von den Konsumenten gezahlt wird. Wenn 
wir das zu Ende denken, dürften wir dann gar keine Steuern einheben, weil jede Steuer und 
jede Abgabe am Ende des Tages natürlich von den Menschen bezahlt wird. Von wem denn 
bitte sonst? Danke.“ (Beifall SPÖ) 

Vizebürgermeister Forsterleitner: 
„Als Finanzreferent darf ich mich noch ganz kurz zu Wort melden. Mir ist völlig klar, niemand 
hat eine Freude mit einer Steuer oder einer Abgabe. Wir haben aber in diesem Haus schon 
sehr oft darüber diskutiert, wie wir in unserer Verwaltung sparsam umgehen können. Wir 
müssen natürlich darauf achten, unsere Einnahmensituation zumindest gleich zu halten. Das 
ist, glaube ich, das, worauf der vorliegende Entwurf abzielt. Das ist mir, als Finanzreferent, 
der nicht für diesen Bereich zuständig ist, aber natürlich bei der Umsetzung im Bud
getvollzug betroffen ist, schon ein wichtiges Anliegen, weil wir uns das als gemeinsames Ziel 
der Budgetkonsolidierung gesetzt haben. 

Insofern bedanke ich mich bei allen Fraktionen. Auch wenn es zu vielen Einzelpunkten 
Diskussionen gegeben hat, haben alle, außer den NEOS, die grundsätzliche Bereitschaft 
bekundet, dass die Stadt Linz eine solche Abgabe einheben soll. Das halte ich für einen 
verantwortungsvollen Umgang. Ich finde, es für nicht sehr verantwortungsvoll einfach keine 
Steuer zu machen. In diesem Sinne danke an alle, die das so sehen, auch wenn es bei 
einzelnen Punkten Unterschiede gibt. 

Ich glaube, dass es – wie auch Herr Vizebürgermeister Wimmer gesagt hat – richtig ist, dass 
das tatsächlich eine komplexe Materie ist und wir deshalb bereit sein sollen, nach einem 
gewissen Zeitpunkt wieder zu evaluieren, um zu sehen, was sich bewährt hat, was funktioniert 
hat und wo es wirklich Probleme gibt. Wir waren aufgrund der Änderung der landesgesetzlichen 
Regelung jetzt genötigt, hier eine Neuregelung zu schaffen. Herr Vizebürgermeister hat 
versucht, einen Vorschlag zu erarbeiten. Mir ist es um ein paar wesentliche Punkte gegangen, 
die ich abgebildet sehe. Über einzelne Punkte kann man immer unterschiedlicher Meinung 
sein, aber der Grundtenor ist, glaube ich, dass man nicht auf die maximal möglichen Summen 
gegangen ist. Man hat nicht versucht, das völlig auszupressen und noch weiter zu erhöhen. 
Man hat eher versucht, Kleinere zu unterstützen und zu entlasten. Es gibt für Vereine, für 
kleine Wirtshäuser und kleine Veranstaltungen Verbesserungen. Von denen, die etwas damit 
verdienen und die einen ökonomischen Ertrag daraus ziehen, wird ein entsprechender Beitrag 
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für die Gesellschaft wieder zurückverlangt. Ich glaube, dass das legitim ist. Wir sollen das in 
einer gesellschaftlichen Verantwortung tun, dass wir diesen Beitrag für unser Budget halten. 

In diesem Sinne werden wir diesem Antrag zustimmen. Wir beobachten und schauen aber 
natürlich, genauso wie alle anderen in diesem Raum, wie sich das entwickelt und können 
gemeinsam gegebenenfalls noch Korrekturschritte nachziehen. Wir haben aber jetzt den 
Jänner-Gemeinderat und sollten einmal einen Schritt setzen. Das Jahr läuft uns sonst davon. 
Der nächste Gemeinderat ist erst im März. Ich glaube, es ist notwendig, zu diesem Zeitpunkt 
hier rasch zu handeln.“ (Beifall SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Vizebürgermeister Wimmer:
„Sehr geehrter Herr Klubobmann der ÖVP, lieber Martin, vielleicht war dir das selbst nicht 
bekannt, wie die Informationsflüsse laufen. Ich darf daher präzisieren: Solltest du tatsächlich 
der Meinung sein, die ÖVP in Form von Frau Wirtschaftsstadträtin Susanne Wegscheider habe 
im Dezember einen alternativen Entwurf, also einen Gegenvorschlag vorgelegt, so ist dieses 
Wissen, dieser Informationsstand falsch. Es gibt nur einen Brief, in dem Allgemeinplätze 
enthalten sind, wie z.B. eine Vereinfachung. Ich glaube, jeder, der hier im Gemeinderat 
sitzt, wird für eine Vereinfachung von Abgaben sein. Das Gegenstück davon wäre eine 
Verkomplizierung von Dingen. Ich glaube, wenn man hier das so allgemein zur Abstimmung 
brächte, ob Dinge eher einfach oder eher kompliziert sein sollen, würde doch eine Mehrheit 
für die Vereinfachung stimmen. Das ist der Punkt, bei dem ich durchaus bei euch bin. Es ist 
richtig, dass einige Dinge sehr allgemein drinnenstehen, dass man die großen Sachen eher 
haben sollte und auf kleinere Dinge eher verzichten sollte. 

Eines ist aber klar - wer anderes behauptet, lügt, was hoffentlich hier nicht passiert -, dass 
es hier um keinen eigenen Entwurf geht. Was die Lustbarkeitsabgabe betrifft, wurden bis 
zum heutigen Tag hier in Linz keine eigenen Anträge oder konkrete Vorschläge der Österrei
chischen Volkspartei vorgelegt. Ganz im Gegenteil, es gab bekanntlich relativ unfundierte 
Kritik im Budget-Gemeinderat, wo die ÖVP auch grundsätzlich gegen die Lustbarkeitsabgabe 
gestimmt und damals kritisiert hat, dass eine Erhöhung der Abgabe der Fall wäre. Ich kann und 
konnte damals schon sagen, dass das nicht der Fall ist. Dieser Kritikpunkt war ausgeräumt, 
konnte aber in diesem Punkt an der ablehnenden Haltung der ÖVP nichts ändern.

Ich gebe meinem Vorredner Recht. Es ist gut, wenn man sich grundsätzlich zu einer Sache 
bekennt, es ist aber relativ wenig, wenn man oberflächlich sagt, man ist dafür, aber, aber, 
aber. Es gibt kein einziges Argument, was dafür spricht, auch wenn eigene Einwände wie 
z.B. die Entfernung der Schießbuden befürwortet und von uns übernommen wurden. Auch 
hier darf ich zur Kenntnis bringen, das ist einer der wenigen konkreten Vorschläge, aber kein 
Konzept und kein eigener Entwurf. Im Gegensatz zu dem, Martin, was du hier gesagt hast, 
liegt so etwas nicht vor. Es gab aber einzelne Ideen und Anregungen z.B. die Schießbuden zu 
entfernen. Das haben wir dann gemacht, dass aus verschiedenen Gründen die Schießbuden 
herausgenommen werden. Das stellt keine große Belastung des Budgets dar, hat dann aber 
eine kuriose Wendung genommen. 

Ich habe vor zwei Wochen im Finanzausschuss euren ÖVP-Vorschlag betreffend Schießbuden 
– eine der wenigen Sachen, die ihr konkret eingebracht habt – aufgegriffen. Ich wollte euch 
einen Gefallen tun, und im Finanzausschuss konstruktiv darüber sprechen und abstimmen. 
Ihr ward aber über euren eigenen Vorschlag erstaunt und habt gesagt, ihr könnt das jetzt 
nicht nachvollziehen, warum hier plötzlich eine Änderung eintritt, obwohl diese Änderung 
von euch selbst gewünscht war und begründet worden ist. Wir sind dieser Begründung gerne 
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nachgekommen. Somit hat die ÖVP-Fraktion im Finanzausschuss - das möchte ich dem 
Gemeinderat nicht vorenthalten -  gegen ihren eigenen konkreten Vorschlag, die Schießbuden 
herauszunehmen, gestimmt. Ich finde das sehr kurios und sehr verwunderlich. Es passt aber 
zusammen und ist in sich logisch und sinnbildlich für die Politik der ÖVP, zumindest leider 
in diesem Punkt. Die ÖVP ist bekanntlich jene Partei, die den Schuldenstand der Stadt Linz 
am schärfsten kritisiert, aber zugleich am schärfsten gegen die Sicherung einer wichtigen 
Einnahmequelle wettert. Ich glaube, das spricht leider für sich.

Ich bitte, das in Zukunft zu berücksichtigen. Vor allem, wenn ein konkretes Konzept vorliegt, 
was bisher nicht der Fall war, so ist zu diesem Thema erst heute zum ersten Mal ein konkreter 
Antrag der ÖVP eingebracht worden. Das ist aktenkundig und jederzeit nachweisbar. Dieser 
Antrag sollte rechtskonform sein und nicht Dinge enthalten, die man so gar nicht umsetzen 
kann, wo z.B. die Kinos mit zehn Prozent nach oben hin beschränkt sind. Das heißt, wenn 
man für bestimmte Kinovorführungen gerne mehr vereinnahmen möchte, mag das politisch 
gewünscht sein, ist aber nicht möglich, dies in der Antragsstellung zu berücksichtigen.

Ich ersuche den Gemeinderat, sich beim ÖVP-Antrag der Stimme zu enthalten. Ich bitte die 
ÖVP ganz konkret, wenn es in Zukunft Anträge gibt, nicht zuerst Allgemeinplätze zu schreiben 
und dann in letzter Minute Dinge vorzulegen, die so gar nicht möglich sind. Die Energie 
sollte besser in die Hintergrundarbeit und in die konstruktive Arbeit investiert werden, als in 
negative campaigning zur Lustbarkeitsabgabe, dann wäre eurer Antrag, der heute eingebracht 
wurde, vielleicht früher gekommen, vielleicht schon im Dezember, wie ihr das hier behauptet 
habt. Dann wäre er zumindest rechtmäßig und rechtskonform gewesen. Da beides nicht der 
Fall ist, kann diesem Antrag nicht Folge gegeben werden. Ich bitte um Annahme des Antrags 
inklusive der von mir dargelegten Abänderung.“ (Beifall FPÖ)

Bürgermeister Luger:
„Nachdem zwei der drei Abänderungsanträge aus mehreren Unterpunkten bestehen und 
um das Prozedere zu vereinfachen, mache ich folgenden Vorschlag. Ich stimme zuerst den 
vorliegenden Amtsantrag ab und dann jeweils die einzelnen Abänderungsanträge im Block.“

Stadträtin Mag.a Schobesberger zur Geschäftsordnung:
„Ich glaube, dass das nicht funktioniert, weil die Abänderungsanträge mit dem Grundantrag 
nicht vereinbar sind. Wenn man mit dem Grundantrag einverstanden ist, braucht man keinen 
Abänderungsantrag stellen. Daher müsste man schauen, welcher Antrag der weitergehende oder 
nicht weitergehende ist, so wie es das Statut vorsieht, damit sich das mit der Abstimmung ausgeht.“

Bürgermeister Luger:
„Wir haben drei unterschiedliche Abänderungsanträge. Ich darf gemäß der Vorgangsweise 
vorschlagen, dass ich zuerst über den ÖVP-Abänderungsantrag abstimmen lasse. Wird hier 
gewünscht, die fünf Punkte einzeln abzustimmen oder en block? 

Zwischenruf Vizebürgermeister Wimmer:
„En block!“

Der Vorsitzende lässt nun über den Abänderungsantrag der ÖVP, anschließend über den 
Abänderungsantrag der Grünen, dann über den Abänderungsantrag der FPÖ/SPÖ und 
abschließend über den abgeänderten Antrag abstimmen.

Der Abänderungsantrag der ÖVP-Fraktion wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ 
(19) und FPÖ (15) sowie Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, und bei Gegenstimmen der 
NEOS-Fraktion (3) mit Stimmenmehrheit abgelehnt.
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Der Abänderungsantrag der Grünen-Fraktion wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von 
SPÖ (19) und FPÖ (15) sowie bei Gegenstimmen der NEOS-Fraktion (3) mit Stimmenmehrheit 
abgelehnt.

Der Abänderungsantrag der FPÖ/SPÖ-Gemeinderatsfraktion wird bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen von ÖVP (12) und Die Grünen (9) sowie Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, sowie 
bei Gegenstimmen der NEOS-Fraktion (3) mit Stimmenmehrheit angenommen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von ÖVP (12) und Die Grünen (9) sowie 
bei Gegenstimmen der NEOS-Fraktion (3) mit Stimmenmehrheit angenommen.

Gemeinderat Mag. Hajart berichtet über

E 4 Abtretung von 1549 Quadratmetern, aus den Grundstück Nr. 1553/12, 1553/17, 
1553/18 und 1553/37 sowie Rückstellung von 276 Quadratmetern aus den Grundstück Nr. 
1553/16, 1553/19 und 2108/1, alle KG Katzbach (Bundesschulzentrum Auhof) – Leistung 
einer Entschädigung seitens der Stadt Linz in Höhe von 224.200 Euro

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden 
Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

„1. Für die Abtretung der, in der Vermessungsurkunde der geounit DI Fuchsberger – DI 
Stöger Ziviltechniker OG, vom 10. Dezember 2014, GZ 2782b, dargestellten Teilflächen der 
Grundstücke Nr. 1553/12, 1553/17 und 1553/18, sowie des neugeschaffenen Grundstückes 
Nr. 1553/37, alle KG Katzbach, mit einem Gesamtausmaß 1549 Quadratmetern in das 
öffentliche Gut der Stadt Linz leistet die Stadt Linz an die Bundesimmobiliengesellschaft 
m.b.H. (BIG), Hintere Zollamtsstraße 1, 1031 Wien, für 1180 Quadratmeter eine 
Entschädigung von 190 Euro pro Quadratmeter, somit eine Gesamtentschädigung in Höhe 
von 224.200 Euro.

2. Die Stadt Linz, als Verwalterin des öffentlichen Gutes, stellt die in der vorzitierten 
Vermessungsurkunde dargestellten Teilflächen der Grundstücke Nr. 1553/16, 1553/19 und 
2108/1, alle KG Katzbach, mit einem Gesamtausmaß von 276 Quadratmetern unentgeltlich 
an die Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. zurück.

3. Die Realisierung des gegenständlichen Rechtsgeschäftes erfolgt zu den in der beiliegenden 
Abtretungs- und Rückstellungsvereinbarung festgelegten Bedingungen. 
Eine allfällige Immobilienertragsteuer geht jeweils zulasten der übergebenden Partei. Die 
aus Anlass dieses Rechtsgeschäftes zu entrichtenden Vermögensübertragungsgebühren und 
Beglaubigungskosten hat die jeweilige Übernehmerin bzw. Auftraggeberin zu übernehmen. 
Die sonstigen mit der Selbstberechnung und Verbücherung der Vereinbarung zusam
menhängenden Kosten und Gebühren hat die BIG zu tragen.

4. Die Verrechnung der Ausgaben in Höhe von 224.200 Euro für das Rechnungsjahr 2016 
erfolgt auf der VASt 5.8401.001000, Grunderwerbungen für Straßenbau. 
Die Verrechnung einer allfälligen Immobilienertragssteuer erfolgt auf der VASt 1.8401.710100.

5. Soweit eine anderweitige Bedeckung fehlt, erfolgt die Finanzierung dieses Rechtsgeschäftes 
durch Fremdmittel. Die konkrete Beschaffung des Fremdmittelbedarfs im Rahmen des 
städtischen Finanzmanagements bedarf der Zustimmung des zuständigen Kollegialorganes. 
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Die Verrechnung erfolgt auf den jeweiligen Voranschlagstellen in den entsprechenden 
Teilabschnitten.

6. Rechtsgeschäfte über die Aufnahme von Fremdmitteln bedürfen (im Falle der Über
schreitung der relevanten Wertgrenzen und der Erfüllung der sonstigen relevanten Kriterien 
des § 58 StL 1992), bei sonstiger Unwirksamkeit, der vorherigen Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

F	 ANTRÄGE DES AUSSCHUSSES FÜR INFRASTRUKTUR, STADTENTWICKLUNG UND 
WOHNBAU

Gemeinderätin Weiss berichtet über

F 1 Änderungsplan Nr. 55 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4, KG Lustenau (Franckstraße 
45)

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes und der Einwendungen laut Vorlage an den 
Gemeinderat folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

„Die beiliegende Verordnung betreffend Änderungsplan Nr. 55 zum Flächenwidmungsplan 
Linz Nr. 4, Franckstraße 45, wird erlassen.

Verordnung

des Gemeinderates der Landeshauptstadt Linz vom 28. Jänner 2016 betreffend Ände
rungsplan Nr. 55 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4, Franckstraße 45

Nach § 33 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 wird verordnet: 

§ 1
Der Änderungsplan Nr. 55 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4 wird erlassen.

§ 2
Der Wirkungsbereich des Flächenwidmungsplan-Änderungsplanes wird wie folgt begrenzt:

Norden: Wimhölzelstraße
Osten: Zeppenfeldstraße
Süden: Franckstraße
Westen: Wimhölzelstraße 2
Katastralgemeinde Lustenau

Der Flächenwidmungsplan-Änderungsplan liegt vom Tag der Kundmachung dieser Verordnung 
an in der Bau- und Bezirksverwaltung des Magistrates Linz, Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 
4. Stock, Info-Center, während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht auf.
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§ 3
Mit der Rechtswirksamkeit der Verordnung wird der Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4 im 
Wirkungsbereich des Änderungsplanes Nr. 55 aufgehoben.

§ 4
Der Flächenwidmungsplan-Änderungsplan tritt mit dem seiner Kundmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt Linz folgenden Tag in Kraft. Der Plan wird überdies während 14 Tagen 
nach seiner Kundmachung an der Amtstafel der Bau- und Bezirksverwaltung, 4041 Linz, 
Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 4. Stock, zur öffentlichen Einsicht angeschlagen.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Gemeinderat Kleinhanns berichtet über

F 2 Änderungsplan Nr. 61 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4, KG Linz (Prunerstraße 3)

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

„Die beiliegende Verordnung betreffend Änderungsplan Nr. 61 zum Flächenwidmungsplan 
Linz Nr. 4, Prunerstraße 3, wird erlassen.

Verordnung

des Gemeinderates der Landeshauptstadt Linz vom 28. Jänner 2016 betreffend Än
derungsplan Nr. 61 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4, Prunerstraße 3

Nach § 33 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 wird verordnet: 

§ 1
Der Änderungsplan Nr. 61 zum Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4 wird erlassen.

§ 2
Der Wirkungsbereich des Flächenwidmungsplan-Änderungsplanes wird wie folgt begrenzt:

Norden: Fabrikstraße
Osten: Fabrikstraße 14a, 14b
Süden: Prunerstraße 3a
Westen: Prunerstraße
Katastralgemeinde Linz

Der Flächenwidmungsplan-Änderungsplan liegt vom Tag der Kundmachung dieser Verordnung 
an in der Bau- und Bezirksverwaltung des Magistrates Linz, Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 
4. Stock, Info-Center, während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht auf.

§ 3
Mit der Rechtswirksamkeit der Verordnung wird der Flächenwidmungsplan Linz Nr. 4 im 
Wirkungsbereich des Änderungsplanes Nr. 61 aufgehoben.
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§ 4
Der Flächenwidmungsplan-Änderungsplan tritt mit dem seiner Kundmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt Linz folgenden Tag in Kraft. Der Plan wird überdies während 14 Tagen 
nach seiner Kundmachung an der Amtstafel der Bau- und Bezirksverwaltung, 4041 Linz, 
Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 4. Stock, zur öffentlichen Einsicht angeschlagen.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Gemeinderätin Sommer berichtet über

F 3 Neuerfassung (Stammplan) des Bebauungsplanes 16-016-01-00, KG Ufer 
(Moosfelderstraße)

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes und der Einwendungen laut Vorlage an den 
Gemeinderat folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

„Die beiliegende Verordnung betreffend Bebauungsplan 16-016-01-00, Moosfelderstraße, 
Neuerfassung (Stammplan), wird erlassen.

Verordnung

des Gemeinderates der Landeshauptstadt Linz vom 28. Jänner 2016 betreffend Bebau
ungsplan 16-016-01-00, Moosfelderstraße, Neuerfassung (Stammplan)

Nach § 33 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 16-016-01-00 wird erlassen.

§ 2
Der Wirkungsbereich des Bebauungsplanes wird wie folgt begrenzt:

Norden: Am Aubach
Osten: Moosfelderstraße
Süden: Moosfelderstraße
Westen: Am Aubach
Katastralgemeinde Ufer

Der Bebauungsplan liegt vom Tag der Kundmachung dieser Verordnung an in der Bau- und 
Bezirksverwaltung des Magistrates Linz, Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 4. Stock, Info-
Center, während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht auf.

§ 3
Mit der Rechtswirksamkeit des neu erstellten Bebauungsplanes 16-016-01-00 werden 
sämtliche in diesem Bereich bisher rechtswirksamen Bebauungspläne aufgehoben.  

§ 4
Der Bebauungsplan tritt mit dem seiner Kundmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz 
folgenden Tag in Kraft. Der Plan wird überdies während 14 Tagen nach seiner Kundmachung 
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an der Amtstafel der Bau- und Bezirksverwaltung, 4041 Linz, Hauptstraße 1 - 5, Neues 
Rathaus, 4. Stock, zur öffentlichen Einsicht angeschlagen.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Gemeinderat Grininger, MSc, berichtet über

F 4 Bebauungsplanänderung 09-012-01-01, KG Linz (Jägermayrstiege – Vergeinerstraße)

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes und der Einwendungen laut Vorlage an den 
Gemeinderat folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

„Die beiliegende Verordnung betreffend die Bebauungsplanänderung 09-012-01-01, 
Jägermayrstiege - Vergeinerstraße, wird erlassen.

Verordnung

des Gemeinderates der Landeshauptstadt Linz vom 28. Jänner 2016 betreffend die 
Bebauungsplanänderung 09-012-01-01, Jägermayrstiege - Vergeinerstraße.

Nach § 33 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 wird verordnet:

§ 1
Die Bebauungsplanänderung 09.012.01.01 wird erlassen.

§ 2
Der Wirkungsbereich der Bebauungsplanänderung wird wie folgt begrenzt:

Norden: Vergeinerstraße 8
Osten: Vergeinerstraße
Süden: Fritz-Lach-Weg
Westen: westlich Vergeinerstraße
Katastralgemeinde Linz

Die Bebauungsplanänderung liegt vom Tag der Kundmachung dieser Verordnung an in der 
Bau- und Bezirksverwaltung des Magistrates Linz, Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 4. 
Stock, Info-Center, während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht auf.

§ 3
Mit der Rechtswirksamkeit der Bebauungsplanänderung 09-012-01-01 werden sämtliche in 
diesem Bereich bisher rechtswirksame Bebauungspläne aufgehoben. 

§ 4
Die Bebauungsplanänderung tritt mit dem ihrer Kundmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt Linz folgenden Tag in Kraft. Der Plan wird überdies während 14 Tagen 
nach seiner Kundmachung an der Amtstafel der Bau- und Bezirksverwaltung, 4041 Linz, 
Hauptstraße 1 - 5, Neues Rathaus, 4. Stock, zur öffentlichen Einsicht angeschlagen.“

Wortmeldung Gemeinderat Ing. Casny:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren des Linzer Gemeinderates, 
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beim gegenständlichen Antrag geht es unter anderem auch um eine Änderung der gekuppelten 
auf offene Bauweise.

Dies hat unter anderem bei den dortigen BewohnerInnen eine starke Reaktion hervorgerufen. 
Dadurch kam es zu einer großen Anzahl von Einwendungen, denen jedoch nicht Rechnung 
getragen wurde. Daher werden wir uns bei diesem Antrag der Stimme enthalten.“

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der ÖVP-Fraktion (12) mit Stimmenmehrheit 
angenommen.

G	 ANTRAG DES AUSSCHUSSES FÜR SOZIALES, JUGEND, FAMILIE UND INTEGRATION

Stadträtin Hörzing berichtet über

G 1 Abschluss eines Leistungsvertrages zwischen der Stadt Linz und der Volkshilfe Linz für 
Aufgaben der Daseinsvorsorge im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Demenztageszentrums

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

„1. Mit der Volkshilfe Linz soll ein Leistungsvertrag (Betrauungsakt) für Aufgaben der Daseins
vorsorge im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Demenztageszentrums für 20 LinzerInnen 
abgeschlossen werden, vorläufig befristet auf zehn Jahre.

2. Die Verrechnung der Kosten in Höhe von 129.600 Euro von der Volkshilfe Linz ohne USt für 
das Rechnungsjahr 2016 erfolgt auf der VASt 1.4111.728400, Sonstige Leistungen, Tageszentren 
und Seniorenklubs, ab 2017 inklusive Valorisierung gemäß beiliegendem Vertrag.“

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Köck:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich möchte für meine Person, für Gemeinderat Greul und 
für Gemeinderat Huber mitteilen, dass wir uns an der Abstimmung aus Befangenheitsgründen 
nicht beteiligen, da wir Mitglieder des Vorstandes der Volkshilfe Linz sind.“ 

Gemeinderat Eypeltauer:
„Ich möchte avisieren, um nachher Verwirrung zu vermeiden, dass sich hier die NEOS-
Fraktion enthalten wird.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der NEOS-Fraktion (3) mit Stimmenmehrheit 
angenommen.
Gemeinderätin Köck, Gemeinderat Greul und Gemeinderat Huber, alle SPÖ, enthalten sich 
aufgrund Befangenheit der Stimme.
Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, ist bei der Abstimmung nicht anwesend.

H	 ANTRAG DES AUSSCHUSSES FÜR WIRTSCHAFT, MÄRKTE, STADTGRÜN UND 
STRASSENBETREUUNG
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Gemeinderätin Sommer berichtet über 

H 1 Verkauf des Grundstücks 1237/15, KG Posch (Südpark Linz) um den Verkaufspreis von 
201.341,10 Euro

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

„1. Die Stadt Linz verkauft an die B.T.C. Vermietungs- und Beteiligungs GmbH (FN 444785 
x), Suttnerstraße 9, 4030 Linz, das mit dem Grundteilungsplan des Magistrats Linz, Planung, 
Technik und Umwelt, Abt. Stadtvermessung, vom 30. November 2015, GZ 66/2015, neu 
geschaffene Grundstück Nr. 1237/15, KG 45207 Posch, im Ausmaß von 2000 Quadratmetern 
zum Preis von 201.341,10 Euro.

2. Im Übrigen erfolgt die Realisierung dieses Rechtsgeschäfts zu den im beiliegenden 
Kaufvertrag festgelegten Vereinbarungen.

3. Die Verrechnung des Kaufpreises für das Rechnungsjahr 2016 erfolgt auf der VASt 
6.8400.001000, Unbebaute Grundstücke, Verkauf. 

4. Die Verrechnung der Immobilienertragsteuer in Höhe von voraussichtlich 8456,33 Euro 
erfolgt auf der VASt 1.8400.710100, Immobilienertragsteuer.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

I	 ANTRAG DES VERWALTUNGSAUSSCHUSSES DES KINDER- UND JUGEND-SERVICES 
LINZ NACH § 7 ABS. 2 DES ORGANISATIONSSTATUTES GEGEN NACHTRÄGLICHE 
GENEHMIGUNG DURCH DEN GEMEINDERAT

Stadträtin Mag.a Schobesberger berichtet über

I 1 Neuerlassung des Organisationsstatutes für die Unternehmung „Kinder- und Jugend-
Services Linz“

und stellt nach Darlegung des Sachverhaltes laut Vorlage an den Gemeinderat folgenden 
Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

„1. Die beiliegende Verordnung betreffend die Neuerlassung des Organisationsstatutes der 
Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ (KJS) wird erlassen und tritt mit 1. Jänner 
2016 in Kraft.

2. Nach § 65 Abs. 1 StL 1992 erfolgt die Kundmachung dieser Verordnung durch zweiwöchigen 
Anschlag an der Amtstafel der Stadt Linz.

Verordnung

des Verwaltungsausschusses vom 17. Dezember 2015 gemäß § 7 Abs. 2 Organisations
statut für die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ in Verbindung mit §§ 61 
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und 62 des Statutes für die Landeshauptstadt Linz LGBl. Nr. 7/1992 idgF. (StL 1992), gegen 
nachträgliche Genehmigung durch den Gemeinderat der Landeshauptstadt Linz betreffend die 
Neuerlassung des Organisationsstatutes für die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services 
Linz‘, kundgemacht an der Amtstafel der Landeshauptstadt Linz am 17. Dezember 2015.

§ 1
Rechtliche Stellung der Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ 

(1) Die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ besteht aus Betreuungs- und 
Beratungseinrichtungen für Familien, Kinder und Jugendliche und ist eine wirtschaftliche 
Unternehmung der Stadt im Sinne der §§ 61 und 62 des Statutes für die Landeshauptstadt 
Linz, LGBl. Nr. 7/1992 idgF. (StL 1992).

(2) Die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ wird nach den Vorschriften des 
jeweils geltenden Statutes für die Landeshauptstadt Linz (derzeit StL 1992) und dieses 
Organisationsstatutes geführt.

(3) Die Tätigkeit ist nicht auf Gewinn gerichtet.

§ 2
Zweck und Aufgaben der Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘

(1) Inhaltliche Aufgaben:

1. Der Betrieb dient sowohl nach seinem Organisationsstatut als auch nach seiner tatsäch
lichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen bzw. mildtätigen 
Zwecken im Sinne der §§ 34ff Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961 in der jeweils 
gültigen Fassung.

2. Unter Zugrundelegung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, insbesondere des Oö. 
Kinderbetreuungsgesetzes, des Oö. Pflichtschulorganisationsgesetzes 1992 und des Bun­
des-Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013, sowie von Leistungsvereinbarungen und unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Leistungsangebotes erfolgt die Aufgabenerfüllung der 
Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ nach dem Bestellerinnen-Lieferantinnen- 
/ Besteller-Lieferanten-Prinzip.

3. Im Mittelpunkt der Kinder-Tagesbetreuung stehen unter anderem die Pflege, Bildung und 
Förderung von Kindern in spielerischer Form in Gruppen-, Kleingruppen- und Einzelbetreuung unter 
Beachtung der individuellen Bedürfnisse der Kinder, in den Horten auch die gezielte Lernbetreuung.

Ziel ist neben der Unterstützung und Ergänzung der Erziehung der Kinder durch die Familie 
und der umfassenden Förderung der Kinder auch die Ermöglichung der Berufstätigkeit beider 
bzw. alleinerziehender Elternteile.

4. Die weiteren Services für Familien, Kinder und Jugendliche umfassen psychologische 
Beratung und Hilfen, Erziehungsunterstützung, sozialpädagogische Begleitung und Betreuung.

(2) Strategische, organisatorische und formale Aufgaben:

1. Die Umsetzung der inhaltlichen Aufgaben basiert formal auf Grundlage der zu erstel
lenden Wirtschaftsplanung nach dem Prinzip der Sparsamkeit und größtmöglichen Effizienz 
bei gleichzeitiger Wahrung der erforderlichen Qualität.
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2. Die Unternehmung bedient sich dabei aller gebotenen Strategien eines zeitgemäßen 
Managements.

3. Die wirtschaftliche Planung orientiert sich wie die inhaltliche grundsätzlich an den 
sozialpolitischen Zielvorgaben der Stadt Linz. Konkrete bedarfs- und kundinnenorientierte 
/kundenorientierte Überlegungen fließen in Berücksichtigung des Bestellerinnen-Lie­
ferantinnen- / Besteller-Lieferanten-Prinzips in Leistungsvereinbarungen (Service-Levels)
(qualitativer Aspekt) sowie Mengenplanungen (quantitativer Aspekt) mit den nachfragenden 
Dienststellen und den politisch zuständigen Verantwortlichen ein.

4. Die Überprüfung der Effizienz (Evaluierung) erfolgt durch ein in die Planungsstrategie 
eingebundenes begleitendes Controlling, wobei im Sinne der mittelfristigen Planung der 
Jahresbericht ausschlaggebend ist.

5. Die Steuerung aller Organisationseinheiten erfolgt zentral durch die Geschäftsführung.

§ 3 
Mittel zur Erreichung des gemeinnützigen bzw. mildtätigen Zweckes

(1) Der gemeinnützige bzw. mildtätige Zweck soll durch die folgenden ideellen und materiellen 
Mittel erreicht werden.

(2) Für die Verwirklichung des gemeinnützigen bzw. mildtätigen Zweckes vorgesehene ideelle 
Mittel (= Tätigkeiten) sind:

1. Führung, Betrieb und Verwaltung der städtischen Krabbelstuben, Kindergärten und Schü
lerhorten inklusive alle dazugehörigen pädagogischen Teilbereiche (wie z.B. vorschulische 
Erziehung, Vermittlung von Sozialkompetenzen, Bastelunterricht, etc.) sowie die Verpflegung 
der Kinder

2. Informationsveranstaltungen für Kinder und Eltern zu diversen Fachthemen im Bereich 
Kinderbetreuung und Erziehungsfragen allgemeiner Natur 

3. Feste und Veranstaltungen für Kinder und Eltern zur Förderung kultureller und inter
kultureller Gemeinschaften.

4. Präsentation der städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen in der Öffentlichkeit

5. Führung, Betrieb und Verwaltung des Institutes für Familien- und Jugendberatung, der 
Eltern-Kind- und Familien-Zentren, der Wohngemeinschaft Sisal, des Kinder- und Jugend-
Wohnhauses Johannesgasse, des Mutter-Kind-Hauses und des Kinder- und Jugend-Büros

(3) Die für die Verwirklichung des gemeinnützigen bzw. mildtätigen Zweckes vorgesehenen 
materiellen Mittel (= finanzielle Mittel) sind:

1. Elternbeiträge 

2. Sonstige Beiträge

3. Förderungen des Landes Oberösterreich und des Bundes

4. Mittel aus dem städtischen Budget
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5. Subventionen

6. Sponsoring

7. Spenden

§ 4
Organe

Die Führung der Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ obliegt nach den 
Bestimmungen des jeweils geltenden Statutes für die Landeshauptstadt Linz (derzeit StL 
1992), nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften und nach den Bestimmungen dieses 
Organisationsstatutes folgenden Organen:

1. dem Gemeinderat

2. der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister

3. dem Verwaltungsausschuss (an Stelle des Stadtsenates)

4. dem sachlich in Betracht kommenden Mitglied des Stadtsenates und

5. dem Magistrat (Geschäftsführung).

§ 5
Zuständigkeit des Gemeinderates

Dem Gemeinderat obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten:

1. die Errichtung, Auflassung und jede wesentliche Änderung des Umfanges der Unter­
nehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ als Betrieb gewerblicher Art;

2. die Ausübung der Diensthoheit über die Bediensteten der Unternehmung ,Kinder- und Ju
gend-Services Linz‘ in generellen Angelegenheiten, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt 
ist;

3. die Bestellung der Mitglieder des Verwaltungsausschusses sowie die Erlassung und 
Änderung dessen Geschäftsordnung;

4. die Genehmigung des Wirtschaftsplanes einschließlich des Dienstposten- und Stellen
planes, des Investitionsprogrammes und der Jahresrechnungen (Bilanzen und Erfolgs
rechnungen);

5. die Verwendung der Jahresüberschüsse (= Zufallsgewinne), die Dotation der Rücklagen 
sowie Maßnahmen zur Bedeckung der Verluste;

6. die Festsetzung allgemein geltender Entgelte (Tarife);

7. der Abschluss von Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen;

8. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und diesen 
gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, sofern diese Maßnahmen 
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über den Wirtschaftsplan hinausgehen und der Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 
100.000 Euro übersteigt und es sich nicht um eine Angelegenheit des Inneren Dienstbetriebes 
handelt;

9. der Abschluss und die Auflösung sonstiger Verträge über Angelegenheiten, die über den 
Wirtschaftsplan hinausgehen, wenn das darin festgesetzte Entgelt 100.000 Euro übersteigt 
und es sich nicht um eine Angelegenheit des Inneren Dienstbetriebes handelt.

§ 6
Zusammensetzung des Verwaltungsausschusses

(1) Der Verwaltungsausschuss besteht aus sechs stimmberechtigten Mitgliedern aus dem 
Kreis der Mitglieder des Stadtsenates. Vorsitzende / Vorsitzender des Verwaltungsausschusses 
ist das nach der Geschäftseinteilung für den Stadtsenat für die Unternehmung ,Kinder- und 
Jugend-Services Linz‘ zuständige Mitglied des Stadtsenates.

(2) An den Sitzungen des Verwaltungsausschusses können mit beratender Stimme die Bür
germeisterin / der Bürgermeister, die Magistratsdirektorin / der Magistratsdirektor sowie eine 
Vertreterin / ein Vertreter der Personalvertretung teilnehmen. Die Geschäftsführung hat in 
Wahrnehmung der ihr nach diesem Organisationsstatut obliegenden Aufgaben und Pflichten 
an den Sitzungen teilzunehmen. Darüber hinaus kann die Vorsitzende / der Vorsitzende andere 
sachkundige Personen einzelnen Sitzungen des Verwaltungsausschusses beiziehen.

(3) Hinsichtlich der Zusammensetzung des Verwaltungsausschusses finden im Übrigen § 
40 StL 1992 bzw. die entsprechende Bestimmung des jeweils geltenden Statutes für die 
Landeshauptstadt Linz Anwendung. Für die Sitzungen des Verwaltungsausschusses gilt die 
jeweils geltende Geschäftsordnung für den Stadtsenat sinngemäß, sofern der Gemeinderat 
nicht eine eigene Geschäftsordnung für den Verwaltungsausschuss erlässt.

§ 7
Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses

(1) Dem Verwaltungsausschuss obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten:

1. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Anstellung und Ernennung (Überstellung, 
Verwendungsänderung sowie Beförderung) von Beamtinnen / Beamten für die Unternehmung 
,Kinder- und Jugend-Services Linz‘;

2. die Aufnahme von Vertragsbediensteten der Unternehmung ,Kinder- und Jugend- Services 
Linz‘ sowie die Verlängerung von Dienstverhältnissen von Bediensteten der Unternehmung 
,Kinder- und Jugend-Services Linz‘;

3. die Aufsicht über die Vermögensverwaltung und über die Geschäftsführung;

4. die Beschlussfassung eines mittelfristigen Wirtschaftsplanes;

5. bei Erforderlichkeit die Erlassung einer Geschäftsordnung für die Führung der Unter
nehmung durch die Geschäftsführung;

6. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und diesen 
gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, sofern diese Maß
nahmen über den Wirtschaftsplan hinausgehen und der Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die 
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Pfandsumme 10.000 Euro übersteigt und 100.000 Euro nicht übersteigt und es sich nicht 
um eine Angelegenheit des Inneren Dienstbetriebes handelt;

7. der Abschluss und die Auflösung sonstiger Verträge über Angelegenheiten, die über den 
Wirtschaftsplan hinausgehen, wenn das darin festgesetzte Entgelt 10.000 Euro übersteigt 
und 100.000 Euro nicht übersteigt, sofern es sich nicht um eine Angelegenheit des Inneren 
Dienstbetriebes handelt;

8. die Behandlung der Berichte gemäß § 11 dieses Organisationsstatutes;

9. die Vorberatung der in § 5 genannten Angelegenheiten, soweit der Verwaltungsausschuss 
nicht selbstständig entsprechende Anträge an den Gemeinderat richtet.

(2) Der Verwaltungsausschuss ist berechtigt, in Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 
Gemeinderates fallen, an Stelle des Gemeinderates zu entscheiden, sofern die Entscheidung 
des Gemeinderates ohne Nachteil für die Sache nicht abgewartet werden kann oder die 
Angelegenheit einer sofortigen Erledigung bedarf. Der Verwaltungsausschuss hat seine 
Entscheidung unverzüglich dem Gemeinderat zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen.

(3) Der Verwaltungsausschuss hat nach Maßgabe der Gesetze, dieses Organisationsstatutes 
sowie der Beschlüsse des Gemeinderates als Organ der Unternehmung ,Kinder- und Jugend-
Services Linz‘ die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden.

§ 8
Zuständigkeit des sachlich in Betracht kommenden Mitgliedes des Stadtsenates

(1) Das nach der Geschäftseinteilung für den Stadtsenat für die Unternehmung ,Kinder- 
und Jugend-Services Linz‘ zuständige Mitglied des Stadtsenates (in der Folge als ,sachlich 
in Betracht kommendes Mitglied des Stadtsenates‘ bezeichnet) vertritt den Verwaltungs
ausschuss nach außen. Es ist ferner berechtigt, in Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit 
des Verwaltungsausschusses fallen, an Stelle des Verwaltungsausschusses zu entscheiden, 
wenn dessen Entscheidung ohne Nachteil für die Sache nicht abgewartet werden kann oder die 
Angelegenheit einer sofortigen Erledigung bedarf. Es hat seine Entscheidung jedoch unverzüglich 
dem Verwaltungsausschuss zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. Hat das sachlich in 
Betracht kommende Mitglied des Stadtsenates an Stelle des gemäß § 7 Abs. 2 dieses Organisa
tionsstatutes zur Entscheidung berufenen Verwaltungsausschusses entschieden, so hat es seine 
Entscheidung unverzüglich dem Gemeinderat zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen.

(2) Dem sachlich in Betracht kommenden Mitglied des Stadtsenates obliegt ferner

1. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 
diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, sofern diese 
Maßnahmen über den Wirtschaftsplan hinausgehen und der Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die 
Pfandsumme 10.000 Euro nicht übersteigt und es sich nicht um eine Angelegenheit des 
Inneren Dienstbetriebes handelt;

2. der Abschluss und die Auflösung sonstiger Verträge über Angelegenheiten, die über den 
Wirtschaftsplan hinausgehen, wenn das darin festgesetzte Entgelt 10.000 Euro nicht über
steigt und es sich nicht um eine Angelegenheit des Inneren Dienstbetriebes handelt;

(3) Das sachlich in Betracht kommende Mitglied des Stadtsenates ist das beschließende 
Organ in allen nicht behördlichen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der 
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Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘, die nicht dem Gemeinderat, dem Ver
waltungsausschuss, der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister oder dem Magistrat vorbe
halten sind.

(4) Die Zuständigkeiten des für Personalangelegenheiten zuständigen Mitgliedes des 
Stadtsenates bleiben, sofern sie nicht ausdrücklich anderen Organen übertragen wurden, 
durch das Organisationsstatut für die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ 
unberührt.

§ 9
Zuständigkeit der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters

Die der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister nach dem jeweils geltenden Statut für die 
Landeshauptstadt Linz obliegenden Befugnisse werden durch dieses Organisationsstatut 
nicht berührt.

§ 10
Zuständigkeit des Magistrates (der Geschäftsführung)

(1) Der Magistratsdirektorin /Dem Magistratsdirektor obliegt grundsätzlich die Leitung aller 
Angelegenheiten des Inneren Dienstbetriebes im Sinne der entsprechenden Bestimmungen 
des jeweils geltenden Statutes für die Landeshauptstadt Linz.

(2) Der Geschäftsführung der Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ obliegt im 
Rahmen der Zuständigkeit des Magistrates die Führung der wirtschaftlichen, administrativen, 
technischen und fachspezifischen Angelegenheiten, weiters die Besorgung aller sonstigen 
Angelegenheiten im Rahmen des Inneren Dienstbetriebes im Sinne der entsprechenden 
Bestimmungen des jeweils geltenden Statutes für die Landeshauptstadt Linz und die 
Vertretung nach außen.

(3) Die Erstellung und zeitgerechte Vorlage des Wirtschaftsplanes einschließlich des 
Dienstposten- und Stellenplanes der Unternehmung ‚Kinder- und Jugend-Services Linz‘, des 
Investitionsprogrammes und der Jahresrechnungen (Bilanzen und Erfolgsrechnungen) sowie 
die mittelfristige Wirtschaftsplanung obliegt der Geschäftsführung.

(4) Die Geschäftsführung hat nach Maßgabe der Gesetze, dieses Organisationsstatutes sowie 
der Beschlüsse der sonstigen Organe der Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ 
die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden.

(5) Die Geschäftsführung hat bei den Vorlagen an den Verwaltungsausschuss das Einvernehmen 
mit dem nach der Geschäftseinteilung für den Stadtsenat für die Unternehmung ,Kinder- und 
Jugend-Services Linz‘ zuständigen Mitglied des Stadtsenates herzustellen.

(6) Das für die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ zuständige Mitglied des 
Stadtsenates ist zudem berechtigt, sich jederzeit über alle Angelegenheiten der Unter
nehmung zu unterrichten und in die Geschäftsstücke Einsicht zu nehmen.

§ 11
Berichtspflicht der Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung hat dem Verwaltungsausschuss mindestens einmal jährlich über 
grundsätzliche Fragen der künftigen Geschäftspolitik der Unternehmung ,Kinder- und 
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Jugend-Services Linz‘ und über den Stand der Aufgabenbesorgung in der Unternehmung zu 
berichten sowie die künftige Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage anhand 
einer dem jeweiligen Stand der Betriebswirtschaftslehre entsprechenden Vorschaurechnung 
darzustellen (Jahresbericht).

(2) Sie hat weiters dem Verwaltungsausschuss regelmäßig, mindestens nach Ablauf von vier 
Monaten des Haushaltsjahres, über den Gang der Geschäfte und die Lage der Unternehmung 
im Vergleich zur Vorschaurechnung unter Berücksichtigung der künftigen Entwicklung zu 
berichten.

(3) Bei wichtigem Anlass ist dem sachlich in Betracht kommenden Mitglied des Stadtsenates 
unverzüglich zu berichten, über Umstände, die für die Rentabilität und Liquidität der 
Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘ von erheblicher Bedeutung sind, überdies 
dem Verwaltungsausschuss (Sonderberichte).

(4) Der Jahresbericht und die Berichte gemäß Absatz 2 sind schriftlich zu erstatten und auf 
Verlangen des Verwaltungsausschusses mündlich zu erläutern; sie sind jedem Mitglied des 
Verwaltungsausschusses auszuhändigen. Die Sonderberichte sind schriftlich oder mündlich 
zu erstatten.

§ 12
Vermögensverwaltung

(1) Die Unternehmung ist nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu führen, die Einrichtung und Ausstattung eigenständig und mit der 
gebotenen Sorgfalt zu erhalten.
Im Zusammenhang mit den Einrichtungen und ihres Betriebes ist der größtmögliche dauernde 
Nutzen anzustreben, wobei die Betriebsmittel nach ökonomischen Prinzipien im Sinne der 
Qualitätssicherung einzusetzen sind.

(2) Die Mittel der Unternehmung dürfen nur für in diesem Organisationsstatut angeführte 
Zwecke verwendet werden.

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Unternehmung fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 13
Controlling

Im Rahmen des Controllings wird die Einhaltung der vereinbarten Leistungs- und Kosten
ziele überprüft. Das Instrumentarium des Controllings ist in Abstimmung mit der Finanz- 
und Vermögensverwaltung im Magistrat Linz kontinuierlich weiterzuentwickeln. Bei neuen 
Leistungen mit wesentlichen finanziellen Auswirkungen ist der Verwaltungsausschuss bei 
der Entscheidungsfindung einzubinden; ebenso sind bei wesentlichen Investitionsentschei­
dungen Machbarkeitsstudien bzw. Investitionsrechnungen vorzulegen.

§14 
Auflösung der Unternehmung

Bei Auflösung der Unternehmung oder Wegfall des begünstigten Zweckes ist das verbleibende 
Vermögen ausschließlich für begünstigte Zwecke im Sinne der §§ 34ff Bundesabgabenordnung, 
BGBl. Nr. 194/1961 in der jeweils gültigen Fassung, zu verwenden.
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§ 15
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt mit dem 1. Jänner 2016 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates der 
Landeshauptstadt Linz vom 2. Juli 2015 betreffend die Änderung und Neuerlassung des 
Organisationsstatutes für die Unternehmung ,Kinder- und Jugend-Services Linz‘, kund
gemacht an der Amtstafel der Landeshauptstadt Linz am 6.7.2015, außer Kraft.“

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Bürgermeister Luger:
„Bevor wir zu den Fraktionsanträgen kommen, darf ich Herrn Kontrollamtsdirektor, Dr. 
Schönberger, herzlich begrüßen. Sie werden uns jetzt den Kontrollamtsbericht zum 
Rechnungsabschluss 2014 präsentieren.“

J	 PRÄSENTATION DES KONTROLLAMTSBERICHTES ZUM RECHNUNGSABSCHLUSS 
2014 DURCH DEN DIREKTOR DES KONTROLLAMTES

Kontrollamtsdirektor Dr. Schönberger:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Mitglieder der Linzer Stadtregierung, sehr 
geehrte Damen und Herren des Linzer Gemeinderates, ich darf Ihnen auch heuer wieder 
in der ersten Gemeinderatssitzung des neuen Jahres den Rechnungsabschluss und die 
Initiativprüfung des Kontrollamtes dazu präsentieren. 

Dieser Bericht wurde am 21. Dezember 2015 im Kontrollausschuss ausführlich erörtert und 
zur Kenntnis genommen. Ich möchte Ihnen diesen nunmehr präsentieren.

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Initiativprüfung 
Rechnungsabschluss 

2014

Berichterstattung 
GR 28.1.2016

Kontrollamt Linz
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1. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Wesentliche Indizes im Verlauf 2011 – 2014 für Österreich

Die wesentlichen Indizes für die Stadt Linz sind auch im internationalen Kontext von uns immer wieder 
angesprochen worden. Wir machen auch hier nicht nur eine Momentaufnahme des Berichtsjahres, 
sondern eine Zeitreihe, um eine gewisse Entwicklung der wirtschaftlichen Parameter darzubringen 
und Ihnen andererseits einen Überblick zu geben, wohin sich das Linzer Budget bewegt. 

Die wesentlichen Indizes in den letzten vier Jahren bzw. im Jahr 2014 waren immer noch sehr 
kritisch, zumal zwar in der Weltwirtschaft ein moderater Anstieg des Wirtschaftswachstumes 
feststellbar war und sich der Euro-Raum etwas aus der Rezession erholt hat, so hat diese verhaltene 
Erholung dieser Konjunktur in Europa insbesondere auf Österreich nicht übergegriffen. Wir 
haben immer noch ein Wirtschaftswachstum von lediglich 0,3 Prozent im Jahr 2014 gehabt 
und damit im dritten Jahr in Folge unter einem Prozent. Die Arbeitslosenquote selber erhöhte 
sich nach nationaler Berechnung von 7,6 auf 8,4 Prozent. Die Inflationsrate betrug 1,7 Prozent. 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind entscheidend dafür, wie viel Volumen 
die Stadt Linz auf Grund der Einnahmen und Transferleistungen zur Verfügung hat. Die 
Gesamtsteuereinnahmen der Stadt Linz haben 2014 410,9 Millionen Euro, also ein 

1. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Differenz  Gesamtsteuereinnahmen und Subventions- und 
Transferleistungen 2011 – 2014
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Wachstum von drei Prozent, betragen. Im Vergleich dazu stiegen jedoch die Subventions- 
und Transferleistungen 2014, die im Jahr 2013 um ein Prozent rückgängig waren, um 8,3 
Prozent auf 260,2 Millionen Euro an. Das heißt, die Differenz zwischen den Steuereinnahmen 
und den zu leistenden Transfers verringerte sich von 158,6 auf 150,7 Millionen Euro. 

Unter Transferleistungen sind im Wesentlichen Landesumlage, Beiträge nach dem 
Chancengleichheitsgesetz, Sozialhilfegesetz und Sprengelbeiträge zu verstehen. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Ordentlicher und außerordentlicher Haushalt 2011 - 2014

Wie sieht der Gesamthaushalt in der Zeitreihe, insbesondere 2014 aus? Das gesamte 
Gebarungsvolumen ist 2014 um 6,6 Prozent gestiegen. Der Ordentliche Haushalt um 4,8 
Prozent und der Außerordentliche Haushalt hingegen um 4,4 Prozent gesunken. Die Einnahmen 
des Ordentlichen Haushaltes sind in der Zeitreihe 2011 bis 2014 um 14,9 Prozent und der 
Außerordentliche Haushalt um 19,6 Prozent gestiegen. Der Gesamthaushalt ist mittelfristig 
um fast 23,5 Prozent gewachsen. Im Vergleich dazu war in dieser Zeitreihe die Inflation nur 
um 6,2 Prozent und das Lohnniveau der öffentlich Bediensteten 5,2 Prozent erhöht. Also das 
Wachstum des Haushaltes ist ein wesentlich beträchtlicheres. Beim Außerordentlichen Haushalt 
sehen Sie ein Sternchen, das bedeutet nichts anderes, als dass jedes Jahr entsprechende 
Umschuldungen darin enthalten sind. 2014 waren es insgesamt 80,6 Millionen Euro. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Laufende Gebarung 2011 - 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Einnahmen 507,6 532,8 548,4 579,2

Ausgaben 535,6 536,9 543,1 576,0

Ergebnis lfd. Gebarung -28,0 -4,1 5,3 3,2
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Wir kommen zu den einzelnen Bereichen. Kurz die Entwicklung der Laufenden Gebarung. Das bedeutet 
Einnahmen minus Ausgaben aus dem operativen Geschäft während des Jahres, sozusagen der Cashflow, 
wenn man so will. Im Zeitraum 2011 bis 2014 erhöhten sich die Einnahmen um ungefähr um 14,1 
Prozent und die Ausgaben um 7,5 Prozent. Nachdem 2013 – wie ich letztes Jahr berichtet habe – die 
Laufende Gebarung erstmals seit dem Jahr 2008 einen bescheidenen Überschuss aber doch erzielt 
hatte, konnte auch im Jahr 2014 ein etwas geringerer Überschuss erwirtschaftet werden. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Vermögensgebarung 2011 - 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Einnahmen 21,0 25,0 15,8 14,5

Ausgaben 75,9 73,7 68,4 59,0

Ergebnis Vermögensgebarung -54,9 -48,7 -52,6 -44,5

Bei der Vermögensgebarung, ein wesentlich größerer Brocken, ist im vierjährigen 
Vergleichszeitraum feststellbar gewesen, dass die Einnahmen, mit Ausnahme des Jahres 
2012, stets rückläufig waren. Einnahmen bedeuten hier Veräußerung von unbeweglichem und 
beweglichem Vermögen und aktivierungsfähigen Rechten. Aber auch die Ausgaben gingen 
ohne Ausnahmen zurück. In diesem Bereich sind Ausgaben der Erwerb von unbeweglichem 
und beweglichem Vermögen. Im Vergleich zu 2013 verringerten sich die Einnahmen 
um 8,2 Prozent, die Ausgaben jedoch um 13,7 Prozent, sodass man diesen Gap, diese 
Finanzierungslücke erstmals auf einen Wert von 44,5 Millionen Euro reduzieren konnte. Das 
war im Vergleichszeitraum das am geringsten negative Ergebnis der Vermögensgebarung. Es 
musste aber auch hier für eine Bedeckung durch Darlehen vorgesorgt werden, die wiederrum 
durch die Zinszahlung und Folgekosten der Investitionen die Laufende Gebarung belasten und 
gleichzeitig die Schuldentilgung und natürlich auch die Finanztransaktionskosten erhöhen. 
Somit wird nicht nur die Vermögensgebarung durch Investitionen belastet, sondern der gesamte 
Haushalt. Was logisch ist, weil das ganze kamerale System ein geschlossenes ist. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Entwicklung der Finanztransaktionen 2011 - 2014
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Die Entwicklung der Finanztransaktionen kurz grafisch dargestellt. Sie sehen, dass der 
Schuldenstand von 690,8 auf 701,1 Millionen weitergewachsen ist und die Rücklagen von 
15,6 auf 13,4 Millionen leicht zurückgegangen sind. Bei den Finanztransaktionen geht es 
einnahmeseitig hauptsächlich um Rücklagenauflösungen und Darlehensaufnahmen und 
ausgabenseitig um Rücklagendotierungen und Darlehensrückzahlungen. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Finanztransaktionen 2011 - 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Einnahmen 124,6 219,6 172,5 164,0

Ausgaben 54,7 166,8 149,0 152,7

Ergebnis Finanztransaktionen 69,9 52,8 23,5 11,3

Diese Einnahmen aus Finanztransaktionen waren im Vergleichszeitraum jeweils höher, als 
die Ausgaben. Der Saldo hat sich aber von Jahr zu Jahr verringert und war 2014 mit 11,3 
Millionen um 83,8 Prozent niedriger, als 2011. Gegenüber 2013 hat sich der Saldo sogar 
mehr als halbiert, was vor allem auf eine geringere Neuverschuldung zurückzuführen ist. Das 
heißt, wir haben 2013 noch rund 27,1 Millionen Euro mehr Darlehen aufgenommen, als 
zurückgezahlt wurden. 2014 waren es nur mehr 7,6 Millionen Euro. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Maastricht-Ergebnis 2011 – 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Maastricht Ergebnis -54,7 -27,3 -18,6 -15,4

Beim Maastricht-Ergebnis sehen Sie in der Zeitreihe die positivere verlaufende Entwicklung. Nach 
dem Stabilitätspackt sind die Gemeinden zu einem länderweise ausgeglichenen Ergebnis ihrer 
Haushalte verpflichtet. Kann dieses Ziel nicht erreicht werden, sind Sanktionszahlungen in Höhe 
von 15 Prozent des Unterschreitungsbetrages möglich. Was dann an sich die Budgetsituation 
der Gemeinden erst recht wieder verschlechtert und die Herausforderung steigen lässt, dieses 
Stabilitätserfordernis zu erfüllen. Bis zum Jahr 2016 sind Unterschreitungen auf Gemeindeebene 
noch möglich. Das negative Maastricht-Ergebnis der Stadt Linz im Kernhaushalt hat 2014 noch 
15,4 Millionen Euro betragen. Es hat sich damit, wie jedes Jahr, wie Sie sehen, auch 2014 ver
ringert - gegenüber 2013 um 17,2 Prozent im Vergleich zu 2011, um insgesamt 71,8 Prozent. 
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2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Öffentliches Sparen 2011 – 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Freie Mittel -28,0 -4,1 5,3 3,2

Beim öffentlichen Sparen bezeichnet man den Überschuss, der in der Laufenden Gebarung 
erzielt wird, um die Vermögensgebarung entsprechend zu finanzieren. Auch hier sehen Sie 
parallel zur Laufenden Gebarung ebenso wie 2013 ein positives Ergebnis, das allerdings mit 
3,2 Millionen Euro etwas geringer ausfiel, als im Vorjahr.

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Entwicklung Investitionen 2011 – 2014 nach Art

Zum wichtigen Bereich der Investitionen eine kurze Entwicklungsdarstellung. Diese 
Investitionen werden entweder als Investitionen zum Vermögensaufbau verwendet oder als 
Investitionszuschüsse für Dritte in so genannten Kapitaltransfers. Sie sehen anhand der 
Tabelle, dass die Kapitaltransfers in Relation zu Investitionen bereits einen sehr hohen 
Bereich ausweisen. Die haben nämlich den Vorteil, dass die Investitionssumme nicht in einem 
Jahr aufzubringen ist, sondern an Dritte auszulagern ist und die Finanzierung, Investition 
und die jährlichen Raten von der Stadt zu entrichten sind. Das hat einerseits den Vorteil, 
dass hier das Budget nicht unmittelbar umfassend belastet ist, sondern über Jahre hinaus. 
Natürlich sind diese Verpflichtungen dann auch eine Bindung. Andererseits, geht aber das 
Vermögen, das erwirtschaftet wurde, nicht ins Eigentum der Stadt Linz über. Es ist aber 
positiv dabei zu vermerken, dass diese Kapitaltransfers überwiegend an städtische Töchter 
zur Projektfinanzierung geleistet werden. 
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2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Investitionen 2011 – 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Erwerb von unbeweglichem Vermögen 15,4 15,7 9,0 9,0

Erwerb von beweglichem Vermögen 3,9 5,1 4,3 3,0

Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 0,2 0,0 0,3 0,4

Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentl. Rechtes 6,1 6,4 6,0 5,7

Sonstige Kapitaltransferzahlungen 50,3 46,6 48,8 40,8

Investitionen (Ausgaben der Vermögensgebarung) 75,9 73,8 68,4 58,9

Anteil der Investitionen am Gesamthaushalt 11,4 % 9,5 % 8,8 % 7,1 %

Man kann anhand dieser Tabelle noch einmal sehen, wo die Schwerpunkte liegen. Die 
Investitionen haben sich insgesamt von 68,4 Millionen Euro im Jahr 2013 auf 58,9 Millionen 
Euro verringert. Die größten Rückgänge gab es bei den sonstigen Kapitaltransferzahlungen, 
also bei den Investitionszuschüssen sowie dem Erwerb von beweglichem Vermögen. 
Insgesamt lag der Anteil der Investitionen 2014 bei 7,1 Prozent und war damit etwas 
niedriger, als noch 2013. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Investitionsschwerpunkte 2011 – 2014 nach Sachbereichen (in Mio. Euro)

An erster Stelle sehen Sie bei den Schwerpunkten, dass die Immobiliengesellschaften für 
die Investitionen, insbesondere von Kinderbetreuungseinrichtungen, aber auch Objekte der 
Tabakfabrik etc. liegen. An zweiter Stelle ist bereits Straßenbau und Verkehr, gefolgt von 
Soziales, Kultur und Wirtschaft. Wobei die Investitionen für die ILG und auch die im Bereich 
der Wirtschaft geringfügig erhöht wurden. 
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2. Jahresergebnis 2014

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Top 10 Projekte mit Investitionszuschüssen 2014

Projekt Zuschuss in 
Euro Zweck Empfänger

ILG 16.500.000 Investitionsprogramm ILG

Linz AG 6.871.100 Bäder, Infrastrukturprojekte, diverses Linz AG

Musiktheater 5.191.500 Finanzierung Land OÖ

Umfahrung Ebelsberg 3.270.000 Finanzierung UEB

SZL 2.567.000 Finanzierung, Investitionen SZL

Lifteinbauten 2.049.600 Förderung diverse

Wissensturm 1.981.700 Finanzierung ILG

Lentos-Neubau 1.678.700 Finanzierung ILG

Tiefgarage Promenade 420.000 Finanzierung BIP Garagenges.

Einhausung A7 400.000 Finanzierung ASFINAG

Die Top zehn der Investitionszuschüsse kann man hier deutlich sehen. An erster Stelle, 
anders dargestellt, ist die ILG mit ihrem Investitionsprogramm, bereits gefolgt von der 
Linz AG und an dritter Stelle das Musiktheater. Weitere sind hier nur für Sie von Interesse 
angeführt, damit Sie das Ranking und die Dimension, der zu leistenden Summen besser 
erkennen können. 

2. Jahresergebnis in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Finanzierung des außerordentlichen Haushaltes 2011 - 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Dalehensaufnahmen 67,8 64,3 65,8 49,2

Umschuldung 20,0 128,1 75,5 80,6

Bedarfszuweisungen 5,4 8,4 7,4 6,4

Kapitalstransfers 2,3 2,8 2,8 2,4

Vermögensveräußerungen 10,2 10,5 2,3 2,3

Rücklagen 3,1 0,0 0,0 5,9

sonst. Einnahmen 1,1 0,6 0,2 0,1

gesamt 109,9 214,7 154,0 146,9

Bei der Finanzierung des Außerordentlichen Haushaltes ist wie immer festzustellen, dass 
die mittlerweile zu 88 Prozent durch Fremdmittel zu finanzieren sind. Den größten Anteil 
beträgt 2014 die Umschuldung mit 80,6 Millionen Euro. Im Vergleich zum Vorjahr haben 
sich aber die Darlehensaufnahmen um 25,2 Prozent auf 49,2 Millionen Euro reduziert. 
Vermögensäußerungen blieben gleich und die Kapitaltransfers und Bedarfszuweisungen zur 
Finanzierung gingen ebenfalls zurück, was eine stärkere Belastung für die Darlehensaufnahmen 
bedeuten. 
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3. Kennzahlenentwicklung in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Kennzahlen nach KDZ 2011 - 2014

Kennzahl 2011 2012 2013 2014 Referenzwerte

ÖSQ Öffentliche Sparquote -5,2 % -0,8 % 1,0 % 0,6 % ≥    5 %

EFQ Eigenfinanzierungsquote 86,4 % 91,3 % 92,3 % 93,5 % > 100 %

SDQ-A Schuldendienstquote alt 10,9 % 39,3 % 31,4 % 32,8 % <  10 %

SDQ-N Schuldendienstquote neu 5,4 % 6,0 % 12,6 % 13,2 % <  10 %

FSQ-A Freie Finanzspitze alt -11,8 % -27,4 % -19,9 % -20,6 % >    0 %

FSQ-N Freie Finanzspitze neu -7,9 % -3,4 % -6,1 % -6,6 % >    0 %

Die Kennzahlenentwicklung ist wie jedes Jahr in der Zeitreihe dargestellt, entwickelt vom 
kommunalen Zentrum für Verwaltungsforschung der KDZ. Hier hat es für 2014 auf Grund des 
internen Diskurses auch mit den Gemeinden und dem kameralen System eine Veränderung 
gegeben. Bei zwei Kennzahlen, und zwar bei der Schuldendienstquote und bei der freien 
Finanzspitze haben die Kommunen durchaus zurecht gesagt, dass hier eine Verfälschung des 
kameralen Bewertungssystems durch Umschuldungen erfolgt. Dadurch werden zwar keine 
neuen Schulden aufgenommen, aber alte Schulden umgeschuldet und das bläht dann den 
Haushalt um diesen Betrag auf. Damit verändern sich die ganzen Parameter, obwohl es, wenn 
man es nach dem topischen System sehen würde, neutral verlaufen würde. Daher wurden 
also hier diese beiden Quoten verändert. 

Zur besseren Vergleichbarkeit haben wir die alten Werte von 2011 aufwärts nach der alten und 
der neuen Quote berechnet, damit Sie eine stringente und konsistente Zeitreihe beobachten 
können. Zu den einzelnen Quoten habe ich ohnedies mehrfach bereits in der Vergangenheit 
referiert, dass einerseits die Sparquote das Verhältnis zwischen dem Saldo der Laufenden 
Gebarung und der Ausgaben widerspiegelt. Das ist natürlich insofern wichtig, damit die 
Finanzierung der Ausgaben der Vermögensgebarung und die Rückzahlung von Schulden 
herangezogen werden kann. Laut KDZ sollte ein Wert von fünf Prozent nicht unterschritten 
werden. Sie sehen, sie sind in der Entwicklung vom negativen Bereich bereits in den positiven 
Bereich umgewandelt, aber noch in einem sehr bescheidenen Ausmaß, weil diese Schritte 
hier nicht sprungartig natürlich zu heben sind. Mit diesem Wert von 1,0 konnte seit 2008 
erstmals eine positive öffentliche Sparquote erreicht werden, was man zumindest als ein 
Indiz für das Greifen von Sanierungsmaßnahmen sehen kann. Der leichte Rückgang auf 0,6 
Prozent für 2014 sollte aber neuerlich ein Anstoß sein, den bereits eingeleiteten Weg einer 
Konsolidierung noch konsequenter weiterzugehen. 

Bei der Eigenfinanzierungsquote geht es darum, ob und in welchem Ausmaß die laufenden 
Ausgaben durch laufende Einnahmen gedeckt werden können. Liegt der Wert bei 100 
Prozent oder darüber, sind die Ausgaben für den laufenden Betrieb im weitesten Sinn zu 
finanzieren. Werte unter 100 Prozent zeigen an, dass die Finanzierung der Ausgaben eine 
Neuverschuldung oder die Auflösung von Rücklagen notwendig macht. Sie sehen auch hier 
ein stetes Ansteigen von ursprünglich 86 Prozent auf nun mehr 93,5 für das Jahr 2014, 
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aber noch unter 100 Prozent. Zur Erreichung dieses Ziels sind natürlich weiterhin Konso
lidierungsanstrengungen notwendig. 

Die Schuldendienstquote, ich habe es gesagt, die gibt es jetzt alt oder neu, je nachdem, ob man 
die Umschuldungen mit berücksichtigt oder nicht. Diese Einmaleffekte wurden herausgenommen. 
Wir haben diese Kennzahlen neu berechnet. Sie sehen, in beiden Bereichen wäre ein Wert unter 
zehn Prozent anzustreben. Nach der neuen Berechnungsmethode bewegen wir uns jetzt in einer 
Bandbreite zwischen zwölf und 13 Prozent. Auch hier besteht noch Verbesserungspotential.

Gleiches gilt für die Freie Finanzspitze. Hier wäre ein Wert über Null anzustreben, damit die fortdauernde 
Gebarung ohne zusätzliche Neuverschuldung zu finanzieren ist. Hier bewegen wir uns auch noch im 
negativen Bereich und zwar bei ungefähr sechs bis sechseinhalb Prozent. Hier sind ebenfalls, wie 
diese Kennzahlen zeigen, weiterhin fortschreitend kontinuierlich Gegenmaßnahmen zu setzen.

3. Kennzahlenentwicklung in Zeitreihe

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Ausgewählte Kennzahlen in Zeitreihe 2011 - 2014

In dieser anders dargestellten Grafik ist zu sehen, dass in den letzten Jahren die Sparquote 
gestiegen ist und die Negativzone zumindest verlassen hat. Die Freie Finanzspitze befindet 
sich sowohl nach der alten, als nach der neuen Berechnungsmethode freilich immer noch 
im negativen Bereich. Aber auch der Gap zwischen Sparquote und Finanzspitze ist deutlich 
geringer, als nach der alten Darstellung. 

4. Finanzierungsstrategie

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Darstellung Darlehensstand 2011 – 2014
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Zur Finanzierungstrategie, eine Darstellung des Darlehensstandes 2011 und 2014. 

4. Finanzierungsstrategie

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Darlehen 2011 – 2014 nach Gläubigern

Gläubiger Laufzeiten 2011 2012 2013 2014

Finanzunternehmen Inland für 
den eigenen Haushalt

1994 - 2039 520,1 578,0 611,9 529,3

Finanzunternehmen Inland für weiter-
gegebene Darlehen

42,2 41,5 37,6 35,3

Finanzunternehmen Ausland 1998 - 2039 51,3 45,8 40,3 135,7

Bund und Land 1942 - 2042 1,3 1,1 1,0 0,8

Gesamtschuldenstand 614,9 666,4 690,8 701,1

In den Jahren 2011 bis 2014 hat sich der Darlehensstand von 614,9 Millionen auf 
701 Millionen Euro erhöht, im Vergleichszeitraum insgesamt um 86,2 Millionen Euro 
beziehungsweise 14 Prozent. Die Neuverschuldung macht allerdings jetzt eine deutlich 
rückläufige Tendenz aus und zwar nur mehr mit 1,5 Prozent von 2013 auf 2014.

Wie setzt sich dieses Portfolio zusammen? Einerseits ist erkennbar, dass es sich zu 80,5 
Prozent aus Darlehensaufnahmen im Inland und zu 19,4 Prozent im Ausland zusammensetzt. 
Bund- und Landesdarlehen haben mittlerweile eine völlig untergeordnete Bedeutung erlangt. 
Die Verpflichtungen aus diesen längerfristigen Darlehensfinanzierungen erstrecken sich bis 
2039 und beim Bund und beim Land bis 2042. Im Zeitraum 2013 und 2014 ist der Rückgang 
des Darlehensstandes bei inländischen Finanzunternehmen für den eigenen Haushalt 
von 611,9 Millionen auf 529,3 Millionen Euro und die starke Erhöhung der Darlehen bei 
ausländischen Finanzunternehmen von 40,3 Millionen auf 135,7 Millionen auffallend. Bei 
den neuen Darlehensgebern handelt es sich primär um deutsche Finanzierungsunternehmen. 
Das ist ein gewisser Ausdruck der Flexibilisierung beim Portfoliomix in den einzelnen 
Darlehensgeberinstitutionen. 

4. Finanzierungsstrategie

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Darstellung Barvorlagen/Kassenkredite  2011 – 2014
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Aus Sicht des Kontrollamtes ist diese Finanzstruktur gesamthaft auch inklusive der 
Barvorlagen und Kassenkredite zu sehen. Per 31. Dezember 2014 betrugen die Barvorlagen 
118,4 Millionen Euro. Sie sehen, sie sind also auch erheblichen Schwankungen unterworfen. 
Das ist darauf zurückzuführen, dass oft ein aktueller Kapitalbedarf erforderlich ist und 
gewisse Überweisungen noch nicht vorhersehbar sind oder sich aus irgendwelchen Gründen 
verzögern. Daher kann das also kurzfristig zu Spitzenwerten führen. Im Vergleich zum Stand 
per Ultimo 2011 mit 126,6 Millionen Euro, waren die Barvorlagen noch um 8,2 Millionen 
niedriger, gegenüber aber 2013 waren sie deutlich um 34,8 Millionen Euro beziehungsweise 
41,6 Prozent erhöht.

4. Finanzierungsstrategie

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Haftungen 2011 - 2014

in Mio. Euro 2011 2012 2013 2014

Zugang 85,4 0,0 60,0 0,2

Abgang 11,2 10,7 59,0 13,0

Haftungsrahmen 200,7 187,8 188,7 175,7

Zur Frage der Haftungen: Auch hier sehen Sie eine Entwicklung, die sich 
zumindest degressiv darstellt. Diese Obergrenze für die Stadt Linz ist nach der 
Haftungsobergrenzenverordnung 150 Prozent der gesamten Jahreseinnahmen des 
zweitvorangegangenen Haushaltsjahres. Es beträgt ungefähr 573 Millionen Euro. 
Darüber hinaus ist noch zu bedenken, dass die Übernahme von Haftungen einer 
aufsichtsbehördlichen Genehmigung bedarf, wenn damit der Gesamtstand der von 
der Stadt übernommenen Haftungen ein Drittel der Einnahmen des ordentlichen 
Voranschlages übersteigen würde. Diese Grenze liegt für Linz ungefähr bei 2014 bei 
198 Millionen Euro. Der Rechnungsabschluss 2014 weist aber demgegenüber einen 
Haftungsrahmen von 175,7 Millionen Euro aus, der zu 99 Prozent ausgeschöpft wurde. 
Er hat sich aber in der Zeitreihe von 2011 bis 2014 um ca. 12,5 Prozent reduziert. 
Dazu ist aber zu sagen, dass nahezu alle Haftungen für Unternehmungen der Stadt Linz 
abgegeben wurden.

Dem Finanzportfolio sind aber auch noch die Leasing- und Derivativgeschäfte 
hinzuzurechnen. Eine detaillierte Darstellung ist aber dem Finanz-Management-Bericht 
12/2014 des Geschäftsbereichs Finanzen und Wirtschaft zu entnehmen, welcher 
dem Finanzausschuss vorgelegt und präsentiert wurde. Ich verzichte daher auf eine 
nochmalige Darstellung. Das Netto-Finanzportfolio wird darin mit 901,9 Millionen Euro 
angegeben. 
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5. Vermögensrechnung 

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Vermögensübersicht per 31.12.2014

01.01.2014 31.12.2014 +/- 

AKTIVA
Barbestände und Guthaben 26.596.533,68 24.066.881,28 -9,5 %
Kassenreste-Forderungen 63.230.690,04 67.176.479,67 6,2 %
Nicht fällige Darlehensforderungen 41.058.204,39 39.323.447,67 -4,2 %
Nicht fällige Verwaltungsforderungen 17.548.781,99 18.558.968,44 5,8 %
Wertpapiere und Beteiligungen 1.415.739.115,41 1.422.590.051,31 0,5 %
Grundstücke 689.913.782,53 689.886.249,44 0,0 %
Grundstückseinrichtungen 18.858.606,22 17.290.002,88 -8,3 %
Gebäude 90.584.537,69 101.600.028,55 12,2 %
Betriebs- und Geschäftsausstattung 24.011.138,59 22.903.412,78 -4,6 %
Fahrzeuge 1.889.852,58 2.134.886,53 13,0 %
Sonderanlagen 10.487.336,03 9.804.539,26 -6,5 %
Vorräte 1.646.287,04 1.505.846,18 -8,5 %
Summe Aktiva 2.401.564.866,19 2.416.840.793,99 0,6 %
PASSIVA
Nicht fällige Darlehensschulden 690.757.330,18 701.122.939,72 1,5 %
Kassenreste-Verbindlichkeiten 4.220.603,63 4.637.718,38 9,9 %
Nicht fällige Verwaltungsschulden 359.352.202,80 392.166.986,04 9,1 %
Kautionen 28.400,16 39.590,16 39,4 %
Summe Passiva ohne Eigenmittel 1.054.358.536,77 1.097.967.234,30 4,1 %
Eigenmittel 1.347.206.329,42 1.318.873.559,69 -2,1 %
Summe Passiva 2.401.564.866,19 2.416.840.793,99 0,6 %

Zur Vermögensübersicht: Grundsätzlich muss die Stadt Linz eine Vermögensrechnung für 
wirtschaftliche Betriebe und marktbestimmte Tätigkeiten vorlegen. Im Gegensatz dazu, hat 
aber die Stadt Linz immer eine vollständige Vermögensrechnung erstellt. Die Aktiva und 
Passiva weisen einen Wert von 2,416 Millionen Euro aus. Die Eigenmittel betragen per 31. 
Dezember 2014 1,318 Millionen Euro. Die ‚Bilanzsumme‘ erhöhte sich um 0,6 Prozent, die 
Eigenmittel verringerten sich um 2,1 Prozent.

6. Transfer- und Subventionszahlungen 

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Transfer- und Subventionszahlungen 2014 nach Bereichen
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Bei den Transfer- und Subventionszahlungen sehen Sie, dass diese nach dem Transferbericht 
2014 247,9 Millionen Euro beziehungsweise 31,5 Prozent des Gesamthaushaltes betrugen. 
Im Vergleich zu 2013 bedeutet das ein Plus von 11,7 Millionen beziehungsweise 4,9 
Prozent. Mit 118 Millionen Euro entfällt fast die Hälfte dieser Ausgaben auf Verpflichtungen 
gegenüber dem Land Oberösterreich inklusive Gemeinden. Diese sind im Vergleich zu 2013 
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um 12,9 Millionen Euro gestiegen. Die freiwilligen Förderungen machen 15,5 Millionen aus 
und liegen damit um 2,2 Millionen Euro unter dem Vorjahreswert. Die Zuschussleistungen für 
Personen in Betreuungseinrichtungen betragen 55,4 Millionen, sie sinken damit im Vergleich 
zum Vorjahr um 1,2 Millionen Euro. Für Leistungen aufgrund gesetzlicher und vertraglicher 
Subventionen wurden 59,1 Millionen Euro aufgewendet, dies entspricht einem Anstieg um 
3,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

6. Transfer- und Subventionszahlungen 

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Naturalsubventionen 2014 nach Bereichen
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Leistungen und Zuwendungen an Privatpersonen oder Organisationen, welche von der Stadt 
Linz unentgeltlich erbracht werden, werden als Naturalsubventionen bezeichnet. Im Jahr 
2014 betrugen diese 3,4 Millionen Euro und waren rund eine halbe Millionen Euro über dem 
Niveau von 2013. Mit rund 40 Prozent nimmt den Hauptanteil der Bereich der Jobimpuls-
MitarbeiterInnen ein. Auf die Benützung von Sporthallen entfallen 19 Prozent. Der Verzicht 
von Einnahmen bei Parkvergünstigungen des gebührenpflichtigen Parkens schlägt sich mit 
15 Prozent nieder. Auf Grünpflege und Dekorationen und Pflanzen entfallen acht Prozent und 
ebenso auf die Benützung und Reinigung von öffentlichem Gut. Auf Leistungen für Kinder 
und Jugendliche entfallen sechs Prozent.

7. Vergleich VA 2014 mit RA 2014 – Abweichungsanalyse

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Vergleich Gesamthaushalt VA 2014 mit RA 2014

in Mio. Euro (Runddungsdifferenzen möglich) VA 2014 RA 2014 Abweichung in %

Einnahmen lfd. Gebarung 575,5 579,2 3,7 0,6 %

Einnahmen Vermögensgebarung 14,3 14,5 0,1 0,7 %

Summe 589,8 593,7 3,9 0,7 %

Ausgaben lfd. Gebarung 585,4 576,0 -9,4 -1,6 %

Ausgaben Vermögensgebarung 63,3 59,0 -4,3 -6,8 %

Summe 648,6 634,9 -13,7 -2,1 %

Jahresergebnis -58,8 -41,2 17,6 -29,9 %

Einnahmen Finanztransaktionen 166,2 164,0 -2,2 -1,3 %

Ausgaben Finanztransaktionen 145,7 152,7 7,0 4,8 %

Saldo 20,4 11,3 -9,2 -45,1 %

Abgang -38,4 -29,9 8,4 -21,9 %



63

Bei der Abweichungsanalyse geht es darum, wie sich der Voranschlag für 2014 
dargestellt hat und wie tatsächlich abgerechnet wurde Die jeweiligen Abweichnungen 
werden hier differenziert nach Gesamthaushalt und einzelnen Abschnitten dargestellt. 
Das Jahresergebnis 2014 zeigt mit minus 41,2 Millionen Euro gegenüber dem Planwert 
des Voranschlages eine Verbesserung um rund 30 Prozent. Gesamthaft betrug der Abgang 
29,9 Millionen Euro, was gegenüber dem Voranschlag eine Verbesserung von rund 22 
Prozent bedeutete.

7. Vergleich VA 2014 mit RA 2014 – Abweichungsanalyse

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Vergleich Laufende Gebarung VA 2014 mit RA 2014

in Mio. Euro (Runddungsdifferenzen möglich) VA 2014 RA 2014 Abweichung in %

Einnahmen lfd. Gebarung 575,5 579,2 3,7 0,6 %

Ausgaben lfd. Gebarung 585,4 576,0 -9,4 -1,6 %

Saldo -9,9 3,2 13,2 132,3 %

Im Haushaltsvollzug des Jahres 2014 konnte in der Laufenden Gebarung - entgegen der 
ursprünglichen Annahme von minus 9,9 Millionen Euro - ein positiver Saldo von 3,2 erzielt 
werden. Dies ist einerseits auf höhere Einnahmen und andererseits auf verringerte Ausgaben 
gegenüber dem Voranschlag zurückzuführen. 

7. Vergleich VA 2014 mit RA 2014 – Abweichungsanalyse

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Vergleich Vermögensgebarung VA 2014 mit RA 2014

in Mio. Euro (Runddungsdifferenzen möglich) VA 2014 RA 2014 Abweichung in %

Einnahmen Vermögensgebarung 14,3 14,5 0,2 1,4 %

Ausgaben Vermögensgebarung 63,3 59,0 -4,3 -6,8 %

Saldo -48,9 -44,5 4,5 -9,2 %

Bei der Vermögensgebarung fiel der negative Saldo um rund 4,5 Millionen Euro beziehungsweise 
9,2 Prozent geringer aus, als veranschlagt. 
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7. Vergleich VA 2014 mit RA 2014 – Abweichungsanalyse

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Vergleich Finanztransaktionen VA 2014 mit RA 2014

in Mio. Euro (Runddungsdifferenzen möglich) VA 2014 RA 2014 Abweichung in %

Einnahmen Finanztransaktionen 166,2 164,0 -2,2 -1,3 %

Ausgaben Finanztransaktionen 145,7 152,7 7,0 4,8 %

Saldo 20,4 11,3 -9,2 -45,1 %

Bei den Finanztransaktionen hat sich ebenfalls der Saldo von 20,4 Millionen auf 11,3 
Millionen Euro reduziert.

8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Grundgedanke einer soliden öffentlichen Gebarung ist es, einen Überschuss
zu erwirtschaften und diesen für die Finanzierung von Investitionen und die
Tilgung von Krediten zu verwenden. Nachdem dies im Jahr 2013 erstmals seit
2008 wieder gelungen war, konnte auch im Jahr 2014 in der laufenden
Gebarung ein Überschuss erwirtschaftet werden. Seitens des KoA wird diese
Entwicklung positiv zur Kenntnis genommen und empfohlen, den
Konsolidierungspfad konsequent weiter zu verfolgen.

Ich komme zum Abschluss der Darstellung, die in folgende Empfehlungen mündet, die 
bereits auch in den Vorjahren, in dieser oder ähnlicher Weise erstellt wurden. Es ist klar, 
dass es für eine solide Gebarung erforderlich ist, einen Überschuss zu erwirtschaften und 
diesen für die Finanzierung von Investitionen und Tilgungen von Krediten zu verwenden. 
Nachdem das im Jahr 2013 seit 2008 erstmals wieder gelungen war, konnte auch im Jahr 
2014 in der Laufenden Gebarung ein geringer Überschuss erwirtschaftet werden, was von 
Seiten des Kontrollamtes positiv zur Kenntnis genommen wird. Es wird empfohlen, den 
Konsolidierungspfad konsequent weiterzuverfolgen. 

8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Unter der Prämisse der Haushaltskonsolidierung empfiehlt daher das KoA wie 
bereits bei den vorangegangenen Rechnungsabschlussprüfungen, die 
Investitionen auf ein wirtschaftliches Mindestmaß bzw. vor allem auf jene 
zu beschränken, die unmittelbar der Daseinsvorsorge der BürgerInnen 
dienen. Dies betrifft nicht nur die Investitionen, welche im 
Rechnungsabschluss abgebildet sind, sondern auch die Investitionen 
städtischer Unternehmungen, welche über Transfers oder Kapitalzuschüsse 
mitfinanziert werden. Aus Sicht des KoA sind aufgrund der finanziellen Lage 
der Stadt Linz fremdfinanzierte Investitionen nur schwerpunktmäßig zu 
vertreten.
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Unter dieser Prämisse wird es notwendig sein, die Investitionen weiterhin auf ein wirt
schaftliches Mindestmaß bzw. darauf zu beschränken, was unmittelbar der Daseinsvorsorge 
der Bürgerinnen und Bürger dient. Das betrifft nicht nur die Investitionen, sondern auch 
die Investitionen städtischer Unternehmen, welche über Transfers- und Kapitalzuschüsse 
mitfinanziert werden. 

8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Um die Vorgaben für die Gemeinden zu erreichen, ist es notwendig, die 
Budgetpolitik stabilitätsorientiert auszurichten. Dazu wird weiterhin ein 
strikter Sparkurs unerlässlich sein, der alle Ebenen der kommunalen 
Haushaltspolitik umfasst und auf mehrere Jahre ausgelegt ist.

Das KoA anerkennt die Bemühungen, die laufende Gebarung positiv 
abzuschließen und dadurch freie Mittel zu erwirtschaften und empfiehlt, 
diesen Konsolidierungsweg unbedingt fortzusetzen.

Die Budgetpolitik muss weiterhin stabilitätsorientiert ausgerichtet werden. Der Kurs stimmt an 
sich und die Entwicklung hat sich in der Zeitreihe bereits positiv gezeigt. Es ist aber weiterhin 
unumgänglich, einen strikten Sparkurs zu fahren, der auf allen Ebenen der kommunalen 
Haushaltspolitik greift und auf mehrere Jahre weiter ausgelegt ist. Wir erkennen sehr wohl 
die Bemühungen, die Laufende Gebarung positiv abzuschließen, um dadurch freie Mittel zu 
erwirtschaften. Wir empfehlen, diesen Weg unbedingt weiter fortzusetzen. 

8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Obwohl die Fremdfinanzierung nach wie vor die absolut bestimmende 
Finanzierungsart im außerordentlichen Haushalt ist, ist vor allem die Reduktion 
der Darlehensaufnahmen positiv zu sehen. Das KoA empfiehlt wie bereits die 
Jahre davor, die Notwendigkeit von Fremdmittelaufnahmen konsequent 
weiter zu verringern.

Aufgrund des Anstieges der Subventionen um 11,7 Mio. Euro und der 
Naturalsubventionen um rd. eine halbe Million Euro im Jahr 2014 wiederholt das 
KoA seine Empfehlung, im Bereich der Subventionen Sparpotentiale zu 
heben.

Die Notwendigkeit von Fremdmittelaufnahmen konsequent weiter zu verringern, ist immer 
wieder eine Schlüsselempfehlung von uns. Aufgrund des Anstieges der Subventionen 
wiederholen wir hier diese Empfehlung, im Bereich der Subventionen Sparpotentiale 
anzudenken. 
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8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Da die korrekte Datenübergabe aus den Vorsystemen in den Haushalt
für die Korrektheit des Rechnungswesens von essentieller Bedeutung ist
und sicher auch ein Thema bei der Neuaufstellung des Rechnungs-
wesens im Zuge der Umsetzung der VRV 2015 sein wird, sollte der
nunmehrige Geschäftsbereich Finanzen und Wirtschaft mit noch
größerem Nachdruck die entsprechenden Meldungen der nun-
mehrigen Geschäftsbereiche einfordern, wobei auch entsprechende
Leermeldungen bei fehlenden Vorsystemen oder Kassenresten verlangt
werden sollten.

Es gibt auch noch einen technischen Hinweis für die Finanzwirtschaft, dass Datenübergaben 
aus dem Vorsystemen korrekt in das Rechnungswesen übertragen werden. Hier müssen 
gemeinsam mit den Geschäftsbereichen korrekte Meldungen eingefordert werden. Das wurde 
seitens der Finanzwirtschaft bereits zugesagt. 

8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Nur durch eine konsequente Fortsetzung der Sparmaßnahmen, die 
Konzentration auf Kernaufgaben (Beispiel: Verkauf nicht strategischer 
Immobilien), das Heben von Synergien in der Unternehmensgruppe 
Linz (Stichwort „Linz Holding“) und das Durchforsten der freiwilligen 
Leistungen ist die erforderliche Budgetsanierung zu stemmen.

Auch die Fortführung der Magistratsreform durch Entbürokratisierung 
und Zusammenführen von Leistungen sowie Implementierung eines 
permanenten Verbesserungsprozesses (Umsetzung der „GO“-
Philosophie) kann hier einen erheblichen Beitrag leisten.

Im Sinne der Philosophie des Kaizen bzw. des Kontinuierlichen 
Verbesserungsprozesses (KVP) sind auch die zahlreichen aus den 
Initiativprüfungen des KoA resultierenden Empfehlungen und deren 
Umsetzung zu sehen.

Nur durch eine konsequente Fortsetzung der Sparmaßnahmen, die Konzentration auf 
Kernaufgaben, wie z.B. den Verkauf nicht strategischer Immobilien, das Heben von Synergien 
in der Unternehmensgruppe Linz, Stichwort ‚Linz Holding‘, wie heute im Grundsatz bereits 
beschlossen und das Durchforsten der freiwilligen Leistungen ist die erforderliche Budgetsanie
rung zu stemmen. Man darf nicht vergessen, dass gerade diese Konsolidierungsbestrebungen 
durch eine Vielzahl exogener Faktoren sehr stark eingeschränkt ist. Einerseits durch das 
schwache Wirtschaftswachstum, durch überproportional steigende Pflichtausgaben, wie zum 
Beispiel die bedarfsorientierte Mindestsicherung, geschlossene Sozialhilfe, Pflegefondsbeiträge 
und Ähnliches mehr, auch die Transferleistungen und die Mehrbelastungen aufgrund der 
Bundeslohnsteuerreform und auch des Ärzte- und Pflegepaketes. Hier gibt es für die Stadt 
Linz nur sehr enge Spielräume. Diese Parameter sind von außen gesteuert und machen die 
Konsolidierung daher umso herausfordernder. 
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Auch die Fortführung der Magistratsreform, die erfolgreich umgesetzt wurde, sowie die 
Implementierung eines permanenten Verbesserungsprozesses, die so genannte ‚Go-
Philosophie‘, kann hier wesentliche Impulse setzen. Genau so können unserer Empfehlungen 
aus den vergangenen Prüfungen immer wieder Beiträge leisten, um den Konsolidierungskurs 
der Stadt Linz entsprechend zu stärken. 

8. Empfehlungen

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Nur durch das konsequente weitere Drehen an den verschiedenen 
Stellschrauben zur Budgetsanierung kann das Ziel nachhaltig gesunder 
Finanzen bzw. der Schaffung finanzieller Spielräume für notwendige 
Zukunftsinvestitionen durch dauerhafte Überschüsse aus der laufenden 
Gebarung erreicht werden.

Obwohl für die erforderliche Neuaufstellung des Rechnungswesens
entsprechend den Bestimmungen der VRV 2015 noch ein Zeitraum von 3 
Jahren zur Verfügung steht, sollten aufgrund der Komplexität und der 
notwendigen Vorarbeiten das Projektmanagement möglichst zeitgerecht 
auf Schiene gebracht und die erforderlichen Ressourcen eingeplant bzw. 
bereitgestellt werden.

Nur durch dieses konsequente weitere Drehen an den verschiedensteten Stellschrauben auf 
allen Ebenen, können nachhaltig gesunde Finanzen erreicht werden. Darüber hinaus wird 
in den nächsten Jahren das neue Rechnungswesen zur Verfügung stehen. Im Sinne einer 
doppischen Darstellung, muss das Projektmanagement der Stadt Linz möglichst zeitgerecht 
auf Schiene gebracht werden. 

Dir/KoA Dr. Gerald Schönberger MPM

Danke für Ihre Aufmerksamkeit!

In diesem Sinne darf ich Ihnen für Ihre politische Arbeit viel Erfolg im Jahr 2016 auf dem 
Weg zu gesunden soliden Finanzen wünschen. Herzlichen Dank.“ (Beifall)

Bürgermeister Luger:
„Ich bedanke mich, Herr Dr. Schönberger, für Ihren umfassenden und ausführlichen Bericht. 
Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen. Die Ausführungen stehen jetzt zur Diskussion.“
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Bürgermeister Luger übergibt den Vorsitz an Vizebürgermeister Forsterleitner.

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderat Schilchegger:
„Danke, Herr Direktor, für die Ausführungen, die für mich sehr instruktiv waren. Ich habe sie 
schon im Kontrollausschuss zur Kenntnis nehmen dürfen. 

Ich hätte eine Ergänzungsfrage, vielleicht können Sie etwas präzisieren. Welche drei 
wesentliche Empfehlungen könnten Sie gerade im Bereich der Ausgabenseite geben, um den 
beschlussfassenden Mandataren die Möglichkeit zu geben, die wesentlichen Sparpotentiale 
noch besser zu identifizieren. Können Sie da an drei konkreten Beispielen fest machen, was 
Ihnen ganz wesentlich erscheinen würde, um den Konsolidierungspfad zu unterstützen.“

Kontrollamtsdirektor Dr. Schönberger:
„Wir haben bereits im Kontrollausschuss darüber sehr intensiv diskutiert, welche Maßnahmen 
zu ergreifen sind. Ich habe auch klar gemacht, dass das Kontrollamt aus strategischer und 
prozessorientierter Hinsicht grundsätzliche Aussagen treffen kann. Die Umsetzung derartiger 
Maßnahmen ist natürlich im politischen Diskurs zu treffen. Hier ist es die besondere 
Herausforderung, auch für die Politik, in allen Bereichen den demokratiepolitischen Diskurs zu 
führen. Ich setze jetzt keinen Schwerpunkt auf das eine oder andere, weil das von politischer 
Seite durchaus unterschiedlich gesehen werden kann. Was dem einen lieb und teuer ist, ist 
dem anderen nicht einmal eine Erwähnung wert. 

Ich habe auch auf das Beispiel der ersten Strategieklausur hingewiesen, wo es wirklich erstmals 
gelungen ist, unterschiedliche politische Diskussionen zu gemeinsamen budgetwirksamen 
Lösungen zu bringen. Da hat man gesehen, dass ungeachtet der Absichtserklärungen, die vorher 
bekundet wurden, teilweise ganz andere Ergebnisse herausgekommen sind. Diese Freiheit muss 
man dem Souverän Gemeinderat überlassen. Ich kann natürlich darauf drängen, dass einerseits 
– eines meiner Lieblingsthemen - die Neustrukturierung der Unternehmensgruppe Linz – ein ganz 
wichtiger Beitrag in einer verstärkten Steuerungs- und Controllingfunktion durch die Eigentümerin 
Stadt Linz erfolgen muss. Andererseits muss bei den Subventionsbereichen weiterhin sehr kritisch 
darauf geachtet werden, inwieweit die Wirkungsorientierung geleisteter Transferzahlungen erfolgt. 

Bei den Investitionen sind die größeren Schwerpunkte natürlich überwiegend darin zu 
sehen, in die Daseinsvorsorge der Bürgerinnen und Bürger zu investieren. Das gilt dann 
im weiteren Sinn nicht nur für die Investitionen durch die Stadt Linz, sondern auch durch 
die städtischen Gesellschaften. Hier ist meines Erachtens durch eine Holding-Struktur eine 
bessere Vernetzung möglich und durchaus – das ist wünschenswert - ein Durchgriffsrecht 
des Eigentümers in einer stärkeren Form, als es bisher der Fall ist. Herr Finanzreferent hat 
zutreffend gesagt, es gibt ein Beteiligungsmanagement, aber noch nicht in dieser Form, wie 
es vielleicht für eine echte Steuerung der Unternehmen erforderlich wäre. 

Es gibt zu diesem Thema mittlerweile einen Entwurf des Geschäftsbereiches Finanzen und 
Wirtschaft, zu dem wir bereits ausführlich Stellung genommen haben. Wir plädieren für 
eine Stärkung der Eigentümerinnenposition. Meines Erachtens ist es wichtig, dass sich 
der Gemeinderat strategisch positioniert und ein Bekenntnis dazu abgibt, gesamthaft über 
das ganze Unternehmensgruppe Linz-Netzwerk entsprechende Optimierungsmaßnahmen 
und Steuerungsmaßnahmen zu setzen, damit es dann wirklich zu einer Linz-Holding der 
Daseinsvorsorge kommt. Derzeit haben wir in den Prüfungen oft festgestellt, dass es teilweise 
sehr individuelle Ausrichtungen der einzelnen Gesellschaften gibt und das Netzwerk noch 
nicht so dicht ist, wie man es sich vielleicht budgetwirksam vorstellt.“ 
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Gemeinderat Mag. Hajart:
„Herr Dr. Schönberger, vielen herzlichen Dank für Ihre Ausführungen. Man sieht, es gab 
Bemühungen, die aus unserer Sicht positiv zu erwähnen sind. Das ist vor dem Hintergrund der 
schwierigen Gesamtsituation zu sehen, in der wir uns befinden. Es ist aber noch sehr viel zu tun. 

Wie gesagt, die Situation ist eine sehr schwierige. Denken wir an das schwache 
Wirtschaftswachstum, denken wir aber auch an die steigenden Sozialausgaben. Heute 
werden wir noch die Frage der bedarfsorientieren Mindestsicherung diskutieren. Die ist 
aufgrund der Flüchtlingssituation ein heißes Thema. Im Sozialbereich laufen uns die Kosten 
davon. Wir werden uns heute im politischen Diskurs die Frage stellen müssen, wie wir darauf 
reagieren. Reagieren wir darauf im Sinne, dass wir die Regelung der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung ändern, oder reagieren wir zum Beispiel darauf, indem wir einfordern, dass 
es jemand anderer zahlen soll. Das ist nicht unsere Ansicht. Im Endeffekt trifft es immer 
wieder den Steuerzahler. Aber genau das sind die drängenden Fragen, über die wir uns den 
Kopf zerbrechen müssen. 

Herr Dr. Schönberger hat positiv beurteilt, dass es eine positive Laufende Gebarung gibt. Das 
unterstreiche ich. Aber mindestens genauso wichtig ist eine andere Kennzahl, nämlich jene 
des Ordentlichen Haushaltes. Aus unserer Sicht ist es unabdingbar, dass der Ordentliche 
Haushalt ausgeglichen wird. Nur dann können wir von einer wirklich soliden Finanzlage in 
der Stadt Linz sprechen. Was ist - das ist derzeit der Fall -, wenn der Ordentliche Haushalt 
nicht ausgeglichen ist? Wir produzieren so genannte Barvorlagen Kassenkredite, wie im Kon
trollamtsbericht ausgeführt ist. Diese sind im Jahr 2014 - der Kontrollamtsbericht bezieht 
sich auf das Jahr 2014 - in nur einem Jahr um satte 41 Prozent gestiegen. Zum damaligen 
Zeitpunkt standen wir bei 118,4 Millionen Euro Barvorlagen Kassenkredite. Das ist keine 
Kleinigkeit mehr. Solche Kassenkredite sind an und für sich nur zur übergangsweisen 
Abdeckung von Liquiditätsengpässen gedacht, aber nicht zur langfristigen Finanzierung. Der 
Hintergrund ist, wir haben zur Fremdmittelaufnahme dieser Barvorlagen keine Gemeinderats- 
oder Stadtsenatsbeschlüsse, sondern das macht bekannterweise die Verwaltung. Von dieser 
Situation, in der wir uns seit einigen Jahren befinden, müssen wir wieder weg kommen.

Das heißt, ja, es wurden schon positive Akzente gesetzt. Die Herausforderungen sind aber 
riesengroß und wir müssen uns diesen widmen. Das sieht man auch an den KDZ-Kennzahlen. 
Die sind leider alle negativ. Diese Beispiele, sowie andere Punkte im Kontrollamtsbericht, die 
ich jetzt nicht alle aufzählen möchte, sollten unser Handlungsauftrag sein. 

Wie gesagt, wir werden über die einen oder anderen Maßnahmen heute noch zu diskutieren 
haben. Ich bin mir sicher, dass wir diese schwierigen Situationen gemeinsam lösen können. 
Danke schön.“ (Beifall ÖVP)

Gemeinderätin Roschger:
„Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sehr geehrte KollegInnen, sehr geehrter Herr Dr. 
Schönberger, noch einmal vielen Dank für den bekannterweise sehr komprimiert und sehr 
übersichtlich dargestellten Bericht. Ich glaube, die Darstellung mittels Folien ist sehr hilfreich 
und sinnvoll, um in der Öffentlichkeit einen guten Überblick über die finanzielle Situation der 
Stadt bekommen zu können. In diesem Bericht ist es geübte Praxis, dass immer ein Zeitraum 
von vier Jahren dargestellt wird. Das ist, glaube ich, sehr entscheidend, um eine Entwicklung 
zu beobachten, weil das jeweilige Rechnungsjahr immer nur einen Moment eines Jahres 
darstellt. 

Ich gehe davon aus, dass wir uns mittlerweile darüber sehr einig sind, dass nach wie vor 
ernsthafter Handlungsbedarf gegeben ist, was die Budgetkonsolidierung des Haushaltes 
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betrifft. Das wurde auch im Bericht des Kontrollamtes sehr eindringlich formuliert. Es 
ist natürlich legitim, dass über das ‚Was genau‘ und ‚Wie genau‘ und vielleicht über den 
Zeitpunkt ‚Wann genau was zu tun ist‘, unterschiedliche Meinungen herrschen. Das ist in 
einer Demokratie, in der sich verschiedene Parteien austauschen, so. Das muss Demokratie 
vertragen. 

Ich glaube nur, dass wir noch sehr viel Luft nach oben haben, wenn es darum geht, 
sachorientiert, ohne das leider viel zu oft ausgepackte politische Hickhack zu diskutieren. 
Ich glaube, wenn es um die Sanierung der Finanzen geht, sind wir alle sehr gefordert, uns 
hier auf eine sehr sachliche Ebene zu begeben. Das erwarten die Linzerinnen und Linzer 
zurecht von uns. 

Was die Finanzen betrifft, bin ich dagegen, dass man irgendetwas schönredet, ich bin aber 
auch dagegen, dass man Angst und Schrecken verbreitet. Ich will jetzt die Zahlen nicht 
wiederholen, aber noch einmal unterstreichen, dass zumindest seit 2013 auf 2014 - geht es 
jetzt um den Bericht 2014 - die Laufende Gebarung positiv abgeschlossen worden ist. Nicht 
mehr in dem Ausmaß wie 2013, also weniger positiv, aber doch immerhin. 

Wenn man sich die aktuelle Budgetentwicklung anschaut, würde ich heute noch nicht unter
schreiben, dass man von einer Trendwende sprechen kann. Aber es war eine Momentaufnahme 
2014. Ich glaube, dass es wichtig ist, positive Entwicklungen hervorzustreichen. Wir sind oft 
sehr behaftet, immer das Negative hervorzukehren und uns gegenseitig vorzuwerfen, was 
alles schlecht ist. Wenn wir uns an positiven Entwicklungen orientieren und uns für weitere 
positive Entwicklungen aufstellen, ohne alles schönzureden, dann wäre das sicher sehr, sehr 
hilfreich.

Bei der Vermögensgebarung - das haben wir schon gehört - konnte mit 44,5 Millionen 
Euro im Vierjahresvergleich - ich liebe diese Formulierung - das am wenigsten negative 
Ergebnisse erzielt werden. Trotzdem sieht man natürlich, dass wir an dieser Finanzlücke 
den gravierendsten Handlungsbedarf haben, weil wir unsere Investitionen nicht mehr tätigen 
können, ohne weitere Schulden zu machen. Ich bin davon überzeugt, wenn wir nachhaltig 
- das haben wir in vielen Budgetreden und Debatten über die Konsolidierung des Budget 
getan - Strukturen verändern wollen, müssen wir uns tatsächlich nachhaltig mit Struktur
veränderungen und Prozessablaufveränderungen beschäftigen. Ein guter Ansatz erfolgt heute 
mit dem Grundsatzbeschluss zur Holding. Man muss sich einmal ansehen, was an Synergien 
gehoben und eingespart werden kann. Das muss man sich natürlich im Detail anschauen. Ich 
glaube, dass das ein guter Weg ist, wo man etwas im Großen angeht und nicht mit kleinen 
Maßnahmen agiert.

Was wir immer fordern und nach wie vor aus unserer Sicht fehlt, aber für eine zukünftige 
Finanzklausur angekündigt ist, dass man sich wirklich einmal das Portfolio an Verträgen und 
Leistungsgeschichten anschaut. Was ist wirklich die Pflichtaufgabe der Stadt, wo gibt es 
vertragliche Verpflichtungen und was ist gar nicht wirklich notwendig. Das wird dann heikel, 
denn dann geht es natürlich darum, politisch zu bewerten und politisch Prioritäten zu setzen. 
Da läuft man dann Gefahr, wieder in das politische Hickhack hinüber zu kippen. Es wäre zu 
wünschen, das wirklich zu diskutieren. Im Endeffekt wird es wahrscheinlich so sein, dass es 
nach wie vor unterschiedliche Meinungen gibt. Vielleicht aber schafft man breite Mehrheiten 
für die eine oder andere Maßnahme. Mit breit meine ich mehr, als zwei Parteien.

Was ich noch sagen will, ist, dass wir in diesen Strukturveränderungsprozess innerhalb 
des Magistrates mit der Magistratsreform nicht vergessen dürfen, dass wir Verantwortung 
gegenüber den MagistratsmitarbeiterInnen haben und wir die wahrnehmen müssen. Wir 
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dürfen die Motivation und die Arbeitssituation der MitarbeiterInnen am Magistrat nicht aus 
den Augen verlieren. Auch da haben wir, finde ich, eine ganz klare Verantwortung. 

Ich bin lange genug in diesem Gremium und realistisch genug, um zu wissen, dass der 
Weg zu breiten Mehrheiten für Konsolidierungsmaßnahmen wahrscheinlich nicht ganz 
einfach sein wird. Ich bin aber trotzdem immer noch optimistisch genug, die Vision nicht 
zu verlieren, dass wir im Interesse der Linzerinnen und der Linzer und der Lebensqualität 
noch einiges weiterbringen können. Ich würde mir an dieser Stelle wünschen, dass wir trotz 
unserer unterschiedlichen politischen Positionen einen viel größeren Teil unserer Energien 
dazu verwenden, wieder Visionen für die Zukunft zu entwickeln und nicht so sehr in anderen 
Dingen zu verhaften. Danke.“ (Beifall Die Grünen)

Bürgermeister Luger übernimmt wieder den Vorsitz.

Gemeinderat Leidenmühler:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich beginne mit einem Dank an Herrn Dr. Schönberger für 
die Präsentation einerseits und für die Arbeit, die er und sein Team für die Finanzen der Stadt 
und insgesamt zum Wohl der Stadt auf eine sehr kompetente Weise leisten. 

Wir haben heute mit dem Rechnungsabschluss 2014, die erste Bilanz der neuen Linzer 
Finanzpolitik gesehen, die mit dem Amtsantritt von Bürgermeister Luger und Finanzreferent 
Forsterleitner beschritten worden ist. Diese Bilanz ist eine durchaus positive. Es freut mich, 
dass das auch Klubobmann Hajart von der ÖVP in die schwierige Gesamtsituation einordnet. 
Ich habe sogar einen Hauch von Lob für den Finanzreferenten herausgehört. Diesem Lob 
kann ich mich nur anschließen. 

Wir haben in diesem Rechnungsabschluss 2014 schon tatsächlich so etwas - auch wenn 
die Begrifflichkeit immer wieder bestritten wird - wie eine Trendwende gesehen. Es ist in 
einem Kurzresümee dargestellt worden. Der Rechnungsabschluss hat sich im Verhältnis 
zum Voranschlag wesentlich verbessert. Der Pfad der Budgetkonsolidierung ist nach Jahren 
erstmals entschlossen beschritten worden. Diese Budgetkonsolidierung greift. Auch diese 
Forderungen und Vorschläge, die von Seiten des Kontrollamtsdirektors präsentiert wurden, 
treffen auf Zustimmung, und sind im Wesentlichen schon ergriffen worden. Es wurden die 
Fortsetzung der Magistratsreform und die Hebung von Synergien angesprochen. Wir haben 
heute - das hat Kollegin Roschger schon gesagt - sehr einhellig für die Unternehmensgruppe 
der Stadt Linz den Weg zu einer Holding beschritten. Ich kann mich wieder einmal dem 
Kollegen Hajart anschließen, wir brauchen natürlich einen ausgeglichenen Ordentlichen 
Haushalt. Es gilt, nicht zu mäkeln, sondern vorwärts zu blicken und diesen konstruktiven 
Weg der Konsolidierung gemeinsam fortzusetzen. Danke.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderat Eypeltauer:
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, ich möchte mich zuerst einmal beim Herrn 
Dr. Schönberger für den Bericht bedanken. Ich kannte ihn schon aus dem Kontrollausschuss. 
Er war aber trotzdem wieder sehr erhellend. Das Kontrollamt releviert im Wesentlichen jene 
Kritikpunkte, die wir NEOS schon beim Budget-Gemeinderat aufgezeigt haben. Er zeigt 
einmal mehr, wie wichtig der Handlungsbedarf ist und bestätigt uns in der bisher geübten 
Kritik an der mangelnden Konsequenz in Richtung Budgetkonsolidierung. Es spricht mir aber 
auch das Wort, wenn es da heißt, dass grundsätzlich der Weg in die richtige Richtung geht. 

Ich möchte nicht meine gesamte Budgetrede wiederholen, auch wenn das hier irgendwie 
Usus sein dürfte. Ich möchte gleich dazusagen, dass ich die Idee ganz richtig und wichtig 
finde, dass wir in einem konstruktiven und möglichst nicht von Hickhack geprägten Diskurs 
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über das Leistungsportfolio der Stadt Linz treten müssen. Seitens der NEOS-Fraktion wird 
es in Zukunft, so viel kann ich versprechen, immer wieder Einwürfe geben. Es wird immer 
wieder Versuche geben, eine Debatte anzustoßen. Wenn das Hickhack wird, dann müssen wir 
damit leben. Bei den Fragen, was die Stadt machen soll und was nicht, geht es dann ziemlich 
ums Essenzielle, das ist völlig klar. Ich glaube aber, dass das an uns als Gemeinderätinnen 
und Gemeinderäte liegt, genau so etwas in aller Würde und Konstruktivität durchzuführen 
und zu machen. 

Von einer Trendwende 2014 kann leider nicht die Rede sein und es kann auch 2016, wie 
schon einmal gesagt, nicht die Rede von einer Trendwende sein. Ich finde es schade, dass 
diverse Maßnahmen, wie beispielsweise die sehr zu begrüßende Holding-Initiative nicht 
schon viel früher umgesetzt sind. Aber wie gesagt, gehen wir diesen Weg weiter und führen 
wir die Diskussion darüber, was die Stadt an Leistungen machen soll und was nicht. Danke.“ 
(Beifall NEOS)

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, wie jedes Jahr ist das Kontrollamt ihrer Aufgabe 
nachgekommen. Es war wieder sehr gut präsentiert und gut aufgearbeitet, keine Frage. 
Das wird jedes Jahr sehr gut erledigt. Die Vorschläge, die Herr Kontrollamtsdirektor vorge
bracht hat, kommen natürlich aus dem Blickwinkel eines Controllings, das auch von einer 
neoliberalen Budgetpolitik geprägt ist. Herr Kontrollamtsdirektor hat die Sparvorschläge von 
der Neustrukturierung der Gemeinde bis hin zu den Investitionen für die Daseinsvorsorge 
ausformuliert. Er hat den Vorschlag unterbreitet, gerade so viel zu tun, wie notwendig ist. Das 
entspricht natürlich nicht meinen Ansichten, was eine sozial gerechte Budgetführung ist. Ich 
habe da andere Vorstellungen. Herr Kontrollamtsdirektor hat in seiner zweiten Wortmeldung 
ganz klar ausgeführt, dass es nicht die Aufgabe des Kontrollamtes ist, Entscheidungen zu 
treffen, sondern dass die Entscheidungen letztendlich immer wieder im Gemeinderat in einem 
politischen Diskurs getroffen werden. Für mich ist das Entscheidende, dass die Vorschläge, 
die gekommen sind, letztendlich nicht der Weisheit letzter Schluss sein können. Danke.“

Vizebürgermeister Forsterleitner:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, nachdem ich 
mich von diesem Bericht doch angesprochen fühle, möchte ich mich kurz zu Wort melden 
und beginne mit ein paar Dankeschön. Der erste Dank geht an das Kontrollamt, das uns zwar 
immer sehr hart, aber fair kontrolliert und wie ich finde, mit diesem Kontrollamtsbericht die 
richtigen Worte findet. Das Kontrollamt hält uns hier einen Spiegel vor und zeigt in einer 
objektiven Betrachtung des Ganzen ganz klar auf, dass es auf der einen Seite noch sehr viel 
zu tun gibt und dass wir auf der anderen Seite gemeinsam einen Weg eingeschlagen haben, 
den es konsequent weiterzugehen gilt. 

Damit bin ich bei meinem zweiten Danke bei der Finanzverwaltung. Diesen Weg können wir als 
Gemeinderat vorzeichnen und die wesentlichen Richtlinien vorgeben, aber in der Umsetzung 
sind dann die Finanzverwaltung und Finanzdirektor Schmid wesentlich gefragt. Wir arbeiten 
wirklich sehr konsequent daran, dass wir diese Ziele, die sich der Gemeinderat gesetzt hat, 
nämlich die Stadtfinanzen wieder zu gesunden Finanzen zu machen, umzusetzen. Es freut 
mich schon, dass man hier sieht, dass diese Bemühungen Früchte tragen. Das ist noch 
nicht das Ende des Weges, aber wir gehen den richtigen Weg. Es ist gelungen, trotz einer 
negativen Prognose für die Laufende Gebarung im Voranschlag bzw. im Budget 2013 und 
2014 am Ende des Tages eine positive Laufende Gebarung abzuliefern. Es ist uns gelungen, 
die wesentlichen Kennzahlen Maastricht-Ergebnis und Netto-Neuverschuldung deutlich zu 
verbessern. Das ist zumindest ein Weg in die richtige Richtung. 
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Ich kann nur versichern, dass ich diesen Weg der kleinen Schritte weitergehen möchte, wie 
ich das immer gesagt habe. Ich glaube nicht, dass man das mit großen Einschnitten machen 
soll, sondern dass wir viele kleine Maßnahmen setzen müssen, so wie wir es begonnen haben. 
Dann geht es richtig weiter. Dazu gehört, wie von den Kolleginnen und Kollegen angesprochen, 
die Analyse unseres Portfolios, welche Leistungen Pflichtausgaben und welche Ermessens
ausgaben sind. Natürlich gehören auch andere Schritte, wie der, aus meiner Sicht sehr 
wichtige, heute wieder gemeinsam gesetzte Schritt zu einer Holding dazu.

Das heißt, wir können auf den Rechnungsabschluss zurückblicken und sagen, dass das etwas 
gebracht hat und dass das, was wir uns zum Ziel gesetzt haben, funktioniert. Wir machen 
konsequent weiter. Wir haben uns schon bei der Budget-Debatte darüber unterhalten, dass 
noch viele weitere Dinge in Planung sind. Schon dieser Gemeinderat setzt weitere Schritte. 
Wir werden uns Experten mit an Bord nehmen, die uns bei dieser Analyse und beim Suchen 
von weiteren Sparmöglichkeiten unterstützen. Wir wollen die Stadt nicht kaputt sparen, 
sondern immer den sozialen Gedanken beachten und im Grunde immer im Hinterkopf 
haben, dass man Leistungen für die Menschen in dieser Stadt zu möglichst effizienten und 
guten Bedingungen anbieten muss. Das ist das, was wir alle im Kopf haben und gemeinsam 
fortsetzen wollen. 

In diesem Sinne kann man sagen, wenn die Stadt Linz und ihre Betriebe so etwas, wie 
ein riesen Tanker ist, dann haben wir den Tanker in der Drehung. Wir haben noch nicht 
vollständig gewendet, aber wir sind in der Drehung. Das ist, glaube ich, durch diesen 
Rechnungsabschluss belegt. In diesem Sinne ein Herzliches Danke an die Finanzverwaltung, 
an Direktor Schönberger und sein Team, aber auch an die Kolleginnen und Kollegen, dass wir 
das trotz aller inhaltlicher Differenzen gemeinsam anpacken. Danke.“ (Beifall SPÖ)

Bürgermeister Luger:
„Ich möchte mich dem Dank an Dr. Schönberger und sein Team ebenfalls anschließen. 
Ich glaube, es ist wichtig, dass wir in dieser Form ein Feedback erhalten und Analysen 
bekommen. Das ist in der Budgetkonsolidierung wichtig. Ich möchte mich ganz besonders 
für die, meinem Empfinden nach, sehr konstruktive und sachliche Diskussion über dieses 
Thema, das für uns wirklich sehr wichtig ist, ganz herzlich bedanken. Vielen Dank. Ich 
wünsche Ihnen noch einen schönen Nachmittag.“

Der Bericht wird vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen.

K	 FRAKTIONSANTRÄGE UND FRAKTIONSRESOLUTIONEN NACH § 12 STL 1992

Gemeinderätin Walcher berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 1	 Ausgliederung von „Dienstleistungs-Bereichen“ aus dem Kernmagistrat

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren, im Zuge mehrerer 
Magistratsreformen wurden in den vergangenen Jahren Bereiche, die mit der klassischen 
Verwaltung bzw. den magistratischen Kernaufgaben nichts zu tun haben, ausgegliedert. Von 
der Energieversorgung über den öffentlichen Verkehr, Abfallentsorgung, Freizeitangebote, 
Museen, Senioren, Kinderbetreuung, Gesundheit bis hin zum Sport, finden sich ehemalige 
magistratische Abteilungen und Ämter nun als Unternehmungen der Unternehmensgruppe 
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Stadt Linz bzw. des Magistrats Linz. Logisch – für mich jedenfalls - nicht nachvollziehbar 
ist, warum die großen Bereiche VHS und Musikschule, die als klassische Dienstleister keine 
Verwaltungsaufgaben erfüllen, nicht ebenso ausgegliedert wurden, wie etwa die Museen oder 
Kinder- und Jugend-Services. 

In diesem Zusammenhang stellt meine Fraktion folgenden Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

‚Im Zuge der Magistratsreform werden die zuständigen Stellen ersucht, sämtliche Bereiche, 
die mit der klassischen Verwaltung und den Kernaufgaben einer Stadt nichts zu tun haben, 
insbesondere VHS und Musikschule, auf die Möglichkeit einer Ausgliederung zu analysieren.

Bedeckungsvorschlag: Die Bedeckung anfallender Kosten soll durch Umschichtung im 
Rahmen des Budgets erfolgen und ist in den kommenden Voranschlägen zu berücksichtigen.‘

Ich ersuche um Zustimmung.“ (Beifall FPÖ)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Bürgermeister Luger:
„Ich möchte dem Gemeinderat einen Vorschlag unterbreiten. Nachdem wir seit 1. Juli letzten 
Jahres nach der mehrheitlichen Beschlussfassung in diesem Haus eine Magistratsreform 
umsetzen, schlage ich vor, diesen Antrag dem Verfassungsausschuss zuzuweisen, um ihn 
dort behandeln und diskutieren zu können. Ich glaube, dass zur Vorgangsweise einiges unklar 
ist. Man muss das in eine Organisation eintakten, die einer permanenten Organisations
strukturreform unterliegt. Das ist ein bisschen schwierig. Von der Intention her, möchte 
meine Fraktion und ich mich nicht der Stimme enthalten. Deswegen plädieren wir für eine 
Zuweisung.“

Stadträtin Mag.a Schobesberger:
„Man kann das natürlich in einem Ausschuss noch weiter diskutieren. Es ist mir aber trotzdem 
wichtig, ein paar Punkte festzuhalten. Zum einen bin ich ein bisschen verwundert, dass 
gerade die FPÖ, die federführend mit der SPÖ die jüngste Magistratsreform, die nicht allzu 
lange zurückliegt, beschlossen hat, noch eine Reform zur Reform vorschlägt. Man hätte das, 
wenn man das für so wichtig erachtet, gleich mit behandeln können. Ich glaube nicht, dass 
es vernünftig ist. Die Argumentation hinkt hier ein bisschen. 

Wenn man jetzt das Beispiel der Kinder- und Jugend-Services oder der Museen hernimmt, dann 
sind die nicht ausgegliedert, sondern eine andere Organisationsform innerhalb der städtischen 
Struktur. Sie sind ein Unternehmen nach Statut der Stadt Linz, also nach diesem Gesetz, 
dass die Regelungen der Stadt ordnet. Sie sind Teil der städtischen Organisationsstruktur 
und damit nicht ausgegliedert. 

Ich halte grundsätzlich nicht sehr viel davon, die Musikschule oder die VHS, für die ich 
zuständig bin, in irgendeiner Form auszugliedern oder umzuwandeln. Wie gesagt, ich kann 
die Argumentation so ganz und gar nicht nachvollziehen. Ich verstehe auch nicht, dass das 
in der Form von der FPÖ kommt. Das hätte man tatsächlich gleich einbringen können. Ich 
halte es inhaltlich nicht für besonders klug, das zu tun. 

Sie behaupten, dass das jetzt die einzig verbliebenen Dinge sind, die nicht in der klassischen 
Hoheitsverwaltung sind. Das stimmt nicht. Die Stadt Linz hat noch viele andere Aufgaben. 
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Ich halte es grundsätzlich nicht nur für vernünftig, sondern auch für wichtig, dass dem so 
ist. Wenn man die VHS, in welcher Form auch immer, ein bisschen oder ganz ausgliedern 
möchte, dann möchte ich schon zu bedenken geben, dass das per se nicht mit möglichen 
Einsparungen verbunden ist, solange das in der Struktur des Hauses mitorganisiert ist und 
die Personalverrechnung usw. hier im Haus passiert und keine eigene Einheit dafür gegründet 
werden muss. Alles auszulagern, heißt per se nicht, dass es billiger und effizienter wird 
oder besser funktionieren würde. Wir können das weiterdiskutieren, möchte aber trotzdem 
festhalten, dass wir das in dieser Form sicher nicht mittragen können.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderat Ing. Casny:
„Sehr geehrte Damen und Herren des Linzer Gemeinderates, Frau Stadträtin Schobesberger 
hat schon sehr viel davon angesprochen. Es ist natürlich richtig, dass mit der Magistratsreform 
erst vor kurzem über eine große Reform gesprochen worden ist. Heute ist mit dem Antrag 
‚Reorganisation Unternehmensgruppe Stadt Linz‘ – wieder ein organisatorisches Thema 
– angesprochen worden. Nichtsdestotrotz behandelt der öffentliche Dienst in den letzten 
Jahrzehnten Aufgaben, Ausgliederungen und Privatisierungen bei Bund, Land und Städten. 
Wenn man sich die Frage stellt, ob hoheitliche Aufgaben ausgegliedert werden sollen oder 
welche Dinge reduziert werden können, kann man nicht davon ausgehen, dass alles nur 
billiger wird. 

Als Beispiel sei die KFZ-An- und Abmeldung genannt. Die ist für die Bürger sicher nicht 
billiger geworden, sondern teurer. Nichtsdestotrotz würde man sie wieder in den öffentlichen 
Dienst hereinnehmen, weil jeder Autos braucht. (Zwischenrufe, Heiterkeit) Entschuldigung, 
fast jeder. Die Stadt Linz hat bei der Volkshochschule einen Bildungsauftrag, bei dem es 
schon um die Frage der Kosten geht. Wie weit ist es kostendeckend, wie weit reduziere ich 
ein Bildungsangebot? Wird es von den Linzern wieder weiter angenommen, wenn es teurer 
wird?

Ich glaube deshalb, dass es sowohl bei der Volkshochschule, als auch bei der Musikschule 
durchaus Sinn macht, das Ganze noch einmal eingehend zu prüfen. Die ÖVP wird daher dem 
Zuweisungsantrag zustimmen.“ (Beifall ÖVP)

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich kann es ganz kurz machen. Die kritische Haltung 
der KPÖ gegenüber Ausgliederungen ist bekannt. Ich halte dieses Vorhaben auch nicht für 
notwendig.“

Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort.

Gemeinderätin Walcher:
„Herr Bürgermeister, ich mache es kurz. Ich bin mit einer Zuweisung sehr zufrieden. Ich 
denke, man sollte über dieses Thema noch einmal reden. Es war nur eine Anregung, dass man 
das im Zuge der Magistratsreform bzw. im Zuge der UGL-Neustrukturierung mitbehandeln 
könnte. Mehr wollte ich gar nicht.

Zu den ganz unmöglichen Dingen, die heute hier aufs Tapet gebracht wurden: Wir haben im 
Bereich der UGL schon sehr lange gemeinsame Lohnverrechnungen und eine gemeinsame 
eDV-Infrastruktur. Die Unternehmensgruppe Stadt Linz ist nicht irgendeine entfernte Galaxie, 
sondern wir sind alle zusammen ein Teil des gemeinsamen Ganzen – der Magistrat und die 
Unternehmensgruppe Stadt Linz. Es fällt niemanden ein Stein aus der Krone - außer es hat 
jemand Angst, dass ihm etwas aus dem Ressort wegkommt -, wenn eine Einheit jetzt nicht 
mehr Teil des Kernmagistrats ist, sondern vielleicht ein Unternehmen nach Statut. Davon 
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gibt es nämlich mehrere, wie wir heute schon gehört haben. Danke für die Zuweisung.“ 
(Beifall FPÖ)

Der Vorsitzende lässt nun über die Zuweisung des Antrages abstimmen.

Der Antrag wird bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a 
Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit dem Ausschuss für Innovation und Verfassung zugewiesen.

Gemeinderat Schilchegger berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 2 Misswirtschaft bei Kulturförderungen stoppen

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren und Mitglieder und 
Kollegen des Gemeinderats, im Zuge der letzten Budgetdebatte ist genauso wie heute 
wieder die Frage aufgeworfen worden, wo wir Einsparungen vornehmen und wo wir den 
Konsolidierungspfad der Stadt Linz unterstützen können.

Im Zuge meines Wortbeitrages während der Budgetdebatte habe ich darauf hingewiesen, 
dass man Vereine, die von der Stadt Linz gefördert werden, überprüfen muss, ob sie das 
öffentliche Geld, wie intendiert, verwenden oder ob es einzelne Fälle von Misswirtschaft gibt. 
Ich wurde dafür kritisiert und mir wurde unterstellt, ich würde den Kulturvereinen pauschal 
Misswirtschaft unterstellen. So war das nicht gemeint. Das möchte ich heute noch einmal 
klarstellen. Ich wollte keinen Pauschalverdacht aufkommen lassen. Ich wurde von Herrn 
Vizebürgermeister Baier gebeten, ihm solche Fälle zu nennen, wenn sie mir bekannt wären. 

Natürlich ist es so, dass wir hier darüber eine politische Entscheidung treffen müssen, wie 
wir mit solchen Dingen umgehen und was das für die zukünftige Förderpraxis bedeutet. Wir 
haben anlässlich einer Initiativprüfung des Kontrollamtes einen konkreten Fall, über den im 
Kontrollausschuss berichtet wurde. Wir reden über einen Verein, der von der Stadt Linz - damit 
wir die Größenordnungen einordnen können - jährlich im Zuge der Dreijahresförderung mit 
etwas über 100.000 Euro subventioniert wird. Der Verein bekommt zusätzlich Förderungen 
von anderen öffentlichen Gebietskörperschaften, also von Land und Bund ungefähr in 
selber Höhe, also insgesamt etwas über 200.000 Euro pro Jahr. Von diesem Verein wurden 
einige Projekte gestartet, die für sich genommen unwirtschaftlich sind und nichts mit dem 
klassischen Kulturbetrieb zu tun haben, so wie ich ihn verstehe. Ich glaube, das sollte etwas 
sein, wovon die Stadt einen Nutzen hat und man sagt, das ist allgemein förderungswürdig, 
wir wollen das. 

Hier geht es zum Beispiel um Fälle, wo man eine eigene Währung ins Leben gerufen hat, eine 
Communitywährung, die in Wahrheit ein Gutscheinsystem ist, mit dem über drei Jahre hinweg 
ein Defizit von 60.000 Euro verursacht wurde. Wir reden über eine völlig unwirtschaftliche 
Vereinszeitung, die nach den Empfehlungen des Kontrollamtes genauso gut über E-Mail und 
Internet veröffentlicht werden könnte. Auch hier werden große Defizite produziert. Daher 
wäre meine Anregung, dass man sicherstellt, dass die Empfehlungen des Kontrollamtes nicht 
irgendwo in einer Schublade verschwinden, sondern diese Empfehlungen umgesetzt werden, 
das ist der Punkt eins. 

Zweitens, kann man die derzeit sehr allgemein gehaltenen Richtlinien für Kultursubventionen, 
die auf der Website der Stadt Linz abzurufen sind, sehr wohl präzisieren, um klarzustellen, 
was Kunst ist und was nicht. Ich glaube, das ist inhaltlich nicht möglich. Man sollte aber sehr 
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wohl Ausnahmen definieren und ganz klar abgrenzen, was mit diesen öffentlichen Geldern, 
die die Stadt Linz mit den öffentlichen Förderungen gewährt, geschehen kann und soll. 
Daher mein Antrag, einerseits die Sicherstellung, dass die Empfehlungen des Kontrollamtes 
umgesetzt werden. Darauf basierend, ob diese Empfehlungen umgesetzt wurden, soll dann 
die Entscheidung getroffen werden, wie dieser Verein weiter gefördert wird. Das Zweite ist, 
dass man die Förderrichtlinien für Kultursubventionen präzisiert, um in Zukunft eine derartige 
Misswirtschaft auszuschließen.

Der Gemeinderat beschließe:

,Die zuständigen Stellen der Stadtverwaltung werden ersucht, die Förder-richtlinien für 
Kultursubventionen zu präzisieren, um sicherzustellen, dass Förderungen ausschließ
lich widmungskonform verwendet werden dürfen und Misswirtschaft zum Ausschluss der 
Förderungswürdigkeit führt. Die Empfehlungen des Kontrollamts anlässlich der Initiativprüfung 
der ,Kulturvereinigung Friedhofstraße 6‘ sind unverzüglich umzusetzen. Noch vor der Beratung 
und Beschlussfassung des Budgetvoranschlages für 2017 ist dem Gemeinderat über die 
Umsetzung der Empfehlungen zu berichten, die eine Voraussetzung für die künftige Vergabe 
von städtischen Fördergeldern darstellt.‘“ (Beifall FPÖ)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderat Eypeltauer: 
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, lieber Michael, dein Antrag hat für mich 
im Wesentlichen zwei Seiten, also zwei Inhaltspunkte. Einerseits ist es eine wortgewaltig 
bekleidete Forderung von etwas, was ich als selbstverständlich erachte. Natürlich sind die 
Empfehlungen des Kontrollamtes umzusetzen, natürlich müssen wir darauf schauen, dass es 
passiert, vor allem, wenn in Zukunft wieder Förderungen vergeben werden. 

In diesem Zusammenhang drängt sich der Verdacht auf, dass es sich hier zum nicht 
unwesentlichen Teil um einen Aktionismus gegen eine der FPÖ unliebsame Kultureinrichtung 
handelt. Denn, wie gesagt, das sind Selbstverständlichkeiten, die hier eingefordert werden. 
Es ist aber natürlich nicht von der Hand zu weisen, dass Empfehlungen des Kontrollamtes nur 
zu oft schubladisiert werden. Wir haben das schon, was das Stadtbudget betrifft, gesehen. 
Vor dem Hintergrund der finanziellen Situation unserer Stadt ist natürlich eine politische 
Diskussion über Kulturförderungen wichtig. Das ist im Endeffekt das, was ich in meinem 
Redebeitrag vorhin schon gesagt hatte. 

Wenn wir uns jetzt den Förderrichtlinien zuwenden, ist es, glaube ich, nicht konsequent zu 
sagen, dass sie strenger und präzisieren werden müssen, weil weniger desselben ist noch 
immer dasselbe. Ich glaube, man kann Kulturprojekte nicht rein nach betriebswirtschaftlichen 
Kriterien bewerten - das ist etwas, was das Kontrollamt im gegenständlichen Prüfbericht 
bemerkt -, man muss sie auf ihre Wirksamkeit hin bewerten. Wirksamkeit ist etwas, was 
gerade in Kulturprojekten ein ganz wesentlicher Faktor ist und hier überhaupt nicht einfließt. 
Wenn man sich also dafür einsetzt, dass die Förderrichtlinien besser und effizienter werden, 
sollte man sich überlegen - ich kann hier von unserer Seite entsprechende Initiativen 
ankündigen -, dass die Wirksamkeit viel mehr in den Blickpunkt rückt. Erst dann können wir 
diese politische und wichtige Debatte darüber führen, was jetzt gefördert werden soll und was 
nicht und warum. Danke.“ 

Gemeinderätin Mag.a Ekova-Stoyanova: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, jetzt steigt es 
mir schön langsam hoch. Im Antrag lese ich zum Beispiel das Wort Misswirtschaft. Solche 
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Namen können wir für unsere Kultur nicht verwenden. Das ist meine Meinung. Das ruft 
natürlich Empörung hervor. Diese Ausdrucksformen sind inakzeptabel. 

Lieber Kollege, Sie haben gesagt, in unserem Budget sollte es gewisse Sparmaßnahmen 
geben. Die Förderung, die die Kulturvereinigung Friedhofstraße 6 bekommt, ist seit vier, fünf 
oder sechs Jahren gleich hoch. Das bedeutet, das ist keine Belastung unseres Budgets, das 
ist kontinuierliches Aufbauen einer Kulturinstitution. Die Kontrollorgane der Stadt Linz haben 
die Abrechnung geprüft und für in Ordnung befunden. Die Institution hat sich ausgehend 
von einem niedrigen Niveau selbst langsam aufgebaut. Überall in der Wirtschaft gibt es 
selbstverständlich hohe und tiefe Momente. Kleine Kulturinstitutionen sollen nicht anders 
behandelt werden, als die größeren. 

Die Kulturvereinigung in der Friedhofstraße 6 besteht aus zwei Teilen, aus dem Café Strom und 
der Stadtwerkstatt. Ziel des Vereins ist die kritische Auseinandersetzung mit den Bedingungen 
des Lebens in der Stadt und die Förderung kultureller Initiativen auf volksnaher Ebene. 
Wir können das nicht kritisieren, im Gegenteil, wir müssen Geduld haben und all diesen 
Vereinen die Möglichkeit geben, auf eigenen Füßen zu stehen. Wir erleben bei diesem Verein 
schön langsam eine gewisse Stabilität. Die Kultur kann nicht mit einem wirtschaftlichen 
Unternehmen verglichen werden, da sie auch moralische und bildungsorientierte Ziele hat. 
Die Entwicklung dieses Vereins kann man auch am kontinuierlich wachsenden Personalbedarf 
erkennen. Für mich und meine Fraktion ist es selbstverständlich, dass wir diesem Antrag 
nicht zustimmen. Danke.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderätin Hochedlinger: 
„Sehr geehrter Gemeinderat, liebe Besucher und Besucherinnen auf der Galerie, ich 
muss mich jetzt noch zu Wort melden. Ich habe mich mit den Inhalten des Berichtes 
des Kontrollamtes gemeinsam mit unserer Klubobfrau Ursula Roschger, die Vorsitzende-
Stellvertreterin im Kontrollauschuss ist, beschäftigt. Ich habe nicht den Eindruck, dass der 
Bericht des Kontrollamtes seitens der FPÖ überhaupt gelesen wurde. Deswegen werde ich 
jetzt noch auf die einzelnen Punkte des FPÖ-Antrages eingehen. 

Beim ersten Punkt des Antrages steht ,geförderte Projekte wurden Monate nicht per Bericht 
abgeschlossen‘. Im Kontrollamtsbericht steht, dass bei einer Frist von zwei Jahren eine 
Verspätung von drei Wochen der Fall war. Also, das ist eine Unwahrheit. Dann zu Punkt 
2: ,über Fördergelder finanzierte Gegenstände wurden nicht inventarisiert‘. Es handelt 
sich hierbei wahrscheinlich um ein Lager der Stadtwerkstatt, in dem Reste von 40 Jahren 
Kulturveranstaltungen gelagert sind. Das sind Sachen wie Plakate, Dokumente, Flyer, etc. Im 
Kontrollamtsbericht steht nicht, dass das Inventarisieren versäumt wurde, sondern dass eine 
Inventur angestrebt wird und mehr nicht. 

Zu Punkt 3: ,eine so genannte ,Communitywährung‘ (,Gibling‘) ist stark defizitär und wurde 
offenbar (auf Kosten des Steuerzahlers) überwiegend für das ,leibliche Wohl‘ verwendet‘. Also 
der ,Gibling‘ ist zu 100 Prozent von Förderungen des Bundes finanziert. Er wird zwar handels- 
und steuerrechtlich als Gutschein bewertet, hat aber einen überwiegend künstlerischen Wert 
und ist als Kunstprojekt zu betrachten. Er hat nebenbei der Stadtwerkstatt und Linz schon 
zu internationaler Bekanntheit verholfen und wurde über diverse Ausstellungen und Erwäh
nungen der Presse bekannt. 

Der Punkt 4: ,die Vereinszeitung ,Versorgerin‘ sei in Papierform unwirtschaftlich und müsse 
auf einen reinen Newsletter umgestellt werden‘. Bei einer elektronischen Version würden 
lediglich verhältnismäßig niedrige Druckkosten gespart werden. Die werden aber laut Hersteller 
vollständig durch Inserate getragen. Außerdem hat die ,Versorgerin‘ eine beträchtliche 
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Werbefunktion für die Stadtwerkstatt und ist ein unabhängiges und kritisches Medium, an 
dem nicht zu rütteln ist. Abgesehen von den ganzen Details, ist der Eigenerlösanteil der 
Stadtwerkstatt von 2011 bis 2014 um elf Prozent gestiegen. Also so viel zur Misswirtschaft 
und zu den Aussagen, dass auf Kosten der SteuerzahlerInnen ungerechtfertigt gehandelt 
werden würde. Wenn man sich die Subventionen der Stadt Linz an die Stadtwerkstatt 
anschaut, könnte die Stadtwerkstatt vom jährlichen Budget der Stadtwache über zehn Jahre 
leben. 

Für mich ist der einzig erklärliche Grund für den Antrag der FPÖ, der voll von falschen 
Unterstellungen ist, dass die FPÖ mit allen Mitteln gegen eine kritische Institution vorgeht, 
weil sie ihnen nicht in den Kram passt. Deswegen werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. 
Danke.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, wie meine VorrednerInnen Kollege Eypeltauer und 
die zwei Sprecherinnen der Grünen schon ausreichend dokumentiert haben, geht es bei 
diesem Antrag der Freiheitlichen offensichtlich in erster Linie um das Anschmutzen eines 
Kulturvereines, der ihnen nicht genehm ist. Dafür sind offensichtlich alle Mittel recht. Das 
ist nicht akzeptabel. 

Ich möchte aber jetzt noch auf eine andere Geschichte zurückkommen. Ich habe zuerst in 
meinem Beitrag zum Kontrollamtsbericht schon gesagt, entscheidend ist beim Kontrollamt 
immer das Controlling. Das Controlling ist eine andere Sache, als die Bewertung von 
künstlerischen und kulturellen Leistungen. Betriebswirtschaft und Kultur sind zwei 
verschiedene Geschichten, die vertragen sich nicht immer gut. Wesentlich ist, dass die 
Rechnung am Schluss stimmen muss und die Gelder ordnungsgemäß verwendet worden sein 
müssen. Was diesen Kulturverein betrifft – das geht aus dem Kontrollamtsbericht hervor -, 
ist das so geschehen. Ich denke, die Freiheitliche Partei wäre gut beraten, diesen Antrag 
zurückzuziehen und hier nicht weiter eine Politik der Unterstellung zu betreiben, die durch 
nichts belegbar ist.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderätin Fechter-Richtinger:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Überschrift ,Misswirtschaft 
bei Kulturförderung‘ suggeriert ein generelles Misstrauen, dass sich entweder gegen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Linz oder gegen die Vereine grundsätzlich richtet, die 
sich unkorrekt verhalten sollen. Ich möchte mich gegen solche Pauschalverurteilungen verwehren. 

Der Antrag selbst zielt im ersten Teil auf die Forderung nach Präzisierung der Richtlinien. 
Die Allgemeinen Förderrichtlinien der Stadt Linz, ergänzt durch die speziellen Förderkriterien 
der Kultur, sind ausführlich und sehr präzise. Ich denke, dieser Teil ist obsolet. Der zweite 
Teil des Antrages handelt von Ergebnissen aus dem Kontrollamtsbericht zur Initiativprüfung 
der Kulturvereinigung Friedhofstraße 6. Wenn man diesen ausführlichen Kontrollamtsbericht 
durchliest, ergibt sich ein völlig gegenteiliger Eindruck von Misswirtschaft. Alle wichtigen 
Bereiche, wie Umsätze, Betriebsergebnis und Eigenkapital haben sich teilweise sogar überaus 
deutlich verbessert. Der Anteil der öffentlichen Zuschüsse an der Bilanzsumme ist in den 
vergangenen Jahren kontinuierlich gesunken. 

Beim Durchsehen der einzelnen Punkte stellt sich für mich ebenfalls keine Misswirtschaft 
dar, das hat bereits Kollegin Hochedlinger ausführlich dargestellt. Im Kontrollamtsbericht 
wird z.B. die Umstellung der Vereinszeitung auf einen Newsletter empfohlen, um Kosten zu 
senken. Hier stellt sich nicht so sehr die Frage der Misswirtschaft, sondern wie der Umgang 
mit Empfehlungen im Zusammenhang mit der Autonomie von Vereinen ist. 
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Im Antrag wird gefordert, dass die Empfehlungen unverzüglich umgesetzt werden müssen 
und die hinkünftige Vergabe von Fördergeldern davon abhängig gemacht werden müsse. 
Schon jetzt ist es so, dass Vereine Förderungen nur dann ausbezahlt bekommen, wenn die 
widmungsgerechte Verwendung vorheriger Subventionen nachgewiesen wird. Empfehlungen 
werden von den Vereinen nach Möglichkeit - das hat die Erfahrung in den vergangenen 
Jahren gezeigt – umgesetzt. Aus einem demokratischen Gesellschaftsverständnis heraus, 
muss den Vereinen jedoch in einzelnen Bereichen Entscheidungsfreiheit zugestanden wer
den. Insbesondere dort, wo es um künstlerische und gesellschaftspolitische Autonomie geht. 
Demokratie heißt auch, eine künstlerische kritische Auseinandersetzung, die sich nicht mit 
der eigenen Anschauung deckt, zuzulassen. Die SPÖ wird sich daher bei diesem Antrag der 
Stimme enthalten.“ (Beifall SPÖ)

Vizebürgermeister Mag. Baier:
„Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates, erlauben Sie mir, fast allen 
Vorrednerinnen und Vorrednern für die Wortmeldungen zu danken. Es kommt schon ganz klar 
zum Ausdruck, wie wir im Gemeinderat und in der Stadt Kulturpolitik verstehen, nämlich als 
eine wirklich gemeinsame breite Angelegenheit. Da kann es nicht um parteipolitische Vorzüge 
oder Interessen gehen, sondern darum, eine möglichst breite kulturpolitische Landschaft 
abzudecken, die sich insbesondere dadurch auszeichnet, dass es durch Innovation, durch 
neue Ideen, durch hohes ehrenamtliches Engagement zu einer hohen künstlerischen Leistung 
kommt. Auf diese kulturelle Landschaft können wir blicken. Das beweist schon der Umstand, 
dass sich in den letzten 25 bis 30 Jahren Linz als Kulturstadt ganz besonders profiliert 
hat. Zu diesem Profil hat die Stadtwerkstatt einen ganz wesentlichen Beitrag geleistet. Das 
möchte ich an dieser Stelle als Kulturreferent ganz klar und deutlich sagen. 

Lassen Sie mich zu den inhaltlichen Dingen des Antrages kommen. Erstens, kann ich 
mich beim Antragsteller und Berichterstatter in einem Punkt bedanken, nämlich dass er 
klargestellt hat, dass seine Aussagen im Budgetgemeinderat nicht so zu verstehen waren, 
dass er alle Kulturvereine und Organisationen unter einen Pauschal- oder Generalverdacht 
stellen wollte. Es ist ihm darum gegangen, konkrete Fälle aufzuzeigen. Das kann und soll man 
heute als Klarstellung entgegennehmen und entsprechend würdigen. Sie versuchen mit dem 
vorliegenden Antrag solche Beispiele aufzuzeigen. Über das konkrete Wording ist ohnehin 
schon gesprochen worden, darauf möchte ich mich nicht einlassen. Ich möchte sozusagen 
vielmehr auf den Antragstext kommen und ein paar inhaltliche Gedanken einbringen. 

Liebe Regina, du hast richtigerweise ausgeführt, dass es allgemeine Förderrichtlinien der 
Stadt gibt, die sehr, sehr präzise und detailhaft geregelt sind und dass es dazu noch eine 
nähere Spezifizierung gibt. Warum sage ich das? Weil wir viele neue Mitglieder im Gemeinderat 
haben, denen diese Informationen, dass es eine nähere Spezifizierung für den Kulturbereich 
gibt, wo wir natürlich auf inhaltliche Komponenten abstellen, vielleicht bisher noch nicht so 
vorgelegen sind. Genau diese inhaltlichen Komponenten sind im Kulturentwicklungsplan der 
Stadt Linz grundgelegt, den Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren und Teile davon 
in der letzten Periode beschlossen haben. Das ist der Rahmen für den Kulturreferenten und 
natürlich für die Kulturverwaltung, um bei der Fördervergabe in bestimmte Zielrichtungen zu 
wirken. Es gibt vier Zielrichtungen und dann noch einmal ein Unterkapitel. Ich empfehle aber 
allen, diesen Kulturentwicklungsplan einmal dem Grunde nach zu studieren. Es zahlt sich 
mit Sicherheit aus. Dann weiß man ganz genau, worauf wir in der Kulturförderung abstellen 
und was die Zielsetzungen in der allgemeinen Kulturförderung sind.

Das heißt, vor diesem Hintergrund ist die Überprüfung der widmungskonformen Verwendungen 
natürlich absolut möglich und wird von der Linz Kultur in dieser Art und Weise festgestellt, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich bedanke mich an dieser Stelle bei den 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Linz Kultur für ihre ausgezeichnete Arbeit, die sie in 
diesem Zusammenhang führen.

Das heißt, der Rahmen ist bestimmt, wir haben die allgemeinen Richtlinien und die speziellen 
Richtlinien, es gibt die inhaltlichen Grundsätze, die sich aus dem Kulturentwicklungsplan ableiten. 
Daher ist es für mich, als Kulturreferent, meistens relativ einfach – abgesehen von der doch immer 
gewissen Knappheit der Mittel –, eine Förderentscheidung auf Basis einer vorherigen Begutachtung 
durch die Linz Kultur treffen zu können. Wenn gewisse Wertgrenzen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, überschritten werden, dann werden diese Förderungen selbstverständlich dem 
Gemeinderat oder dem Stadtsenat gesondert zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, ist der Kontrollamtsbericht. Das eine war 
eine grundsätzliche Feststellung. Das trifft im Übrigen für alle Kulturvereine, Einzelpersonen 
oder Kulturinitiativen gleichermaßen zu. Die Richtlinien gelten, die Grundlage ist der 
Kulturentwicklungsplan. Entweder liegt es in der Einzelverfügung des Referenten, beim 
Stadtsenat oder beim Gemeinderat.

Zum konkreten Kontrollamtsbericht: Ich bin ein wenig darüber verwundert, dass es ganz 
offensichtlich manchen Mitgliedern des Kontrollausschusses entgangen sein dürfte, dass 
sich diese Empfehlungen direkt an den Kulturverein Friedhofstraße, Stadtwerkstatt richten. 
Geprüft wurde – das muss ich schon noch einmal deutlich sagen – nicht die Linz Kultur in 
diesem Sinn, sondern der Verein direkt. Daher richten sich die Empfehlungen, bis auf eine 
Empfehlung, explizit an den Kulturverein. Daher wird die Entscheidung, wie man mit diesen 
Empfehlungen in Bezug auf den ,Gibling‘ oder auf das Magazin umgeht, dort zu treffen sein 
und im Übrigen auch die Entscheidung mit der Archivierung.

Es ist wirklich so, dass es sich dabei nicht um eine Archivierung von technischen 
Gegenständen handelt, wie zum Beispiel Videokameras oder Ähnliches, oder was man sich 
unter Inventarisierung vorstellt, sondern es handelt sich dabei wirklich um Altbestände. Es 
ist natürlich für jeden Kulturverein sehr, sehr wünschenswert, über ein Archiv zu verfügen, 
das gut dokumentiert ist. Nur, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist das ein riesen 
Aufwand, wenn es einen Verein trifft, der über viele Jahrzehnte so aktiv war, wie die 
Stadtwerkstatt. Daher wird man das wohl der Entscheidung des Vereins überlassen, wie er 
sein Archiv organisieren will.

Ich sage gleich dazu, ich möchte nicht, dass eine Empfehlung im Kontrollausschuss 
zur Kenntnis genommen wird - wie das so schön heißt -, dass eine Inventarisierung und 
Archivierung des Archivs in der Stadtwerkstatt stattfinden soll, die Stadtwerkstatt dann selbst 
ein Projekt aufsetzt und zu mir als Kulturreferent kommt und sagt, jetzt hätte ich gerne Geld 
dafür. Das kann nicht der Weisheit letzter Schluss sein. Im Übrigen sollte man den Vereinen 
so viel Freiheit zugestehen, dass sie selbst entscheiden, wie sie mit ihrem eigenen Archiv 
umgehen. Ehrlich gesagt, wird die Sportreferentin den Sportvereinen und Fußballvereinen 
hoffentlich nicht vorschreiben, wie und wo sie ihre Wimpel und Pokale, die sie die letzten 
30 Jahre gewonnen haben oder wie und wo sie die Dressen – die waren vielleicht auch 
gefördert – aufzubewahren und zu inventarisieren haben. Insofern würde ich, ohne die Arbeit 
des Kontrollamtes in irgendeiner Art und Weise gering schätzen zu wollen, den Mitgliedern 
des Kontrollausschusses dringend anraten, Empfehlungen schon zu plausibilisieren und zu 
hinterfragen – das ist zumindest aus dem Protokoll nicht eindeutig hervorgegangen –, ob alle 
Empfehlungen in der näheren Betrachtung sinnvoll sind und welche Folgen sie haben können.

Wenn wir sagen, alle Vereine sollen ein Archiv haben und wir das gegebenenfalls durch die 
öffentliche Hand fördern müssen, bin ich der Letzte, der dagegen ist. Dann ist das eine 
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Entscheidung. Nur bitte, meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates, dann 
braucht es dafür politische Mehrheiten in dem Gremium und das soll man dann nicht wieder 
als hohe Förderung kritisieren. Das sei an dieser Stelle ganz klar gesagt.

Dem Berichterstatter kann ich versichern, dass wir auf Basis der Empfehlungen, die inhaltlich 
an die Stadtwerkstatt ergangen sind, natürlich manche Projekte genau beobachten werden 
und diese Wahrnehmung in die weitere Förderentscheidung mit einfließen lassen werden. 
Grundsätzlich ist es aber so, dass es sich bei der Stadtwerkstatt um eine strukturelle Förderung 
handelt, wo wir ganz bewusst nicht Projekte im Detail, sondern eine grundsätzliche Struktur 
fördern und es auf Basis eines jährlichen Antrages um diese Output-Orientierung geht. 

Insgesamt kann ich daher festhalten, dass es von Seiten der Verwaltung und der Linz 
Kultur genügend Möglichkeiten und Maßnahmen gibt, um die Förderungswürdigkeit und 
die widmungsgemäße Verwendung festzustellen. Das wird selbstverständlich gemacht. 
Selbstverständlich nehmen wir die Empfehlungen des Kontrollamtes ernst und prüfen sie auf 
Plausibilität. Wenn es zweckmäßig, zielführend und richtig erscheint, werden wir sie umsetzen. 
Daran gibt es überhaupt keinen Zweifel. Ich, als Kulturreferent, stehe dazu - das möchte ich 
in Richtung freiheitliche Fraktion sagen -, die Breite der Kulturlandschaft anzuerkennen. Sie 
können sicher sein, liebe Mitglieder der FPÖ-Fraktion, dass ich es niemals weder in die eine, 
noch in die andere Richtung zulassen würde, dass man nur aufgrund einer politischen oder 
konfessionellen Zugehörigkeit irgendwie schlechter oder besser gestellt werden würde. Diese 
Versuche gibt es im Übrigen von allen Seiten, wenn Förderungen in Richtung christliche 
Einrichtungen hinterfragt werden. Ich sage dazu ganz deutlich, dass es hier ganz sicher 
keinen Eingriff gibt. Wenn Förderungen in Richtung Trachtenvereine oder volkskulturelle 
Einrichtungen hinterfragt werden, gibt es ganz sicher keine Einschränkungen, denn wir 
brauchen eine bunte und breite kulturelle Landschaft. Dazu zählen alle Einrichtungen, die 
einen positiven Beitrag zu dieser Landschaft bieten wollen.

Daher bitte ich Sie, diesen Antrag heute nicht anzunehmen, weil er inhaltlich erstens 
abgedeckt und zweitens kulturpolitisch in eine falsche Richtung abzielt.“ (Beifall ÖVP)

Gemeinderätin Roschger:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, anknüpfend ein 
kurzer Gedanke an das, was Herr Vizebürgermeister Baier generell zu den Empfehlungen 
des Kontrollamtes gesagt hat. Es hat mich vorher schon erschreckt, als der Vorsitzende des 
Kontrollausschusses, Gemeinderat Eypeltauer, gemeint hat, dass Empfehlungen natürlich 
umgesetzt werden müssen.

Ich unterstelle ihm jetzt nicht, dass er das so gemeint hat. Ich möchte nur für uns, bei aller 
Wertschätzung der Arbeit des Kontrollamtes, festhalten, wie mit Empfehlungen umgegangen 
wird, an wen sie sich auch immer richten, ob an Organisationseinheiten innerhalb des 
Magistrates oder an Vereine, die geprüft worden sind. Es muss darüber immer noch eine 
politische Diskussion und Mehrheitsfindung in diesem Gremium geben, wie mit Empfehlungen 
des Kontrollamtes umgegangen wird, wenn es städtische Einrichtungen betrifft. In Vereinen 
muss das in den dort zuständigen Gremien diskutiert und entschieden werden. Ich möchte 
aber unterstreichen, wie wichtig diese Anregungen für Diskussionsprozesse sind. Ich will aber 
vermeiden, dass wir grundsätzlich immer sagen, wir müssen alles automatisch umsetzen. Ich 
bin schon dafür, dass man für Empfehlungen noch demokratische Mehrheiten sucht. Danke.“ 
(Beifall Die Grünen)

Gemeinderat Eypeltauer:
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, natürlich sind Empfehlungen nur Empfehlungen. Es ist 
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der NEOS-Fraktion und meiner Person klar, dass das keine Verpflichtungen sind oder Dinge, 
die passieren müssen, weil sonst die Welt unter geht. Ich habe das so nicht gemeint. Ich sehe aber 
ein, dass man das so auffassen konnte, was ich gesagt habe. Es ist völlig klar - das habe ich vorher zu 
Beginn dieser Debatte schon gesagt - , dass eine Einrichtung, wie dieser Verein oder die Stadtwerkstatt 
im Besonderen, ein Kulturverein ist, wo es um kulturelle Tätigkeiten geht. Das Kontrollamt kann nicht 
zur Gänze beurteilen - allein schon auf Grund seiner fachlichen Ausrichtung -, inwieweit das gut, 
richtig oder falsch ist. Es ist völlig klar, das muss an anderer Stelle diskutiert werden. Ich wollte das 
nur präzisieren und klarstellen, um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen. Danke.“

Bürgermeister Luger:
„Ich melde mich auch zu Wort, meine sehr geehrten Damen und Herren. Bevor ich für 
mich eine politische Interpretation dieses Antrages vornehmen möchte, möchte ich noch auf 
zwei faktische Argumente eingehen, die aus meiner Sicht durchaus noch zu vertiefen und 
zu explizieren sind. Sie zeigen, dass die Intention und die Tendenz dieses Antrages völlig 
ungerechtfertigt sind. Dem Vorwurf, dass geförderte Projekte Monate lang nicht per Bericht 
abgeschlossen wurden - so steht es wortwörtlich im Antrag der freiheitlichen Fraktion -, kann 
ich insofern ganz klar entgegentreten, dass anstatt wie vorgesehen, ein Bericht vom Verein 
Stadtwerkstatt inklusive der Belege für die Förderansuchen nicht am 1. April 2013, sondern 
am 18. April, also 17 Tage später, nachgeliefert wurden. Übrigens auch nicht am 22. April, 
wie im Kontrollamtsbericht steht. Hier liegt eine kleine Unschärfe der Kontrolleure vor.

Wenn wir, als Stadt und die Verwaltung, genauso wie wir, als Politikerinnen und Politiker 
einen Abschlussbericht mit 17 Tagen Verspätung bekommen, sind das 17 Tage zu spät, 
das ist richtig. Pünktlichkeit und Exaktheit sind notwendig. Aber das ist alles andere als ein 
Grund, hier Unterstellungen zu machen, dass Projekte nicht abgeschlossen worden wären. 
Das ist unkorrekt. Das sollte nicht der Stil in diesem Haus sein. 

Das Zweite ist, dass ich glaube, dass es klar zu trennen gilt, ob man eine inhaltliche Dis
kussion führt. Es ist legitim, diese politisch zu führen. Wenn die freiheitliche Fraktion beim 
Projekt des ,Gibling‘, der in Wirklichkeit eine klare antikapitalistische Aussage ist, dass man 
Geldverkehr ohne Zinsen machen könne, eine Gegenposition hat, ist das gesellschaftspolitisch 
und wirtschaftspolitisch legitim. Man sollte das aber dann nicht auf der Ebene der Kultur
förderung und nicht auf dieser Ebene austragen, wie es hier im Antrag geschehen ist. Ich 
möchte dazusagen, dass ich das persönlich für eine Mischung aus einem Kunstprojekt 
und natürlich einem gesellschaftspolitischen Projekt halte. Meine wirtschaftliche Analyse 
ist wahrscheinlich ein wenig anders, als jene der Projektbetreiber. Ich halte es aber für 
notwendig, richtig und wichtig, dass in einer Stadt wie dieser, Projekte, die völlig gegen 
den Mainstream sind und die auch meinem ökonomischen Verständnis zuwiderlaufen, 
einen Platz in dieser Stadt haben. Es ist hier notwendig - wie übrigens von uns im Kul
turentwicklungsplan beschlossen -, widersprüchliche, nicht dem Mainstream entsprechende 
Projekte durchzuführen. Ohne einer inhaltlichen Positionierung meinerseits dazu, halte ich 
es für richtig, dass dieses Projekt gemacht worden ist. 

Wenn Sie sagen - das steht sogar tatsächlich im Kontrollamtsbericht drinnen -, dass dieser 
,Gibling‘ zu 70 oder 80 Prozent für Konsumationen verwendet worden ist, ist das völlig 
korrekt. Das ist so, wie mit dem Euro, wenn ich auf ein Glas Bier oder auf ein Glas Wein gehe. 
Da wird auch niemand sagen, Herr Luger, jetzt haben Sie mit Euro bezahlt. Es ist völlig klar, 
dass das in dieser Community mit dieser Währung, die eine Communitywährung ist, gemacht 
werden kann. Das ist überhaupt nicht zu bewerten, das ist Hausverstand. 

Bei einem Punkt habe ich eine persönliche Position, die ich mit dem Kontrollamt nicht teile. 
Das ist eine Interpretation, die uns weder in der Verwaltung als kontrollierende Organe in dieser 
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konkreten Form, noch uns Politikerinnen und Politikern zusteht. Es ist Angelegenheit des 
Vereines, wie die eigenen Positionen, Projekte und der kultur- und kunstpolitischen Diskurs 
organisiert werden und in welcher Form die Empfehlung des Kontrollamtes betreffend die 
Fortführung der Zeitschrift ‚Versorgerin‘ kritisch hinterfragt wird. In einem Verwaltungssystem 
ist es legitim, Empfehlungen auszusprechen. Ich glaube aber, dass es objektiv nicht korrekt 
ist. Solange – das ist von der Stadtwerkstatt immer nachgewiesen worden - klar war, wofür die 
Förderungen ausgegeben werden und korrekt abgerechnet wird, ist es nicht unsere Aufgabe, 
darüber zu befinden, ob dieses Medium in Printform oder als reines Onlinemedium fungiert, 
ob es eingestellt wird oder es unserer Meinung nach andere Kommunikationskanäle gäbe. 
Das fällt für mich ausnahmslos in die Autonomie der jeweiligen Organisationen und Vereine 
und nicht in die politische und auch nicht in die rechnungsmäßige Kontrolle. 

Ich möchte aber noch eine politische Aussage treffen. Ich persönlich habe in unserer Stadt 
den Eindruck, dass wir zu wenige widersprüchliche und kontroversielle Diskussionen führen. 
Wir haben viele Veranstaltungen, die ursprünglich sehr in Diskussion gestanden sind, 
die polarisiert haben, die die Menschen in dieser Stadt manchmal auseinander dividiert 
haben und die heute absoluter Mainstream sind. Ich erinnere an manche Veranstaltungen 
im Zusammenhang mit dem Ars Electronica Festival. Ich möchte nur daran erinnern, der 
Ursprung des Pflasterspektakels war nicht so unwidersprochen, wie heute. Damals wurde 
in den Medien die Frage aufgeworfen, warum man sich Gaukler und Künstler einlädt, die 
nur auf der Straße leben und vegetieren. Da gab es einen anderen Zugang zu dieser Kunst, 
als heute. Es war davon die Rede, dass diese Musik möglicherweise einer Stadt, wie Linz, 
nicht gerecht würde, weil es eine Form von Krawallmusik sei. Heute haben wir sehr viele 
Formate und Veranstaltungen, die kaum mehr zum Diskurs aufrufen. Die Stadtwerkstatt und 
die eine oder andere Organisation und Vereinigung der Freien Szene sorgen dafür, dass es 
Widerspruch gibt. Ich möchte mich – auch wenn ich oft inhaltlich Ihre Meinung nicht teile – 
bei jenen, die heute hier sind, dafür bedanken, dass Sie ein Teil dieses Diskurses sind. Den 
braucht die Stadt. Da geht es nicht darum, was jeder Einzelne denkt, sondern dass in Linz 
dieser Diskurs stattfindet. (Beifall SPÖ) 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und Herren, deswegen sind wir gut beraten. Ich 
möchte, obwohl ich diesem Antrag wirklich nichts abgewinnen kann, dennoch dafür danken, 
dass die Diskussion - das haben wir in diesem Haus schon anders erlebt - bei allen inhaltlichen 
Differenzen, die sich in dieser Frage zwischen der freiheitlichen Fraktion und dem Rest des 
Hauses aufgebaut haben, auf einem Niveau, das in der Öffentlichkeit jederzeit präsentabel 
ist, geführt worden ist. Es ist gut, wenn wir Diskussionen hart führen und wenn es zugespitzt 
ist, dann gibt es klare Mehrheitsentscheidungen. Unabhängig vom inhaltlichen Graben, der 
uns trennt, möchte ich mich bei allen DiskussionsteilnehmerInnen dafür bedanken, dass wir 
auf hohem Niveau diskutiert haben und nicht untergriffig gewesen sind. Auch das soll ein 
Zeichen sein, wie in diesem Haus gearbeitet wird.“ (Beifall SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Gemeinderat Schilchegger:
„Danke, Herr Bürgermeister, werte KollegInnen des Gemeinderates, ich muss doch noch ein 
paar Punkte anmerken. Das erste wäre, mir ist im Wesentlichen gleich zu Beginn von Felix 
Eypeltauer unterstellt worden, dass es sich wahrscheinlich um einen Aktionismus gegen FPÖ-
kritische Vereinigungen handle. Dasselbe haben dann Die Grünen wiederholt. Dazu muss ich 
sagen, das ist nicht der Fall. Ich habe das gleich im Kontrollausschuss selbst klargestellt. 
Das war der erste Bericht, den ich zur Kenntnis nehmen musste. Es wird mir jetzt keiner 
unterstellen, dass ich hier bewusst auf das Kontrollamt Einfluss genommen hätte, zuerst 
diesen Bericht zu senden. Das ist nur der Anlassfall. Ich habe schon im Budget-Gemeinderat 
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klargemacht, dass es da überhaupt nicht um die Stadtwerkstatt selbst geht, sondern nur um 
den allgemeinen Umgang der Stadt Linz mit Kultursubventionen. Man sagt, man hat einen 
Konsolidierungspfad auf der einen Seite und ganz klare Empfehlungen des Kontrollamtes bei 
der Subventionsebene. Das haben wir heute in diesem Haus gehört. Jeder war dafür und jeder 
hat gesagt, das stimmt. Ja, wir müssen natürlich die Empfehlungen des Kontrollamtes ernst 
nehmen und uns die Punkte genau anschauen. Wir müssen auf diesem Konsolidierungspfad 
bleiben und überlegen, wie wir hier bei manchen Dingen auf die Bremse steigen und alte 
Zöpfe abschneiden. 

Ich war von der Wortmeldung der Kollegin Roschger von den Grünen zum Kontrollamtsbericht 
begeistert. Sie haben Sachlichkeit in der Diskussion eingemahnt. Sie haben gesagt, wir sollten 
abseits des politischen Hickhacks diskutieren. Das kann ich voll unterschreiben. Gerade 
deshalb verstehe ich es nicht, wie wir damit umgehen, wenn wir eine Diskussion haben 
möchten. Wenn ich im Budget-Gemeinderat sage, ich möchte das allgemein ansprechen, 
dann wird mir vorgeworfen, nennen Sie uns doch die Beispiele, werden Sie konkret. 
Dann werde ich hier im Gemeinderat konkret, habe ein Beispiel und sehe, dass mit dem 
öffentlichen Geld nicht so sorgsam umgegangen wird, wie ich mir das wünschen würde. Ich 
stehe zumindest nicht alleine und habe nicht nur meine Fraktion auf meiner Seite, sondern 
auch das Kontrollamt. Es hat ganz klare betriebswirtschaftliche Empfehlungen abgegeben, 
was in Zukunft zu hinterfragen wäre und verbessert werden sollte. 

Nach Medienberichten ist mir von Seiten der Stadtwerkstatt eine Stellungnahme zugegangen. 
Darin wurde klargestellt, dass diese Empfehlungen nicht umgesetzt werden sollen. Das ist 
ihnen egal. Sie nehmen das zwar zur Kenntnis, aber es wird nicht umgesetzt. Das muss man 
schon sehen. Es ist eine politische Frage, darüber sind wir uns einig, dass das Kontrollamt 
natürlich nicht irgendeine Empfehlung abgibt und dann gesagt wird, na gut, dann müssen 
wir das so umsetzen. Das hier ist eine politische Diskussion, die im Gemeinderat geführt 
werden muss. Ich bin der Überzeugung, dass dieses Thema ein Thema ist, dass zunächst 
allgemein hinterfragt werden muss, weil es um die allgemeine Subventionspolitik bei den 
Kultursubventionen geht. Ich bin sehr wohl der Meinung, dass diese Debatte einerseits 
legitim ist und andererseits Gegenargumente vorgebracht werden. Dann sagt man, das ist 
wieder typisch, der FPÖ geht es hier um irgendwelche inhaltlichen Debatten. Das ist völlig 
selbstredend. 

Diese Debatte ist vorhin ein bisschen in die falsche Richtung gelaufen. Es ist ganz klar, dass 
es natürlich dem Verein obliegt, ob er ein Inventar macht oder nicht. Und es ist auch ganz 
klar, dass jeder eine Vereinszeitung machen kann und dass einzelne Projekte von der Stadt 
gefördert werden können. Wenn die Stadt sagt, man stellt hier ein System der Jahresförderung 
ein und gibt dem Verein eine gewisse Sicherheit, planen zu können, ist das legitim, das kann 
ich verstehen. Man muss aber dennoch sagen, wenn es Kritikpunkte gibt, dann müssen diese 
beseitigt werden. 

Ich bin hier nicht ganz Ihrer Auffassung, Herr Vizebürgermeister Baier. Sie haben auf den 
Kulturentwicklungsplan hingewiesen. Dieser Kulturentwicklungsplan ist natürlich wichtig, 
aber er hat rechtlich keine Bedeutung für das, was mit dem Verein abgeschlossen wird, 
z.B. für einen Subventionsvertrag oder einen Bescheid oder was auch immer. Das ist in den 
Förderrichtlinien zu präzisieren, daher der Antrag. Wenn Sie sich den Antragstext anschauen, 
hat der überhaupt nichts damit zu tun, dass die jetzt dafür andere Kritikpunkte gefunden 
haben. Sie haben eher versucht, die Antragsbegründung zu zerpflücken, die aber nur als 
Aufhänger gemeint war, für eine ganz allgemeine Empfehlung. Einerseits muss es so sein, 
dass diese Empfehlungen des Kontrollamtes nicht schubladisiert werden, sondern dass diese 
im konkreten Fall umzusetzen sind, weil ich sie für berechtigt halte. 
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Der zweite Punkt ist - da habe ich Ihnen in der Umsetzung bewusst sehr viel Spielraum 
gelassen -, dass man diese Richtlinien für Kultursubventionen, die die Stadt Linz derzeit 
hat, noch einmal präzisiert, um klarzustellen, was man haben will und was nicht. Ich weiß 
schon, Sie sind mehrheitlich anderer Auffassung, das erkenne ich an. Aber was ich nicht 
ganz anerkennen kann ist, dass der freiheitlichen Fraktion hier im Hause unterstellt wird, 
ganz generell eine verfehlte Diskussion zu führen. Irgendeinen Ansatzpunkt müssen Sie 
uns lassen. Es ist entweder möglich und es gibt einen Zeitpunkt, wo man sagt, gut, wir 
müssen irgendwo im Budget die Kulturförderungen einfangen und womöglich aus budgetärer 
Notwendigkeit Kürzungen vornehmen. Dann ist es legitim zu sagen, gut, wir nehmen 
diese Kürzungen dahingehend bei Vereinen vor, wo einzelne Punkte als Misswirtschaft zu 
identifizieren sind. Ich nenne es jetzt Misswirtschaft, Sie können sich am Begriff 100 Mal 
aufhängen, ich finde ihn aber gerechtfertigt. Dann stellt sich immer noch die Frage, ob 
man diese Vereine besonders berücksichtigt und dort Kürzungen vornimmt oder man mit 
der Rasenmähermethode drübergeht und sagt, na gut, jetzt müssen alle den Gürtel enger 
schnallen, es gibt generell eine Kürzung. Um diese Diskussion geht es.

Ich bin schon der Meinung und der politischen Überzeugung, dass es gerechter ist, einzelne 
Fälle der Misswirtschaft zu identifizieren und diesen Vereinen einen Anreiz zu schaffen, 
künftig wirtschaftlicher zu handeln. Mir ist schon klar, dass man bei Kunstprojekten nicht nur 
auf rein betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte abstellen kann, das ist ganz logisch. Das ist 
aber das Thema der Projektförderung. Da sagt man, der Nutzen, der aus dem Kunstprojekt 
entsteht, ist für diese Stadt sehr wichtig, wie z. B. die Communitywährung. Mir geht es nicht 
darum, dass das im Café Strom verkonsumiert wird, das ist mir egal. Es geht mir darum, dass 
diese Communitywährung nicht so neutral geführt wird und gesagt wird, das ist ein kleiner 
Kostenbeitrag. Es geht hier in der Größenordnung um 60.000 Euro, die diese Währung an 
Defizit produziert hat. Das ist ein einzelner Verein. Wir haben hier im Gemeinderat schon 
über andere Beträge gesprochen, die von der Stadt direkt vergeben werden und die ebenso in 
dieser Größenordnung sind. Das ist nicht wenig. Das ist nicht der einzige Verein, der von der 
Stadt Linz gefördert wird. Wenn sich das summiert, muss man sich schon die Frage stellen, 
ob es hier nicht gerechtfertigt ist, darüber eine allgemeine Diskussion zu beginnen und diesen 
Antrag, so wie er formuliert ist, zu beschließen. Sie müssen auf den Beschlusstext achten. 

Ich bin dankbar dafür, dass ich als Berichterstatter noch einmal zu Wort gekommen bin. Ich 
nehme aus der Diskussion für mich zwei Punkte mit. Man sticht hier offenbar in ein Wespennest. 
Es ist nicht möglich, in der Kommunikation das Grundanliegen zu transportieren, weil es offenbar 
nie einen passenden Zeitpunkt gibt. (Zwischenruf) Für Sie gibt es niemals einen passenden 
Zeitpunkt, dieses System der Kulturförderungen zu überdenken und auf neue Beine zu stellen, 
damit alle Vereine, die in der Stadt Kultur betreiben, die wir für wichtig halten, nach ihrem Maß 
gemessen werden und jedem Verein das gewährt wird, was ihm zusteht. Und zwar nach Maßgabe, 
ob er die wirtschaftlichen Aspekte ebenso erfüllt, wie die kulturellen Voraussetzungen. Ich nehme 
das so zur Kenntnis und möchte noch mit einem Schlusssatz schließen. 

Was mich politisch am meisten überrascht, ist doch die Zurückhaltung, was die Seite der 
NEOS und der ÖVP betrifft. Die beiden Fraktionen haben sich in diesem Bereich bei der 
Budgetdebatte hier im Gemeinderat als große Sparmeister hervorgetan und immer wieder 
den Schuldenstand der Stadt kritisiert. Sie haben das auch heute wieder gesagt. Wir sind 
auch der Auffassung, dass diese Empfehlungen mehr umgesetzt werden sollen. Man sollte 
sich grundsätzlich Gedanken darüber machen, bei einzelnen Vereinen, wenn es notwendig 
ist oder wenn man gewisse Fälle identifiziert, eine Kürzung vorzunehmen. Man könnte doch 
allgemein sagen, gut, wir überdenken und präzisieren das System der Kultursubventionen. 
Diese beiden politischen Ansprüche passen nicht zusammen. Ich kann diese politische 
Einstellung hier nicht nachvollziehen. Danke schön.“ (Beifall FPÖ)
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Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), ÖVP (12) und NEOS (3) 
sowie bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Gemeinderat Stumptner berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 3	 Belebung des Lunaplatzes in der solarCity

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, in diesem Antrag geht es 
um die wirtschaftliche Situation am Lunaplatz in der solarCity. Dieser Platz wurde ursprünglich 
als Nahversorgungszentrum konzipiert. Im Moment erleben wir dort eine eher gegenteilige 
Entwicklung. Immer mehr Geschäftslokale stehen leer und das nicht seit Monaten, sondern 
zum Teil seit Jahren. Da die Einkaufsmöglichkeiten im Stadtteil Pichling generell äußerst 
begrenzt sind, weichen immer mehr Einwohner in die Umlandgemeinden aus und erledigen 
dort ihre Einkäufe. 

Durch diesen Umstand entgehen der Stadt Linz im Bereich der Kommunalsteuer 
beträchtliche Einnahmen. Um diesem Trend entgegenzuwirken, ist es dringend notwendig, 
Maßnahmen zu setzen und ein wirtschaftliches Konzept zu erarbeiten, um die Ansiedlung von 
Geschäftstreibenden mit einem für den Standort geeigneten Branchenmix voranzutreiben. 
Wie ich im Vorfeld schon hörte, meinen hier manche, mit so etwas die halbe Stadtregierung 
beschäftigen zu müssen. Es gibt hier ganz klare Zuständigkeiten.

Der Gemeinderat beschließe:

‚Der Linzer Gemeinderat ersucht die für Wirtschaft zuständige Stadträtin Kommerzialrätin 
Susanne Wegscheider, ein Konzept zur Attraktivierung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
für den Lunaplatz zu erarbeiten. Dieses Konzept soll die Ansiedelung von Geschäftstreibenden 
mit dem für den besonderen Standort geeigneten Branchenmix vorantreiben.

Bedeckungsvorschlag: Die Bedeckung anfallender Kosten soll durch Umschichtung im Rah
men des Budgets erfolgen und ist in den kommenden Voranschlägen zu berücksichtigen.‘

Ich bitte um Zustimmung.“ (Beifall FPÖ)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Janko: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, die jüngste Geschäftsansiedlung 
in der solarCity ist ein Pizza-Automat, aus dem fertig gebackene Pizza herauskommt. Abgesehen 
davon, dass es in dem Geschäftslokal offenbar noch Schwierigkeiten mit Abluft gibt und der 
Automat noch nicht in Betrieb ist, ist diese Neuerung für den Lunaplatz und für die solarCity 
ziemlich symptomatisch. Ein Pizza-Automat ist zwar eine tolle Erfindung und an vielen Orten 
bestimmt sehr sinnvoll, aber neben einer Pizzeria und gegenüber eines Cafés mit Schwerpunkt 
‚Pizza‘ auf der Speisekarte, ist der Bedarf vermutlich nicht ganz so gegeben.

Worauf ich hinaus will, der Branchenmix am Lunaplatz ist ziemlich verbesserungswürdig. 
Gähnend leere Schaufenster laden nicht gerade zum Bummeln ein. Die verbliebenen 
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Geschäftsleute sind einigermaßen frustriert. Vom Eigentümer des Nahversorgungszentrums 
hört man bei allen möglichen persönlichen Gesprächen leider immer nur Beteuerungen und 
Versprechen. Es ändert sich aber gar nichts. Man mag über die Weihnachtsbeleuchtung 
denken, wie man will, aber dass Frau Wirtschaftsreferentin Weihnachten 2014 die 
Beleuchtung für den Lunaplatz im Lager hat verstauben lassen, war auch nicht gerade ein 
wirtschaftspolitischer Impuls für den Lunaplatz. Für den vergangenen Advent haben das zum 
Glück unser Herr Bürgermeister und Herr Finanzreferent repariert. Und siehe da, der Platz 
war an den Wochenenden schon wieder deutlich besser belebt. (Unruhe, Beifall SPÖ) 

Was der Lunaplatz braucht, ist ein attraktiver Branchenmix. (Unruhe, Heiterkeit) Ein paar 
kleinere Adaptierungen bei den Parkplätzen wären schon sehr hilfreich. Und es braucht aber 
vor allem eine gemeinsame Anstrengung vom Eigentümer und der zuständigen Referentin, 
damit dieser, an sich sehr attraktive und gut geplante und vor allem top an das öffentliche 
Verkehrsnetz angeschlossene Platz wirklich zu einem Nahversorgungszentrum für die 
Menschen im Süden wird, damit nicht noch die letzten erfolgreichen Geschäftsleute die 
Flucht ergreifen. Mit dem Antrag laufen Sie bei unserer Fraktion offene Türen ein, wir werden 
zustimmen.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderat Potočnik:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, auch wir werden 
diesem Antrag zustimmen, obwohl wir ein bisschen Bauchweh haben. Wir glauben derzeit 
noch nicht wirklich an den Erfolg. Das möchte ich noch kurz erläutern.

Das hat einen ganz einfachen Grund, warum dieser Platz derzeit nicht gefüllt ist und warum 
es einen Leerstand gibt. Das hat nichts mit Weihnachtsbeleuchtung oder sonstigen Dingen 
zu tun, sondern - das könnte Ihnen jeder Raumplaner und jeder Stadtentwickler sofort sagen 
- es ist die kritische Masse, dieses kritische Minimum an Bevölkerung nicht vorhanden, um 
die Nahversorgung bereitzustellen. Da gibt es nicht nur ein Geschäft, sondern auch einen 
Arzt usw. Das heißt, der Schlüssel, um das zu schaffen, ist in Wirklichkeit, dort Menschen 
anzusiedeln, sonst wird das nicht funktionieren.

Das heißt, in Wirklichkeit ist dieser leere Platz hausgemacht und der mangelnden Sorgfalt bei 
der Planung vor zehn Jahren zuzuschreiben. Ich möchte über die solarCity nicht schimpfen, 
weil ich mittlerweile ein Fan der solarCity bin. Das Resultat sind teure Leerstände für alle 
Betroffenen. Für die, die hinaus müssen, sind die Fahrten teuer, es gibt Mängel in der 
Lebensqualität und in Wirklichkeit haben wir die solarCity, die nicht kinder- und senioren
gerecht ist, weil sie für die, die kein Auto haben, im Alltag schwer zu bedienen ist. Das ist 
der Schlüssel. Das heißt, in Wirklichkeit wäre es ein Leichtes gewesen, das von vornherein 
richtig zu dimensionieren und eine Spur größer zu machen, um die kritische Masse für die 
Nahversorger zu haben und für alle, die dort einziehen wollen und können. 

Der Grund, warum wir zustimmen, obwohl wir ein bisschen skeptisch sind ist, dass wir uns 
einen Lerneffekt für die Kaserne Ebelsberg und für die Entwicklung in Ebelsberg erwarten. 
Dort haben wir ein ähnliches Thema, dort können wir es besser machen. Wir können da 
von Anfang an diese zentralen Aspekte bzw. diese Nahversorgungsaspekte mitbedenken. 
Deswegen stimmen wir zu.“

Gemeinderätin Sommer:
„Sehr geehrte Damen und Herren, auch aus Sicht der ÖVP bedarf es einer Attraktivierung 
und Belebung des Lunaplatzes. Deshalb unterstützen wir die Grundintension des Antrages. 
Aus unserer Sicht gibt es aber mehrere Zuständigkeiten. 
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Laut unserem Informationsstand fallen die zu teuren Tiefgaragen in die Zuständigkeit des 
Liegenschaftsamtes beziehungsweise in jene einer städtischen Gesellschaft. Vor diesem 
Hintergrund ist der Liegenschafts- beziehungsweise Beteiligungsreferent genauso zu befassen. 
Bezüglich der teuren Geschäftsgebäude wird man sich wahrscheinlich mit dem Investor in 
Verbindung setzen müssen. Was die optische Gestaltung des Lunaplatzes betrifft, wäre aus 
unserer Sicht noch Verbesserungspotential vorhanden. Daher ist auch der Planungsreferent 
miteinzubinden. Die ÖVP stellt daher folgenden Abänderungsantrag:

Der Gemeinderat beschließe:

‚Der Linzer Gemeinderat ersucht die für Wirtschaft zuständige Stadträtin Kommerzialrätin 
Susanne Wegscheider gemeinsam mit dem Liegenschaftsreferenten Vizebürgermeister 
Christian Forsterleitner und dem für Planung und Verkehr zuständigen Stadtrat Markus 
Hein, ein Konzept zur Attraktivierung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sowie 
der Rahmenbedingungen bezüglich der städtischen Liegenschaftsanteile inklusive einer 
Attraktivierung der Tiefgarage und ein Konzept für eine attraktivere, gestalterische Planung 
für den Lunaplatz zu erarbeiten.

Gemeinsam mit den privaten Eigentümern soll dieses Konzept die Ansiedlung von 
Geschäftstreibenden mit dem für den besonderen Standort geeigneten Branchenmix 
vorantreiben.‘

Ich ersuche zum Zustimmung.“ (Beifall ÖVP)

Vizebürgermeister Forsterleitner:
„Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, es ist sehr freundlich, dass man mich 
zu diesem Projekt dazuholen möchte. Mit meinen übrigen Ressorts wird mir aber auch nicht 
langweilig. Darum würde ich ersuchen, dass man vielleicht zuerst einmal die entsprechenden 
Vorarbeiten im Wirtschaftsressort leistet. Ich bin gerne bereit, mich informell oder wenn es 
Fragen gibt, entsprechend zu beteiligen, indem ich Informationen gebe. 

In dieser Frage sehe ich aber jetzt den Liegenschaftsreferenten nicht wirklich als ersten 
gefordert. Die Liegenschaft der Stadt, die betroffen ist, ist das Volkshaus. Ich bin für die 
programmatische Gestaltung des Volkshauses nicht zuständig, sondern eigentlich nur für 
die Liegenschaft. Wenn es zur Liegenschaft eine Frage gibt, beantworte ich die gerne. 
Ansonsten würde ich vorschlagen, dass Frau Wirtschaftsreferentin mit den Arbeiten und 
Planungen beginnt. Sollten Fragen, die mich betreffen, auftreten, stehe ich für diese gerne 
zur Verfügung.“

Stadtrat Hein:
„Es stimmt, dass das Ressort Stadtplanung bei mir ist. Wir beschäftigen uns aber nicht 
mit der Planung von irgendwelchen Gebäuden, die in irgendwelchen Privatbesitzen oder im 
Besitz von Investoren sind. Wir werden auch nicht – wenn einmal der Wunsch der ÖVP kommt, 
Umgestaltungsarbeiten am Gleißnerhaus zu machen – zum Zuge kommen. Was das betrifft, 
habe ich sicher nicht die Zuständigkeit. Ich halte es aber genauso wie der Finanzreferent. 
Wenn hier Fragen offen sind oder auftreten sollten, bei denen ich helfen kann, werde ich 
gerne helfen. Wir werden aber den Abänderungsantrag ablehnen.“

Gemeinderat Mag. Hajart:
„Herr Kollege Forsterleitner, es geht uns nicht darum, dass dir nicht langweilig wird – das 
glauben wir auch –, sondern es geht einzig und alleine um die Frage ein gesamtheitliches 
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Konzept für den Lunaplatz zu erarbeiten. Wir nehmen zur Kenntnis, dass man die heiße 
Kartoffel gerne weiterschiebt. Wir werden sie auch annehmen, um unseren Teil zu leisten. 
Lieber Christian Forsterleitner, du bist der Finanzreferent und für Beteiligungen zuständig. Es 
gibt da sicherlich eine Zuständigkeit von deiner Seite. Wir werden allerdings, wenn wir uns 
um ein entsprechendes Konzept bemühen, wieder auf dich zukommen und das Angebot, was 
deine Zuständigkeit betrifft, annehmen.

Lieber Herr Kollege Hein, ich denke sehr wohl, dass es sich um eine Frage der Stadtplanung 
handelt. (Zwischenruf) Die Bebauungsgrundlagen schaffen wir sehr wohl in der Stadt. Es 
ist sicherlich eine Frage der Fehlplanung, warum hier gewisse Leerstände bestehen. Man 
kann natürlich schon sagen, dass die Wirtschaftsstadträtin zuständig ist und das mit den 
Förderungen regeln muss. Mit der Planung auf dem Lunaplatz hat das alles gar nichts zu 
tun. Verantwortung zu übernehmen, sieht für mich anders aus. Danke schön.“ (Beifall ÖVP)

Gemeinderätin Roschger:
„Ich bin jetzt ein bisschen irritiert, weil das eine ganz neue Qualität der Diskussion ist. 
Dass uns allen nicht langweilig ist, ist klar, aber wir haben schon Anträge in vier Ausschüsse 
verwiesen. Man kann nicht immer sagen, ob das sinnvoll oder nicht sinnvoll ist. Das ist eine 
neue Qualität, die Rot und Blau jetzt einführt, dass man bei einem Ersuchen, gemeinsam 
etwas zu entwickeln sagt, man ist nicht zuständig oder man hat keine Zeit. Das finde ich 
schon ziemlich bemerkenswert. (Beifall ÖVP) Das hatten wir noch nie. 

Wir hatten immer das Gegenteil. Wir haben Anträge in vier Ausschüsse verwiesen, wo man 
sich wirklich die Frage stellen kann, ob das sinnvoll ist. Es geht darum, gemeinsame Konzepte 
zu entwickeln. Will man das, oder will man das nicht. Offensichtlich wollt ihr das nicht.“ 
(Beifall Die Grünen)

Stadträtin Wegscheider:
„Ich möchte mich dem Eindruck erwehren, dass es in der solarCity von Seiten des 
Wirtschaftsressorts keine Aktivitäten gegeben hat. Es gibt die regionale Wirtschaftsinitiative, 
wo sich Nahversorger und Kaufleute zusammentun und von der XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
XXXXXXXX XXXX begleitet werden. Hier gibt es jetzt auch keine aktive Gruppe, die das tun 
möchte. Natürlich kann man mit den Investoren in Gespräche treten, aber es wird beklagt, dass 
die Mieten so hoch und die Geschäftsflächen zu klein sind. Von der Bevölkerung gab es schon 
den Wunsch, dort einen Drogeriemarkt hinzubauen. Dazu gab es nicht genügend Flächen. 
Ich habe mich dafür eingesetzt, dass die Straße wieder geöffnet wird. Im Südpark sind 1000 
Menschen tätig. Die nützen diesen Weg, um im Nahversorgungszentrum ihre Besorgungen zu 
erledigen oder dort Essen zu gehen. Man kann das natürlich jetzt so sehen, dass man dort nicht 
tätig war. Aber das lasse ich nicht so stehen. Es gibt aber Probleme, das nehme ich gerne auf. 
Ich kann aber nur das aufnehmen, was in meinem Wirtschaftsressort möglich ist. 

Wir haben schon einmal einen Bauernmarkt ins Leben gerufen. Da vergaben wir zur 
Einführung Förderungen. Das hat sich leider nicht bewährt. Die Beschicker haben zu wenig 
wirtschaftlichen Erfolg gehabt. Man kann das alles wieder in Angriff nehmen, das mache 
ich gerne. Aber wie gesagt, das ist übergreifend. Ich habe dazumal dem damaligen Herrn 
Stadtrat Mayr schon zu diesem Thema ‚Parkgarage‘ geschrieben, weil auch hier gibt es von 
der Bevölkerung Wünsche. Ein Bewohner hat mich schon kontaktiert. Ich mache das gerne, 
was in meinem Ressort möglich ist, aber es braucht die übergreifende Initiative, dass wir dort 
Erfolg haben.“ (Beifall ÖVP)

Vizebürgermeister Forsterleitner:
„Wenn die erste Wortmeldung etwas zu flapsig war, möchte ich das klarstellen. Der erste Punkt 
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ist, Frau Stadträtin, ich weiß das und ich sehe das auch so, dass Sie tatsächlich Initiativen 
gesetzt haben und dass Sie sich um das bemühen. Von meiner Seite her ist das jetzt keine 
pauschale Zuweisung an eine Person in diesem Gemeinderat, dass das nicht funktioniert. So 
sehe ich das nicht. Ich sehe das so, dass wir tatsächlich im Süden einen Handlungsbedarf 
haben und etwas tun sollten. Also insofern ist das völlig richtig und wichtig. 

Ich glaube aber, dass das trotzdem in Ihrem Ressort vorzubereiten wäre. So wie es ganz klar ist, 
dass Finanzangelegenheiten grundsätzlich ich vorbereite. Wenn es Personalangelegenheiten 
sind, dann bereite das auch ich vor. Wenn es andere Ressorts betrifft, ersuche ich darum, dass 
die entsprechenden Vorbereitungsarbeiten in den jeweiligen Ressorts passieren. Dann können 
wir uns gerne zusammensetzen. Man muss nicht immer gleich die ganze Stadtregierung – ich 
muss vorsichtig sein, sonst habe ich gleich die nächste Wortmeldung provoziert – bzw. einen 
guten Teil der Stadtregierung zusammentrommeln, um ein paar Vorbereitungen zu machen. 
Dann setzen wir uns zusammen und diskutieren. Konkret haben das Thema der Zuständigkeit 
in der letzten Gemeinderatsperiode Die Grünen immer wieder aufgeworfen. Also fragen wir 
auch da, wer zuständig ist? Grundsätzlich ist die Wirtschaftsstadträtin zuständig. Ich ersuche 
Sie höflich um Vorarbeit. Wenn es Fragen gibt, stehe ich gerne zur Verfügung.“ (Beifall SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Gemeinderat Stumptner:
„Ich bedanke mich für die Zustimmung. Bei gut geplant, kann ich nicht ganz zustimmen, 
denn ich habe Gespräche mit der Vertreterin der Eigentümergruppe geführt. Dieses große 
Geschäftslokal beispielsweise in der Nähe dieses Postpartners wurde bis dato noch nie vermietet, da 
den Interessenten immer eine Laderampe fehlte. Gut geplant, schaut für mich ein bisschen anders 
aus. Die Belebung des Platzes wird durch einen Pizzaautomaten auch nicht gerade gefördert. 

Zum Gemeinderat Potocnik möchte ich noch sagen, ich möchte mich für die Zustimmung 
bedanken. In Pichling wohnen annähernd 8000 Menschen, das ist doch ein beträchtlicher 
Bevölkerungsteil, der dort lebt. Ich kann den Einwand, diese Bedenken nicht ganz verstehen. 
Abschließend möchte ich mich noch Herrn Vizebürgermeister Forsterleitner anschließen, 
dass dieses Konzept ganz klar im Wirtschaftsressort auf den Weg gebracht werden muss und 
dann darüber weiterdiskutiert werden kann. Danke.“ (Beifall FPÖ)

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag und anschließend über den Abänderungsantrag 
abstimmen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Der Abänderungsantrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19) und FPÖ 
(16) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Gemeinderat Grabmayr berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag 

K 4	 Aufhebung der längeren Parkgebührenpflicht am Samstag

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, die Dauer der 
Parkgebührenpflicht am Samstag wurde vor zirka drei Jahren seitens des damals zuständigen 
Verkehrsreferenten und etwaiger mitbefasster Funktionsträger ohne Beschlussfassung des 
Gemeinderats per Verordnung von 8 bis 12 Uhr auf 8 bis 15 Uhr ausgedehnt.
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Zur Förderung der Wirtschaft und der zahlreichen Kundinnen und Kunden sowie zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandortes Linz und somit zur Verbesserung direkter und indirekter 
Steuereinnahmen, wird diese Ausweitung auf dem selben Wege von den nunmehr zuständigen 
Referenten wieder rückgängig gemacht. Dazu ist ebenfalls kein Beschluss des Gemeinderates 
erforderlich. 

Im Finanzausschuss wurde dennoch besprochen, dass im Gemeinderat, unabhängig von der 
Zuständigkeit, die Möglichkeit bestehen soll, sich zu dieser Sache zu äußern, wozu wir mit 
diesem Antrag auch formell die Möglichkeit schaffen wollen. Ich stelle daher seitens meiner 
Gemeinderatsfraktion den Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

‚Die von den vor drei Jahren zuständigen Funktionsträgern verordnete Ausweitung der 
Parkgebührenpflicht am Samstag von 8 bis 12 auf 8 bis 15 Uhr wird rückgängig ge­
macht, womit wieder die bis dahin gültige Gebührenpflicht von 8 bis 12 Uhr gilt. Alle dazu 
erforderlichen Maßnahmen sind so durchzuführen, sodass die ursprüngliche Regelung ,8 bis 
12 Uhr‘ bis spätestens März 2016 wieder gilt.

Bedeckungsvorschlag: Die Bedeckung anfallender Kosten erfolgt soweit möglich durch Um
schichtungen im Voranschlag 2016 und darüber hinaus im nötigen Ausmaß einmalig anfallender 
Kosten durch Kreditaufnahmen. Einnahmenrückgänge werden durch relativ höhere Einnahmen 
aus anderen Bereichen wie bspw. Radar-Einnahmen und Kommunalsteuer abgedeckt.‘

Ich ersuche um Zustimmung.“ (Beifall FPÖ)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor.

Gemeinderätin Leitner-Rauchdobler:
„Zuerst einmal, ich bin neu in der Politik und neu im Gemeinderat. Was ich hier im 
Zusammenhang mit der Parkraumbewirtschaftung an Unterschieden von Anträgen und 
Pressemeldungen erlebt habe, muss ich ehrlich sagen, das hat mich schockiert. Man kann in 
Verkehrsfragen nicht länger eine Politik der Einzelmaßnahmen fortschreiben. Ich finde hier 
in Linz bedarf man eines Gesamtkonzeptes. 

Die Frage der Samstaggebühren wurde im Dezember drei Ausschüssen zugewiesen. Das 
habe ich begrüßt und dem auch zugestimmt. Ich habe aber jedoch erwartet, dass sich 
diese Ausschüsse mit dem Thema tiefergehend beschäftigen, Analysen erstellen, Konzepte 
erarbeiten und einen Blick auf das Ganze werfen. Ich muss traurig feststellen, dass all das 
nicht erfolgt ist. Es gibt keinen neuen Wissensstand. Ich finde, so kann man Politik nicht 
machen. Das sage ich nicht nur als NEOS-Gemeinderätin, sondern auch als Unternehmerin. 
Um Entscheidungen treffen zu können, braucht man Grundlagen. Alles andere ist verant
wortungslos und unprofessionell. 

Bei dieser Entscheidung werde ich jetzt mit viel Bauchweh mitgehen, aber unter der 
Einforderung, dass so wie damals im Dezember im Gemeinderat beschlossen wurde, ein 
Gesamtkonzept erstellt wird. Wir, als NEOS-Fraktion, werden darauf bestehen, dass das 
Gesamtkonzept aufgrund der Empfehlungen und Vorschläge, die erarbeitet werden, so rasch 
wie möglich nachgeliefert und umgesetzt wird. Danke.“

Vizebürgermeister Mag. Baier:
„Sehr geehrte Damen und Herren, natürlich sehen wir das als ÖVP-Fraktion so, dass das der 
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Erledigungsantrag für unseren Fraktionsantrag aus dem Gemeinderat von Anfang Dezember 
ist. Es mag formell das eine oder andere ins Treffen geführt worden sein. Faktisch ist es aber 
so, dass wir im Dezember in unserer Tradition und durch unsere Überzeugung geleitet, uns bei 
diesem Antrag wieder eingebracht haben. Wir brauchen - das habe ich im Dezember bereits 
gesagt - kurzfristig neben einer längerfristigen Befassung über verschiedene andere Maß
nahmen vor dem Hintergrund der Attraktivierung des Wirtschaftsstandortes die Aufhebung 
der Parkgebühren am Samstagnachmittag. 

Es dürfte wohl niemanden in der Stadt entgangen sein, dass sich die Handelsbetriebe 
entlang der Landstraße und rund um die Landstraße am Standort Linz nicht nur in einem 
intensiven Konkurrenzverhältnis zu den Einkaufsmöglichkeiten virtueller Natur, also im 
Internethandel, befinden. Es gibt auch mit den großen Zentren nahe der Stadtgrenze einen 
intensiven Konkurrenzkampf. An einem Standort werden derzeit ganz massive Ausbaupläne 
durchgeführt, die im Laufe des Jahres 2016 eröffnet werden sollen. Daher ist es notwendig, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir den Linzer Handel auch psychologisch 
dadurch unterstützen, dass wir am Samstagnachmittag das gebührenfreie Parken wieder 
einführen. Das ist ein Signal, dass wir hinter dem Handel stehen. 

Es ist keine Frage, dass es die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs braucht. Daher 
haben wir, als ÖVP, diese unsere Anträge niemals als Statement gegen die Attraktivierung 
des öffentlichen Verkehrs gesehen, sondern immer als Ergänzung dazu, dass es neben der 
Attraktivierung des öffentlichen, neben der Unterstützung oder der Verbesserung des Radfahr- 
und Fußgängerverkehrs, auch eine Maßnahme, eine Verbesserung oder Attraktivierung 
zum Individualverkehr geben soll. Es ist nun einmal so, dass es ein Mix ist. Die Menschen 
bewegen sich einmal mit den Öffis, einmal mit dem Rad und manche mit dem Auto. Das ist 
für eine Handels- und Einkaufsstadt ganz, ganz wichtig. Ich wollte der vorherigen Anregung 
entsprechend gerecht werden. Wir begrüßen ausdrücklich den Vorstoß der zuständigen 
Referenten, dass jetzt entgegen dem Eindruck, den ich noch Anfang Dezember gehabt habe, 
das rasch lösen zu wollen. 

Wir bringen aber gleichzeitig einen Zusatzantrag ein, weil wir glauben, dass es bei der 
Umstellung der Automaten Rechtssicherheit geben muss. Eine gute Absicherung ist aus 
unserer Sicht wichtig und richtig. Wenn es ohnehin funktioniert, kann man trotzdem 
annehmen, denn schaden tut er auf keinen Fall. Wir bringen daher einen Zusatzantrag ein, 
der lautet:

Der Gemeinderat beschließe:

‚Der Gemeinderat beauftragt im Rahmen seiner Oberaufsicht die zuständigen Geschäftsbereiche, 
die notwendige Beschilderung und Umprogrammierung der Parkscheinautomaten umgehend 
zu veranlassen, um den gesetzlichen und verordneten Vorgaben zu entsprechen. Damit soll 
volle Rechtssicherheit hergestellt werden.

Die finanzielle Bedeckung der notwendigen Maßnahmen bei den Parkscheinautomaten ist im 
Jahresverlauf durch eine sparsame Gebarung in der Deckungsgruppe - wie im Jahr 2013, in 
welchem auch keine zusätzliche Budgetierung erfolgte - sicherzustellen.‘

Das ist eine Präzisierung, damit wir wirklich volle Rechtssicherheit haben. Ich empfehle dem 
Gemeinderat, diesen Zusatzantrag anzunehmen. Vielen herzlichen Dank.“ (Beifall ÖVP)

Gemeinderat Grininger, MSc:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, wie wir alle wissen, ist 
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der Grundsatz der grünen Politik der Schutz der Lebensqualität in unserer Stadt und natürlich 
des Handelsstandortes. Deshalb finde ich die Argumentation der ÖVP etwas fragwürdig, denn 
gerade durch die Abschaffung der Gebührenpflicht wird der Wirtschaftsstandort belastet, weil 
die Parkplätze länger besetzt sind und somit die Leute dort Schwierigkeiten haben werden. 

Wir können deshalb dem Antrag nicht zustimmen, weil dadurch die Linzer und Linzerinnen 
ganz stark belastet werden. Die AnrainerInnen haben wirklich Schwierigkeiten Parkplätze zu 
finden. Mit dieser Maßnahme haben wir zusätzlich das Stadtbudget mit einer halben Million 
Euro jährlich belastet. Die Gegenfinanzierungsvorschläge waren schon recht spannend: Das 
Umweltticket erhöhen, das heißt, das Ausspielen von öffentlichem Verkehr und Autoverkehr 
und wenn uns nichts anderes einfällt, machen wir es über die Radarstrafen. Ich habe schon in 
meiner Budgetrede, liebe KollegInnen, diese rückwärtsgewandte Verkehrspolitik erwähnt, die 
wir auf dem Rücken der Linzerinnen und Linzer betreiben. Damit wird Tür und Tor geöffnet, 
dass die Parkplatzsuche mitten im Lebensraum der Linzer und Linzerinnen stattfindet. Ich 
bitte daher, diesem Antrag nicht zuzustimmen.“ (Beifall Die Grünen)

Stadträtin Hörzing:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, Parkraumbewirtschaftung, 
wie es so schwierig heißt, hat durchaus mehrere Aspekte und mehrere Maßnahmen zu 
berücksichtigen. Es sind heute schon ein paar Argumente gefallen. Ein Argument für 
Parkgebühren am Samstagnachmittag ist auf jeden Fall die Entlastung der Bewohnerinnen 
und Bewohner der Innenstadt. Ich glaube, dass man das Augenmerk und den Blick wirklich 
auf alle, die davon betroffen sind, richten soll. Da geht es nicht nur um die Wirtschaft, sondern 
auch um die BewohnerInnen, um die BesucherInnen und um die ArbeitnehmerInnen. 

Ich darf Sie ein bisschen in die Historie entführen, warum sich manche Gewohnheiten 
verändert haben. Einige in diesem Haus können sich sicher noch erinnern, dass manchmal 
die Geschäfte tatsächlich schon um 12 Uhr mittags zugesperrt haben. Deshalb war die 
Notwendigkeit, den Parkraum nicht zu bewirtschaften, nicht gegeben, weil ohnedies die 
Einkaufsgewohnheiten anders waren. Das hat sich verändert. 

Heute ist es Normalität, dass die Geschäfte am Samstag bis in die Abendstunden bis 17, 18 
Uhr offen haben. Deswegen hat sich nicht nur die Parkraumsuche verändert, sondern auch 
die Gewohnheiten der Kundinnen und Kunden. Das heißt, wenn man in die Presseunterlage 
schaut, wo zitiert wird, dass sich die Frequenzen erst ab 15 Uhr erhöhen, ist die Analyse 
aus der Pressekonferenz, dass das mit den Parkgebühren in unmittelbarem Zusammenhang 
stehen würde. Ich möchte anmerken, dass das durchaus einen anderen Effekt haben kann, 
weil sich die Lebensgewohnheiten der Menschen verändert haben. Sie möchten diese 
Geschäftsöffnungszeiten einfach nutzen. Deshalb wurden die Öffnungszeiten in den Abend 
verlängert. Ich glaube, das soll man berücksichtigen. 

Warum hat man diese Parkraumbewirtschaftung eingerichtet? Nicht nur für die Bewohnerinnen 
und Bewohner, damit die leichter Parkplätze finden, sondern auch der Wirtschaft 
zugutehaltend, damit man die Frequenzen und die Parkplatzumschlaghäufigkeit erhöhen 
kann. Das ist durchaus attraktiv, dass ich mehr Kundinnen und Kunden habe, die nicht die 
ganze Zeit im Kreis fahren und auf der Suche nach einem neuen Parkplatz sind. Wir haben 
das natürlich im Zusammenhang mit der Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs gesehen. 
Auch das soll man nicht außer Acht lassen. Im Bereich der sanften Mobilität zu forcieren, ist 
auch ein wesentlicher Aspekt. 

Was passiert, wenn man diese Regelung wieder zurücknimmt und von der Bewirtschaftung 
bis 15 Uhr auf 12 Uhr zurückgeht. Dann ist das Fakt, dass diese Parkplätze ab 12 Uhr wieder 
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zu Dauerparkplätzen werden. Dann sind diese  Parkplätze in Hochfrequenzzeiten - ich denke 
an die Weihnachtszeit und an die Weihnachtsmärkte – Dauerparkplätze. Es sind Engpässe 
für die Wirtschaft zu befürchten, die Attraktivität minimiert sich und wird nicht erhöht. 
Man könnte natürlich in vielen Bereichen noch einige andere Argumente ins Treffen führen. 
Von Seiten der Wirtschaft -  das wissen alle – können Parkmünzen über den City-Ring zur 
Verfügung gestellt werden können. Mit diesen Aspekten kann man durchaus attraktivieren, 
auch wenn am Nachmittag vergebührt wird. Ich glaube, dass man viele andere Maßnahmen 
in Betracht ziehen könnte, um dem Aspekt der Kosten entgegentreten zu können. 

Die Innenstadt bzw. die Landstraße ist eine der attraktivsten Einkaufsmeilen in Österreich, 
das ist unbestritten und darauf können wir stolz sein. Man braucht nicht zu befürchten, dass 
das nur deswegen, weil ich einen Gratis-Parkplatz von 8 Uhr morgens bis 18 Uhr abends zur 
Verfügung habe, Attraktivität ist. Das ist relativ uninteressant, weil ich zwar theoretisch dort 
die Möglichkeit habe, aber keinen Parkplatz finde. Das sollte man auch ins Treffen führen. 
Und natürlich fehlt in diesem Bereich die Gegenfinanzierung. Dazu hat es einige findige 
Ideen gegeben. Tatsächlich ist das aber im Budget nicht fixiert. 

In diesem Sinne und mit vielen Argumenten werden wir uns seitens der SPÖ nach wie vor 
gegen die Reduzierung der Parkgebührenpflicht auf 12 Uhr aussprechen und uns bei diesem 
Antrag enthalten.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, bekanntlich schlägt mein Herz nicht für die Kaufmannschaft 
und die Handelskonzerne in der Landstraße, sondern eher für die von der Autoflut 
betroffenen InnenstadtbewohnerInnen, die braven NutzerInnen von Öffis, RadfahrerInnen 
und FußgeherInnen, die offensichtlich als Kundschaft in der Landstraße als minderwertig 
angesehen werden. Wer das Konkurrenzverhältnis mit den Einkaufszentren am Stadtrand 
bestehen will, muss sich einmal überlegen, eine Verkehrserregerabgabe einzuführen, um 
diese kostenlosen Parkplätze in den Umlandgemeinden einzudämmen. Es wäre mir lieber, 
wenn die 400.000 Euro, die für diese Maßnahme am Samstagnachmittag immer hereinge
kommen sind, für die sanfte Mobilität verwendet würden. Leider ist aber das Geld dank der 
Freiheitlichen, der NEOS und der ÖVP jetzt futsch. Danke.“ (Beifall Die Grünen)

Stadträtin Mag.a Schobesberger:
„Ich würde gerne noch ein paar Punkte anfügen. Es war schon ein bisschen eigenwillig, wie 
es zu diesem Antrag gekommen ist. Ich muss ein bisschen ausholen, was die Zuständigkeiten 
betrifft. Grundsätzlich ist es so, dass diese Verordnung die Uhrzeiten betreffend, nach der 
Straßenverkehrsordnung zu ergehen hat und im Zuständigkeitsbereich des Gemeinderates 
liegt. Der Gemeinderat hat diese Zuständigkeit an den Stadtsenat und damit an das zuständige 
Stadtsenatsmitglied delegiert. 

In der letzten Sitzung des Gemeinderates hat man gesagt, dass das ist eine Angelegenheit ist, 
die uns so wichtig ist, dass wir sie in gleich drei Ausschüssen weiter beraten und diskutieren 
möchten. Man kann davon ausgehen, dass damit der Gemeinderat gemeint hat, dass wir uns 
damit die Entscheidung vorbehalten. Das heißt, aus meiner Sicht, dass es heute ohne eine 
Beschlussfassung im Gemeinderat auf rechtskonformem Weg nicht möglich gewesen wäre, 
etwas zu verändern. 

Inhaltlich möchte ich noch dazusagen, dass es aus umweltpolitischer Sicht natürlich katastrophal 
ist, wenn ich, egal welche Maßnahmen setze, um den motorisierten Individualverkehr zu 
fördern. Wir haben nicht nur in Linz, sondern in allen städtischen Ballungsräumen vor allem 
mit zwei Schadstoffkomponenten und entsprechenden Belastungen zu kämpfen. Das ist der 
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Feinstaub und Stickstoffdioxid. Der Feinstaubwert ist heuer aufgrund der Wettersituation 
halbwegs gut ausgefallen. Beim Stickstoffdioxid wird das ein bisschen anders aussehen. Das 
hat zur Folge, dass wir nicht in der Lage sind, die notwendigen europäischen Grenzwerte 
einzuhalten. 

Verursacher dieser Schadstoffkomponenten sind in erster Linie drei Verursachergruppen, die 
Industrie, der Hausbrand - denken Sie an die Kohleöfen Ihrer Großmütter, das ist gemeint 
- und in einem überwiegenden Ausmaß der Autoverkehr. Was die Industrie betrifft - da sind 
wir uns alle einig, da läuten bei allen die Alarmglocken, wenn man umweltpolitisch nur 
ein leisestes Fünkchen Kritik in diese Richtung äußert -, ist der Handlungsrahmen aus
geschöpft. Es geht darum, die Auflagen, die vorgegeben sind, weiterhin einzuhalten und 
damit konsequent umzugehen. Da gibt es nicht mehr viel zu tun, das möglich ist, ohne den 
Industriestandort zu gefährden. 

Das Zweite ist der Hausbrand. Auch da haben wir in Linz kaum eine Handlungsmöglichkeit, 
weil wir, wie keine andere Stadt, eine Fernwärmeversorgungsdichte haben. Das gibt es sonst 
nirgendwo. Wir bauen da weiter kontinuierlich aus. Das heißt, es bleibt eine Komponente 
übrig und das ist der Individualverkehr. Da geht es - das möchte ich noch einmal in Erinnerung 
rufen - nicht darum, dass wir irgendwelche willkürlichen Grenzwerte, die irgendjemand in der 
EU vorgibt, einhalten. Diese Grenzwerte dienen dem Schutz unserer Gesundheit und der 
Lebensqualität in unserer Stadt. Wenn ich das ernst meine, wenn ich möchte, dass wir diese 
Grenzwerte in Zukunft irgendwann einhalten können, dann muss ich mir etwas überlegen, 
was unser Verkehrsverhalten betrifft. Mein Ansatz wäre, das möglichst bald einhalten zu 
können, weil es, wie gesagt, um unsere Gesundheit geht. Jede Maßnahme, die in Richtung 
Förderung des Individualverkehrs geht, ist mehr als kontraproduktiv. Die Parkgebühren am 
Samstagnachmittag wieder aufzuheben, ist selbstverständlich eine solche Maßnahme. In 
welche Richtung das insgesamt vom Gedanken her geht, hat schon Herr Grininger erwähnt, 
die ursprüngliche Idee, das noch durch eine Verteuerung des öffentlichen Verkehrs gegen zu 
finanzieren. Das ist nicht nur verkehrspolitisch kontraproduktiv, sondern auch umweltpolitisch 
für unsere Stadt und für die Lebensqualität in unserer Stadt katastrophal. 

Was das Argument zur Unterstützung der Wirtschaft betrifft – auch da wiederhole ich mich – 
glaube ich, dass man das Licht der Wirtschaftstreibenden unserer Stadt unter den Scheffel 
stellt. Es wäre hier durchaus mehr Selbstbewusstsein des Linzer Handels angebracht. Ob ich 
jetzt in ein Einkaufszentrum einkaufen gehe oder auf die Landstraße oder in die Herrenstraße 
oder sonst wo in der Innenstadt, das sind zwei völlig verschiedene Einkaufsverhalten. Völlig 
verschiedene Typen von Einkäuferinnen und Einkäufern bevorzugen entweder grundsätzlich 
das eine oder das andere. Daher glaube ich nicht, dass es nur einen Funken ausschlaggebend 
ist, ob ich hier kostenlos parken kann oder nicht. 

Wenn ich eine EinkäuferIn bin, die die Qualität bevorzugt, bin ich davon überzeugt, dass es 
wirklich angebracht ist, hier selbstbewusst zu sein. Die Qualität, die wir haben, ist hervorragend. 
Ich denke abseits der Landstraße an die Herrenstraße, was wir hier für Möglichkeiten haben. 
Da kann kein Einkaufszentrum mithalten. Ich glaube, es ist angebracht, dass man von 
Seiten der wirtschaftsvertretenden Parteien und der Wirtschaft selbst sich das einmal auf 
die Fahnen heftet. Es ist angebracht, mit diesem Selbstbewusstsein aufzutreten. Keiner von 
diesen Handelstreibenden ist davon abhängig, ob das Parken bei uns kostenlos ist oder nicht. 
Da gibt es vieles zu bieten. 

Ich bin nämlich schon noch bei Frau Kollegin Leitner-Rauchdobler, die da sagt, wir brauchen 
ein Gesamtverkehrskonzept. Aus meiner Sicht ist klar, wohin das gehen muss, wenn ich in 
dieser Stadt die Lebensqualität nicht zerstören will. Es braucht ein Gesamtverkehrskonzept 
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und es ist nicht sinnvoll, ohne entsprechende Entscheidungsgrundlagen hier einzelne 
Entscheidungen zu treffen. Da bin ich voll dabei. Ich halte es für schlecht, wenn man 
diese einzelne Entscheidung gerade jetzt trifft. Und das auch noch ohne die entsprechende 
Grundlage, wie das im letzten Gemeinderat – ich wiederhole das jetzt noch kurz – beschlossen 
wurde, das gleich in drei Ausschüssen zu diskutieren. Es sind noch aus drei unterschiedlichen 
Komponenten wichtige Grundlagen weiterzuerforschen, bevor man eine Entscheidung treffen 
kann. Dass man aber dann aus der Sicht der NEOS zu der Schlussfolgerung kommen kann, 
es ist alles egal, wir stimmen dieser Einzelmaßnahme trotzdem zu, da verstehe ich die Welt 
nicht mehr. (Beifall Die Grünen) 

Ich ersuche dringend, die angekündigten beabsichtigten Entscheidungen noch einmal zu 
überdenken und diesen Weg nicht einzuschlagen. Insbesondere ersuche ich ganz dringend 
die NEOS, das zu tun.“ (Beifall Die Grünen)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Gemeinderat Grabmayr:
„Ich möchte mich herzlich für die avisierte Zustimmung von Gemeinderätin Leitner-
Rauchdobler und Vizebürgermeister Mag. Baier bedanken. Ich glaube, es ist ein wichtiger 
Schritt, der jetzt gesetzt wird, um der Wirtschaft zu helfen. Allerdings nicht nur der Wirtschaft, 
wie immer gesehen wird, sondern in Richtung einer ganzheitlichen Lösung. Der Umwelt wird 
sicher nicht besonders geschadet, wenn für drei Stunden etwas mehr Verkehr ist. Die Linzer 
Wirtschaft wird allerdings massiv gefördert. 

Ich hoffe, dass es nicht dazu kommen wird, dass aus den Innenstädten die Textilketten und 
ähnliche Branchen abwandern. Das ist in anderen Städten schon passiert. Diese Zustände 
sind auf Schiene. Nur durch leichte Förderungsmaßnahmen wie dieser, ist es möglich, 
derartige Zustände für die Zukunft zumindest in eine weit fernere Zukunft zu schicken. 
Danke schön.“ (Beifall FPÖ)

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag und anschließend über den Zusatzantrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der SPÖ-Fraktion (19) sowie bei Gegenstimmen der 
Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Zusatzantrag wird bei Stimmenthaltung der SPÖ-Fraktion (19) sowie bei Gegenstimmen 
der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit 
angenommen.

Gemeinderätin Lang-Mayrhofer berichtet über den von der ÖVP-Gemeinderatsfraktion 
eingebrachten Antrag

K 5	 Begegnungszone Hauptplatz

und führt aus:
„Sehr geehrte Damen und Herren, seit Herbst 2013 sieht man am Beispiel der südlichen 
Landstraße, dass sich bei einer Straßenbahnlinie eine Begegnungszone bewährt. Dies führte 
zu mehr Rücksichtnahme und zu einem gleichberechtigten Miteinander der verschiedenen 
Verkehrsteilnehmergruppen. Auch in der Klosterstraße und im Bereich zwischen Pfarrgasse 
und Neutorgasse wurde eine Begegnungszone geschaffen. Bereits vor Jahren wurde für 
die Ostseite des Hauptplatzes eine Begegnungszone angekündigt, aber bis jetzt nicht 
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umgesetzt. Aufgrund von Problemen mit parkenden Autos wurde nun bekannt, dass es für 
den Radfahrstreifen am Hauptplatz keine Verordnung gibt. Daher ist hier unserer Meinung 
nach eine verkehrsrechtliche Regelung nötig. 

Es ist so, dass Autos teilweise auf der Fahrbahn stark beschleunigen, weil es keine 
Geschwindigkeitsbeschränkung gibt. Mit der Einrichtung einer Begegnungszone wäre 
eine erhöhte Aufmerksamkeit für die anderen Verkehrsteilnehmer und eine deutliche 
Entschleunigung gegeben, da nur maximal 20 Kilometer pro Stunde gelten würden. Daher 
stellen wir folgenden Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

‚Das für Verkehr zuständige Stadtsenatsmitglied wird beauftragt, für eine Entschleunigung 
des Autoverkehrs und ein besseres Miteinander der verschiedenen Verkehrsteilnehmergruppen 
am Hauptplatz eine Begegnungszone zu prüfen und dem zuständigen Ausschuss ein Modell 
zur Umsetzung vorzuschlagen.‘

Ich bitte um Zustimmung.“ (Beifall ÖVP)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderat Gabriel:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kollegen des Gemeinderates, wie allen bekannt 
sein wird, gliedert sich der Hauptplatz derzeit in zwei Fußgängerzonen, Fahrflächen für 
die Straßenbahn und Fahrbahnen für den KFZ-Verkehr. Weiters befindet sich dort ein 
Komfortstreifen, der nach vielen Jahren durch Verlegung des sehr beliebten Freiland-
Schachspielplatzes als Radweg verordnet werden soll. Wenn nun im östlichen Teil eine 
Begegnungszone eingerichtet werden soll, dann wäre der verkehrstechnische Fleckerlteppich 
perfekt. Deshalb werden wir uns der Stimme enthalten. Danke.“ (Beifall FPÖ)

Gemeinderat Grininger, MSc:
„Sehr geehrte Kollegin Lang-Mayerhofer, ich bin wirklich erfreut, dass nun anscheinend 
auch bei der ÖVP bei Teilen von Verkehrsthemen ein Umdenken in Richtung Ausbau der 
Lebensqualität der Linzerinnen und Linzer zu erkennen ist. Mit dem Vorstoß, in Linz 
Begegnungszonen einzurichten, laufen Sie bei uns Grünen meistens offene Türen ein. Dieses 
Konzept für den Hauptplatz ist aber leider keine Weiterentwicklung. Daher werden wir uns 
der Stimme enthalten. Der Hauptplatz funktioniert bereits jetzt während der Woche wie eine 
Begeg-nungszone. So würde man mit etwas mehr Mut und Innovationsgeist ganz klar in 
Richtung FußgängerInnenzone schwenken. 

Sehr geehrte Kollegin und sehr geehrte Kollegen der ÖVP, ich möchte Sie daher herzlich 
einladen, gemeinsam mit uns an einem innovativen Mobilitätskonzept zu arbeiten. Bei uns 
stehen auf jeden Fall die Türen offen.“ (Beifall Die Grünen)

Stadträtin Hörzing:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte KollegInnen, gestatten Sie mir, ein paar Worte dazu 
zu sagen, wie ich das Thema Begegnungszone am Hauptplatz sehe. Es wurde schon erwähnt, 
dass in letzter Zeit im Bereich der Pfarrgasse Begegnungszonen errichtet worden sind. Eine 
Begegnungszone ermöglicht die gleichberechtigte Teilhabe aller VerkehrsteilnehmerInnen 
– FußgängerInnen, RadfahrerInnen, KFZ-Verkehr. Im Antragstext ist der ganze Hauptplatz 
umfasst - nicht eingeschränkt auf die Ostseite. Das würde bedeuten, dass die Autos im 
Bereich des Hauptplatzes nicht auf der jetzigen Auto- oder KFZ-Fläche fahren würden, 
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sondern grundsätzlich in der heutigen Fußgängerzone unterwegs sein könnten, vice versa gilt 
das für Fußgänger, sofern man sich nicht gegenseitig behindert. 

Man muss sich da sehr warm anziehen, um parkende Autos, die ohnedies keine Berechtigung 
haben, wegzubringen. Ich glaube, diese Begegnungszone ist der verkehrte Ansatz, wenn es 
darum geht, tatsächlich gleichberechtigte Teilhabe haben zu wollen. Ich würde vorschlagen, 
dass man natürlich die Entwicklungen in der Stadt Linz mit allen Verkehrsthemen mit 
berücksichtigt. Wenn wir den Westring verwirklicht haben, wenn sich andere Verkehrsströme 
in der Stadt Linz auftun können, dann kann man solche Thematiken andenken. Für die Argu
mentation, dass zu schnell gefahren wird, reicht eine einfache Geschwindigkeitsbeschränkung, 
wenn man das reduzieren möchte. Das Thema der Begegnungszone ist hier nicht korrekt. Ich 
möchte aber noch einmal darauf hinweisen - das freut uns sehr -, dass die Stadt Linz mit dem 
Pilotprojekt in der Herrenstraße im Jahr 2009 Vorreiterin in der Thematik der Begegnungszone 
war. Wir haben uns angesehen und überlegt, was Sinn macht und was möglich ist. Wir werden 
uns enthalten. Danke schön.“ (Beifall SPÖ) 

Stadträtin Mag.a Schobesberger: 
„Ich muss jetzt historisch eine Berichtigung machen. Nachdem ich meine Wortmeldungen 
noch nicht verbraucht habe, brauche ich darin keine tatsächliche Berichtigung einpacken. 

Mit Begegnungszonen in der Stadt hat Kollege Himmelbauer schon vor 2009 begonnen. 
Damals hat er noch auf Granit gebissen, was die Zustimmung der anderen Fraktionen betroffen 
hat. Nichtsdestotrotz ist es ihm gelungen, dieses Konzept offenbar so erfolgreich umzusetzen, 
dass sich das jetzt alle auf die Fahnen heften. Ich glaube, dass es auf dem Hauptplatz in die 
falsche Richtung gehen würde. Frau Stadträtin Hörzing hat es schon ausgeführt. Das würde 
heißen, dass wir den Bereich, den wir jetzt der sanften Mobilität zugeordnet haben, künftig 
wieder aufmachen und die Autos dort parken lassen müssten, was momentan widerrechtlich 
passiert. Das halte ich aber für keine besonders gute oder weiter ausbauwürdige Entwicklung. 

Ich glaube, es sollte in die andere Richtung gehen. Wir sollten gerade am Hautplatz den 
sanften Formen der Mobilität noch mehr Raum auf Kosten des Individualverkehrs einräumen. 
Wir sollten den jetzt eingeführten autofreien Hauptplatz an Sonn- und Feiertagen, an den 
Wochenenden konsequent ausweiten. Das wäre die Richtung, die ich mir für den Hauptplatz 
wünschen würde. Ich glaube daher, dass es tatsächlich verfehlt wäre, wenn wir hier eine 
Begegnungszone einrichten würden. 

Wenn ich mir jetzt noch etwas wünschen dürfte, dann würde ich mir mehr Mut für die 
Gestaltung des Hauptplatzes wünschen und diesen ein bisschen mehr ausräumen. Es wäre 
genug, wenn nur ein gelber Zug am Hauptplatz steht und nicht immer beide dort parken. Dann 
steht dort noch dieses große Fahrscheinhütterl, das lässt sich möglicherweise anders regeln, 
vielleicht mit nur einem Zug und ohne die Verkaufshütte. Es wäre gut, wieder insgesamt ein 
bisschen mehr Raum zu gewinnen und ihn in erster Linie den FußgängerInnen zur Verfügung 
zu stellen.“ 

Gemeinderat Mag. Hajart: 
„Ich wollte nur noch mit ein paar Mythen aufräumen, was unseren Antrag der Begegnungszone 
am Hauptplatz betrifft. Es geht uns - das haben wir immer ganz klar kommuniziert -, um 
den östlichen Teil des Hauptplatzes, diesen Bereich, wo jetzt die Autos fahren. Das riesen 
Problem ist dieser Fahrradstreifen, der als kein Fahrradstreifen verordnet ist. Hier dürfen 
Autos parken und parken auch und man darf sie nicht abschleppen, weil er nicht verordnet 
ist. Er ist ein normaler Verkehrsweg. Das ist aus unserer Sicht ein Problem. Die Gestaltung 
ist nicht optimal und daher sollte man dieses Problem angehen. 
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Und zu dem Mythos zwei, dass wir wollen, dass Autos da irgendwie parken. Nein, ganz im 
Gegenteil, wir wollen hier gleichzeitig - das kann man machen - ein Halte- und Parkverbot 
verordnen, so wie es in anderen Begegnungszonen gemacht wird. Jeder kann sich die 
Begegnungszone in der Klosterstraße ansehen. Da ist auch gleichzeitig ein Halten und 
Parken verboten. Es ist, aus unserer Sicht, natürlich möglich das umzusetzen. Wir wollen 
nicht mehr und nicht weniger. Sollte ein ganzheitliches Modell zur Umsetzung ausgearbeitet 
und zur Beschlussfassung gebracht werden, glaube ich, dass es notwendig ist und im Sinne 
einer optimalen Lösung des Linzer Hauptplatzes angegangen werden sollte. Das könnte man 
meines Erachtens im Verkehrsausschuss tun. Danke schön.“ (Beifall ÖVP)

Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort.

Gemeinderätin Lang-Mayerhofer: 
„Ich möchte noch kurz sagen, dass wir gerne für ein Gesamtkonzept am Hauptplatz zur 
Verfügung stehen. Wir stehen im Ausschuss für weitere Gespräche gerne zur Verfügung. 
Danke.“ (Beifall ÖVP)

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), FPÖ (16) und Die Grünen 
(9) mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Vizebürgermeister Mag. Baier berichtet über den von der ÖVP-Gemeinderatsfraktion 
eingebrachten Antrag 

K 6	 Hochhausentwicklungsplan 

und führt aus: 
„Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates, wie Beobachter und Interessierte, 
aber natürlich auch wir, die wir Verantwortung im Gemeinderat haben, wissen, gibt es eine 
gewisse Entwicklung nicht nur in Linz, sondern klarerweise international, dass bei immer 
geringer werdenden Flächen in den Ballungszentren immer stärker in die Höhe gebaut wird. 
Es gab und gibt gegenwärtig immer wieder intensive Diskussionen, wie man mit solchen 
Projekten umgeht. Das hat meine Fraktion angesichts einer Entwicklung, die ganz sicher 
stärker werden wird und zunehmen wird, zum Anlass genommen, einen Antrag in Richtung 
,Hochhausentwicklungsplan‘ einzubringen. Worum geht es da? 

Es soll um die Auseinandersetzung der Stadtpolitik mit diesen jüngsten Entwicklungen gehen. 
Es soll eine Diskussion darüber geben, unter welchen Voraussetzungen, mit welchen Kriterien, 
in welchen Bereichen man sich Höhen vorstellen kann und wo gar keine Hochhausbauten 
vorstellbar sind, wie beispielsweise im Bereich der Altstadt oder in historischen Zonen. Der 
Hochhausentwicklungsplan der Stadt Wien kann durchaus als Vorlage und als Anhaltspunkt 
dienen. Dort gibt es bereits seit mehreren Jahren einen solchen Entwicklungsplan, der nicht 
als Verbotsplan gedacht, angesetzt ist und implementiert wurde, sondern vielmehr eine Art 
Kriterienkatalog für jene ist, die investieren wollen und die ein solches Projekt realisieren 
wollen. Er gilt aber auch gleichzeitig als Richtlinie für die Politik, damit sie ihre Entscheidungen 
in einer Transparenz und in einer Klarheit nach außen und öffentlich argumentieren kann. 
Ich würde meinen, dass das ein guter Anlass und Startschuss dafür wäre, dass sich die Linzer 
Kommunalpolitik mit diesem Thema intensiver auseinander setzt. 

Der Gemeinderat beschließe:
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,Das für Planungsangelegenheiten zuständige Mitglied des Linzer Stadtsenats wird beauftragt, 
die Entwicklung eines Hochhausentwicklungsplans für die Landeshauptstadt Linz einzuleiten. 
Die Erarbeitung des Entwicklungsplans soll unter Einbeziehung von Experten (Architekten, 
Stadtplaner, etc.), den Bürgern (mittels Bürgerbeteiligungsprozess) und der im Gemeinderat 
vertretenen Fraktionen stattfinden.

Der entstehende Hochhausentwicklungsplan ist dem Gemeinderat zur Beschlussfassung 
vorzulegen.

Bedeckungsvorschlag: Die Bedeckung allenfalls entstehender Kosten soll durch Um
schichtungen im laufenden Budget bzw. durch Bedeckung in den Folgejahren erfolgen.‘

Ich ersuche daher alle Mitglieder des Gemeinderates, dem vorliegenden Antrag Ihre 
Zustimmung zu geben.“ (Beifall ÖVP)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Schmid: 
„Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe das Gefühl, dass wir uns im stadt
entwicklungspolitischen Bereich schon ein bisschen annähern. Wir sind gar nicht so weit 
von einander weg. Ich habe mich über die Begründung sehr gefreut, die sehr gut ist. Ein 
Hochhaus steht nicht allein im luftleeren Raum, das macht etwas mit einem Viertel, das 
interagiert mit seiner Umwelt. 

Die Schlussfolgerungen sind bei uns etwas anders. Daher werden wir uns bei diesem Antrag 
enthalten, weil es wie in der Begründung steht, eine gesamtheitliche Strategie und nicht einen 
Hochhausentwicklungsplan, sondern eine gesamtheitliche Betrachtungsweise braucht. Es 
gibt die alte Forderung der Grünen, die meine VorgängerInnen schon eingebracht haben, nach 
einer Stärkung und einer Aufwertung des Gestaltungsbeirates. Ein Bauwerk ist mehr, als nur 
diese architektonischen Gesichtspunkte, sondern es inkludiert eine landschaftsplanerische 
Architektur. In einem Viertel ist das soziale und gesellschaftliche Gefüge wichtig, das heißt, 
auch die soziale Architektur. Es braucht einen Gestaltungsbeirat, der sich das gesamtheitlich 
anschaut und nicht nur mit ArchitektInnen, sondern auch mit StadtplanerInnen, mit Land
schaftsplanerInnen und vielleicht mit SoziologInnen besetzt ist. Es gibt dieses Argument - das 
habe ich gelesen -, dass es nur um das Gebäude geht. Es braucht aber mehr. Andere Städte 
zeigen, wo der Gestaltungsbeirat zwar die gleichen Aufgaben hat, aber es eine vielfältigere 
Besetzung gibt, die das vielfältiger und ganzheitlicher sehen. Dieser Gestaltungsbeirat muss 
natürlich in einer bestimmten Handlungsgrundlage agieren. Diese Handlungsgrundlage würde 
ein Stadtentwicklungskonzept bilden und das brauchen wir in der Stadt sehr, sehr dringend. 
Ich denke, wir werden in Zukunft daran vielleicht gemeinsam auch gemeinsam mit der ÖVP 
weiterarbeiten können. Darum enthalten wir uns jetzt einmal der Stimme.“ (Beifall Die Grünen)

Stadtrat Hein:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, in den vergangenen 
Tagen ist mit medialer Unterstützung versucht worden, alles schlecht zu reden, was nur 
irgendwie im Entferntesten mit der Stadtentwicklung oder Stadtplanung zu tun gehabt hat. 
Von der ÖVP sind Forderungen bezüglich Hochhauskonzept und eine Forderung nach einem 
Baudirektor gekommen. 

Betrachten wir jetzt einmal den Punkt Hochhausprojekt: Seitens der Medien wird hier der 
Eindruck vermittelt, dass diese Hochhäuser wie die Schwammerl völlig ziellos, völlig planlos 
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aus dem Boden wachsen. Das ist nicht der Fall. Es gibt eine Zehn-Punkte-Checkliste, die 
jeder, der so ein Hochhausprojekt einreicht,  abarbeiten muss. Diese Liste ist im Örtlichen 
Entwicklungskonzept verankert. Für die Kollegin der Grünen. Wir haben sehr wohl ein 
Örtliches Entwicklungskonzept. Sie waren noch nicht im Gemeinderat, als wir das im Jahr 
2013 beschlossen haben. Diese Liste, die in diesem Örtlichen Entwicklungskonzept verankert 
ist, hat genau eine Zielsetzung: Erhalt des charakteristischen Stadtbildes. Es ist nicht so, 
dass wir hergehen und sagen, wenn einer lustig ist, baut er am Alten Markt ein Hochhaus, 
das ist sicher nicht der Fall. 

Welche Punkte sind in dieser Checkliste verankert? Das ist sehr umfangreich. Es muss ein 
interdisziplinares Projekt erstellt und eine umfangreiche Standortprüfung im Zusammenhang 
mit dem Umfeld, im Zusammenhang mit den verkehrlichen Erfordernissen gemacht werden. 
Diese verkehrlichen Erfordernisse sind ein Stellplatznachweis und hochrangige öffentliche 
Verkehrsanbindung. Es muss nachgewiesen werden, dass die Beschattung auf die Umgebung 
keine wesentlichen Einflüsse hat und es werden Windströmungsverhältnisse und sonstige 
technische sowie soziale Infrastrukturen überprüft. Es wird z.B. geprüft, ob genügend 
Kinderspielplätze oder genügend Kinderbetreuungseinrichtungen vorhanden sind. Weiters 
wird noch der soziale und der öffentliche Mehrwert, den dieses Hochhaus für die Stadt Linz 
mit sich bringt und natürlich die Nachhaltigkeit bei der Nutzung geprüft. Dieses Hochhaus 
darf nicht nach ein paar Jahren mehr oder weniger am Ende der Lebensdauer angelangt sein 
und wieder abgerissen werden müssen. Also von Wildwuchs kann hier keine Rede sein. 

Der einzig wesentliche Unterschied zum Stadtentwicklungskonzept der Stadt Wien ist der, 
dass hier keine festgelegten Zonen verankert sind, wo Hochhäuser gebaut werden dürfen. 
Ich finde, dass das ganz wichtig ist, dass wir das so machen, um Grundpreisspekulationen 
vorzugreifen. Denn eines ist klar, wenn wir jetzt in der Stadt hergehen und sagen, ja in 
dem Bereich darf ein Hochhaus gebaut werden, können wir davon ausgehen, dass sich die 
Grundstückspreise dort extrem erhöhen werden. Aus diesem Grund können wir Freiheitlichen 
uns mit diesem Antrag nicht anfreunden. Wir werden uns hier der Stimme enthalten.“ (Beifall 
FPÖ)

Gemeinderat Potočnik:
„Ich gebe mir einen Ruck und sage noch etwas zu den Hochhäusern. Wildwuchs nein, aber 
es entstehen irgendwo Hochhäuser. Das Hochhaus am Bulgariplatz ist einfach so entstanden, 
das war ursprünglich auf 26 Meter gewidmet. Dann kommt ein Investor daher, will das 
Grundstück vergolden und bekommt die Genehmigung ohne irgendein Konzept, weder für 
den Verkehr, noch in Form von soziologischen Untersuchungen usw. Genau das Gleiche beim 
Brucknertower. Da kommt ein Investor, presst aus dem Grundstück heraus, was geht, kommt 
mit einem grottenschlechten Entwurf in den Gestaltungsbeirat und versucht, das durchzu
drücken. Ich erspare Ihnen die Details dieses Entwurfs. Das ging so weit, dass die Einfahrt 
der Tiefgarage auf öffentlichem Grund war. 

Was ist der springende Punkt? Der springende Punkt ist, dass Private kommen und in 
Wirklichkeit die Arbeit der Stadtentwicklung machen. Sie können, mehr oder weniger machen, 
was sie wollen, weil der Gestaltungsbeirat nicht die Zähne und den Hebel hat, um diese 
Dinge zu verhindern. Das führt immer alles auf die Defizite dieser Stadtentwicklung hin. Ein 
Hochhausplan ist einmal ein erster Schritt, der relativ leicht umzusetzen ist, weil, wenn wir 
immer von einem ganz, ganz großen Gesamtkonzept sprechen, dann kommen wir nie weiter. 

Wir stimmen ganz sicher für diesen Hochhausentwicklungsplan, weil das ein erster Schritt 
und in Wirklichkeit internationaler Standard ist. Es ist selbstverständlich, so etwas zu machen. 
Gerade Städte, die Erfahrung mit Hochhäusern haben und wissen, was für ein Impact so ein 
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Hochhaus hat, machen das nur so, weil alles andere ist in Wirklichkeit für eine mittelgroße 
Stadt wie Linz, nicht akzeptabel. 

Was momentan passiert, ist Anlassplanung und das ist nicht dogmatisch, Herr Luger, das 
haben Sie mir einmal in einem ähnlichen Kontext vorgeworfen. In Wirklichkeit ist das eine 
Drohung. Ein Privater macht irgendetwas und die Stadt, die öffentliche Hand kennt ihre 
Interessen nicht ausreichend und hat nicht die Instrumente, um diese Interessen zu vertreten 
und einzusetzen. Das ist für mich als Stadtentwickler und Architekt eine Katastrophe.“ 
(Beifall NEOS)

Stadtrat Hein:
„Lieber Lorenz, ich muss ein bisschen korrigierend eingreifen. Vielleicht hast du nicht 
zugehört, als ich über das Zehn-Punkte-Programm gesprochen habe. Darin sind genau diese 
Punkte, die du kritisiert hast, verankert. Du tust schon so, als ob dort dieser Brucknertower 
oder diese Twintower stehen. 

Ich bin heute Früh über die Wildbergstraße in die Arbeit gefahren. Ich habe dort noch 
keinen Turm gesehen. Du warst auch im Gestaltungsbeirat anwesend. Dieses Projekt ist 
genau mit diesen Kriterien, die du angesprochen hast, an den Start zurückgeschickt worden. 
Die Einfahrtsrampen im öffentlichen Raum sind kritisiert worden, die Windverhältnisse, das 
Zueinanderstehen der Türme. Von dem her hat der Gestaltungsbeirat sicher nicht versagt, 
sondern ist ganz massiv aufgetreten und hat das Projekt mehr oder weniger zurück an den 
Start geschickt.“

Gemeinderat Potočnik:
„Es stimmt, das Hochhaus steht noch nicht, aber im Dezember ist das Architektenteam mit 
dem Projekt in den Gestaltungsbeirat dahergekommen und hat diese Zehn-Punkte-Liste noch 
nicht gehabt. (Zwischenruf) Ja, aber dann haben sie das nicht annähernd erfüllt, wie kann 
so etwas passieren? (Zwischenruf) Weil sie es höchstwahrscheinlich ahnen, die versuchen 
auszureizen, was geht.

Der Gestaltungsbeirat kann Kraft seiner Kompetenz gar nicht mehr machen. Wir wissen, 
dass ein privater Investor die Möglichkeit hat, einen Wettbewerb zu machen oder in den 
Gestaltungsbeirat zu gehen und der Gestaltungsbeirat ist natürlich vergleichbar leicht. Ein 
verpflichtender Wettbewerb ab einer bestimmten Höhe wäre zum Beispiel, aus meiner Sicht, 
ein sehr wirksames, einfaches Instrument, um Qualität – es geht um Qualitätssicherung und 
die Interessen der Stadt zu sichern – durchzusetzen.“

Gemeinderat Kleinhanns:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates, ich 
möchte die Stadtplanung etwas verteidigen. Das Instrument des Gestaltungsbeirates, das 
uns nicht wenig Geld kostet, ist an sich sehr gut ausgestattet, bringt gute Lösungen und 
verhindert schlechte Lösungen.

Was wir nicht haben möchten, ist eine übergreifende Hochhausentwicklungsplanung. 
Vielleicht ist das Wort schon falsch gewählt, weil es eine Hochhausverhinderungsplanung oder 
Verschiebungs- oder Schutzplanung darstellen müsste. Wir wissen zwar nicht und können 
nicht sagen, ob wir am Keferfeld nicht eine wunderbare voralpenartige Hochhauskulisse 
haben wollen. Aber gegenüber der Bevölkerung ist das nicht zu vertreten, weil sich die 
Grundstückspreise, die Spekulationen sofort verändern würden. Ich glaube, wir wissen alle 
sehr gut, wo wir uns keine Hochhäuser vorstellen können. Da haben wir in Linz, glaube 
ich, ausreichend – das muss aber immer wieder nachgebessert werden – Flächenwid
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mungspläne und Bebauungspläne und noch dieses doch sehr gut ausgestattete Gremium 
eines Gestaltungsbeirates.

Das Beispiel Wien ist ein schlechtes Beispiel. Dort sind die Kompetenzen dieser städtischen 
Vorplanung und des Gestaltungsbeirates so gestaltet, dass es – vielleicht, weil die städtischen 
Schutzzonen in Wien fleckerlteppichartig verteilt sind – in Wien immer wieder passiert, dass 
an unpassenden Stellen Hochhausprojekte sehr weit reifen. Ich glaube, dass das in Linz 
mit der entsprechenden Größe im Vergleich zu Wien nicht passieren kann und diese über
greifende große Planung nicht greifen kann. Die würde sozusagen für einige Planer interessant 
sein, würde aber nicht umsetzbar sein, weil wir natürlich den Aspekt der freien Wirtschaft 
haben, die mit Anregungen, mit Dingen, die sie entdeckt an die Stadt und an die Verwaltung 
herantritt. Die Verwaltung sollte sich hier doch so weit zurückhalten, dass sie die natürliche, 
zivilisatorische Entwicklung einer Stadt vorsichtig und mit besonderer Aufsicht mitverwaltet, 
aber doch nicht verhindernd, indem festgelegt wird, dass etwa 100 Meter von irgendwo 
entfernt keine Aussage mehr getroffen wird und ein Hochhaus gebaut werden könnte. Die 
Gegend gehört irgendjemanden. Es kommen natürlich auch Spekulanten.

Entlang gewisser Industriezonen – ich meine die großen Achsen, die durch Linz gehen, 
die Bahn etwa oder Ähnliches – kann speziell etwas angedacht werden. Das ist nicht 
ausgeschlossen. Das ist schon jetzt teilweise in den Bebauungsplänen enthalten. Das muss 
nur benützt werden. Aus diesem Grund werden wir uns bei diesem ins Positive gedrehten 
Hochhausentwicklungsplan auf jeden Fall der Stimme enthalten. Ich danke.“ (Beifall FPÖ)

Bürgermeister Luger:
„Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf mich jetzt auch kurz zu Wort melden, um 
zu begründen, warum sich bei diesem Antrag die sozialdemokratische Fraktion der Stimme 
enthalten wird.

Neben den bereits von Herrn Stadtrat Hein angeführten Argumenten, dass es tatsächlich 
nachvollziehbare und konkrete Kriterien für die Entwicklung von Hochhausbauten in Linz 
gibt, möchte ich nochmals unterstreichen, dass wir durch das System der Bebauungspläne 
über die Stadt flächendeckend, vom Gemeinderat beschlossene Normierungen haben, wie 
sich die Stadt an welcher Stelle und an welchem Ort wie entwickeln kann. Aus meiner Sicht 
ist wichtig darauf hinzuweisen, dass Städte, die in der Entwicklung von Hochhausbauten, 
wie zum Beispiel München – in München, glaube ich, vor zehn Jahren – den ersten 
Hochhauszonierungsplan beschlossen hat, aber heute wieder davon abgehen. Die Erfahrungen, 
die gemacht wurden, sind widersprüchlich. Natürlich war es in München und in anderen 
Städten für die Verwaltung und für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtplanung 
leichter, Bauprojekte zu bewerten, weil man auf klare Zonierungen hinweisen und sagen 
konnte, hier ist es erlaubt und hier ist es nicht erlaubt – in München konkret mit einer 
Obergrenze von 100 Metern.

Unter diesem Dogmatismus leidet diese Stadt. Die Folge war, dass in jenen Gebieten, in denen 
Hochhäuser theoretisch und durch diesen Plan seitens Politik und Verwaltung ermöglicht 
wurden, es kaum mehr Bauherrn und BauträgerInnen gibt, die hergehen und sagen, ich baue 
ein sieben- oder achtgeschossiges Haus, wenn ich die Chance habe, bis zu 100 Meter hoch 
zu bauen. Ich harre der Dinge, ich warte, die Grundstücke werden nicht weniger wert. Das 
ist eine klassische Folge von ungewollter, aber realer Preisentwicklung, ein Eingriff in den 
Immobilienmarkt mit klaren Definitionen, dass die Preise nach oben gehen.

In den anderen Gebieten, wo Hochhäuser per Verordnung ausgeschlossen gewesen sind, 
dominieren in München heute nach wie vor Wohnbauten. Expertinnen und Experten 
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sind der Meinung, dass aufgrund der sehr hohen Grundstückspreise auf diesen Gebieten 
eine Höherzonierung um zwei bis drei Geschoße vernünftiger wäre, um damit den Preis 
von Eigentumswohnungen – was primär in München der Fall ist und wegen der wenigen 
Mietwohnungen, die dort gebaut werden – einigermaßen in den Griff zu bekommen. 

Ich habe vor diesem Dogmatismus in der Stadtentwicklung Angst, weil es auf einer Stadtfläche 
von 100 Quadratkilometern -  das ist nur objektiv die theoretische Stadtfläche, denn wir 
haben Industriegebiete, die ein Viertel der Stadtfläche in Anspruch nehmen - eine extrem 
riskante Form ist, durch klare Festlegungen von Bauformen, Bauhöhen und Bebauungsarten 
hier einzugreifen. Ich halte den Weg, den wir bislang gegangen sind, für den effizienteren 
und objektiv schwierigeren. Es ist schwieriger, Einzelfallentscheidungen zu treffen. Es ist 
schwieriger, ohne einen Gesamtentwurf für die Stadt zu haben, von der Fachexpertise her 
und oft auch öffentlich im Disput und im Diskurs darüber zu entscheiden – das machen wir 
letztlich in diesem Haus politisch über Bebauungsplanänderungen und die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der Stadtplanung - –, ob wir Hochhäuser erlauben oder ob wir an konkreten 
Stellen der Meinung sind, dort dürfe nicht höher gebaut werden. Manche Zonen braucht man 
nicht explizit als ‚Nicht Hochhauszonen‘ ausweisen. Ich glaube nicht, dass es nur eine einzige 
Stimme in diesem Gemeinderat gäbe, wenn man die Altstadt zum Hochhausgebiet erklären 
möchte. Das würde wahrscheinlich politisch in die Kategorie einer 1. April-Veranstaltung 
fallen.

Deswegen hoffe ich, dass wir den schwierigeren Weg gehen, der nicht ohne Risiko ist. Die 
Kritik von Herrn Potočnik kann man in einigen Teilbereichen nicht vom Tisch wischen. Wenn 
man diesen Weg geht und sich dazu bekennt, Einzelfallentscheidungen zu treffen, ist es 
natürlich schwieriger, in einem solchen Konnex zu entscheiden, als in einem gesicherten, 
dogmatischen Bett, wo man nur wenige Handlungsspielräume hat.

Ich würde es für die nächsten Jahre als notwendige Aufgabe sehen, dass sich die Stadtplanung 
in Zukunft vielleicht sogar wieder stärker, als in der Vergangenheit, mit den Umfeldern von 
Bauprojekten beschäftigen wird. Das ist ein wenig in einer indirekten Kritik beim bereits 
erwähnten Projekt Brucknertower herausgekommen. Da ist eine Umfeldgestaltung vom 
Gestaltungsbeirat eingemahnt worden. Da würde ich selbstkritisch anmerken, das hätten 
wir im Vorfeld von der Parkexpertise auch im eigenen Haus machen können. Das ist kein 
Vorwurf an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern an uns alle. Ich war lange genug 
Planungsreferent. Wir haben das eine oder andere nicht perfekt und zu hundert Prozent 
gelöst. Aber als Antwort auf kleinere Schwächen bei einzelnen Projekten mit einem generellen 
dogmatischen Plan für Linz zu reagieren, halte ich aus den bereits angeführten Gründen 
für nicht zweckführend. Ich werde deswegen meine Fraktion bitten, sich der Stimme zu 
enthalten.“ (Beifall Die Grünen, FPÖ, SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Vizebürgermeister Mag. Baier:
„Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist bedauerlich, aber natürlich zur Kenntnis 
zu nehmen, dass der Gemeinderat die aktuelle Entwicklung so einschätzt und nicht darauf 
reagiert. Es steht völlig außer Streit und ist kein spezielles Linzer Phänomen, dass stärker und 
öfter in die Höhe gebaut werden soll. Dass man dann eine Art Aufruf zu einem Diskurs - mehr 
ist der Antrag grundsätzlich nicht -, soweit in die Richtung verdreht, dass man behauptet, das 
sei jetzt eine dogmatische Festlegung, um Hochhäuser zu verhindern, ist in einer politischen 
Debatte meinetwegen zulässig. Der Vorwurf richtet sich jedenfalls selbst oder geht zumindest 
stark ins Leere. Es steht völlig außer Streit, dass wir uns sehr wohl strukturell und dem 
Grunde nach damit auseinander setzen sollten, wie wir und wann wir Bebauungsplan
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änderung vornehmen. Soweit brauchen wir keine Erklärung, das wissen wir schon selbst, dass 
wir in diesem Hause Bebauungsplanänderungen vornehmen - und in welcher Höhe wir diese 
vornehmen. Das ist - ich danke Lorenz Pototčnik für seine Zustimmung - im Übrigen wirklich 
internationaler Standard. Leider Gottes stelle ich fest, dass sich vor allem die SPÖ nicht in 
eine Art Metaebene begeben kann, sondern jede Anregung in Bezug auf die Stadtplanung 
immer als persönlichen Angriff wertet.

Gemeinderat Kleinhanns:
„Nein!“

Vizebürgermeister Baier weiter:
Ich habe jetzt die SPÖ angesprochen, sehr geehrter Herr Fraktionsobmann. (Heiterkeit) Wenn 
du dich aber sozusagen schon in Richtung Sozialdemokratie dazuzählst, überrascht das selbst 
mich, meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich meine, dein Verhalten im Gemeinderat 
und deine bisherige Argumentation haben das irgendwie vermuten lassen. (Heiterkeit) Nein, 
um zum Ernst der Sache zurückzukehren. 

Liebe SPÖ und vor allem lieber Altplanungsreferent, Herr Bürgermeister Luger, es geht da 
nicht um einen persönlichen Angriff auf Ihre vorherige Arbeit, da könnten wir viel diskutieren. 
Es geht im Sinne einer Weiterentwicklung um einen Punkt, wo man ansetzen sollte und 
müsste. Dass es bei dem ‚in die Höhe bauen‘ mit Sicherheit um einen solchen Bereich geht, 
sollte wohl allen in diesem Hause klar sein. Was ich aber besonders bedauerlich finde, das 
ist der Einserreflex. Das überrascht mich bei der SPÖ eigentlich noch nicht so sehr. Das 
Muster kennen wir. Wenn ein Vorschlag kommt, der einen Zuständigkeitsbereich oder einen 
früheren Zuständigkeitsbereich anlangt, dann wird grundsätzlich abgelehnt und geblockt. Bei 
der FPÖ überrascht mich das schon ein wenig, weil es gerade, Herr Stadtrat Hein, für einen 
noch neuen Planungsreferenten zum jetzigen Zeitpunkt die Möglichkeit gäbe, diese Dinge in 
Angriff zu nehmen. Da kann man völlig locker dazu stehen. 

Im Übrigen habe ich überhaupt nie von einem Wildwuchs geredet und ich habe nichts 
schlechtgeredet, sondern ich habe von einer Entwicklung gesprochen. Ich weiß schon, das 
sachliche Diskutieren mag manchmal nicht so deines sein, aber ich möchte noch einmal 
darauf zurückkommen. Es geht um eine Entwicklung, von der habe ich gesprochen. Wenn du 
das auf dich gleich als schlechtreden beziehst, will ich das nicht näher bewerten. Faktum ist 
jedenfalls, es wäre eine gute Gelegenheit, dass ein neuer Planungsreferent in Richtung einer 
neuen Stadtplanung nachdenkt. 

Dieser Tage hat eine Tageszeitung mit der Schlagzeile getitelt ‚Neuer Planungsreferent will 
keine neue Stadtplanung‘. Das ist schon ein bisschen bezeichnend dafür, dass du dich 
scheinbar in die Planungstradition der Sozialdemokratie, aus welchen Gründen auch immer, 
einreihst. (Zwischenruf) Ich bin auf die tatsächliche Berichtigung gespannt. 

Zwischenruf Bürgermeister Luger:
„Jetzt sind Sie am Wort!“

Vizebürgermeister Mag. Baier weiter:
Ja, ich weiß, dass ich am Wort bin. Ich brauche dafür aber keinen Zwischenruf vom 
Vorsitzenden. Sie können sich aber gerne auch auf die Rednerliste, was Sie getan haben, 
einreihen. 

Aber eines ist völlig klar, an allen Ecken und Enden der Stadt wird darüber diskutiert, dass 
es in der Stadtplanung Schwächen gibt. Auch heute wieder, vor dem Gemeinderat. Es hat 
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mich heute jemand, der früher mit der Stadt sehr intensiv verbunden war, auf dem heute 
schon intensiv diskutierten Hauptplatz angesprochen, dass die sachliche Kritik, dass es 
Verbesserungspotentials im Bereich der Stadtplanung gibt, vollkommen gerechtfertigt ist. 
Ich kann nicht verstehen, dass man jetzt von Seiten der FPÖ und der SPÖ so tut, als sei da 
überhaupt nichts dran. Für einen neuen Planungsreferenten wäre die Gelegenheit gerade 
ausgesprochen gut, einen solchen Antrag zu beschließen, beim Schopf zu packen. Das wird 
so nicht sein, wir sind das schon gewöhnt. Wenn man gute Ideen einbringt, nimmt man 
irgendwelche fadenscheinige Argumente und versucht, das tatsächlich nicht umzusetzen. 
Es würde mich nicht wundern, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir ein paar 
Gemeinderatssitzungen später sowohl zum Hauptplatz, wie zur Stadtplanung etc. plötzlich 
Anträge auf dem Tisch haben, die genau in die gleiche Richtung gehen. Beim Parken haben 
wir es schon erlebt. Es geht scheinbar wirklich nur darum, dass man die Zustimmung in einer 
kleinkrämerischen Art und Weise verweigern will. Schade, denn die Stadtplanung in Linz 
hätte es wirklich dringend nötig gehabt.“ (Beifall ÖVP)

Stadtrat Hein zur tatsächlichen Berichtigung:
„Ganz kurz, gute Ideen liegen immer im Auge des Betrachters. Den Gemeinderat hast du 
heute nicht überzeugen können. 

Jetzt zur tatsächlichen Berichtigung. Was Herr Gstöttner von den Nachrichten schreibt und 
als Überschrift verwendet, muss nicht unbedingt meiner Aussage entsprechen, das tut es 
auch nicht. Was ich gesagt habe, war die Replik auf deine Forderung für einen Baudirektor 
(Unruhe) Ja, wenn du mir zuhörst, dann wirst du das erfahren. (Zwischenrufe, Unruhe)

Die Darstellung von dir, Bernhard, dass Stadtrat Hein keine neue Stadtplanung braucht, 
ist falsch. Das hat sich auf den Baudirektor, den du vorgeschlagen hast, bezogen. Ich sehe 
in einem Baudirektor nicht den Wunderwuzzi, der der große Stadtzeichner und –planer ist, 
sondern wir haben hier eine Abteilung, die darauf wirklich spezialisiert ist.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), FPÖ (16) und Die Grünen 
(9) mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Bürgermeister Luger übergibt den Vorsitz an Vizebürgermeister Forsterleitner.

Gemeinderätin Schmid berichtet über den von der Gemeinderatsfraktion Die Grünen 
eingebrachten Antrag

K 7	 Erstellung eines Radkonzeptes zur Erhöhung des Radfahranteile in Linz

und führt aus:
„Sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte KollegInnen, bei diesem Antrag geht es um 
die Erstellung eines Radkonzeptes zur Erhöhung des Fahrradanteiles um 15 Prozent in Linz 
bis 2020. Ich glaube, hier annehmen zu dürfen, dass es in diesem Raum dafür eine große 
Mehrheit gibt, weil der Großteil der anwesenden Parteien die Erklärung der Radlobby kurz vor 
der Wahl unterzeichnet hat. 

Es ist dringend notwendig, für diese Erhöhung ein Konzept zu entwickeln. Es braucht eine 
Verdoppelung, wenn wir in fünf Jahren auf 15 Prozent kommen wollen. Wir haben immer 
wieder gehört und sehr oft darüber diskutiert, dass Linz, wie viele Städte, ein großes Problem 
mit dem steigenden Autoverkehr hat. Das führt zu Problemen wie steigende Umweltbelastung 
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und große gesundheitliche Gefährdungen durch die Abgase, den Feinstaub und ist ein 
Platzproblem, gerade in der Stadt, wo man nur begrenzten Raum hat. Es ist auch für Kinder, 
für ältere Menschen und für alle, die nicht so schnell und nicht so mobil sind, gefährlich, wenn 
man große Durchzugsstraßen hat, wo die Autos durchrasen können. Auch der wirtschaftliche 
Aspekt, von dem wir oft reden, kommt noch dazu. 

Rad fahren hat im Vergleich zum Autofahren einen sehr hohen wirtschaftlichen Aspekt. Z. 
B. der Flächenverbrauch. Ein parkendes Auto braucht die Fläche von zehn Quadratmetern, 
ein Rad 1,6 Quadratmeter. Wenn man das auf Kosten umrechnet, kostet ein Stellplatz - im 
Freien ohne Überdachung - für ein Auto 3000 Euro und für ein Rad nur 100 Euro. Das sind 
Zahlen, die ich mir nicht irgendwo herausgesaugt habe, sondern dazu gibt es eine Studie vom 
Bundesministerium für Verkehr von 2013. Da kann man das nachlesen und da sind noch viel 
mehr Zahlen drinnen, die die Wirtschaftlichkeit des Radverkehrs belegen. Durch mehr Rad 
fahren wird es noch einmal durch die Vermeidung der Luftverschmutzung bei Stau und den 
gesundheitlichen Nutzen kostengünstiger. In dieser Studie ist ein Bericht enthalten, dass das 
für Unternehmen ein Gewinn ist, weil es in einem Unternehmen weniger Krankenstände gibt. 
Für die Stadt an sich ist das natürlich noch einmal so wichtig. 

Wenn wir diese 15 Prozent erreichen wollen, braucht es mehr, als ein paar kosmetische 
Maßnahmen und mehr, als neue Radwege. Es braucht ein Gesamtkonzept, damit man in 
der Stadt genug Platz hat und man mit Kindern gut und sicher mit dem Rad fahren kann. 
In Europa gibt es eine Aufbruchsstimmung. Es gibt viele Städte, die - im Vergleich zu uns, 
selbst zu unseren Anträgen als Grüne - oft sehr radikale Ansätze haben. Kopenhagen ist 
bekannt. Es gab sogar eine Delegation aus Oberösterreich, die hingefahren ist. Die betreiben 
das schon seit Jahrzehnten. Das ist die Radhauptstadt Europas überhaupt. 

Dann gibt es Oslo. Oslo ist von der Bevölkerung her gesehen dreimal so groß, wie Linz, 
hat also 600.000 Einwohner. Dort werden im Jahr 45 Millionen Euro ausgegeben, um den 
Radverkehr zu erhöhen. Der Autoverkehr soll bis zum Jahr 2020 um 20 Prozent gesenkt und 
dafür der Radverkehr erhöht werden.

Es gibt Beispiele aus Paris. Die Bürgermeisterin von Paris hat ein Programm herausgegeben, 
um den Radverkehr zu erhöhen. Sie sperrt tatsächlich Straßen für den Radverkehr, dem der 
Vorrang gegeben wird. Die Bürgermeisterin von Paris sagt ganz klar, wir müssen den Platz, 
den Raum, den uns die Autos wegnehmen, der Bevölkerung wieder zur Verfügung stellen. 
Zürich, Berlin, überall gibt es Beispiele, auch in New York. Das sind auch keine Städte, wo 
Die Grünen regieren. (Heiterkeit) Schön wäre es. Wenn man dann nach Linz schaut, schaut 
es doch ein bisschen traurig aus. 

Herr Kollege Hein, ich habe das Örtliche Entwicklungskonzept sehr wohl gefunden, auch 
wenn ich damals noch nicht im Gemeinderat war. Ich habe es gelesen. Das Radkonzept ist 
Teil des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Wenn man sich das in Bezug auf den Radverkehr 
anschaut, ist das ein sehr trauriges Konzept. Dieses Verkehrskonzept umfasst insgesamt 44 
Seiten. Die FußgängerInnen und RadfahrerInnen sind eine Kategorien und werden als ein 
Maßnahmenpaket behandelt. Die machen in diesem Konzept wiederrum einen sehr geringen 
Anteil aus. Wenn man das z. B. mit Freiburg vergleicht, ist alleine das Maßnahmenkonzept 
für den Radfahrverkehr 33 Seiten lang. Also wir sehen, es gibt in Linz einen dringenden 
Aufholbedarf. Es ist für eine zukunftsfähige Stadt, in der alle Menschen gut leben können, 
tatsächlich notwendig, dass wir die vielen Probleme, die wir durch den Autoverkehr haben, 
viel besser in den Griff bekommen können. Daher haben wir diesen Antrag eingebracht. Die 
Erklärung der Radlobby haben die meisten von euch unterschrieben. 
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Der Gemeinderat beschließe:

,Das für Verkehr zuständige Mitglied des Stadtsenates wird beauftragt, folgende Punkte 
umzusetzen: 

1. Beauftragung und Finanzierung der Erstellung eines Konzepts durch externe Mobilitäts- 
und Marketingexpertinnen, durch welche Maßnahmen der Binnenradverkehr in Linz bis 2020 
auf 15 Prozent gesteigert werden kann.

a) Das Konzept beinhaltet jährliche Zwischenziele sowie eine Evaluierungsmethode 
(zum Beispiel Durchführung von Verkehrszählungen an bestimmten Stellen), die jährlich 
durchgeführt wird und anhand derer die Erreichung der Zwischenziele überprüft werden kann.

b) Das Konzept beinhaltet eine Kostenschätzung für die Umsetzung der darin enthaltenen 
Maßnahmen (inklusive Durchführung der Evaluierung).

2. Umsetzung der im Konzept erarbeiteten Maßnahmen: Der Gemeinderat beschließt auf 
Basis des ausgearbeiteten Konzepts einen Maßnahmenkatalog zur Erreichung des Ziels laut 
Punkt 1 und stellt die Finanzierung und Budgetierung der gewählten Maßnahmen sicher.

3. Beauftragung einer externen Institution mit der Durchführung der jährlichen Evaluierung zur 
Überprüfung der Wirksamkeit der umgesetzten Maßnahmen. Falls erforderlich: Adaptierung 
der weiter zu setzenden Maßnahmen.

4. Jährliche Veröffentlichung der Evaluierungen, der umgesetzten Maßnahmen und des dafür 
aufgebrachten Budgets.

5. Im gesamten Prozess werden die Interessensvertretungen für Radverkehr laufend 
eingebunden.

Die Bedeckung anfallender Kosten soll durch Umschichtung im Budget erfolgen.‘

Es geht da wirklich um ein konkretes Konzept mit Maßnahmen und einem Zeitplan, wo 
ExpertInnen mitarbeiten. Ich bitte, endlich einmal mit der Zeit zu gehen und da nachzuziehen, 
wo andere Städte schon viel gemacht haben. Ich bitte um Zustimmung.“ (Beifall Die Grünen)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Stadtrat Hein:
„Sehr geehrte Kollegin Schmid, ich werde jetzt Ihre Stadträtin zitieren: Ein Einzelkonzept 
bringt nichts. So ein Radfahrkonzept darf natürlich nicht isoliert gesehen werden und nicht 
im Widerspruch zu einem Gesamtverkehrskonzept stehen. 

Es stimmt, die Konzepte in Linz sind extrem alt. Das Radfahrkonzept stammt aus dem 
Jahr 1998 und das Verkehrsleitbild aus dem Jahr 2000. Dass diese beiden Konzepte 
modernisiert gehören, liegt auf der Hand. Ich habe diesbezüglich schon mit Graz Verbindung 
aufgenommen. Graz hat im Jahr 2010 damit begonnen, ein Gesamtmobilitätskonzept zu 
schaffen. Städteplanerische Vorgaben sind, nach dem Motto, kurze Wege ersparen natürlich 
viel Verkehr beinhaltet. Meine Abteilung arbeitet jetzt an den Grundlagen und bereitet einen 
Gemeinderatsantrag vor. Das wird die Abteilung nicht alleine machen können, es werden 
sicher zahlreiche externe Berater und Experten benötigt. Diesen Gemeinderatsantrag 
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wollen wir als Gesamtes dem Gemeinderat vorlegen. Hier wird man sehen, ob wir eine 
Mehrheit finden. Eines ist klar, dieses Mobilitätsgesamtkonzept, ähnlich dem Grazer 
Mobilitätskonzept 2020, wird doch erhebliche Kosten verursachen. Ich schlage vor, dass wir 
diesen Antrag dem Infrastrukturausschuss zuweisen und dann im Rahmen der Erstellung das 
Gesamtverkehrskonzept mit einbinden.“ (Beifall FPÖ)

Gemeinderätin Mag.a Leibetseder:
„Sehr geehrter Gemeinderat, ich darf anmerken, ich fahre in der Stadt auch ganz viel mit 
dem Fahrrad, nur hat mein Fahrrad gerade ein Platten. Grundsätzlich möchte ich dazu sagen, 
dass wir, die ÖVP-Linz, das Vorhaben, dass der Radverkehrsanteil in Linz ist 2020 auf 15 
Prozent zu heben ist, jedenfalls unterstützen möchten. Es mir wichtig festzuhalten, dass 
die ÖVP-Linz in den letzten Jahren immer wieder initiative Anträge zu Verbesserung, zum 
Ausbau und insbesondere zur Minimierung von Gefahrenzonen für RadfahrerInnen gesetzt 
hat. Ich verweise plakativ auf die aktuellen Diskussionen betreffend einer gefahrenfreien 
und radfreundlichen Pflasterung auf der Landstraße. Zweitens, auf den soeben und heute 
diskutierten Antrag der ÖVP-Fraktion über die Begegnungszone am Hauptplatz und drittens, 
befürworten wir einen sicheren Radweg in die Industriezeile beispielsweise zu einem großen 
Kino. Unsere Jugendlichen könnten damit auf sicherem Weg dorthin gelangen.

All diese, unsere Anträge, zielen darauf ab, den Radverkehrsanteil in Linz zu fördern und 
entsprechende Maßnahmen zu setzen. Ich danke.“ (Beifall ÖVP)

Vizebürgermeister Forsterleitner:
„Ich darf für die sozialdemokratische Fraktion ganz kurz kundtun, dass für uns das Thema Rad 
fahren sehr wichtig ist. Wir wollen es auch weiterentwickeln. Wir beteiligen uns gerne an der 
Diskussion. Wir würden uns natürlich freuen, wenn wir das im Ausschuss weiterdiskutieren 
können und stehen dem grundsätzlich sehr positiv gegenüber.“

Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort.

Gemeinderätin Schmid:
„Wir stimmen der Zuweisung in den Ausschuss natürlich zu. Ich muss aber schon sagen, kurz 
vor der Wahl hat tatsächlich eine große Mehrheit in diesem Raum der Erklärung der Radlobby 
zugestimmt. Jetzt sind die Wahlen vorbei und dann verlässt uns sozusagen gemeinsam der 
Mut. Die FPÖ hat diese Erklärung als einzige nicht unterschrieben, das ist richtig. Alle 
anderen aber haben sie unterschrieben. Und jetzt müssen wir noch einmal im Ausschuss 
überlegen, ob das vielleicht doch gescheit ist. Wenn ihr noch ein bisschen Überlegungszeit 
braucht, dann soll es so sein. 

Ich möchte schon darauf hinweisen, dass wir die Maßnahmen bis 2020 erreichen sollten. Wir 
müssen auch einmal anfangen. Wir haben schon 2016. Bis 2020 sind es nur mehr vier Jahre. 
Es sind doch massive Geschichten, glaube ich, die notwendig sind, um das zu erreichen. Ich 
würde sagen, es geht um eine Verdoppelung des Radverkehrs. Weisen wir den Antrag also zu. Wir 
werden aber Druck machen und die Ergebnisse vom Ausschuss einfordern.“ (Beifall Die Grünen)

Der Vorsitzende lässt nun über die Zuweisung des Antrages abstimmen.

Der Antrag wird einstimmig dem Ausschuss für Infrastruktur, Stadtentwicklung und Wohnbau 
zugewiesen.

Vizebürgermeister Forsterleitner schlägt vor, die Anträge K 8 und K 9 hintereinander zu 
referieren und anschließend gemeinsam zu diskutieren.
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Stadträtin Mag.a Schobesberger berichtet über den von der Gemeinderatsfraktion Die Grünen 
und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, eingebrachten Antrag

K 8	 Wiedermontage der so genannten „Ampelpärchen“ 

und führt aus:
„Ich versuche, das jetzt kurz zusammenzufassen, nachdem wir das Thema, aus meiner Sicht, 
schon viel zu lange diskutieren. Vor einem halben Jahr wurde in vielen Städten Europas 
ein Zeichen, ein Signal für die Gleichstellung Homosexueller gesetzt und so genannte 
Ampelpärchen im öffentlichen Raum montiert, und zwar gemischt geschlechtliche und gleich 
geschlechtliche. Auf private Initiative und privat finanziert, wurde das schlussendlich auch in 
Linz umgesetzt. Im Alleingang des Verkehrsreferenten wurden diese wieder abmontiert. 

Der Antrag setzt sich aus zwei Teilen zusammen. Damit es hier ein stimmiges Ergebnis 
gibt, beantrage ich aufgrund der Diskussionen und der medialen Berichterstattung im 
Vorfeld selbst die getrennte Abstimmung dieser beiden Punkte des Antrages. Er umfasst 
nämlich zwei. Der eine Punkt ist, dass die demontierten Ampelpärchen möglichst rasch 
und umgehend wieder angebracht werden sollen. Der zweite Teil geht einen Schritt weiter. 
Er soll ermöglichen, an weiteren Kreuzungen solche gleich und gemischt geschlechtlichen 
Ampelpärchen anzubringen, sofern es wieder private Initiativen gibt, die bereit sind, das zu 
finanzieren. Wie gesagt, ich halte beides für sinnvoll. 

Ich ersuche natürlich um Zustimmung zu beiden Punkten. Ich bin aber damit einverstanden, 
dass wir das getrennt abstimmen. Ich halte es für wichtig, dass zumindest die Ampelpärchen, 
die schon da waren, wieder zurückkommen, damit wir diese leidige Diskussion endlich 
beenden können. Ich hoffe wirklich, dass die FPÖ, das was Kollege Hein zu Beginn der 
Sitzung angedeutet hat, unterlässt. Im Sinne der Sache sollte jetzt eine Mehrheit gefunden 
werden, die Ampelpärchen wieder anzubringen, um weiteren Imageschaden von der Stadt 
abzuhalten. 

Der Gemeinderat beschließe:

‚Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Linz fordert den zuständigen Verkehrsreferenten 
Markus Hein auf, die Demontage umgehend rückgängig zu machen:

1) die Ampelpärchen an der Mozartkreuzung werden umgehend wieder angebracht.

2) Zudem wird die Möglichkeit eröffnet, an weiteren geeigneten Ampelanlagen, wie etwa am 
Taubenmarkt, durch Privatinitiativen finanzierte Ampelpärchen anzubringen.

Die Bedeckung eventuell anfallender Kosten für die Montage soll durch Umschichtung im 
Rahmen des Budgets erfolgen.‘

Ich ersuche um Zustimmung.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderat Potočnik berichtet über den von der Gemeinderatsfraktion Die NEOS ein
gebrachten Antrag

K 9	 Rückanbringung der so genannten „Ampelpärchen“ an der Mozartkreuzung

und führt aus:
„Wir kennen alle die Hintergründe, das erspare ich uns. Ich möchte zwei Dinge dazu sagen. 
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Das erste, Markus Hein, ich bin dir dankbar dafür, dass du die Folien demontiert hast, weil 
paradoxerweise hat das genau dazu geführt, dass diese Ampeln überhaupt bekannt geworden 
sind. Das hat über 1000 oder 2000  kulturinteressierte Menschen interessiert. So haben wir 
ein Denkmal, das in aller Munde ist und haben endlich den Diskurs geführt, den es zu führen 
gab. Also eigentlich ist das eine super Sache. 

Das Zweite ist, wir hätten einen Sponsor anzubieten, der für die Rückanbringung aufkommen 
würde. Die NEOS-Seite bietet das an, damit die öffentliche Hand keine Kosten tragen muss.

Der Gemeinderat beschließe:

‚Die so genannten ,Ampelpärchen‘ an der Mozartkreuzung sind möglichst rasch, am besten 
in den nächsten Tagen (vor den Feiertagen) durch den zuständigen Stadtrat Markus Hein, 
wieder anzubringen.‘

Bedeckungsvorschlag: Ein privater Sponsor aus dem Umfeld der NEOS-Gemeinderatsfraktion 
übernimmt die Kosten für die Rückanbringung. Es entstehen somit keinerlei Kosten für die 
Stadt bzw. den Steuerzahler.“

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, Symbolik ist nicht alles, aber ein wichtiger Beitrag zum 
Aufbrechen von diskriminierenden Zuständen. Ich sehe das so mit den Ampelpärchen. Das 
ist ein Thema, das uns jetzt schon reichlich lange beschäftigt. Ich hoffe, dass das heute 
endlich zu einem glücklichen Abschluss kommt, dass die Ampelpärchen wieder aufgehängt 
werden. Der Vorschlag von Frau Stadträtin Schobesberger zu einer getrennten Abstimmung 
ist kein Problem. Danke.“

Gemeinderätin Polli, BEd:
„Frau Kollegin Grünn hat das Wort Diskriminierung angesprochen. Ich möchte sagen, die ÖVP 
ist ganz klar gegen Diskriminierung. Wir finden aber trotzdem, dass sexuelle Orientierung eine 
reine Privatsache ist und deshalb für uns diese Symbole auf den Ampeln nicht angebracht 
werden sollen. Wir nehmen davon Abstand und werden dagegen stimmen.“ (Beifall ÖVP)

Stadtrat Hein:
„Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, Frau Stadträtin 
Schobesberger hat fast vorwurfsvoll gesagt, Stadtrat Hein hat diese Ampelpärchen im 
Alleingang abmontiert.

Zwischenruf Stadträtin Mag.a Schobesberger:
„Das war kein Vorwurf!“

Stadtrat Hein weiter:
Das war ein Vorwurf. Ich möchte aber Frau Stadträtin daran erinnern, wie diese Ampelpärchen 
montiert wurden. Das ist im Alleingang meiner Vorgängerin gewesen.

Zwischenruf Stadträtin Hörzing:
„War aber korrekt!“

Stadtrat Hein weiter:
Meines war genauso korrekt. Genauso korrekt, wie sie deiner Meinung nach hinaufgekommen 
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sind, sind sie auch wieder ganz korrekt heruntergenommen worden, nachdem das in meinen 
Zuständigkeitsbereich fällt. Ich habe aus der Verkehrslichtsignalanlage das gemacht, was sie 
nun einmal ist. Es ist eine Ampel, die den Verkehrsfluss regelt und nicht ein Instrument, um 
grüne Gesinnungsbotschaften zu vermitteln.

Ich habe mich schon bereits bei der Tagesordnung zu Wort gemeldet, dass unter Umständen 
der Gemeinderat heute eine Kompetenzüberschreitung begeht. Die Rechtssituation ist, was 
die Montage dieser Ampelpärchen betrifft, nicht eindeutig. Ich werde die Stellungnahme 
des Landes Oberösterreich abwarten, bis das geklärt ist. Auch der Gemeinderat kann von mir 
nicht verlangen, dass ich etwas mache, was rechtlich nicht gedeckt ist.“ (Beifall FPÖ)

Vizebürgermeister Forsterleitner:
„Ich darf mich selbst für die SPÖ-Gemeinderatsfraktion zu Wort melden. Ich möchte gleich 
einmal sagen, ich sehe das gar nicht so, dass das eine Grüne Gesinnungsbotschaft ist, die hier 
zum Ausdruck kommt. Ich sehe diese Ampelpärchen als ein Zeichen der Gleichstellung von 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und damit für gegenseitigen Respekt. Das ist in meinen 
Augen ein sichtbares Zeichen für Gleichheit und Offenheit im öffentlichen Raum. Darum ist 
die sozialdemokratische Fraktion auch dafür, die Ampelpärchen an der Mozartkreuzung wieder 
aufzuhängen. Wenn man so will, sind wir modern und traditionell gleichzeitig. Wir wollen die 
Moderne, das Ampelpärchen, wieder aufhängen. Wir schlagen aber vor, die Ausweitung jetzt nicht zu 
machen, um nicht weiter Öl ins Feuer der Diskussion zu gießen. Es war aber jetzt grundsätzlich gut, 
dass wir darüber diskutieren und wir in dieser Frage zu einem mehrstimmigen Beschluss kommen. 

Es ist damit meine Bitte verbunden, Herr Stadtrat Hein, wenn es hier heute zu einem Beschluss 
für das Wiederaufhängen dieser Ampelpärchen kommen sollte, was sich abzeichnet, dann 
würde ich Sie ersuchen, diesen Ausdruck des Willens des Gemeinderates zu respektieren 
und zu befolgen. Ich bin kein Jurist, aber nach dem, was ich mir angesehen habe, sehe ich 
eindeutig, dass das dann zu tun ist. 

In diesem Sinne möchte ich meine Wortmeldung bereits wieder schließen und fragen, ob es 
weitere Punkte gibt. Sonst sind wir nämlich schon bei den Schlussworten der Berichterstatter. 
Ich würde in diesem Fall dann eine getrennte Abstimmung vorschlagen.“ (Beifall SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt den beiden Berichterstattern das Schlusswort:

Stadträtin Mag.a Schobesberger:
„Ich fange jetzt von hinten an und möchte mich deinem Ersuchen noch einmal nachdrücklich 
anschließen. Sollte es jetzt zu einer Mehrheit kommen, die sagt, die Ampelpärchen mögen 
wieder aufgehängt werden, möchte ich, dass man das umsetzt. Es ist nämlich ein Irrtum, 
wenn Sie glauben, dass es nicht in der Zuständigkeit des Gemeinderates liegt, Sie dazu zu 
bringen, die Ampelpärchen wieder aufzuhängen. 

Wenn ich das richtig im Kopf habe, ist es so, dass Sie innerhalb einer gewissen Frist – die 
habe ich jetzt nicht mehr im Kopf, waren es sechs Wochen – den Gemeinderat noch einmal 
zu befassen haben, wenn der Gemeinderat aus seiner Sicht beschließt, dass das rechtmäßig 
ist, wovon ich ausgehe. Ich bin auch Juristin und habe mich mit dem Thema beschäftigt. 
Daher ist für mich nicht nachvollziehbar, wie man hier zu einer anderen Sichtweise kommen 
kann. Auch bei uns im Haus gibt es eine klare rechtliche Sichtweise, dass dafür die Stadt 
Linz und der Gemeinderat im eigenen Wirkungsbereich zuständig ist. Erstens, gehe ich davon 
aus, dass das selbstverständlich rechtmäßig ist, wenn das der Gemeinderat beschließt. Und 
zweitens, wenn das der Gemeinderat – Sie können das lediglich hinauszögern – noch einmal 
beschließen muss, ist das umzusetzen. Oder, Frau Magistratsdirektorin?“
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Magistratsdirektorin Dr.in Steininger: 
„Ich darf ganz kurz zu den rechtlichen Grundlagen ausführen, welche Konsequenzen 
ein Beschluss des Gemeinderates hat. Wenn der Gemeinderat den Beschluss fasst, dass 
die Ampelschablonen wieder anzubringen sind, dann hat der zuständige Stadtrat diesen 
Beschluss umzusetzen. Eine Sistierung des Beschlusses, die du angesprochen hast, könnte 
nur der Bürgermeister vornehmen. Ansonsten ist diesem Beschluss Folge zu leisten.“

Stadträtin Mag.a Schobesberger:
„Ich bedanke mich für diese Rechtsauskunft. Ich gehe davon aus, dass Kollege Hein im 
Sinne dessen, was er bei der Angelobung geschworen hat, sich an die Gesetze halten wird 
und diesen Beschluss – sollte heute eine Mehrheit zustande kommen – umsetzen wird. Ich 
bin wirklich froh darüber, weil ich glaube, dass alles andere tatsächlich nur zum Nachteil 
und zum Schaden der Stadt passieren würde. Es ist unglaublich, mit welcher Vehemenz man 
sich gegen diese Maßnahme wehrt und dann noch argumentiert, dass es um nichts geht. Das 
ist schon erstaunlich. Es ist bedeutungslos und es geht um nichts, aber man kämpft das bis 
aufs Äußerste durch und nimmt dann noch in Kauf, dass die Stadt international negativ in 
den Schlagzeilen war. 

Ich glaube, dass es tatsächlich angebracht und im Sinne der Stadt ist, die Ampelpärchen 
– sollte der Beschluss dafür fallen – ehestmöglich wieder anzubringen. Die Argumentation, 
dass wir zwar gegen Diskriminierung sind, aber die sexuelle Orientierung eine Privatsache ist, 
kann ich ganz und gar nicht nachvollziehen. Das Gegenteil ist der Fall. 

Ich darf an die Schlagworte der Frauenbewegung erinnern, die gelautet haben ‚das Private 
ist politisch‘ und zwar aus dem Grund, dass gerade das politische, nämlich der Ausfluss der 
Politik unsere Rechtsordnung, diese Diskriminierungen hervorruft. Das heißt, es ist an der 
Politik, diese Rechtsordnung zu verändern und diese Diskriminierung, die wir in unserem 
Rechtsbestand haben, zu beseitigen. Natürlich kann man den anderen Weg gehen und darauf 
warten – wie es jüngst passiert ist –, dass so eine Diskriminierung nach der anderen von den 
Europäischen Gerichtshöfen oder Höchstgerichten aufgehoben werden. Ich glaube, das ist 
der falsche Weg. Es an der Zeit, Homosexuelle rechtlich auf allen Ebenen gleichzustellen 
und nicht darauf zu warten, dass uns Gerichte dazu zwingen. Auf dieses Thema und diese 
Probleme im öffentlichen Raum aufmerksam zu machen, halte ich nicht nur für angebracht, 
sondern für notwendig. Alleine die Diskussionen und die Emotionen der vergangenen Wochen, 
die Sie hervorrufen, zeigen, wie wichtig die symbolische Ebene ist. 

Ich ersuche dringend, diesen Anträgen zuzustimmen und diese Ampelpärchen ehestmöglich 
wieder anzubringen, um vor allem jetzt weitere Diskussionen hintan zu halten und weiteren 
Imageschaden von der Stadt abzuwenden.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderat Potočnik:
„Ein Satz: Bringen wir es hinter uns, wir machen uns lächerlich.“ (Beifall NEOS, Die Grünen)

Der Vorsitzende lässt nun über beide Anträge abstimmen; beim Antrag K 8 lässt der Vorsitzende 
getrennt in Punkte 1 und 2 abstimmen.

Der Punkt 1 des Antrages K 8 wird bei Gegenstimmen der Fraktionen von FPÖ (16) und ÖVP 
(12) mit Stimmenmehrheit angenommen.

Der Punkt 2 des Antrages K 8 wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19) 
und NEOS (3) sowie bei Gegenstimmen der Fraktionen von FPÖ (16) und ÖVP (12) mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt.
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Der Antrag K 9 wird bei Gegenstimmen der Fraktionen von FPÖ (16) und ÖVP (12) mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Bürgermeister Luger übernimmt wieder den Vorsitz.

Gemeinderat Eypeltauer berichtet über den von der NEOS-Gemeinderatsfraktion ein
gebrachten Antrag

K 10	Städtebaulicher Ideenwettbewerb JKU Viertel – Auhof/Dornach 

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir NEOS beantragen 
mit dem folgenden Antrag die Durchführung eines städtebaulichen Ideenwettbewerbs zur 
Planung der weiteren Entwicklung des Univiertels in Dornach/Auhof. 

Der Rektor, Meinhard Lukas, hat sich der Weiterentwicklung des Campusareals der Johannes 
Kepler Universität (JKU) verschrieben. Ein erklärtes Ziel ist es, den Campus über die Zwecke 
der Lehre und der Forschung hinaus zu einem vollwertigen Freizeitareal zu entwickeln. Das 
Teichwerk-Café und die geplanten Sportplätze sind erste Schritte in diese Richtung. Die 
JKU selber – also der Campus selber – ist eine Seite der Univiertel-Medaille, die andere, viel 
größere Seite ist die umliegende Gegend, die leider in einem Dornröschenschlaf schlummert.

Die Stadt muss - darum unser Antrag - die Initialzündung der Uni nutzen und das Univiertel 
aus diesem Dornröschenschlaf aufwecken. Jetzt bietet sich die Gelegenheit dazu und die 
sollten und dürfen wir nicht verpassen. Nutzen wir diesen Impetus. Das Viertel lässt sich 
– Sie können das auf Google-Maps bzw. in unserem großartigen Rathausfoyer ganz gut 
nachvollziehen - aufgrund ganz offensichtlicher struktureller Eigenschaften gut ein- und 
abgrenzen: Im Süden mit der Freistädter Straße, im Osten mit der Mühlkreisautobahn, im 
Westen mit dem Haselbach sowie der Glaserstraße und im Norden über die Wolfauerstraße. 
Dieses so eingegrenzte Viertel hat wesentliche und ganz offensichtliche Stärken, die schon 
jetzt bestehen. Es hat eine ganz eigene, sehr lockere Struktur, ist enorm grün und hat extrem 
viele freie Flächen. 

Lebendige Stadtviertel werden vor allem durch ihre Vielfalt ausgemacht, sprich Wohnen, 
Freizeit, Einkaufen, Fortgehen, Arbeiten, Sporteln, Radverkehr usw. Wenn man aufmerksam 
durch andere Städte geht, kann man beobachten, dass das in unserem Univiertel völlig fehlt. 
Ich kenne das aus persönlicher Erfahrung aus zwei Stadtvierteln oder Städten, nämlich aus 
Maastricht und Heidelberg. Wenn man sich dort die Univiertel anschaut, fällt einem regelrecht 
die Lade herunter, vor allem wenn man es mit dem unserem Univiertel vergleicht. Da tut 
sich vergleichsweise viel. Bei uns ist sprichwörtlich tote Hose, obwohl es dort weit mehr als 
20.000 Studierende, Lernende aus der Auhofschule, Lehrende und Arbeitende allein an den 
zwei Bildungszentren gibt. Wir finden, dass man das nicht achselzuckend akzeptieren kann 
und sagen kann, das ist und war immer so. Wir finden, dass wir uns anschauen müssen, was 
in diesem Viertel steckt. Man sollte denen, die sich wirklich auskennen und zwar möglichst 
vielen davon, genau diese Frage stellen. Also was kann aus dem Viertel werden, wie gehen 
wir das an.

Die Beantwortung dieser Fragen muss weit voraus und pro aktiv passieren. Das kann man 
nicht passieren lassen. Deshalb brauchen wir externe Experten, die das erarbeiten, die 
neue Perspektiven und neue Ideen bringen und zwar interdisziplinär. Das heißt, es müssen 
sowohl die hier in diesem Haus sehr oft genannten Stadtentwickler, Verkehrsexperten und 
Landschaftsplanern, als auch natürlich Soziologen einbezogen werden. Dafür braucht es 
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diesen Ideenwettbewerb, den wir beantragen. Es geht darum, die größtmögliche Expertise 
anzuzapfen, um das bestmögliche Ergebnis für unsere Stadt und für die Zukunft unserer Stadt 
zu bekommen. Das muss unser Anspruch sein. Über diesen Wettbewerb braucht es ebenfalls 
externe, ebenfalls professionelle und ebenfalls öffentlich ausgeschriebene Prozesssteuerungen 
und es braucht einen Dialog mit den Stakeholdern, sprich Uni, Schulzentrum, Heime, 
Unternehmen etc. Und als drittes eine Jury, ebenfalls öffentlich, ebenfalls Experten, ebenfalls 
Externe, möglichst Linz fremde und interdisziplinär. Die Schlagworte wiederholen sich relativ 
oft. 

Das Ergebnis muss inhaltlich offen sein. Es ist uns ganz wichtig, dass es eine formelle 
Offenheit geben muss, dass es keine Vorgabe geben darf im Sinne, dass es ein Masterplan 
oder ein Regelwerk werden muss. Das muss ganz offen sein. Außerdem hat so ein Wettbewerb 
zusätzlich den Vorteil, dass neben dem maximal qualitativen Output, auch noch ein 
öffentlicher Diskurs, eine öffentliche Diskussion, eine Reflexion passiert. Allein das wird 
schon eine fruchtbare Dynamik und Diskussion hervorrufen können.

Weil die Stadtentwicklung pro aktiv sein muss, weil wir so ein Potential nutzen und bestmöglich 
entwickeln müssen, stellen wir den Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Linz beschließe:

‚Die Stadt Linz möge möglichst rasch einen städtebaulichen Ideenwettbewerb zur Verbesserung 
und strategischen Entwicklung des Viertels rund um die JKU ausschreiben.

Bedeckungsvorschlag: Die Bedeckung anfallender Kosten soll durch Umschichtungen im 
laufenden Budget bzw. durch Berücksichtigung in kommenden Voranschlägen sichergestellt 
werden.‘

Ich danke für die Aufmerksamkeit.“ (Beifall NEOS)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor.

Gemeinderätin Mayer: 
„Sehr geehrte Damen und Herren, auch unsere Fraktion sieht einen Bedarf für einen 
städtebaulichen Ideenwettbewerb im JKU-Viertel Auhof Dornach. Es ist für uns aber zusätzlich 
sehr, sehr wichtig, das Thema Verkehr und Wohnen noch mehr zu berücksichtigen. Daher 
müssen Strategien zur Verkehrskoordinierung im JKU-Viertel überlegt werden. Das heißt, 
es sind konzeptionelle und planerische Grundlagen und Strategien im Verkehrsbereich zu 
erarbeiten. Außerdem muss man sich in Auhof/Dornach mit der Schaffung von attraktivem 
Wohnraum und mit der Attraktivierung des Wohnungsumfeldes beschäftigen.

Daher stellen wir folgenden Abänderungsantrag.

Der Gemeinderat beschließe:

‚Die Stadt Linz möge möglichst rasch einen städtebaulichen Ideenwettbewerb zur Verbesserung 
und strategischen Entwicklung des Viertels rund um die JKU ausschreiben, mit dem Ziel, 
den Stadtteil als Universitätsviertel weiterzuentwickeln, wobei ein Hauptfokus auch auf 
die Attraktivierung des Wohnraums/-umfeldes samt gesamtheitlicher Mobilitätsstrategie 
(Individualverkehr, öffentlicher Verkehr sowie der ,sanften‘ Mobilität zu richten ist.‘

Danke.“ (Beifall ÖVP)
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Gemeinderat Grininger, MSc:
„Wir Grünen sind für innovative Ideen immer offen und auch für eine Weiterentwicklung des 
Stadtteils Auhof/Dornach, diese kann nur von Vorteil sein. Wir werden dem Antrag zustimmen, 
ebenso werden wir dem Abänderungsantrag der ÖVP unsere Zustimmung geben. Danke.“

Gemeinderat Kleinhanns:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, Damen und Herren des Gemeinderates, lieber Kollege 
Eypeltauer, dein Antrag ist sehr interessant, gut gemeint und sehr sorgfältig beobachtet, 
was etwa die Intentionen des Rektors oder des Universitätssenats und die Bevölkerung dort 
betrifft. Das ist ein Gebiet, das in der Stadt Linz liegt. Es ist - wie heute schon einmal 
festgehalten wurde - schon zu beachten, dass noch nie in der Geschichte der Stadt Linz so 
viele Techniker, Architekten und Diplomingenieure in der Magistratsverwaltung, insbesondere 
in der Bauverwaltung beschäftigt waren, die ständig Pläne herstellen, Planungen machen und 
versuchen, die Aufträge des Gemeinderates umzusetzen und noch weitere Ideen entwickeln, 
wie man mit einem Gebiet der Stadt umgehen kann. 

Das Gebiet, das du ansprichst, ist erst vor zwei Jahren durch ein Örtliches Entwicklungskonzept 
behandelt, genau geprüft, untersucht und in Plänen festgelegt worden. Das ist eine sehr junge 
aktuelle Planung. Dabei ist festzustellen, dort gibt es kaum Baulandreserven und es sind 
keine Siedlungserweiterungen vorgesehen. Das, was den Konflikt bei der Linzer Universität 
ausmacht, sind auf der einen Seite die Gebäude des Lehrens und des Lernens und auf der 
anderen Seite die Wohngebiete, die nicht unbedingt der Universität zugeordnet waren. 

Linz hat damals etwas außerhalb der Stadt eine Hybriduniversität errichtet. Dann hat man 
sich bemüht, den Zwischenraum zwischen der eigentlichen Stadt in dem Teil Urfahr und 
der Universität mit Wohnbauten zu schließen. Daher ist unsere Universität weder eine 
Campusuniversität geworden, noch so eine dieser malerischen, auch von mir sehr geschätzten 
Universitäten Marburg, Heidelberg, Maastricht usw., die wir alle bewundern, aber die aus der 
Geschichte heraus gewachsen sind. Unsere Universität liegt sozusagen am Stadtrand. 

Die Grundstücke, die dort vorhanden sind, gehören gar nicht in den Bereich der Stadt Linz. 
Die Freiflächen - das täuscht etwas -, sind relativ große PKW-Abstellflächen. Das nicht mit 
dem Grünzug von Urfahr verwechseln. Die sind im Besitz des Bundes für die eventuell und, 
ich glaube, absehbaren Erweiterungen und Veränderungen der Universität vorgesehen. Das 
heißt, hier wurde eine sehr kluge Reserve geschaffen. Ob sie ausreichen wird, wissen wir 
alle nicht. Das aber sind Reserveflächen, die zwischenzeitlich nicht vorübergehend, wahr
scheinlich nur mit relativ hohem finanziellen Mitteleinsatz verändert werden könnten. Diese 
Planungen müssten wieder zerstört werden, wenn z.B. von Seiten der Universität ein neues 
Institutsgebäude bzw. eine neue technische Einrichtung usw. nachkommen. Unserer Ansicht 
nach, ist in diesem Gebiet keine ausreichende Planungsfreiheit gegeben, weil man aus dem, 
was dort vorhanden ist und sicherlich nicht ganz ideal ist, nicht sehr viel machen kann. Wir 
können natürlich aber eine aufwendige Planung in Auftrag geben, die Etliches kosten wird. 
Die wird man dann aller Voraussicht nach nicht umsetzen können. 

Ich glaube, dass es für Linz an der Stelle allgemein besser wäre - wir denken jetzt an das 
ganze Stadtgebiet, wir haben in der letzten Gemeinderatssitzung Ebelsberg behandelt, wir 
haben einige ungelöste Probleme mit Umfahrungen, wir sind in der nächsten Zeit auf zwei 
Brücken zusammengeschnitten -, dass ein neues Planungsfeld aufgemacht wird, die bereits 
bestehenden Probleme anzugehen und diese angestauten Lasten aus der vergangenen 
Verkehrs- und Stadtplanung aufzuarbeiten. Wir sehen daher in diesem Fall keine Notwen
digkeit, weitere Aufträge, teure, nicht umsetzbare Wettbewerbe usw. auszuschreiben oder zu 
finanzieren. Danke.“ (Beifall FPÖ)
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Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Gemeinderat Eypeltauer:
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, geschätzter Kollege Kleinhanns, ich möchte 
natürlich auf die Argumente eingehen, die Sie gebracht haben. 

Zum Ersten sehe ich keinen Widerspruch zwischen bestehenden, akuten Problemen und dem 
Anspruch, nicht ganz so akute Probleme zu lösen. Ich glaube, dass sich das nicht ausschließt. 
Zum Zweiten, zur Frage der Kosten, das wird schätzungsweise insgesamt zwischen 30.000 
und 50.000 Euro ausmachen. Das Ergebnis - das ist ganz wesentlich - ist etwas, was uns auf 
lange Sicht ein Vielfaches dieser Kosten ersparen kann. Wir sind uns sicher alle einig, dass 
weitblickendes Planen und langfristiges Denken eher spart, als kostet. Ich glaube daher, dass 
das Kostenargument gar nicht so schwer wiegt. 

Wenn Sie sagen, dass die Viertel in Maastricht und Heidelberg und sonst wo aus der Geschichte 
gewachsen wären, ist das selbstverständlich richtig und unseres nicht so, das ist auch richtig. 
Der Campus und das Drumherum sind relativ jung. Es spricht aber nichts dagegen, einmal 
anzufangen, jetzt selber Geschichte zu schreiben und das Ganze selbst zu beeinflussen. Es 
kam der Einwand, dass es keine Grundstücke gibt, über die wir verfügen können. Das stimmt 
sogar. Da sind wirklich wenige Grundstücke. Nur glaube ich, dass es nicht immer darum geht, 
was kann ich wo bauen, sondern auch um viele andere Faktoren geht, weichere Faktoren, 
die sehr wohl Gegenstand von Planung sein können und bei denen man sehr wohl, gerade im 
Uni-Viertel, etwas tun muss. 

Ich würde Sie - das meine ich ernst - dazu einladen, mit mir ins Uni-Viertel zu gehen und sich 
das anzuschauen. Wenn man eine halbe Stunde durchgeht, merkt man sofort, wo wirklich 
Verbesserungspotenzial gegeben ist. Ich gebe mit diesem Antrag gewissermaßen die Anliegen 
von vielen Kolleginnen und Kollegen der Uni, bei denen das schon seit Jahren Gesprächs
thema ist, an den Gemeinderat weiter. Ich glaube, wenn jemand weiß, wie man gewisse 
weiche Faktoren im Uni-Viertel verbessern könnte, dann sind das die Studierenden, die dort 
täglich ein- und ausgehen, dort teilweise leben und dort versuchen, fortzugehen, sagen wir 
einmal so. 

Es ist schön, dass es im Magistrat viele Techniker und Planer gibt, die gut arbeiten. Das will ich 
jetzt gar nicht in Frage stellen. Es ist auch begrüßenswert, dass es ein Entwicklungskonzept 
gibt. Ein Entwicklungskonzept ist eben nicht das Ergebnis eines solchen Wettbewerbs, wie 
wir ihn hier fordern. Es zeigt sich, dass die Ergebnisse von solchen Wettbewerben qualitativ 
wesentlich besser sind und eigentlich nur sein können, als das, was man, salopp gesagt, in 
der eigenen Suppe produziert. Das ist keine Spitze gegen die Stadtentwicklung stadtintern, 
sondern ein unumstößliches Faktum und völlig logisch. So gesehen, hätte ich ausreichend 
erwidert und möchte in dem Sinne noch einmal um Zustimmung bitten. Ich würde mich 
freuen, wenn mein Uni-Viertel, dass ich mittlerweile schon sehr gut kenne, den Drive, den 
meine Alma Mater vorgibt, aufnehmen und sich weiterentwickeln kann. Danke.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Abänderungsantrag abstimmen.

Der Abänderungsantrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19) und FPÖ 
(16) mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Vizebürgermeister Wimmer berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion 
eingebrachten Antrag
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K 11	Einsatzkräfte-Kooperation: Terror-Vorbereitung und Schutz kritischer Infrastruktur - 
Antrag und Resolution

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, geschätzte Damen und Herren, ich glaube, die Situation, 
dass es im Bereich von Terrorismus und Extremismus in europäischen Städten ungeplant und 
unvorhersehbar kleinere und größere Vorfälle gegeben hat, ist bekannt. Linz und Österreich 
sind glücklicherweise einerseits keine primären Ziele oder sind zumindest bisher nicht als 
solche ausgewiesen. 

Es gab aber, zumindest was die Bundeshauptstadt betrifft, schon erste Warnungen, denen 
glücklicherweise kein entsprechender Vorfall gefolgt ist. Ich glaube, es wäre wichtig, zur 
Vorbereitung und gegebenenfalls zum Einsatz im Ernstfall die dazu berufenen Kräfte 
stärker zu bündeln, weil es die Sondersituation gibt, dass im Bereich Linz, Österreich und 
Oberösterreich verschiedene Gebietskörperschaften tätig sind. Es wäre sinnvoll, von der 
Stadt im Feuerwehrwesen, dem Land, bis hin zum Bund über Polizei und österreichisches 
Bundesheer, die hier im Einsatzfall tätig werden müssten, zum Schutz kritischer Infrastruktur, 
Blackout-Szenarien und was damit im Zusammenhang steht, wenn auch jetzt nicht völlig 
akut, entsprechende Vorbereitungen einzuleiten. Wenn es einmal so weit ist, wenn es 
einmal brenzlig wird oder sogar brennt, ist es wahrscheinlich zu spät, Vorbereitungen in 
die Wege zu leiten. Daher empfehle ich dem Gemeinderat, in Vorbereitung, noch ohne ein 
konkretes oder akutes Bedrohungsszenario angesichts der europäischen Gesamtsituation, 
Vorkehrungen zu treffen. Es ist extrem kostengünstig möglich, weil auch andere Stellen - das 
haben Vorerkundigungen ergeben - selbst ein Interesse daran haben oder haben können, eine 
bessere Vernetzung herbeizuführen. Ich glaube, es wäre sinnvoll, sich besser auf eine Sache 
vorzubereiten, die vielleicht dann nicht eintritt, als unvorbereitet in irgendeinen Unglücksfall 
hineinzustolpern. 

Der Gemeinderat beschließe:

‚I. Antrag

In Hinblick auf die Herausforderungen bei der Aufrechterhaltung der Sicherheit der 
Bevölkerung in Ballungszentren, sollen künftig auch Kräfte des Österreichischen Bundesheeres 
näher in das städtische Sicherheitsmanagement eingebunden und ein wechselseitiger 
Informationsaustausch im Sinn des Linzer Sicherheitsprogramms durchgeführt werden, 
das beschlussmäßig um diese Aspekte ergänzt wird. Gemeinsame Vorbereitungen sollen im 
Ernstfall eine reibungslose und optimale Reaktion auf aktuelle Bedrohungsbilder ermöglichen.

II. Resolution an das Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport

Das Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport wird im Sinn der Antragsbegründung 
ersucht, eine engere Zusammenarbeit der verfügbaren Kräfte mit der Landeshauptstadt Linz und 
den dort tätigen übrigen Einsatzkräften zu ermöglichen, um im Falle einer akuten Bedrohung 
durch vorhergehende Ausbildung, Koordination und Übung bestmöglich vorbereitet zu sein.

Bedeckungsvorschlag: Die Bedeckung eventuell anfallender Kosten erfolgt durch 
Umschichtungen im Voranschlag 2016 sowie durch Berücksichtigung in kommenden 
Voranschlägen.‘

Deshalb bitte ich um Annahme dieses Antrages.“ (Beifall FPÖ)
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Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderat Leidenmühler:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Herr Vizebürgermeister, die Terrorismusgefahr ist 
selbstverständlich vor dem Hintergrund der Ereignisse der letzten Monate in Europa sehr, 
sehr ernst zu nehmen. Wir haben im Sicherheitsprogramm, das wir gemeinsam beschlossen 
haben, die Kooperation, die Koordination mit allen Einrichtungen, die für die Sicherheit 
in der Stadt zuständig sind, vorgesehen. Wir denken aber doch, dass das österreichische 
Bundesheer grundsätzlich nicht der primäre, wenn nicht sogar der falsche Ansprechpartner 
ist. 

Für die Terrorismusabwehr ist die Polizei zuständig. Hier ist die Zusammenarbeit extrem 
wichtig. Diese Zusammenarbeit der Behörden der Stadt mit der Polizei geschieht tagtäglich. 
Das Bundesheer ist, abgesehen von der militärischen Landesverteidigung, sozusagen, wie du 
weißt, in der so genannten sicherheitspolizeilichen Assistenz heranzuziehen, wenn die Polizei 
glaubt, sie kommt mit einem Problem nicht mehr zurande und braucht die Unterstützung 
des Bundesheeres. Das gilt nur in extremen Ausnahmesituationen, was Terrorismus angeht 
und nur unter ganz engen Voraussetzungen, wie etwa zum Schutz der verfassungsmäßigen 
Einrichtungen, wozu die Linzer Infrastruktur nicht unbedingt gehört. Aus diesem Grund 
denken wir, Vernetzung ist wichtig und Kooperation, Koordination, vor allem mit der Polizei, 
ist wichtig. Das österreichische Bundesheer brauchen wir aber als Stadt Linz nicht mit einzu
beziehen. Daher werden wir uns der Stimme enthalten.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderat Kleinhanns:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, Damen und Herren des Gemeinderates, entschuldigen 
Sie, wenn ich hier eine kleine Episode aus meinem Leben bringe, nur um die Wichtigkeit und 
die Bedeutung dieses Gedankenansatzes und dieses Antrages zu betonen. (Heiterkeit) Ich 
denke, dass beim Hochwasser 1954 die wenigsten von Ihnen dabei waren. (Zwischenrufe) 
1954 das große Hochwasser, das sollten die Linzer Gemeinderäte wissen. (Zwischenrufe, 
Heiterkeit) 

Ich möchte nur ganz kurz erwähnen, das Hochwasser hat sich auf Linz zubewegt und die 
Verantwortlichen der Stadtregierung waren zwei Tage nicht erreichbar. Das kann man sich 
heute kaum vorstellen, aber das war der Fall. Ein Abteilungsleiter-Stellvertreter hat die Sache 
in die Hand genommen und entgegen der damals gesetzlichen Möglichkeiten in der Not 
kurzen Kontakt mit dem Heer aufgenommen. 1954 war dieses Heer nicht das österreichische 
Bundesheer, sondern in Hörsching waren die amerikanischen Besatzungstruppen. Das musste 
so gehen. 

Durch die Unterstützung des Heeres, nicht der Soldaten direkt, aber durch ihr Material, 
konnte im letzten Moment - den Linzer Hochwasserdamm hat es damals noch nicht 
gegeben - der Hochwasserschutz im Bereich der Ludlgasse so weit gesichert werden - an der 
Holzstraße steht ein riesen Trafo -, dass die Stromversorgung für das Allgemeine Krankenhaus 
gesichert wurde. Die Landesfrauenklinik war sowieso schon unter Wasser. Das war nur durch 
diese Überschreitung der Kompetenzen möglich. Diesem Magistratsbeamten ist dann kein 
dienstrechtliches Verfahren angehängt worden, sondern er hat die größte Staatsauszeichnung 
bekommen. Er wurde für diese Aktion ausgezeichnet. Da sieht man, dass es jederzeit Fälle 
geben kann. Ich erinnere nicht an die heutigen Zeitungsnachrichten, dass zur Unterstützung 
der Sicherheitskräfte vom oberösterreichischen Jägerbataillon ein ganzer Zug nach Salzburg 
– das ist gar nicht weit weg – abkommandiert wurde. Das heißt, diese Anschlussstelle gibt es 
und die sollten wir nicht außer Acht lassen. Daher glaube ich, dass die Idee, ein Programm 
vorzubereiten, das im Ernstfall schlüssig und rasch greifen kann, auf jeden Fall wichtig ist. 
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Wir haben gesehen, dass in Europa in den letzten Monaten, im letzten halben Jahr an ver
schiedenen Punkten durch langes Zaudern und durch nicht Vorhandensein irgendwelcher 
Einsatzüberlegungen und –plänen usw. große Verwirrung und Leid bei den Menschen, bei den 
Betroffenen, bei denen, die plötzlich überrollt wurden oder solche, die etwas zu befürchten 
hatten, entstanden ist. Ich bitte, das nicht so auf die leichte Schulter zu nehmen, sondern 
schon zu bedenken, dass es diesen Fall auch hier in dieser Stadt schon gegeben hat.“ 
(Beifall FPÖ)

Gemeinderat Spannring:
„Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben uns bei den Einrichtungen, die am Antrag 
angesprochen worden sind, erkundigt. Die erzählten uns, dass es sehr wohl abgestimmte 
Vorgangsweisen, enge Kontakte, Zusammenarbeit, Notfallpläne und Einsatzpläne gibt. 
Das heißt, wir brauchen hier keine zweite Schiene aufbauen, es ist bereits Bestand, 
soweit man das in so einem Fall sagen kann. Aber soweit man es sagen kann, ist Linz 
mit seinen Einsatzorganisationen und Einrichtungen mit dem Innenministerium, Landes-
Verteidigungsministerium und Polizei und Feuerwehr bestens – soweit man das sagen kann, 
das möchte ich noch einmal betonen – auf solche schlimmen Ereignisse vorbereitet. Es 
braucht daher keine zusätzliche Struktur. Daher werden wir diesen Antrag nicht annehmen 
und uns der Stimme enthalten.“ (Beifall ÖVP)

Gemeinderätin Roschger:
„Zur Erleichterung des Abstimmungsprozederes, werden wir uns auch der Stimme enthalten.“

Gemeinderat Eypeltauer:
„Wir werden uns auch enthalten.“

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Vizebürgermeister Wimmer:
„Ich darf noch zu den Worten, die bereits unser Fraktionsobmann Günther Kleinhanns geäußert 
hat, ergänzen und zu den Einwendungen, die gebracht wurden, sagen, es ist nicht ganz so, 
dass sich die mögliche Einsatztätigkeit auf ganz wenige Fälle beschränkt. Die Äußerungen von 
Gemeinderat Leidenmühler und Gemeinderat Spannring stehen in einem Widerspruch. Wenn 
der eine offenbar eher im theoretischen Bereich argumentiert und sagt, es gibt grundsätzlich 
keinen Bedarf, überhaupt tätig zu werden, außer in ganz wenigen Ausnahmefällen und von 
der anderen Seite aber gemeint wird, dass es schon eine gute Vorbereitung und Vernetzung 
gibt. Also offenbar auch für verschiedenste Szenarien und nicht nur für ganz, ganz seltene 
Fälle. 

Meine Informationsquellen – offenbar wird mit unterschiedlichen Informationen umgegangen 
– sagen mir, dass es natürlich bereits Vorbereitungen in Teilbereichen gibt. Was aber 
bisher gefehlt hat, ist eine gemeinsame Koordination, die sich in der Praxis im Sinne einer 
Planungsübung, einer Stabsübung, die in einem kleinen Personenkreis abgehalten werden 
kann, bewähren muss. So etwas hat es ganz offensichtlich noch nicht gegeben. Es gibt 
Personen, die in diesem Bereich tätig sind, die die Infrastrukturen nicht so kennen, wie sie 
sie kennen sollten. Ich glaube, es gibt sogar Expertinnen und Experten, die damit befasst 
sind. 

Es geht hier um eine Erleichterung, die der Gemeinderat möglich machen oder sich dagegen 
aussprechen kann. Ich verstehe es nicht. Ich kann mich nur darüber wundern, wie man so 
einer Sache gegenüber, die wenig kostet und vielleicht sehr viel bringt, eine ablehnende 
Haltung einnehmen kann. Es war einen Versuch wert. Wenn der Gemeinderat dem nicht 
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zustimmt und zu einem späteren Zeitpunkt vielleicht doch die Anforderung von offizieller 
Stelle kommt, so etwas durchzuführen, wären die beiden Positionen, die da genannt wurden, 
zu überdenken und eine neue Beschlussfassung dann entsprechend herbeizuführen, wenn 
die Information offenbar zu aktualisieren ist oder sich als unrichtig erweist. Ich bitte dennoch 
um Annahme dieses Antrages.“ (Beifall FPÖ)

Bürgermeister Luger:
„Es bleibt die Hoffnung, Herr Kollege Wimmer, nachdem die Widersprüche die Basis für den 
Fortschritt sind, dass das in diesem Sinne behandelt wird.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), ÖVP (12), Die Grünen 
(9) und NEOS (3) sowie Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Gemeinderat Mag. Hajart berichtet über den von der ÖVP-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 12	Linz soll Pilotstadt im Integrationsbereich werden - Resolution und Antrag

und führt aus:
„Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben in Linz einen kontinuierlich Anstieg des 
Ausländeranteils zu verzeichnen. Derzeit stehen wir bei über 20 Prozent. Über 20 Prozent der 
Linzerinnen und Linzer mit Hauptwohnsitz, haben ausländische Staatsbürgerschaften. Das ist die 
Situation der ‚Hauptwohnsitz-Linzer‘. Dazu kommen aktuell die Migranten aus dem Flüchtlingsbereich. 
Der Flüchtlingsstrom ist ungebrochen. Mit Stand Dezember 2015 hatten wir bis dato 2652 Asylwerber 
in Linz untergebracht. Dies führt zweifelsohne zu großen Herausforderungen im Integrationsbereich. 
Wir, als ÖVP, sehen das so, dass Integration eine Verpflichtung der Zuwanderinnen und Zuwanderer ist. 
Wir wollen in Linz seit längerer Zeit so genannte Integrationsvereinbarungen oder Integrationsverträge 
etablieren, worin wechselseitige Rechte und Pflichten festgeschrieben stehen. Als wesentlich erachten 
wir die deutsche Sprache, die geltenden Regeln und die Kultur des Landes, die die Zuwanderer zu 
akzeptieren und sich dementsprechend einzubringen haben. Zahlreiche Städte in Deutschland haben 
solche Integrationsvereinbarungen schon etabliert. 

Unseres Erachtens sollte es so sein, wenn man diese Vereinbarungen bricht, dass es zu 
Sanktionen kommen kann oder kommen soll. Vor diesem Hintergrund richten wir folgende 
Resolution an die Österreichische Bunderegierung:

Der Gemeinderat beschließe:

‚1. Die Österreichische Bundesregierung wird ersucht, bundesgesetzliche Rahmen
bedingungen zu schaffen, die den Abschluss von verbindlichen vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Zuwanderern und Kommunen im Sinne von Integrationsvereinbarungen (samt 
Sanktionsmöglichkeiten bei Nichteinhaltung) ermöglichen.

Der Gemeinderat beschließe:

2. Linz positioniert sich als österreichische Pilotstadt im Integrationsbereich. Das für 
Integration zuständige Mitglied des Linzer Stadtsenats beauftragt unter Einbindung der im 
Gemeinderat vertretenen Fraktionen eine Evaluierung des im Jahre 2010 beschlossenen 
‚Maßnahmenpaket Integration‘ und legt dem Gemeinderat ein auf Basis dieser Evaluierung 
adaptiertes Maßnahmenpaket mit messbaren Zielsetzungen und Kriterien vor.
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3. Diese Maßnahmen und Zielsetzungen sollen im Hinblick auf ihre Treffsicherheit einem 
regelmäßigen Monitoring unterzogen werden.

Bedeckungsvorschlag: Allenfalls entstehende Kosten sollen durch Umschichtungen im 
laufenden Budget gedeckt werden.‘

Ich ersuche um Ihre Zustimmung.“ (Beifall ÖVP)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Åkerblom:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, ich hoffe dass mich 
jeder im Gemeinderatssaal hören und verstehen kann. Wenn das nicht der Fall ist, hat 
Vizebürgermeister Wimmer gesagt, er wird meine angeschlagene Stimme ins Deutsche 
übersetzen. 

Ich möchte den Gemeinderat darauf aufmerksam machen, dass im März letzten Jahres die 
ÖVP bereits einen ähnlichen Antrag gestellt hat. Wir Freiheitlichen verstehen nicht, wofür wir 
einen Integrationsvertrag brauchen, wenn es schon geltende Regeln und Gesetze gibt. Ein 
Gesetz ist juristisch gesehen stärker, als ein Vertrag. Wenn es in Linz Integrationsverträge 
geben würde, hätte es den Anschein, dass es etwas zum Ausverhandeln gibt, was nicht 
der Fall ist. Mit einem Vertrag gibt es eine Wahlfreiheit, ob man unterschreiben will. Wir 
Freiheitlichen wollen keinen Entscheidungsspielraum geben. Wer sich nicht integrieren will 
und die Voraussetzung auf ein Leben miteinander nicht erfüllt, soll auch Vergünstigungen 
verlieren. 

Seit mehreren Jahren arbeiten wir für ein klares Regelwerk für ein besseres Zusammenleben 
in Linz und in Österreich. Es sollte eine Selbstverständlichkeit sein, wenn man in ein Land 
kommt und dort leben will, dass man die Sprache erlernt und sich an die geltenden Regeln 
hält. Wir freuen uns jedoch sehr, dass die ÖVP einen Handlungsbedarf sieht. Unserer Meinung 
nach ist er aber der falsche Weg, darum werden wir uns der Stimme enthalten.“ (Beifall FPÖ) 

Gemeinderat Eypeltauer: 
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegen, der Titel und die Grundidee dieses Antrages 
findet unsere Zustimmung. Es ist grundsätzlich positiv, dass Städter als Stätten der Innovation 
etwas ausprobieren sollen, wie man zukünftige Probleme vielleicht innovativer und besser 
lösen kann, als das die Bundesregierung tut bzw. nicht tut. 

Wir stoßen uns aber zum einen an der Wortwahl. Das Vokabular erinnert uns eher an eine, von 
mir aus gesehen, weiter links sitzende Fraktion. Ich kann nur einmal mehr davor warnen zu 
generalisieren, zu pauschalieren, gerade in der Sprache. Wenn pauschal von den Zuwanderern 
die Rede ist und Worte, wie Integrationsunwilligkeit verwendet werden, dann ergibt es im 
Gesamten einen Eindruck, der mir persönlich nicht ganz schmeckt. Nur, weil eine politische 
Partei ein bisschen etwas einreißen lässt, müssen wir uns andere nicht unbedingt auch 
hinreißen lassen. Es muss bei solchen Themen, denke ich, in der Sprache klar sein, dass 
wir auf Augenhöhe mit Individuen sprechen und nicht mit einer großen Masse von potenziell 
integrationsunwilligen Invasoren oder was auch immer. Ich sehe das mit Besorgnis, wenn in 
der Politik in der Sprache so etwas impliziert wird. 

Der Antrag wird sich unserer Zustimmung nicht erfreuen können. Wir werden uns enthalten, 
weil uns vor allem die konkrete Ausgestaltung der Sanktionsmaßnahmen, von denen die Rede 
ist, ein Dorn im Auge bzw. zu unkonkret ist. Man müsste sich auch die konkrete Definition 
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von Integrationsunwilligkeit noch sehr genau anschauen, bevor man so etwas beschließen 
kann. Die Grundidee eines Integrationsvertrages, also was dahinter steht, ist nicht abzu
lehnen. Nur, wie gesagt, in der Formulierung und in der Ausgestaltung und so unkonkret, 
geht uns das aber dann doch einen Deut zu weit in die rechte Richtung.“ 

Stadträtin Hörzing: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, bei diesem Antrag schlage 
ich der ÖVP eine getrennte Abstimmung vor. Zu Punkt 1, der seitens der ÖVP eingebracht 
wird, dass vertragliche Vereinbarungen zwischen Zuwanderungen und Kommunen passieren 
sollten, möchte ich darauf hinweisen, dass es dort keine vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
Zuwanderern und Kommunen gibt, sondern zwischen der Kommune und Migrantenvereinen. 
Das ist also nicht auf das Individuum abgestellt, das würde ich für relativ schwierig halten. 

Wie Kollegin Åkerblom schon ausgeführt hat, gibt es von Seiten der Österreichischen 
Bundesregierung eine Integrationsvereinbarung, die natürlich auf den Erwerb der deutschen 
Sprache abstellt, damit dementsprechend die Eingliederung passieren kann. Darüber hinaus 
gibt es selbstverständlich Maßnahmen, die in Richtung kulturelle Rahmenbedingungen gehen 
und mit denen europäische und demokratische Grundwerte vermittelt werden.

Ich schlage vor, die Punkte 2 und 3 dem Sozialausschuss zuzuweisen, damit wir uns mit 
dieser Thematik in wiederholter Weise, aber trotzdem nochmals intensiv beschäftigen können, 
damit wir aufgrund der aktuellen Situationen Handlungsmaßnahmenfelder ableiten können. 
Es sollte intensiv im Sozialausschuss darüber diskutiert werden, was wir seitens der Stadt als 
wesentlich und wichtig erachten. Danke schön.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderätin Mag.a Hartig: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, hoher Gemeinderat, auch die Grüne-Fraktion wird sich 
beim ersten Punkt enthalten. Wie die VorrednerInnen schon betont haben, gibt es in Österreich 
bereits so etwas wie eine Integrationsvereinbarung, weil sonst kein Daueraufenthalt möglich 
ist, wenn man nicht Deutsch lernt. Das gibt es nicht erst seit gestern, sondern mindestens 
schon seit 15 Jahren. Von daher glaube ich nicht, dass es notwendig ist. Ich gehe aber dann 
zur späteren Stunde näher auf euren Dringlichkeitsantrag ein, wenn es lustig wird. 

Zu Punkt 2 und 3 interessiert es uns natürlich, wie die Maßnahmen wirken, wie sie verbessert 
werden können und wo es Handlungsbedarf gibt. Wir hatten vor der Sommerpause bzw. schon 
vor den Wahlen eine kurze Auseinandersetzung mit den Möglichkeiten oder Maßnahmen, 
die man in Bezug auf Monitoring setzen kann. Das würde ich natürlich wieder sehr gerne 
aufgreifen. Ich komme zu Punkt 3, was die Zielsetzungen im Hinblick auf die Treffsicherheit 
betreffen, wenn man zum Beispiel die Gleichstellung und die Partizipation von MigrantInnen 
anschaut. Was kann die Stadt machen, um Diskriminierungen zu eliminieren. Wie schaut das 
mit Bildung und Fortbildung aus, wenn man sich zum Beispiel die Needs, also Beschäftigung, 
Einkommen, Gesundheit, Pflege, Wohnen und Infrastruktur anschaut. All diese Punkte würden 
wir uns sehr gerne im Hinblick auf Gleichstellung, Chancengleichheit, Partizipation von 
MigrantInnen anschauen. Wir unterstützen natürlich die Zuweisung in den Sozialausschuss, 
um uns das wirklich genauerer zu betrachten, nämlich wir definieren, welche politischen 
Maßnahmen für uns wichtig sind. Da braucht es natürlich einen längeren Austausch im 
Ausschuss.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderätin Mag.a Grünn: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich kann es wie immer kurz machen. Für mich ist 
Integration vor allem eine soziale Frage. Das von der ÖVP vorgeschobene Sanktionsregime, 
das mit der Mindestsicherung und der Einschränkung der Mindestsicherung gefordert wird, 
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ist für mich schwärzeste Pädagogik im wahrsten Sinne des Wortes. Das gehört in das vorige 
Jahrhundert und nicht in die heutige Zeit. Daher keine Zustimmung zu diesem Antrag.“ 

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort

Gemeinderat Mag. Hajart: 
„Ich fange bei Kollegin Åkerblom an. Sehr geehrte Frau Kollegin, wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, fordern Sie ein Gesetz ein, wenn Sie sagen, solche Integrationsvereinbarungen sind Ihnen zu 
wenig. Genau so ein Gesetz beantragen wir hier, wenn Sie sich den Antrag nochmals zu Gemüte 
führen. Die Österreichische Bundesregierung wird ersucht, die bundesgesetzlichen Rahmen
bedingungen usw. dafür zu schaffen, dass ein so genanntes Integrationsgesetz - wenn man es 
so nennen will - festgeschrieben wird. Darin soll dann festgemacht werden, welche Sanktionen 
drohen, wenn man sich nicht an die Integrationsvereinbarungen hält. Ich habe das Gefühl, dass 
Ihr Argument, ein Gesetz einzufordern oder zu sagen, ein Gesetz wäre Ihnen lieber, ins Leere läuft. 

Kollege Eypeltauer, Pauschalierungen sind nicht unsere Absicht, aber es ist so, dass Probleme im 
Zusammenleben zwischen In- und Ausländern bestehen. Fragen Sie die Menschen, die werden 
Ihnen sagen, dass da vieles nicht passt und im Argen liegt. Wenn man das nicht zur Kenntnis 
nehmen möchte, dann ist das für mich bis zu einem gewissen Grad Realitätsverweigerung. 

Zur Stadträtin Hörzing möchte ich sagen, natürlich kann man das, wie Sie vorschlagen, in 
Bezug auf Vereine machen, dass man so genannte Integrationsvereinbarungen festschreibt. 
Und wenn sich die Vereine nicht dementsprechend bemühen, die gesteckten Zielen zu erfüllen, 
dann fällt für mich der Förderzweck weg. Dann haben für diese Vereine Integrationsförderungen 
keinen Sinn. Ich danke Ihnen für diesen guten Vorschlag. Wir werden diesen im Ausschuss 
weiter behandeln, wenn die Punkte 2 und 3 zugewiesen werden. Wir werden uns mit unseren 
Forderungen und Wünschen dementsprechend einbringen. Ich freue mich schon darauf, 
ein Maßnahmenpaket zu schnüren, das die Integration in Linz mit den Migrantinnen und 
Migranten vorantreibt. Danke.“ (Beifall ÖVP)

Bürgermeister Luger:
„Nachdem mir vorher vorgeworfen worden ist, ich sei zu wenig streng, kündige ich dir jetzt 
schon an, dass ich streng sein muss.“

Stadträtin Hörzing zur tatsächlichen Berichtigung:
„Ich möchte aber tatsächlich berichtigen, dass mich Herr Kollege Hajart nicht verstanden hat. 
Ich habe nur darauf hingewiesen, dass in Deutschland die Vereinbarungen nicht zwischen 
Individuen und der Kommunen, sondern zwischen Migrationsvereinen und der Kommune 
ausgestaltet worden sind. Ich habe aber nicht vorgeschlagen, das zu machen. Also zu diesem 
Punkt eine Enthaltung. Danke.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag getrennt in Punkte abstimmen.

Der Punkt 1 des Antrages wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), FPÖ (16) 
und NEOS (3) sowie bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin 
Mag.a Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit abgelehnt.

Die Punkte 2 und 3 des Antrages werden bei Stimmenthaltung der FPÖ-Fraktion (16) mit 
Stimmenmehrheit dem Ausschuss für Soziales, Jugend, Familie und Integration zugewiesen.

Gemeinderat Grininger, MSc, berichtet über den von der Gemeinderatsfraktion Die Grünen 
eingebrachten Antrag
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K 13	OÖVV – Optimierung der Information – Resolution und Antrag

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, durch die Sperre 
der Eisenbahnbrücke wird es zu einer erhöhten Verlagerung der Fahrten auf öffentliche 
Verkehrsmittel kommen. Die Studie der Linz AG-Linien spricht von Seiten des österreichischen 
Raumplanungsinstituts von bis zu 3000 zusätzlichen Fahrgästen pro Werktag. Dies ist zu 
begrüßen und ermöglicht in einem einmaligen Zeitfenster die Chance, den UmsteigerInnen 
den Vorteil des öffentlichen Verkehrs näher zu bringen. 

Es ist derzeit in der Bevölkerung nur noch wenig bekannt, dass andere Verkehrs
verbundunternehmen, wie ÖBB Postbus mit dem Umweltticket und anderen Linz Linien 
Dauerkarten im Stadtgebiet kostenlos nutzbar sind. Diese Unternehmen scheinen seit kurzem 
nicht mehr im städtischen Linienplan auf und sind somit für die Fahrgäste nur schwer 
nachvollziehbar. Gleiches gilt für die von der Linz AG zur Verfügung gestellten Fahrpläne 
bzw. für die elektronische Fahrplanauskunft. Diese Linien sind jedoch eine gute Ergänzung 
im städtischen öffentlichen Verkehr. 

Um die bevorstehenden Herausforderungen zu lösen, ist es notwendig, dass alle zur 
Verfügung stehenden öffentlichen Verkehrsmittel genutzt werden. Voraussetzung dafür ist, 
dass diese Angebote potentielle NutzerInnen kennen. Zusätzlich ist es wichtig, optimale 
Echtzeitinformationen zur Verfügung zu stellen. Hier nimmt die Linz AG bereits eine 
Vorreiterrolle ein. Leider werden jedoch von Seiten der ÖBB diese nicht in den meist genützten 
ÖV-Website bzw. APP ,Scotty‘ eingebunden. 

Der Gemeinderat beschließe:

1. Resolution an die Linz AG

Die Linz AG wird ersucht, alle Linien von Verkehrsverbundunternehmen, welche innerhalb der 
Stadtgrenzen angeboten werden, in ihren Linienplänen mit aufzunehmen. Zusätzlich sollen 
diese auch in der elektronischen Fahrplanauskunft aufscheinen. Gleichzeitig wird ersucht, 
sich bei den ÖBB dafür einzusetzen, dass die Echtzeitinformationen in ,Scotty‘ eingebunden 
werden sowie sämtliche der Linz AG zur Verfügung stehende Informationskanäle zu nutzen, 
um über diese Möglichkeit zu informieren. Dadurch soll der Bevölkerung ein optimaler 
Überblick über die ÖV-Angebote ermöglicht werden.

2. Der Bürgermeister und das für Verkehr zuständige Stadtsenatsmitglied werden ersucht, in 
den der Stadt zur Verfügung stehenden Medien bzw. Webseiten verstärkt über die Möglichkeit 
der Nutzung von Verkehrsverbundunternehmen innerhalb der Kernzone zu informieren.“

Ich bitte um Zustimmung.“ (Beifall Die Grünen)

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Gemeinderat Pühringer berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderationsfraktion eingebrachten 
Antrag 

K 14	Bedarfsorientierte Mindestsicherung nach Herkunftslandprinzip – Resolution

und führt aus
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen im Linzer Gemeinderat, 
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der Budgetvoranschlag für 2016 der Landeshauptstadt Linz bestätigt, was bereits viele 
vermutet haben. Die Kosten für die bedarfsorientierte Mindestsicherung explodieren in 
Millionenhöhe. Die Mindestsicherung wird im kommenden Jahr von 13,62 Millionen Euro im 
Jahr 2015 auf 17,52 Millionen Euro, also plus 3,85 Millionen Euro ansteigen. 

Tatsächlich wurzeln die Probleme woanders. Die Ursache für die prognostizierte 
Kostenexplosion liegt in unserem Sozialsystem, welches Österreich den ungebremsten 
Zuzug von zehntausenden Migranten beschert. Österreichs Sozialsystem ist ein Magnet für 
Wirtschaftsmigranten aus aller Welt. Wenn wir uns unseren hart erkämpften Sozialstaat 
weiterhin aufrechterhalten wollen, dann ist das Sozialsystem konsequenterweise der Punkt, 
an dem angesetzt werden muss. Sozialleistungen für Nicht-Staatsbürger darf es nur nach 
dem Herkunftslandprinzip geben. Eine Gleichbehandlung von ausländischen Staatsbürgern, 
die hier mehr Mindestsicherung bekommen, als sie zu Hause erhalten würden oder eine 
Gleichbehandlung von Asylanten, die direkt von der Grundversorgung in die Mindestsicherung 
fallen, mit den Österreichern, die mit ihren Beiträgen und Steuern oft jahrzehntelang in 
das Sozialsystem einbezahlt haben, ist in Wirklichkeit eine Benachteiligung und eine 
Diskriminierung des österreichischen Steuerzahlers. 

Das Modell des Herkunftslandprinzips sieht vor, dass Nicht-Staatsbürgern Sozialleistungen 
in Österreich nur entsprechend der Leistungen in ihrem Herkunftsland gewährt werden 
sollen. Eine Adaptierung des Systems der Mindestsicherung ist dringend notwendig. Schritt 
eins kann daher die Einführung des so genannten Herkunftslandprinzips sein. Am Ende 
des Weges soll die Mindestsicherung nicht mehr an Nicht-Staatsbürger ausbezahlt werden. 
Das österreichische Sozialsystem wurde entwickelt, um in Not geratenen österreichischen 
Staatsbürgern wieder auf die Beine zu helfen. Es wurde nicht dafür entwickelt, Zuwanderern 
aller Länder eine soziale Hängematte zu bieten.

Genau an dieser Problematik scheitert derzeit die Finanzierung von Sozialleistungen. Nicht-
Staatsbürger sind gegenwärtig beim Arbeitslosengeld, bei der Mindestsicherung oder bei 
den Familienleistungen, wie Familienbeihilfe im Kinderbetreuungsgeld überdurchschnittlich 
repräsentiert. Das belastet das Sozialsystem, in das die Österreicher horrende Summen 
einzahlen müssen, enorm. Ähnliches gilt auch für die millionenschweren alljährlichen Exporte 
der österreichischen Familienbeihilfe ins Ausland. 

Die Kosten der österreichischen Steuerzahler für die Mindestsicherung stiegen von 2013 
auf 2014 um zwölf Prozent auf 673 Millionen Euro. Für dieses Jahr darf mit einem deutlich 
höheren Betrag gerechnet werden und für 2016 wird wohl die Milliardengrenze erreicht 
werden. Es werden im kommenden Jahr rund 50.000 Migranten Asyl in Österreich bekommen. 
Nur ein Bruchteil von ihnen hat Chancen auf einen Arbeitsplatz. Es darf davon ausgegangen 
werden, dass mehr als 40.000 Menschen Anspruch auf die Mindestsicherung haben werden. 
Die von der Bundesregierung geplanten Maßnahmen werden an der Ungleichbehandlung der 
Österreicher nichts ändern. Die heimische Bevölkerung muss bei Sozialleistungen Vorrang 
haben, eine Differenzierung zwischen Österreichern und Nicht-Staatsbürgern ist vorzunehmen. 
EU-Richtlinien ermöglichen es, soziale Hilfe für Drittstaatsangehörige auf Kernleistungen zu 
beschränken.

In diesem Zusammenhang stellen wir folgende Resolution an die Österreichische Bundesregierung:

Der Gemeinderat beschließe:

,Die Österreichische Bundesregierung wird ersucht, zu prüfen, inwieweit eine Differenzierung 
innerhalb des in Artikel 4 Abs. 3 der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über eine 
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bundesweite bedarfsorientierte Mindestsicherung definierten Personenkreises - vor allem 
hinsichtlich der in Ziffer 2 genannten Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten - 
auf Grundlage übergeordneter Rechtsmaterien aus juristischer Sicht zu beurteilen ist.

In einem weiteren Schritt werden die zuständigen Stellen des Bundes ersucht, ein Modell 
im Sinne des im Motivenbericht skizzierten ,Herkunftslandprinzips‘ zu erarbeiten, welches 
eine Abstufung der mit dem Titel der bedarfsorientierten Mindestsicherung an den durch Art 
4 Abs. 3 Ziffer 2 definierten Personenkreis zufließenden Leistungen vorsieht. Die Abstufung 
soll sich derart gestalten, dass sich die Leistungen, die den Beziehern der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung zufließen, ihrer Höhe nach an denen ihres jeweiligen Herkunftslandes 
orientieren.

Dieses Modell soll schließlich im von der Bundesregierung angekündigten Sparkonzept bei 
der Mindestsicherung verwirklicht werden.‘

Ich ersuche um Ihre Zustimmung.“ (Beifall FPÖ)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderätin Köck:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, ich weiß ehrlich 
gesagt gar nicht, wo ich anfangen soll. Ich fange einmal damit an, dass wir bereits im Juli 
letzten Sommer einen ähnlich lautenden Antrag diskutiert haben, der auch von der FPÖ, von 
Gemeinderat Pühringer, eingebracht worden ist. Darin ist es auch um das Herkunftsland-Prinzip 
gegangen. Wir haben darüber schon ausführlich gesprochen, dass das rechtlich nicht zulässig 
ist und es sehr viele gute Gründe gibt, die dagegen sprechen. Ich frage mich, was das in letzter 
Konsequenz heißen würde. Heißt das dann, wenn eine Person aus einem Land kommt, wo es 
gar kein Sozialsystem gibt, dass wir die dann vor unseren Augen verhungern lassen? Das ist mir 
nicht ganz klar. Vielleicht geben Sie mir auf diese Frage eine Antwort, denn die hätte ich gerne.

Wir haben im Sommer auch schon darüber gesprochen, dass Sie diesen Antrag im Parlament 
schon mehrmals auf nationaler Ebene gestellt haben und mit diesem Antrag dort immer alleine 
übriggeblieben und abgeblitzt sind, weil er rechtlich und fachlich unsinnig ist. Ich muss noch 
an dieser Stelle sagen – Kollege Eypeltauer hat es schon gesagt –, dass Worte, die Wortwahl 
und wie man Dinge sagt und mit welcher Betonung, in der öffentlichen Wahrnehmung ganz, 
ganz wichtig sind. Wir haben hier als Politikerinnen und Politiker wirklich eine besondere 
Verantwortung, gerade in Zeiten wie diesen, wo die allgemeine Stimmung aufgebracht und 
beunruhigt ist. Ich mahne hier wirklich alle zur Besonnenheit ein und ersuche mit der eigenen 
Sprach- und Wortwahl achtsam zu sein und nicht noch Öl ins Feuer zu gießen. Das würde 
ich mir in diesem Haus von jedem öffentlichen Mandatar und jeder öffentlichen Mandatarin 
wünschen.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderätin Mag.a Hartig:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, hoher Gemeinderat, ich werde mich kurz fassen. Im 
Umkehrschluss müsste man den BürgerInnen aus Schweden, Luxemburg oder der Schweiz 
eine höhere soziale Leistung zukommen lassen. Aber das ist EU-rechtswidrig und anderes 
verstößt gegen die Genfer Flüchtlingskonvention bzw. dem Sachlichkeitsprinzip des Bundes-
Verfassungsgesetzes. Daher werden wir dagegen stimmen.“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderat Mag. Hajart:
„Sehr geehrte Damen und Herren, die ÖVP spricht sich für eine Reform in der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung aus, dies aus zweierlei Gründen.
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Erstens, wir sind grundsätzlich für eine Reform, um wieder mehr Arbeitsanreize zu etablieren 
und um zu fördern, dass Menschen wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden. Die 
bedarfsorientierte Mindestsicherung soll eine Übergangshilfe sein, wofür sie gedacht ist und 
keine Dauerfinanzierungsleistung. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt betrifft die Flüchtlingsproblematik: Wie Sie alle wissen, sind die subsidiär 
Schutzberechtigten und anerkannten Flüchtlinge berechtigt, die bedarfsorientierte 
Mindestsicherung zu beziehen und dies, obwohl sie noch nie in das österreichische 
Sozialsystem eingezahlt haben. Das heißt, sie bekommen genau dieselbe finanzielle Leistung, 
wie jemand, der schon jahrelang in Österreich gearbeitet, Steuern bezahlt und in das 
Sozialsystem einbezahlt hat, aber dann aufgrund der schlechten Wirtschaftslage arbeitslos 
ist und deswegen Sozialhilfe beziehen muss.

Die Sozialhilfe beträgt derzeit 914 Euro im Monat. Sie liegt über dem Einkommen eines 
Mindestpensionisten. Wenn man sich das vorstellt, das sind Menschen, die ihr ganzes Leben 
gearbeitet, Kinder in die Welt gesetzt und groß gezogen und etwas für die Gesellschaft 
geleistet haben. Dieser soll so eine niedrige Pension bekommen und weniger Geld erhalten, 
als jemand, der neu zugezogen ist, noch nie etwas eingezahlt hat, dann ist etwas an diesem 
System krank und gehört geändert. (Beifall ÖVP, FPÖ)

Sehr geehrte Damen und Herren, die Grenze des Machbaren ist erreicht, was die Helfer, 
die sich dankenswerterweise für die Flüchtlinge einsetzen, betrifft. Das sind sehr viele 
ehrenamtliche Personen, denen es zu danken gilt. Aber die Grenze des Machbaren, was die 
Budgetbelastung und vor allem was die Akzeptanz in der Bevölkerung betrifft, ist erreicht, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Österreich hat ein sehr gutes und dichtes soziales 
Netz. Wenn dieses Netz überlastet ist, dann reißt es und es reißt für alle. Es reißt vor allem 
auch für die ÖsterreicherInnen, OberösterreicherInnen und LinzerInnen. Das kann bitte nicht 
Sinn der Sache sein. 

Aus unserer Sicht ist eine Reform in der bedarfsorientierten Mindestsicherung dringend 
notwendig. Vor diesem Hintergrund stellen wir einen eigenen Resolutionsantrag an den Bund, 
der leider nicht gleich mitbehandelt wird. Ich hätte das vor Beginn der Sitzung vorgeschlagen, 
allerdings hat der Bürgermeister gesagt, es wäre ihm lieber, den Dringlichkeitsantrag am 
Ende der Tagesordnung zu behandeln. (Zwischenruf)

Darum haben wir – das ist unser Argument – ein eigenes Modell, wie wir uns die 
bedarfsorientierte Mindestsicherung vorstellen, nämlich mit vier Stoßrichtungen. Ich sage 
das gleich ganz bewusst vorweg und halte mich dafür am Schluss beim Dringlichkeitsantrag 
kürzer. Ich glaube, das kommt in Summe wieder auf dieselbe Zeit.

Wir fordern ein, die bedarfsorientierte Sicherung im Sinne Artikel 15a B-VG-Vereinbarung 
zu ändern. Wir wollen erstens eine Deckelung für Mehrpersonenhaushalte bei 1500 
Euro einziehen. Sie kennen alle die Beispiele – ich führe jetzt kein konkretes an –, wo 
Mehrpersonenhaushalte zu einem wesentlich höheren Einkommen kommen, als Familien, 
wo beide Elternteile arbeiten. Zweites, fordern wir ein, dass eine Umstellung von derzeit 100 
Prozent Geldleistungen, auf einen großen Teil Sachleistungen vorgenommen wird, weil wir 
der Meinung sind, dass das Geld dann zielgerichtet ankommt und nicht in irgendwelchen 
anderen Kanälen verschwindet.

Ich möchte, um dem Argument von Gemeinderat Eypeltauer vorzugreifen, nicht auf eine 
Pauschalierung gehen. Das sind nicht alle, das ist ganz klar, aber es ist ein gewisser Teil und 
dem gehört entgegengewirkt. Dritter Punkt, arbeitsfähige, aber nicht arbeitswillige Personen 
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sollen eine Reduzierung erfahren. Nach unserem Modell sollen 25 Prozent der Geldleistungen 
nach einem Jahr gekürzt werden. (Unruhe) Ich habe schon gesagt, dass die bedarfsorientierte 
Mindestsicherung eine Übergangsleistung und keine Dauerfinanzierungsleistung für gewisse 
Personen sein soll. Punkt vier, Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten wird nahe 
gelegt bzw. diese Personengruppen sollen verpflichtend Deutschkurse und Werteschulungen 
absolvieren. Das ist jetzt ein Integrationsansatz und –anreiz. Bei Nicht-Absolvierung dieser 
Maßnahmen soll es eine Reduzierung in der Mindestsicherung geben.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte kurz Herrn Bundespräsident Gauck aus 
Deutschland zitieren, der sagt: ‚Unser Herz ist weit, aber unsere Möglichkeiten sind endlich.‘ 
Genau das, sehr geehrte Damen und Herren, ist es. 

Frau Stadträtin Hörzing hat vor kurzem die Zahlen zur bedarfsorientierten Mindestsicherung 
dargelegt. Allerdings war das nur eine Zeitpunktaufnahme und keine Entwicklung über die 
Jahre hinweg und keine Aufschlüsselung nach Beziehergruppen. Das wäre ganz interessant 
gewesen, um zu erfahren, wo hier der Schuh drückt.

Nur drei, vier Zahlen, die ich nennen darf: 2014 hatten wir im Rechnungsabschluss 10,7 
Millionen Euro Ausgaben für die bedarfsorientierte Mindestsicherung, für 2015 waren 11,6 
Millionen veranschlagt. Es sind dann 13,2 Millionen Euro geworden. Für 2016 wurde im 
Voranschlag der Antrag für 15 Millionen Euro gestellt. Ich glaube nicht, dass man mit diesem 
Betrag auskommt, wenn nicht Maßnahmen gesetzt werden. Die Kosten laufen uns davon und 
wir müssen etwas tun.

Herr Vizebürgermeister Forsterleitner, lieber Christian, aus unserer Sicht ist es nicht sinnvoll 
zu sagen, wir akzeptieren das System, so wie es ist, aber zahlen soll es eine andere Gebiets
körperschaft, denn der Steuerzahler ist derselbe. Egal, welche Gebietskörperschaft die Kosten 
schlussendlich trägt, im Endeffekt kommt es auf dasselbe heraus. Es ist nicht unser Ansatz, 
dass wir die heiße Kartoffel immer weiterschieben. Am System muss etwas geändert werden, 
dafür plädieren wir auch im Sinne unseres folgenden Dringlichkeitsantrages.

Ich möchte aber dazusagen, dem Antrag der freiheitlichen Fraktion können wir nicht zustimmen, 
weil wir glauben, dass das Ursprungslandprinzip kein geeignetes Modell ist. Im Speziellen 
gibt es bei Flüchtlingen, um die es hier geht, im Ursprungsland keine Sozialleistungen. Daher 
kann man auch in Österreich nicht Bezug darauf nehmen. Auch wenn es Reformen bedarf, 
muss die Menschlichkeit auf jeden Fall gewahrt bleiben. Danke.“ (Heiterkeit, Beifall ÖVP)

Gemeinderätin Mag.a Grünn:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, da bleibt mir nur mehr zu sagen, die Verrohung des 
bürgerlichen Lagers in diesem Haus ist erschreckend. (Beifall Die Grünen, SPÖ) Ich bin 
immer davon ausgegangen, in einer Gesellschaft zu leben, wo einem Menschen, der hier 
ist, zumindest die Grundversorgung zugesichert wird. Ein Mensch muss nicht nur beweisen, 
dass er da ist, sondern er soll das bekommen, was er braucht, z.B. Essen und eine gewisse 
Grundversorgung. So eine Maßnahme ist die Mindestsicherung. Die Mindestsicherung steht 
allen Menschen hier zu, die ein Anrecht darauf haben und die das brauchen. 

Ihr redet von Kürzungen. Die Mindestsicherung, wie sie jetzt ist, ist unter der Armutsgrenze 
festgelegt. Das ist keine soziale Hängematte. Das ist so viel, dass die Menschen über die 
Runden kommen. (Unruhe) Man kann das individualisieren und sagen, da geht es um 
Menschen und nicht um Gruppen. Hört einmal auf, immer die ArmutspensionistInnen zu 
nennen. Das sind vorrangig Frauen. Der Grund dafür, dass sie so wenig Pension haben ist, 
dass Frauen in schlecht bezahlten Jobs arbeiten. Wir haben eine extreme Schere zwischen 
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Frauen und Männern, Frauen sind in den Teilzeitbereich gedrängt. Da muss man etwas tun. 
(Unruhe, Beifall Die Grünen, SPÖ) Aber die Armen gegeneinander ausspielen, ist tiefste 
Verrohung. Ich muss sagen, das ist der ÖVP, als einer Partei mit einer christlich-sozialen 
Grundlage, unwürdig.“ (Beifall Die Grünen, SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Gemeinderat Pühringer:
„Man sieht, die Emotionen sind hoch gegangen. Ich möchte das relativ kurz halten. Ich 
möchte zur Kollegin Köck sagen - das passt fast mit der Aussage von Kollegin Mag.a Grünn 
-, es ist eine der tiefsten populistischen Aussagen, die ich jemals da herinnen gehört habe. 
(Unruhe, Heiterkeit) Wenn Sie mir erzählen, dass wir mit unserem Antrag bewirken wollen, 
dass jemand verhungert, ist das für mich eine absolut niedrige Aussage. Das geht überhaupt 
nicht. 

Zur Kollegin Mag.a Grünn, ich glaube, in Österreich haben wir Gott sei Dank - und da sind 
wir uns einig - einen funktionierenden Sozialstaat. Bei uns verhungert keiner, es wird auch 
niemand auf der Straße leben, außer unsere eigenen Obdachlosen. Bei den Menschen, die zu 
uns kommen, passiert das großteils nicht. Man schaut, dass es eine Unterkunft gibt. Es gibt 
ein Essen und es braucht niemand zu verhungern. 

Noch kurz zu Kollegin Köck, weil Sie das mit der Wahl der Worte gesagt haben, man muss 
aufpassen, dass man gewisse Leute nicht vor den Kopf stößt und beleidigt. Vielleicht 
beherzigen Sie das einmal, wenn Sie an unsere eigenen - es ist gerade erwähnt worden - 
Mindestpensionisten denken und an die Österreicher, die an der Armutsgrenze leben. Aber die 
haben Sie anscheinend vergessen. Das haben Sie bei den Wahlergebnissen selber erfahren. 
Danke. Ich ersuche um Ihre Zustimmung. (Beifall FPÖ)

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19), ÖVP (12) und NEOS (3) 
sowie bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, 
mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 

Gemeinderat Hein berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 15	Temporäre Aussetzung der Vignettenpflicht –Resolution

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, jetzt ein ganz anderes 
Thema, um die Gemüter wieder ein wenig abkühlen zu lassen. Bei diesem Antrag geht es 
um eine verkehrstechnische Maßnahme im Zuge der Sperre der Eisenbahnbrücke. Wir hätten 
versucht, mit der ASFINAG zu vereinbaren, dass die Mautpflicht auf der Voest-Brücke für 
die Dauer des Brückenbaus und der Brückensperre aufgehoben wird. Dies ist aber leider 
auf Grund des Straßenmautgesetzes nicht möglich. Solange es noch einen vorhandenen 
Weg abseits der Autobahn gibt, muss dieser verwendet werden. Hier wird diese Sonder
situation, die wir in Linz vorfinden, dass die Nibelungenbrücke bereits jetzt schon an ihrer 
Leistungsgrenze angelangt ist, nicht berücksichtigt.

Damit aber eine gerechtere Verteilung der Autos zwischen Eisenbahn und Voest-Brücke, 
unabhängig von einem Mautpickerl möglich ist, ersuchen wir hier die Bundesregierung, 
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das Mautgesetz dahingehend zu reparieren, dass solche Notsituationen, wie wir sie in Linz 
vorfinden werden, zukünftig berücksichtigt werden.

Der Gemeinderat beschließe:

‚Resolution an die Österreichische Bundesregierung

Die zuständigen Mitglieder der Österreichischen Bundesregierung werden dahingehend 
aufgefordert, eine Änderung der einschlägigen Bestimmungen im Bundesstraßen-Mautgesetz 
2002 sowie der darin vorgesehenen Mautordnung zu erwirken, um in Linz eine temporäre 
Aussetzung der ,Vignettenpflicht‘ auf der Linzer Voest-Brücke im Abschnitt Linz Prinz-Eugen-
Straße bis Linz-Urfahr im Zeitraum zwischen dem 27. Februar 2016 bis zumindest zur 
Eröffnung der neuen Donaubrücke zu ermöglichen.‘

Ich bitte um Ihre Zustimmung.“ (Beifall FPÖ)

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktion Die Grünen (9) sowie Gemeinderätin Mag.a 
Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Gemeinderätin Klitsch berichtet über den von der FPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 16	Optimierung des Linzer Gastronomieverzeichnisses – Resolution

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, in aller Kürze. Die Linzer 
Freiheitlichen machen sich große Sorgen um die Gastronomen bzw. um die Situation in der 
Gastronomie. 

Konkret geht es darum, dass die gesamte Gastronomieszene bekanntlicherweise durch 
Verordnungen und Vorschriften hinsichtlich Rauchverbot, durch die Allergenverordnung 
und durch Umbaumaßnahmen, die für Raucher- und Nichtraucherbereiche und für die 
Barrierefreiheit gesetzt werden müssen, sehr stark angeschlagen ist. Die Gastronomieszene 
ist derzeit derartig angeschlagen, dass mittlerweile jeder fünfte Wirt überlegt, seinen Betrieb 
zu schließen, weil die finanzielle Situation zu sehr angespannt ist. 

Unser Antrag richtet sich an die Kernaufgaben des Tourismusverbandes Linz. Ich muss 
mittlerweile mit solchen Sachen in den Gemeinderat gehen. Früher haben wir in Linz eine 
sehr gut funktionierende Tourismuskommission gehabt. Diese wurde leider Gottes vom 
Oberösterreichischen Landtag flächendeckend für Oberösterreich abgeschafft. Das heißt, 
solche Sachen kann man nicht mehr eins zu eins sofort in der Tourismuskommission umsetzen, 
man muss jetzt leider durch den Gemeinderat gehen. Wir stellen daher folgenden Antrag:

Der Gemeinderat beschließe:

,Resolution an den Linzer Tourismusverband

Der Linzer Gemeinderat ersucht den Linzer Tourismusverband ein überarbeitetes und an die 
Ansprüche der heutigen Zeit angepasstes Online-Gastronomieverzeichnis zu entwerfen.

Neben der vollständigen Erhebung aller Linzer Gastronomiebetriebe sortiert nach Stadtteilen, 
soll es für Linzer Wirte mittels eines eigenen Internet-Links (z.B. Reglist) möglich sein, 
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Wirtshauskulturveranstaltungen (z.B. Live-Musik), Neueröffnungen und Sonderöffnungszeiten 
(z.B. am 24. Dezember) an den Tourismusverband zu melden. Der Linzer Tourismusverband 
wird in diesem Zusammenhang ersucht, mittels einer eigenen Rubrik ,Aktuelles‘ auf der 
Startseite des Online-Gastronomieverzeichnis diese Informationen rasch und übersichtlich 
zugänglich zu machen, sowie PR-mäßig zu kommunizieren.‘

Ganz kurz noch zur Erklärung: Es gibt zwei Bereiche, die optimiert werden müssen. Der eine ist 
der ganze Bereich des Online-Auftrittes bezüglich der Internetplattform www.linz.at/gastronomie, 
wo grundsätzlich jeder Gastronomiebetrieb die Möglichkeit hat, sich zu präsentieren. 
Aufgrund der angespannten finanziellen Situation ist es für die Linzer Gastronomen die 
einzige Möglichkeit, sich selbst zu vermarkten und den eigenen Betrieb zu präsentieren. Für 
Werbemaßnahmen bleibt oft keine Zeit. Das Gastronomieverzeichnis in der gedruckten Form 
soll bleiben, wie es ist, weil es nur nachgedruckt wird, wenn es vergriffen ist. In der Online-
Form sehen wir aber eine dringende Notwendigkeit, dies zu formieren. Die Betriebe sollen 
schneller und effizienter gefunden werden können. Wie es auch in Wien oder München oder 
in anderen Städten bereits der Fall ist, sollen die Betriebe schnell nach Stadtteilen abgerufen 
werden können. 

Zweitens ist es den Gastwirten ganz wichtig, eigene Veranstaltungen, sprich Musikveranstaltungen, 
Bälle oder Rock and Roll-Abende zu haben. Diese soll man schnell und einfach auf einem 
Online-Gastronomieverzeichnis kundtun können, damit der Gastronomiebesucher das dann 
schnell mit dem Handy, Smartphone oder Tablett abrufen kann. Im Endeffekt gibt es schon 
viele solcher Tools und eDV-Modelle. Der Tourismusverband Linz bräuchte eigentlich nur 
ein bestehendes Tool in die eigene Homepage implementieren, das würde sehr schnell und 
problemlos funktionieren. Die Gastronomen würden schnell aufgefunden werden und aktuelle 
Wirtshausveranstaltungen sind in einem eigenen Button relativ schnell abrufbar. 

In diesem Zusammenhang bitten wir den Linzer Gemeinderat der Resolution zuzustimmen 
und den Linzer Tourismusverband zu ersuchen, sich auf die Ansprüche der heutigen Zeit 
einzustellen und ein angepasstes Gastronomieverzeichnis zu entwerfen. Wir ersuchen, dieser 
Resolution die Zustimmung zu erteilen.“ (Beifall FPÖ)

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

Gemeinderätin Mag.a Hartig berichtet über den von der Gemeinderatsfraktion Die Grünen 
eingebrachten Antrag

K 17	Keine Ostumfahrung auf Linzer Stadtgebiet – Keine Zerstörung von künftigem 
Wohngebiet am Kasernenareal – Resolution

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, hoher Gemeinderat, wie die Meisten von uns wissen, 
endet morgen die Angebotsfrist für die Hillerkaserne. Wir sind wirklich schon gespannt 
und fiebern mit, ob die Bieter der Vereinigung der Vierertruppe weiter im Rennen sind. Das 
ist ein extrem wichtiges Areal, weil nicht nur die Hillerkaserne bebaut wird, sondern auch 
die Sommergründe und andere Gründe. Das ist mehr oder weniger das letzte großflächige 
zusammenhängende Areal, auf dem Wohnungen gebaut werden können. 

Die Freude aber wird getrübt, weil weiterhin vorgesehen ist, dass die Trasse der Ostumfahrung 
durch diese Gründe führen soll. Wir haben es vorhin schon gehört, die Großstädte bauen die 
Straßen wieder zurück und die Menschen bekommen wieder mehr Lebensqualität. Wir in 
Linz aber, wollen weiterhin Autobahnen bauen. Das Problem ist, wenn wir die Trassenplanung 
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weiterhin so fortführen wollen, würden wir einen Verlust von 200 bis 300 Wohnungen in Kauf 
nehmen. Dadurch gehen 13.500 Quadratmeter verloren, die nicht bebaut werden können. 
Und dann gibt es natürlich einen leichten finanziellen Verlust, weil diese Grundstücke zu 
einem anderen Preis abgetreten werden müssen, als zu dem sie erworben worden sind. Wir 
wissen noch nicht, ob wir das erwerben können. 

Es würde aufgrund der Wirtschaftlichkeit, der Lebensqualität und zum Schutz des Wohn- und 
Lebensraumes schon Sinn machen, wenn wir uns dazu bekennen, diese Trassenführung dort 
nicht zuzulassen, sondern davon ganz abzusehen, weil wir ganz dringend leistbaren Wohnraum 
brauchen. In Linz braucht es keine weitere Zunahme des Individualverkehrs. Bauen wir doch 
den öffentlichen Verkehr aus. Steigern wir die Lebensqualität der BewohnerInnen. Wir stellen 
daher den Antrag:

Der Gemeinderat beschließe folgende Resolution an den Oö Landtag:

,1. Der Linzer Gemeinderat spricht sich aufgrund oben genannter Gründe - insbesondere wegen 
der drohenden Zerstörung von Wohnraum und Natur - gegen die geplante Ostumfahrung aus 
und ersucht die Oberösterreichische Landesregierung, die vorgelegte Trassenvariante nicht 
mehr weiter zu verfolgen.

2. Da den eingehenden Untersuchungen zufolge auch die Umsetzung sämtlicher anderer 
geprüfter Ostumfahrungs-Varianten unzumutbare Beeinträchtigungen von Mensch, Natur 
und Umwelt verursachen würden, ersucht der Linzer Gemeinderat die Oö. Landesregierung 
sich für die Nullvariante zu entscheiden.

3. Der Linzer Gemeinderat ersucht die Oö Landesregierung, im Sinne einer innovativen 
Verkehrsplanung umgehend die vorliegenden Projekte des öffentlichen Verkehrs in Linz 
sowie im Großraum Linz in Form eines S-Bahn-Systems in Verbindung mit Park-and-ride zur 
Umsetzung zu bringen.‘

Ich ersuche um Zustimmung.“ (Beifall Die Grünen)

Wortmeldung Gemeinderat Pfeiffer:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrte 
Frau Kollegin Hartig, wir haben in diesem Hause schon mehrmals über die Ostumfahrung 
gesprochen. Ich denke hier vor allem an einige Anträge, die es bereits gegeben hat - am 6. März 
2014, ‚Ostumfahrung Linz - Korridoruntersuchung, Resolution an die Oö. Landesregierung‘ 
einstimmig dem Verkehrsausschuss zugewiesen, weiters am 6. März 2014 den Dringlich
keitsantrag Ihrer Fraktion ‚Keine Ostumfahrung auf Linzer Stadtgebiet‘. Damals ist dieser 
Antrag nicht durchgegangen. Und am 22. Jänner 2015 auch ein Antrag zur Bürgerbefragung 
Ostumfahrung, mehrstimmig dem Verkehrsausschuss zugewiesen. 

Ich kann Ihnen versichern, dass die freiheitliche Fraktion - ich halte das ausdrücklich 
fest - keiner Ostumfahrung auf Linzer Stadtgebiet zustimmen wird. Vor allem, weil es eine 
Umfahrung sein soll und keine Durchfahrung, das ist die eine Seite. Die andere Seite ist 
sicherlich die Sache mit dem Verkauf der Hillerkaserne. Das ist eine sehr komplizierte 
Angelegenheit. Sie haben das schon angesprochen, hier müssten zur Errichtung dieser 
Ostumfahrung in etwa 13.500 Quadratmeter abgetreten werden, was allerdings nicht heißen 
würde, dass deswegen diese Fläche an bebaubarem Gebiet verloren geht. Es steht noch 
gar nicht fest, was dort aufgrund des Denkmalschutzes, der auf diesem Areal tatsächlich 
immer noch existiert, überhaupt bebaubar sein wird. Jedenfalls meine ich, dass vor allem 
die Argumente zum Schutze der Bevölkerung in Ebelsberg sehr wichtig sind und natürlich 
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auch dem Naturschutz geschuldet sind. Deswegen meine ich, dass man Ihren Antrag dem 
Infrastrukturausschuss zuweisen sollte. Vor allem sollte man noch einmal darüber reden, 
wie es mit einer Bürgerbeteiligung aussieht. Ich glaube, ein eindeutiges Votum der Bürger 
von Ebelsberg und Pichling würde einen klaren Ausdruck darüber geben. Ich könnte mir 
vorstellen, dass dieser Antrag zugewiesen wird. (Beifall FPÖ)

Schlusswort Gemeinderätin Mag.a Hartig:
„Eigentlich ist es eine Resolution. Ich würde mich wirklich freuen, wenn sich die Stadt Linz 
dazu bekennt, für die Zukunft und für unsere Enkerl. Man kann auf der Autobahn keine 
Häuser hinstellen, auch wenn das unterirdisch ist. Daneben wohnen, ist auch nicht super. 
Ich bitte also um Annahme, danke.“ (Beifall Die Grünen)

Die Zuweisung des Antrages an den Ausschuss für Infrastruktur, Stadtentwicklung und 
Wohnbau wird bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a 
Grünn, KPÖ, mit Stimmenmehrheit angenommen.

Bürgermeister Luger:
„Ich möchte betonen, dass das nicht die erste Resolution ist, die wir zur Beratung in 
Ausschüsse zugewiesen haben, bevor sie wieder weiterbehandelt worden sind.

Gemeinderat Potočnik berichtet über den von der NEOS-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 
Antrag

K 18	Verkauf der denkmalgeschützten Siedlung „Sintstraße“ zum Fixpreis, gekoppelt an 
qualitative Kriterien – Resolution

und führt aus:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, wir sind alle schon 
etwas müde, darum fasse ich mich kurz. Es geht um die Sintstraße. Die Siedlung Sintstraße 
ist eine Arbeitersiedlung, die meisten von Ihnen kennen sie. Es sind 18 Häuser im 
Hafenviertel, denkmalgeschützt und seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten Thema und zum 
Teil Schandfleck. Das Problem bei der Siedlung Sintstraße ist, dass sie schwer zu sanieren 
ist, weil es von der Struktur her und vom Denkmalschutz her kompliziert ist. Das Förderwesen 
einer gemeinnützigen Genossenschaften erlaubt es fast nicht, ein so besonderes Objekt zu 
sanieren. Aus diesem Grund und aus meiner persönlichen Erfahrung mit solchen Objekten, 
stellen wir eine Resolution an die GWG, dieses Objekt mit dem gesamten Grundstück zu 
verkaufen.

Der Gemeinderat beschließe folgende Resolution an die GWG GmbH:

,Die GWG - Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft der Stadt Linz GmbH wird aufgefordert, 
die denkmalgeschützte Siedlung ,Sintstrasse‘ im Rahmen eines wie oben beschriebenen 
Verfahrens so rasch als möglich zu einem Fixpreis zu verkaufen.

Bedeckungsvorschlag: Durch den Verkauf der Immobilie entstehen keine Kosten. Im 
Gegenteil, das Objekt kann einen wesentlichen Beitrag zu einem positiven Abschluss des 
Haushalts 2016 liefern. Etwaige Kosten für die Vorbereitung der Nutzungsziele und des 
Wettbewerbsverfahrens können durch Umschichtungen im Budget gedeckt werden.‘

Es geht hier nicht um irgendeine klassische Privatisierung oder irgendeinen ideologischen 
Kampf, sondern darum, dass wir ein konkretes Modell vorschlagen, wie so etwas verkauft 
werden kann und wie die Stadt noch darauf Einfluss hat, was daraus werden soll. 
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Nämlich in zwei Schritten ganz, ganz einfach. Das Objekt soll nicht an den Biestbieter 
verkauft werden - das verbietet sich aus unserer Sicht -, sondern an die beste Idee. Also 
nicht der beste Preis, sondern die beste Idee soll den Zuschlag bekommen, das ist ganz, 
ganz wichtig. Der Preis ist aus unserer Sicht ein Fixpreis den irgendein Gutachter festsetzt. 
Wir hier im Gemeinderat können eine Zielsetzung vereinbaren, was aus dem werden soll. 
Dann rittern verschiedene Entwicklungsteams, vielleicht eine Baugruppe, vielleicht eine 
Minigenossenschaft um den Zuschlag und können dort innovativen Wohnbau schaffen. Also 
ganz wichtig, zu einem Fixpreis, die beste Idee und nicht der beste Preis. Wir haben hier im 
Gemeinderat einen Einfluss, was aus dem werden soll. Es ist ganz, ganz wesentlich, dass so 
ein außerordentliches Objekt auch einen außerordentlichen Prozess braucht.

Warum schlagen wir das vor? Wir sind in Wirklichkeit der Meinung - das haben die letzten 
Jahre gezeigt -, dass dieses Objekt durch eine klassische Genossenschaft, in dem Fall die 
GWG, im normalen Förderwesen zu einem normalen Mietpreis nicht saniert werden kann. Im 
Sinne einer Lösung, bitte ich, die ideologische Scheuklappen wegzunehmen. Dieses Objekt 
steht seit Jahren leer. Es erleidet durch diesen Leerstand Schaden. Wir können Zersiedelung 
verhindern und dort für junge Familien etwas schaffen, aber das ist offen. Im Sinne einer 
Lösung bitte ich um Zustimmung zu dieser Resolution.“ (Beifall NEOS)

Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor:

Gemeinderat Hennerbichler:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kollegen und Kolleginnen, sehr geehrter Herr 
Gemeinderat Potočnik, es ist keine Frage, dass bei Liegenschaften, wie der Siedlung in der 
Sintstraße, die so gut wie leer stehen, gehandelt werden muss. Es muss aber darauf geachtet 
werden, Lösungen zu finden, die gerade in der angesprochenen Wohnungsnot nachhaltig 
wirken. Der beantragte Verkauf der Siedlung erscheint übereilt. Statt einem Verkauf, sollte 
den Miseren auf den Grund gegangen werden und das Objekt zur Wohnungsnutzung forciert 
werden.

Es darf durchaus angenommen werden, dass eine Sanierung im eigenen Bereich lösbar ist. 
Es ist zu prüfen, wie hoch die Kosten für eine etwaige Sanierung sind. Ebenfalls ist zu 
prüfen, wie hoch der Erlös aus einem etwaigen Verkauf wäre. Es darf vermutet werden, dass 
sich der Verkaufszwang negativ auf den Verkaufspreis auswirkt. Solange nichts Konkretes 
vorliegt, einschließlich der so genannten qualitativen Kriterien, können wir diesem Antrag 
nicht zustimmen. Wir werden uns der Stimme enthalten.“ (Beifall FPÖ)

Gemeinderat Huber:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Lorenz, ich glaube, ich kann vieles von deiner 
Analyse, die du mündlich vorgebracht hast und die im Antrag angeführt ist, teilen. Objektiv 
erschweren die baurechtlichen Rahmenbedingungen anderer Rechtsmaterien und vor allem 
die Position des Bundesdenkmalamtes die Thematik. 

Herr Kollege Hennerbichler, es ist schon mehrfach geprüft worden, wie man im Rahmen der 
Gemeinnützigkeit zu einer Wohnnutzung kommen kann. Das ist tatsächlich ein sehr dickes 
Brett und möglicherweise zu dick.

Dem Appell von dir, lieber Lorenz, ohne Scheuklappen an das Thema heranzugehen, glaube 
ich, möchten wir nachkommen. Ich persönlich finde deinen Vorschlag interessant, er ist sehr 
konkret und das ist mein Problem bei diesem Vorschlag. Ich bin der Meinung, dass sich der 
Gemeinderat nicht in das operative Geschäft der städtischen Gesellschaften einmischen soll. 
Dafür haben wir Geschäftsführer, dafür haben wir gute Angestellte und vor allem haben wir 
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demokratisch legitimierte Aufsichtsräte, die sich mit dieser Thematik befassen. Ich würde 
das nicht in Ordnung finden, wenn der Gemeinderat der GWG nach einer so kurzen Debatte 
so einen extrem konkreten Auftrag gibt, wo Vor- und Nachteile verschiedener Szenarien nicht 
abwägbar sind. Ich hätte ein gewisses Verständnis dafür, wenn meine Position für dich nicht 
sehr befriedigend ist. Die NEOS sind nicht im GWG-Aufsichtsrat vertreten, dafür sind aber 
nicht wir, sondern die Wählerinnen und Wähler verantwortlich. In diesem Sinn wird sich die 
sozialdemokratische Fraktion bei diesem Antrag enthalten.“ (Beifall SPÖ)

Gemeinderätin Mag.a Hartig:
„Hoher Gemeinderat, auch die Grüne-Fraktion wird diesem Antrag die Zustimmung nicht 
erteilen. Wir sind grundsätzlich offen und machen uns wirklich über das Areal der Sintstraße 
Gedanken. Wir sind aber nicht der Meinung, dass es förderlich ist, dass die GWG diese 
Gründe abtritt, sondern ganz im Gegenteil, daran arbeitet und weiter mit dem Denkmalbeirat 
in Verhandlungen tritt und versucht, Lösungen zu finden. Danke schön.“ (Beifall Die Grünen)

Vizebürgermeister Mag. Baier:
„Es ist zwar nicht notwendig, aber ich möchte trotzdem ein wenig Mut zusprechen. Ich 
meine, die NEOS haben natürlich wahnsinnig viel Mut. ‚Habe Mut‘, das war ja der Spruch. 
Aber manchmal habe ich schon den Eindruck, dass jeder Vorschlag, aus welchen Gründen 
auch immer, abgelehnt werden muss. Manchmal ist alles viel zu vage, darum kann man 
nicht zustimmen. Was heißt das in dem Zusammenhang? Dann ist einmal etwas sehr 
konkret, dann ist es aber zu konkret, und dann kann man diesen Vorschlag ebenfalls nicht 
annehmen. Jetzt braucht es natürlich die goldene Mitte. Gut, jetzt könnten wir noch über 
einen Abänderungsantrag diskutieren. Das tun wir aber, glaube ich, nicht mehr um 20.45 
Uhr. 

Ich möchte nur zum Ausdruck bringen, dass wir den Antrag unterstützen, weil wir glauben 
und bisher der Meinung waren, dass die GWG das selbst entwickeln kann. Wir haben über 
die Jahre - weil wir darüber nicht das erste Mal diskutieren - den Glauben daran verloren. 
Daher sollten wir einen Schritt nach vorne gehen und sagen, okay, verkaufen wir dieses Areal 
an die GWG. Die Entwicklung sollte dann in Richtung junges Quartier für junge Familien 
freigegeben werden. Das wäre nur der logische Schritt in einer langen Entwicklung. Aber 
so, wie es jetzt in der Sintstraße jedenfalls ist, kann es auf keinen Fall bleiben. Wir werden 
darum diesem Antrag gerne unsere Zustimmung geben, auch wenn er wahnsinnig konkret 
ist.“ (Heiterkeit, Beifall ÖVP)

Bürgermeister Luger:
„Ich möchte mich auch zu Wort melden, um eines klarzustellen. Ich weise zurück, dass 
die GWG - das heißt, in Wirklichkeit die Geschäftsführung - und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Bauabteilung bislang nicht in der Lage gewesen wären, dieses Projekt 
zu entwickeln. Ich weise das strikt zurück. In dieser Frage ist es die Uneinsichtigkeit und 
die sehr starre Positionierung des Bundesdenkmalamtes, das der GWG - es wäre egal, wer 
Eigentümerin dieser Objekte ist - das Leben schwer macht. 

Man hat Auflagen, die dazu führen, dass die Sanierung des Wohnraumes - egal, ob man es 
unter dem Aspekt der Gemeinnützigkeit oder als frei finanziertes Projekt unter dem Regime 
des Bundesdenkmalamtes - zu Quadratmeterpreisen für Miete ohne Betriebskosten schon vor 
drei Jahren von 11,50 Euro führen würden. Wenn Sie das weiterrechnen, würde man heute 
bei einem Quadratmeterpreis von über zwölf Euro liegen.

Aufgrund des derzeitigen Grundrisses handelt es sich um Kleinstwohnungen von 50 
Quadratmetern - das wäre mit Wohnungszusammenlegungen veränderbar. Bei einer 
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Zusammenlegung von 100 Quadratmetern würde das zu einer Bruttomiete von 1200 Euro, 
frei finanziert, führen. Das wäre gemeinnützig gar nicht machbar. Es ist keine Frage, durch 
dieses Regime können sie keine anderen Preise erzielen, egal ob es sich um ein Management 
einer stadteigenen Gesellschaft oder einer gewerblichen Unternehmung handelt oder noch so 
kreativer Investoren, Genossenschaften und Einzelengagement. So lange das vom Bundes
denkmalamt nicht in die Richtung eines ökonomischen darstellbaren Kompromisses läuft, 
werden sich diese Liegenschaften nicht seriös entwickeln können. Das ist der Hintergrund und 
das ist meine Argumentation neben den bereits formal vorgebrachten Argumenten, dass das 
eine Einmengung in das operative Geschäft einer Gesellschaft ist, die aus Geschäftsführern 
und Aufsichtsrat besteht. Ich bin froh, dass sich meine Fraktion bei diesem Antrag mit dieser 
Argumentation der Stimme enthält. Nicht, weil es ein Vorschlag der NEOS ist, wogegen wir 
etwas hätten, sondern es hat ökonomische Gründe. Am Ende des Tages wird jeder, der dort 
etwas macht, rechnen müssen. Deswegen ist die Enthaltung, glaube ich, eine angemessene 
Antwort.“ (Beifall SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort:

Gemeinderat Potočnik:
„Ich picke mir jetzt stückweise die Meldungen heraus. Ich fange mit dem ‚Übereilt‘ von 
Seiten der FPÖ an. Die GWG besitzt dieses Grundstück seit 2008. Ich rufe das noch einmal 
in Erinnerung. Das heißt, wir sind schon fast acht Jahre mit diesem Objekt beschäftigt. 
Wenn das nicht Beweis genug ist, dass das fast unmöglich ist, dann weiß ich nicht, was 
es noch braucht. Pikant ist, dass die FPÖ am 18. Juni 2014 selbst einen Antrag, den ich 
bis vor kurzem nicht kannte, gestellt hat, die Siedlung doch zu verkaufen. Also wenn das 
kein  fundamentaler Widerspruch ist, dann weiß ich nicht, was ein Widerspruch ist. Das ist 
peinlich, würde ich einmal sagen. 

Das Konkrete ist meiner Erfahrung geschuldet. Wie Sie wissen, bin ich ausgebildeter Architekt 
und habe in dieser Funktion und als Stadtentwickler schon zig Projekte entwickelt. Das 
heißt, ich kann gar nicht anders, als konkret. Ich habe eine Vorstellung davon, wie man so 
etwas lösen kann. Genau deswegen bin ich die Politik gegangen, weil ich der Überzeugung 
bin, dass ich in diesem Fall im Gemeinderat als Fachmann einen Beitrag liefern kann. Das 
heißt, eigentlich könnte der Gemeinderat froh sein, dass jemand da ist, der sich auskennt 
und konkrete Vorschläge macht, wie man so etwas entwickeln kann, wo bisher die GWG 
gescheitert ist. Man könnte das annehmen und versuchen, umzusetzen. 

Was das Bundesdenkmalamt betrifft, Herr Luger – wir haben über das Objekt schon zig 
Mal miteinander geredet, auch unter vier Augen, das hat eine Historie - Sie haben immer 
behauptet, dass der Denkmalschutz das Problem ist. Sie wissen genau so gut wie ich, 
dass der Denkmalschutz nicht das Problem ist. Der Denkmalschutz wäre sogar für einen 
progressiven Denkmalschutz sehr offen. Ich sage absichtlich nicht Kompromiss, sondern 
einen progressiven Denkmalschutz. Der Denkmalschutz könnte sich sogar vorstellen, dort 
leicht zu verdichten und Maßnahmen vorzunehmen. Sie haben das aber damals - ich hätte 
im Hintergrund den Weg bereitet – abgelehnt. Es ist vielleicht für den Gemeinderat ganz 
interessant, das zu wissen. Sie wollten damals nicht, obwohl es die Gelegenheit und die 
Möglichkeit gegeben hätte. Es wäre sogar möglich gewesen, das vertraglich festzuhalten. Es 
scheitert nicht am Denkmalschutz, sondern es ist zum Teil am politischen Willen gescheitert, 
um das noch klarzustellen. 

Und zu diesem ,Konkret‘, lieber Bernhard, danke ich dir für diese Piste sozusagen, dass es 
entweder zu vage oder zu konkret ist. Es ist mir genauso gegangen. Ich denke mir, sind wir jetzt 
zum Plaudern da oder sind wir da, um Entscheidungen zu treffen und etwas weiterzubringen. 
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Ich würde sagen, wir sind da, um Entscheidungen zu treffen und etwas weiterzubringen.“ 
(Beifall NEOS)

Bürgermeister Luger:
„Ich verzichte auf eine tatsächliche Berichtigung, sondern versuche, konkret eine Ent
scheidung zu treffen.“

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19) und FPÖ (16) sowie 
Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, und bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt.

Gemeinderätin Polli, BEd, berichtet über den von der ÖVP-Gemeinderatsfraktion eingebrachten 

DRINGLICHKEITSANTRAG

betreffend Monitoring für bedarfsorientierte Mindestsicherung

und führt aus:
„Wir haben heute zu diesem Thema schon einiges gehört. Es ist schon auf die Presseaussendung 
von Frau Stadträtin Hörzing Bezug genommen worden. Wir stellen daher folgenden Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

,Dem Ausschuss für Soziales, Jugend, Familie und Integration soll vierteljährlich ein 
Monitoring-Bericht über die Entwicklung der bedarfsorientierten Mindestsicherung mit einer 
Auswertung nach Personengruppen, die jedenfalls auch die Informationen nach den Kriterien 
Staatsbürgerschaft und Aufenthaltstitel (Zuzüge) enthält, vorgelegt werden.‘“ (Beifall ÖVP)

Wortmeldung Stadträtin Mag.a Schobesberger:
„Ich versuche, mich möglichst kurz zu halten. Ich glaube, dass es wichtig wäre, diesen 
Antrag vorab dem Ausschuss zur Beratung vorzulegen. Ich sehe schon Sinn darin, möglichst 
detailgenau zu wissen, wo das Problem liegt, um konkrete Maßnahmen entwickeln zu 
können. Ich denke daran, dass es helfen würde, genau zu wissen, wie viele Personen gar 
keinen Pflichtschulabschluss haben oder wie der Bildungsstand der Personen ist, um konkret 
ansetzen zu können. Daher meine ich, dass man diesen Antrag dem Ausschuss zuweisen 
soll, um dort darüber zu diskutieren, ob es Parameter gibt, die Sinn machen, das man die 
regelmäßig erhebt und darüber berichtet. So wie es jetzt vorgeschlagen ist, glaube ich nicht, 
dass das so ist. Das läuft nur darauf hinaus, dass man die eine Gruppe der Armen gegen die 
andere Gruppe der Armen ausspielt, aber in Wahrheit nichts damit lösen und keine konkreten 
Ansätze finden kann. 

Ich ersuche daher, diesen Antrag zuzuweisen und im Ausschuss zu entscheiden, ob es 
konkrete Parameter gibt, die sinnvoll sind oder nicht.“ (Beifall Die Grünen)

Schlusswort Gemeinderätin Polli, BEd:
„Wir sind mit der Zuweisung zum Sozialausschuss einverstanden. Wir hoffen, dass bald mit der 
Arbeit begonnen wird. Wir haben in diesem Ausschuss schon jede Menge Arbeit vor uns. Danke.“

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung von Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit 
Stimmenmehrheit dem Ausschuss für Soziales, Jugend, Familie und Integration zugewiesen.
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Gemeinderat Ing. Casny berichtet über den von der Gemeinderatsfraktion der ÖVP 
eingebrachten

DRINGLICHKEITSANTRAG

betreffend Vorlage eines Zeitplans zur Errichtung einer Donaubrücke an Stelle der bestehenden 
Eisenbahnbrücke

und führt aus:
„Sehr geehrte Damen und Herren des Linzer Gemeinderates, in diesem Dringlichkeitsantrag 
geht es um einen Zeitplan für die Errichtung der Donaubrücke. Da angekündigt worden 
ist, dass die Eisenbahnbrücke ab 27. Februar gesperrt wird und gleich im Anschluss die 
Abbrucharbeiten beginnen sollen und derzeit keine Ersatzmaßnahmen vorliegen, stellt sich 
die Frage, mit welcher Verfahrensdauer bzw. Errichtungszeit für die neue Donaubrücke zu 
rechnen ist. 

Die täglichen Pendlerströme aus dem Umland und die darüber hinaus zu erwartenden 
Beeinträchtigungen durch bereits geplante und angekündigte Sanierungsarbeiten an den 
umliegenden Donaubrücken, verschärfen die zu erwartenden Probleme noch zusätzlich. 
Medienberichte und Aussagen von Vertretern der politischen Parteien geben unterschiedliche 
und stark schwankende Vorlaufzeiten für diesen Brückenneubau wieder. Wir stellen daher 
den Antrag: 

Der Gemeinderat beschließe:

,Das für Planung, Errichtung und Erhaltung von Verkehrsflächen einschließlich Brückenbau 
zuständige Mitglied des Linzer Stadtsenats wird ersucht, in der kommenden Sitzung des 
zuständigen Ausschusses einen möglichst konkreten Zeitplan über die jeweils erforderlichen 
Ausschreibungs-, Planungs-, Behörden und Genehmigungsverfahren sowie die erforderlichen 
Schritte des Brücken-Neubaus im Bereich der bestehenden Eisenbahnbrücke vorzulegen.

Bedeckungsvorschlag: Allenfalls entstehende Kosten sollen durch Umschichtungen im 
laufenden Budget gedeckt werden.‘

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.“ (Beifall ÖVP)

Wortmeldung Stadtrat Hein:
„Werter Bürgermeister, lieber Peter Casny, noch bevor über den Antrag abgestimmt wird, 
werde ich schon im vorauseilenden Gehorsam die Daten, die mir bis jetzt bekannt sind, 
vortragen. Da brauchen wir gar nicht bis zum 22. Februar zu warten.

Zur Historie: Am 3. Dezember 2015 hat der Finanzausschuss und im Anschluss der 
Gemeinderat den Beschluss getroffen, dass die Ingenieurleistungen von der Stadt Linz mit 
einer Höhe von zirka sechs Millionen Euro abgesegnet werden. Der Aufsichtsrat der Linz 
Linien GmbH hat am 25. Jänner 2016 den Beschluss zur Vergabe des Planungsauftrages 
für die neue Donaubrücke Linz gefasst. Somit sind jetzt alle notwendigen und erforderlichen 
Beschlüsse für die Planung vorhanden. Die NSL GmbH kann nun mit der Projektabwicklung, 
sprich mit der Planung beginnen. 

Der Projektrealisierungszeitplan sieht wie folgt aus: Die Vorentwurfsplanung und die darauf 
aufbauende Einreichplanung wird bis August 2016 dauern und dann fertiggestellt werden, 
sodass die erforderliche Bewilligung voraussichtlich mit Ende Februar 2017 zu erwarten ist.
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Da während der Bauverhandlungsverfahren parallel die Unterlagen für das Vergabeverfahren 
ausgearbeitet werden und nach deren Ende nur noch, sich aus dem Verfahren ergebende 
Änderungen oder Ergänzungen, eingearbeitet werden, ist der Start der Vergabe für das 
Bauverfahren mit April 2017 vorgesehen. Das Vergabeverfahren wird in etwa fünf Monate in 
Anspruch nehmen und kann aus vergaberechtlichen Gründen erst dann gestartet werden, wenn 
die finanzielle Bedeckung gesichert ist. Zurzeit gibt es vom Land Oberösterreich zwar prinzipiell 
die Zusage einer Beteiligung an der Finanzierung der Brücke, aber die Höhe ist hier noch offen.

Der Baubeginn der Brücke, wenn alles planmäßig abläuft, beginnt somit im September 
2017 und mit einer Freigabe der Brücke ist Mitte 2020 zu rechnen. Ich möchte aber auch 
darauf hinweisen, dass diese Terminschiene nur dann eingehalten werden kann, wenn nichts 
Unvorhersehbares passiert. Wenn ein ähnliches Prozedere, wie bei der Westringbrücke 
passiert, ist der Zeitpunkt des Startes natürlich nicht vorhersehbar.“ (Beifall FPÖ)

Schlusswort Gemeinderat Ing. Casny:
„Ich bedanke mich für die Aussagen und bitte um Zustimmung zu meinem Antrag, damit wir 
es beim Ausschuss schriftlich bekommen.“ (Heiterkeit)

Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19) und FPÖ (16) mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt.

Gemeinderat Mag. Hajart berichtet über den von der ÖVP-Gemeinderatsfraktion eingebrachten

DRINGLICHKEITSANTRAG

betreffend Verschärfungen bei der bedarfsorientierten Mindestsicherung angesichts der 
gegenwärtigen Zuwanderungsproblematik - Resolution

und führt aus:
„Wie berichtet, beantragen wir mit unserer Resolution eine Änderung der 15 a B-VG-
Vereinbarung betreffend der bedarfsorientierten Mindestsicherung in vier Punkten. Ich darf 
auf meine Ausführungen beim Antrag der FPÖ zur Mindestsicherung verweisen und ersuche 
um Ihre Zustimmung. Danke.“ (Beifall ÖVP)

Der Gemeinderat beschließe:

‚Die Oö. Landesregierung und die Bundesregierung werden ersucht, sich dafür einzusetzen, 
dass Mitte 2016 eine unterschriftsreife neue Art. 15a B-VG Vereinbarung vorliegt, worin

1. für Mehrpersonenhaushalte eine Deckelung in der Höhe von 1500 Euro aller 
Geldtransferleistungen,

2. im ersten Jahr eine Umstellung auf großteils Sachleistungen

3. für arbeitsfähige, aber nicht arbeitswillige Personen nach einem Jahr jedenfalls eine 
verpflichtende Reduktion der Geldleistungen um 25 Prozent

4. für Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte der verpflichtende Besuch von 
Deutschkursen und Werteschulungen, deren Nicht-Absolvierung zu einer Reduzierung in der 
Mindestsicherung führt,

vorgesehen ist‘.
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Dazu liegen folgende Wortmeldungen vor.

Gemeinderätin Mag.a Hartig:
„Hoher Gemeinderat, liebe ÖVP, so schnell kommen Sie mir jetzt nicht aus, (Heiterkeit) Zu 
Punkt 1., für Mehrpersonenhaushalte soll eine Deckelung von 1500 Euro vorgenommen 
werden. Das heißt, in einer Partnerschaft ist das noch verkraftbar, wenn man ein Kind hat, geht 
das vielleicht auch noch, mit zwei Kindern wird es schon schwieriger, aber spätestens beim 
dritten Kind geht es sich nicht mehr aus. Dann behauptet Ihr, Ihr seid eine familienfreundliche 
Partei.

Zu Punkt 2., im ersten Jahr soll eine Umstellung auf Sachleistungen erfolgen. Da stellt sich 
für mich die Frage, welche konkreten Sachleistungen. Das wäre schon interessant, weil das 
alles ein bisschen vage ist. Wegen der Obergrenze von 1500 Euro hat es vor 25 Jahren schon 
ein Urteil vom Verfassungsgerichtshof gegeben, welches aufgehoben worden ist, weil dies 
nicht zulässig ist. Rechtlich steht das auf sehr wackeligen Beinen und ich glaube nicht, dass 
das halten wird. 

Zu den Punkten 3 und 4 frage ich mich: Kennt Ihr keine AsylwerberInnen die Stress bekom
men, weil sie irgendwo in einem Deutschkurs unterkommen wollen? Die Wartezeiten in 
manchen Institutionen sind doch ein bisschen beträchtlich. Wenn die den Kurs nicht machen, 
dann haben sie mit Kürzungen zu rechnen. Das ist jetzt schon Realität. Wozu dann dieser 
Antrag, wenn es wirklich darum geht, finanzielle Mittel zu sparen. Wir haben mit der Oxfam 
Studie letzte Woche gesehen, dass wir in Österreich ein Verteilungsproblem haben und nicht 
nur in Österreich, sondern weltweit. Wenn dann oft argumentiert wird, dass sich das Arbeiten 
nicht mehr auszahlt, dann sollte man einen vernünftigen Mindestlohn einführen, damit sich 
das Arbeiten wieder auszahlt. (Beifall Die Grünen)

Es gibt ein paar Vorschläge, wie man mit dem umgehen kann. Österreich ist ein Hochsteuerland 
auf Arbeit und eine Steueroase für Vermögende. Ich glaube, liebe ÖVP, Ihr seid da sehr lange 
am Ruder und am Zug und beherrscht das Finanzministerium sehr lange. Ich glaube, es 
liegt schon an Euch, in dieser Verteilungsgerechtigkeit einmal aktiv zu werden und nicht 
nur bei den Schwächsten und bei den Ärmsten zu sparen. (Beifall Die Grünen) Runter mit 
Steuern auf Arbeit und rauf mit Steuern auf Vermögen. Das ist ein Vorschlag. (Beifall Die 
Grünen) Wenn es darum geht, die Flüchtlingsströme einzudämmen, können wir in Österreich 
das Problem nicht lösen. Wer stellt den Außenminister? Zu wem gehört Sebastian Kurz. Es 
wird immer nur geredet. Wo sind die Hotspots an den Außengrenzen von Österreich? Wo ist 
die Aktivität vom Herrn Kurz. Redet er nur und ist nur in den Medien präsent oder passiert 
da auch etwas? Was ist mit der Verteilung? Natürlich sind wir der Meinung, dass Österreich 
in der Flüchtlingsproblematik sehr stark belastet wird und es natürlich Sinn macht, wenn 
Flüchtlinge innerhalb der Europäischen Union gleichmäßig aufgeteilt werden. Wenn sich 
Mitgliedsstaaten weigern, dann muss man sich etwas einfallen lassen, wie beispielsweise 
Kompensationszahlungen in einen Fond, die Ländern zugutekommen, die aktiv und bemüht 
sind. Die ÖVP kann sich dafür sehr stark einsetzen, weil sie auf europäischer Ebene auch 
eine der stärksten Fraktionen ist. 

Wir können natürlich auch die Asylverfahren beschleunigen, aber dafür brauchen wir ein 
bisschen mehr Personal, wenn man das wirklich ernst meint. Wir unterstützen das natürlich, 
wenn Menschen ein rechtskräftig negatives Asylurteil haben, dass die in die jeweiligen Länder 
zurückgeführt werden. Aber dann sollte  die ÖVP Gespräche beispielweise mit Marokko oder 
anderen Ländern wegen Rückkehrübereinkommen führen. Macht gefälligst eure Arbeit und 
wälzt es nicht auf die Ärmsten der Armen in der Gesellschaft ab. (Beifall Die Grünen)
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Die ÖVP verhält sich hier frei nach dem Matthäus Evangelium: ‚Denn wer da hat, dem 
wird gegeben, und er wird die Fülle haben; wer aber nicht hat, dem wird auch, was er hat, 
genommen werden.‘“ (Beifall Die Grünen)

Gemeinderat Pühringer:
„Nach dem Schreiduell der Kollegin von den Grünen bin ich relativ eingeschüchtert. 
(Heiterkeit, Beifall FPÖ) Ich werde mich natürlich kurz halten. Ich möchte mich bei der ÖVP 
dahingehend bedanken, dass sie unseren Antrag im Landtag mit unterstützt hat. Wie wir 
hoffentlich alle wissen, ist das heute im Landtag durchgegangen. Ein gemeinsamer Antrag 
von ÖVP und FPÖ. (Beifall FPÖ) Danke noch einmal. Wir werden natürlich diesem Antrag 
zustimmen. Danke.“

Gemeinderat Schilchegger zur tatsächlichen Berichtigung:
„Meine Damen und Herren des Gemeinderates, eine Berichtigung zu dem, was vorher 
immer von Seiten der Grünen behauptet wurde, sowohl zum vorigen Antrag von uns, als 
zum jetzigen, dass das alles rechtlich nicht zulässig sei und es irgendwelche Urteile vom 
Verfassungsgerichtshof gibt. 

Erstens, gibt es, wenn überhaupt, ein Erkenntnis vom Verfassungsgerichtshof, zweitens, halte 
ich beides für falsch. Das sage ich jetzt als geprüfter Rechtsanwalt. Ich nehme schon an, 
dass ich ein bisschen etwas von der Materie verstehe, gerade was das Verfassungsrecht und 
Unionsrecht betrifft und auch was das österreichische Recht betrifft. Das ist alles nicht so, 
dass man gleich sagen kann, das ist rechtswidrig. Diese Entscheidungen gibt es nicht. 

Selbst wenn es wirklich richtig wäre, dass irgendeine Rechtsnorm dem widerspricht, dann hat 
es die jeweilige Ebene in der Hand, genau diese Rechtsnormen wieder zu beseitigen. Dieses 
unabänderliche Recht, dass jemand 2000 Euro an Grundeinkommen oder an Mindestsicherung 
hat, das gibt es nicht. Es gibt auch kein Recht darauf, dass irgendwelche Unionsbürger, die 
nach Österreich kommen, nicht nach dem Herkunftsland behandelt werden, sondern nach 
dem Bestimmungsland. Das ist nicht richtig, was Sie sagen. Da können Sie auch nachlesen. 

Prof. Doralt hat einmal einen Artikel in der Presse im Rechtspanorama geschrieben, der 
genau das bestätigt. Der sagt sogar, nach dem Gleichheitssatz ist das sogar rechtlich geboten, 
dass man Ungleiches ungleich behandelt und dass rumänische Mindestsicherungsbezieher, 
die ihr Geld in die Heimat schicken, natürlich dann nicht begünstigt sein können, weil das 
Preisniveau in Rumänien sehr viel niedriger ist. Soviel dazu. Das ist genau andersrum, als 
Sie immer gesagt haben. Also führen Sie die Leute im Gemeinderat nicht mit irgendwelchen 
vagen Aussagen zur Rechtslage in die Irre. Danke.“ (Beifall FPÖ)

Stadträtin Hörzing:
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, ich ersuche Sie, mir 
noch ein bisschen zuzuhören. Ich versuche, die Geduld des hohen Gemeinderates nicht 
überzustrapazieren, aber ich glaube, einige wesentliche Dinge muss man trotzdem aufgreifen. 

Wenn im Vorfeld Herr Kollege Pühringer meint und sich darüber freut, dass das auf Landesebene 
zwischen ÖVP und FPÖ beschlossen worden ist, dann sage ich Gratulation. Dann findet diese 
Koalition auf Landesebene anscheinend auf den Linzer Gemeinderat seinen Niederschlag und es 
werden diese Themen da aufgegriffen. Diese Koalition dürfte weitergehend sein, als nur im Landtag. 
Ich möchte darauf hinweisen, der Dringlichkeitsantrag bezieht sich darauf, Verschärfungen bei der 
bedarfsorientierten Mindestsicherung angesichts der gegenwärtigen Zuwanderungsproblematik 
aufzugreifen. Wenn das Thema ist, frage ich mich, ob man die Vergangenheit ausgeblendet hat.
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Die Entwicklung der bedarfsorientierten Mindestsicherung ist schon seit 2011 im Steigen 
begriffen. Der Grund dafür ist eine Erhöhung der Arbeitslosigkeit – das hat Herr Kon
trollamtsdirektor Dr. Schönberger heute ausgeführt, welche Entwicklungen sich in Österreich 
seit dem Jahr 2011 bis jetzt 2015 bemerkbar gemacht haben -, und das ist natürlich leider 
auch in Linz der Fall. Viele BezieherInnen der bedarfsorientierten Mindestsicherung haben 
Zuzahlungen, obwohl sie berufstätig sind. Ich glaube, das ist die wahre Brisanz und die 
wahre Problematik, die wir in diesem Bereich zu berücksichtigen haben. 

Wenn die Familienpartei ÖVP tatsächlich bei Familien mit Kindern einen Deckel einziehen 
will, dann frage ich mich wirklich, ob sie sich von vielen ihrer Identifikationen verabschiedet, 
die Sie in der Vergangenheit hatte. Das macht mir wirklich Sorgen. Die HauptbezieherInnen der 
bedarfsorientierten Mindestsicherung - das lässt sich in meiner Pressekonferenz gut nachlesen -, sind 
zu 52 Prozent weiblich. Jeder dritte Betroffene ist jünger als 18 Jahre. Die Hälfte der BezieherInnen 
sind, wie gesagt, diese Bedarfsgemeinschaften. Die Gruppe ohne Einkommen ist deswegen so hoch 
und hat sich nach oben entwickelt, weil die unversorgten Minderjährigen dabei sind. 

Man muss sich ganz genau ansehen, wodurch der Anstieg tatsächlich begründet ist. Von 
2011 bis 2015 haben sich leider auch die Einzelpersonen verdoppelt, aber genau dasselbe 
Phänomen tritt bei Alleinerzieherinnen mit Kindern auf und bei Paaren mit Kindern, auch 
hier hat sich die Anzahl mehr als verdoppelt. Ich glaube, man muss das wirklich sehr genau 
betrachten. Wenn aufgrund von geringem Unterhalt Zuzahlungen geleistet werden, hat sich 
das in den letzten vier Jahren verdreifacht. Bei geringem Einkommen hat sich der Anstieg 
verdreifacht. Wenn man beschäftigt ist und der Verdienst unter dieser Einkommensgrenze 
liegt, hat man auch Anspruch auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung. Ich glaube, das 
sind die wirklichen Probleme, mit denen wir zu kämpfen haben. Da müssen wir ansetzen. Das 
Thema der PensionistInnen, die AusgleichszulagenrichtsatzbezieherInnen sind, haben wir im 
Vorfeld schon diskutiert. Das ist genauso dramatisch. Das ist natürlich auch begründet. 

Wenn ich Berufsunterbrechungen habe, wenn ich in Berufen mit sehr geringem Einkommen 
tätig war, dann sind wir genau in dieser Diskussion. Aber man muss sauber argumentieren 
und diskutieren, weil es natürlich Unterschiede gibt. Ich möchte nicht die eine Gruppe gegen 
die andere aufwägen oder sagen, da braucht es mehr, da braucht es weniger. Ich glaube, es 
geht grundsätzlich darum, dass die Menschen, die unsere Hilfe brauchen, von uns solidarisch 
behandelt werden sollen, ob das die Gruppe der PensionistInnen ist oder die Gruppe der 
Arbeitslosen, die in vielen Bereichen sehr gerne arbeiten gehen, aber trotzdem zu wenig 
verdienen oder arbeiten wollen, aber keine Arbeit bekommen. Auf diese Problematik sollten 
wir uns konzentrieren. Ich würde Sie einladen, dass wir das gemeinsam tun. 

Das Thema der bedarfsorientierten Mindestsicherung trifft in Oberösterreich gerade 
Statutarstädte sehr stark, weil es keine Entlastung bei den Gemeinden gibt. Das geht nur 
im Rahmen eines Finanzausgleiches, das würden wir uns wünschen, damit wir tatsächlich 
eine Gleichbehandlung mit vielen anderen Bundesländern haben. In ganz Österreich haben 
wir durchaus noch unterschiedliche Zugänge, wie das gehandhabt wird. Ich würde ersuchen, 
dass sich die ÖVP ein bisschen darauf besinnt, dass sie eine Familienpartei ist. Es sind Paare 
mit Kindern und AlleinerzieherInnen betroffen. Wir ersuchen, das verstärkt in den Fokus zu 
nehmen und nicht Gruppen gegeneinander ausspielt. Das wäre mir sehr wichtig und das 
würde ich mir wünschen. Wir werden uns der Stimme enthalten.“ (Beifall SPÖ)

Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort.

Gemeinderat Mag. Hajart:
„Ich hätte eine prägnante Einleitung gehabt, allerdings ist die Diskussion etwas ausgeweitet 
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geführt worden, daher ist mein Schlusswort etwas Umfassender. Ich bitte um Entschuldigung, 
aber es ist notwendig. 

Ich fange am besten bei Frau Kollegin Hörzing an, die sagt, ja, gehen wir sauber heran. Das 
waren Ihre Worte. Das fordern wir von Ihnen ein. Wir fordern von Ihnen ein, eine saubere 
Statistik vorzulegen, wie sich die unterschiedlichen Beziehergruppen entwickeln, weil 
genau das ist das Thema. (Zwischenrufe) Aber es bezieht sich auf dieselbe Problematik. 
(Zwischenrufe) Frau Kollegin Hörzing hat gerade einige Zahlen genannt, aber die wesentliche 
hat sie nicht genannt, nämlich wie viele subsidiär Schutzbedürftige und wie viele anerkannte 
Flüchtlinge sich in der bedarfsorientierten Mindestsicherung befinden, welcher Anteil das ist 
und wie sich dieser im Laufe der Zeit entwickelt hat. Wir haben in diesem Bereich eine riesen 
Herausforderung. 

In der Vergangenheit war es so, diese Aufzahlungen, die Sie treffenderweise angeführt haben, 
sind eine Problematik. Die bestehen allerdings schon seit längerer Zeit. In den letzten Jahren 
hatten wir dann das Problem aufgrund der problematischen wirtschaftlichen Situation im 
Gesamten, dass auch Arbeitslose dazugekommen sind. Daher hat sich die bedarfsorientierte 
Mindestsicherung in Summe erhöht. Jetzt haben wir diese riesen Herausforderung mit 
den Flüchtlingen. Sobald diese den Status ‚anerkannte Flüchtlinge und subsidiär Schutz
berechtigte‘ erhalten, haben wir ein riesen Thema, was die Kosten betrifft. Das hat Dr. 
Schönberger in seinem Bericht des Rechnungsabschlusses festgeschrieben, da wird etwas 
auf uns zukommen. Genau da wollen wir als ÖVP-Linz ansetzen. 

Zur Kollegin Hartig: In Ihren Argumenten wurde vieles vermischt. Sie bezogen sich auf die 
Außenpolitik, dann wieder auf die Mindestsicherung, dann wieder auf die Innenpolitik….

Zwischenruf Gemeinderätin Hartig:
„Geht es hier um die Flüchtlinge?“

Gemeinderat Mag. Hajart weiter:
Auf die Flüchtlinge auch, ja, und auf Matthäus. (Zwischenrufe) Ich glaube, man muss diese 
Themen explizit auseinander halten, um die Diskussion ehrlich führen zu können. Ich möchte 
gar nicht auf die einzelnen ideologischen Punkte eingehen, da haben wir unterschiedliche 
Standpunkte, das ist legitim. Zu den Sachleistungen haben Sie die Frage gestellt, was 
stellen Sie sich vor, liebe ÖVP? Das waren Ihre Worte. Wir stellen uns Sachleistungen in 
den Bereichen Wohnen, Strom, Deutschkurse, Lebensmittel usw. vor. Das sind diese ganzen 
lebensnotwendigen Bedürfnisse. Hier sollte man, unserer Ansicht nach, ansetzen und gezielt 
mit Sachleistungen arbeiten, damit die Leistungen dort ankommen, wo sie ankommen 
sollen, und nicht in irgendwelchen anderen Kanälen. Das bitte nicht als pauschale Aussage 
verwenden, aber dem sollte man vorbauen. 

Sie kritisieren auch, dass die Regierung nicht handelt. Gleichzeitig höre ich aber immer 
Kritik, wenn gehandelt wird und Probleme angegangen werden. Da beißt sich die Katze in 
den Schwanz. Ich weiß, natürlich muss man als Opposition wieder das kritisieren, wenn 
etwas anderes gemacht wird . So richtig konsequent, ist das meines Erachtens nicht. 

Ich darf daher, weil es dringende Probleme und die Herausforderungen sehr groß sind, 
nochmals an Sie appellieren, bitte unterstützen Sie diese Resolution an den Bund, was die 
Artikel 15a B-VG-Vereinbarung zur bedarfsorientierten Mindestsicherung betrifft. Es wäre 
extrem wichtig, dass hier Maßnahmen gesetzt werden. Danke.“ (Beifall ÖVP)

Der Vorsitzende lässt nun über den Antrag abstimmen.
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Der Antrag wird bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPÖ (19) und NEOS (3) sowie 
bei Gegenstimmen der Fraktion Die Grünen (9) und Gemeinderätin Mag.a Grünn, KPÖ, mit 
Stimmenmehrheit abgelehnt.

Die Tagesordnung der 4. Sitzung des Gemeinderates ist damit erledigt.

Bürgermeister Luger dankt für die Mitarbeit und schließt die Sitzung.

Ende der Sitzung: 21.25 Uhr



147



148

Postentgelt bar bezahlt

Diese Amtsblatt-Beilage wurde auf umweltfreundlichem Papier hergestellt.

Medieninhaber und Herausgeber: Magistrat Linz. Redaktion: Petra Amesberger, Präsidium, Hauptplatz 1, 4041 
Linz, Tel. 7070-1137; Abteilungsleiter Präsidium: MMag. Andreas Atzgerstorfer; Medienhersteller: Magistrat 
Linz;


